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(Beginn um 9.02 Uhr.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Werte Kolleginnen und Kollegen!

Ich darf die 34. Sitzung des Wiener Gemeinderats für eröffnet erklären.

Entschuldigt ist bis Mittag Herr GR Kenesei. 

Wir kommen somit zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP/04652/2003/0002-KGR/GM) erfolgte von Frau GRin Dr Sigrid Pilz und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen gerichtet: Die Versorgung der nierenkranken Patientinnen und Patienten ist chronisch mangelhaft. Es gibt viel zu wenig Hämodialyseplätze in Wien. Warum gehen Sie, Frau Stadträtin Dr Pittermann, wissentlich das Risiko ein, dass Menschen durch diesen Notstand Schaden an Leben und Gesundheit nehmen?

Ich bitte um Beantwortung. (Unruhe im Sitzungssaal) Meine Damen und Herren, ich nehme an, dass Sie alle sehr interessiert sind, was die Frau amtsführende Stadträtin zu sagen hat. Ich bitte, den Lärmpegel etwas zu reduzieren. Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Vorsitzender! Frau Gemeinderätin! Geschätzte Damen und Herren!

Von einem Notstand im Bereich der Dialysesituation kann man nicht sprechen, wiewohl die Situation angespannt ist, das ist sie aber auch durch verschiedene Ursachen. Vergessen wir nicht, dass die Indikation zur chronischen Dialyse in den letzten Jahren laufend erweitert wurde. Es gibt jetzt viel mehr Menschen, die die Spätfolgen des Diabetes mellitus erleben, eben durch bessere Einstellung - das war früher nicht der Fall - und es wird dann dialysiert. Sie haben aber ebenso Patienten mit Malignomen, die nun dialysiert werden. Es war früher Grundkonsens, dass Malignom-Patienten - und da möchte ich gerade auf mein eigenes Fachgebiet eingehen, das ist der Bereich der Hämatologie -, vor allem die Myelom-Patienten, die früher auch bei myelombedingtem Nierenversagen, was eine sehr häufige Komplikation ist, einfach nicht dialysiert wurden. Es wurde als gegeben angenommen, dass man an Nierenversagen, bedingt durch das Myelom, stirbt. Seit einigen Jahren ist man dazu übergegangen, auch diese Patienten zu dialysieren. Dadurch wurde diese Situation enger.

Wir haben in Wien an Hämodialyse-Plätzen im Wilhelminenspital 20, es können dort 120 Patientinnen betreut werden, im Krankenhaus Lainz sind es derzeit 8, es werden 48 Patienten betreut, in der Krankenanstalt Rudolfstiftung handelt es sich um 16 Plätze mit 96 Patienten, im SMZ Ost gibt es derzeit 8 Plätze mit 48 Patienten, im Kaiser-Franz-Josef-Spital 6 Plätze mit 36 Patienten und im Allgemeinen Krankenhaus 28 Plätze und168 PatientInnen. 

Heraus sticht das Hanusch-Krankenhaus mit 20 Plätzen, wo 80 Patienten betreut werden, da im Krankenanstaltenverbund überall mindestens ein 3-Schicht-Betrieb gefahren wird, im Hanusch-Krankenhaus aber derzeit nur ein 2-Schicht-Betrieb. 

Ich bin in Verhandlung mit Obmann Bittner, der den Wunsch geäußert hat, er sei bereit zum 3-Schicht-Betrieb, möchte aber den § 56 Abs. 3 des Wiener Krankenanstaltengesetzes geändert wissen, weil er sagt, er müsse dann auch Nicht-Wiener Patienten behandeln und habe dafür keine Abgangsdeckung. 

Es gibt auch eine Sollvorgabe des ÖKAP und des Wiener Krankenanstaltenplanes. Diese beziehen sich jetzt noch auf die zu erweiternden Plätze im Kaiser-Franz-Josef-Spital - die sollen ja um sechs Plätze erweitert werden - und dann ist noch an die Erweiterung um drei Plätze im Wilhelminenspital und in der Krankenanstalt Rudolfstiftung gedacht.

Ich habe sowohl an den Krankenanstaltenverbund als auch an den Bereichsleiter den Auftrag gegeben, dass sie weiter auf die chronische Dialyse achten - auch im Hinblick auf Indikationserweiterung - und Pläne erstellen müssen, wie wir die Dialyseplätze noch weiter ausbauen können.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Dankeschön. Erste Zusatzfrage, Frau Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! 

Ich bin wirklich fassungslos, dass Sie angesichts eines Notstandes, der nicht zu diskutieren ist, weil er gegeben ist, meinen, es gäbe keinen. 

Sie haben jetzt eben gesagt, man könne nicht von einem Mangel sprechen. Der Mangel ist himmelschreiend! 

Der Mangel ist himmelschreiend, und da braucht es nicht die Opposition, um das zu konstatieren. Ich lese Ihnen einen Aktenvermerk vor, den das Allgemeine Krankenhaus im April 2000 verfasst und am 24. April 2000 an den Herrn Direktor Kaspar und an Sie, Frau Stadträtin, geschickt hat. Seither hat sich aber nichts geändert. Da heißt es: "Die Kapazitäten des AKH sind unverändert völlig erschöpft". Und weiter heißt es: "Patienten werden zu spät andialysiert." 

Ihnen als Medizinerin muss ich nicht erklären, was es heißt, wenn ein Patient zu spät in die Dialyse kommt, er bekommt nämlich Urämie, das heißt Harnvergiftung. 

Und wenn die Damen und Herren ein bisschen mehr aufpassten, dann kämen sie drauf, dass das was Schlimmes ist, was Lebensbedrohendes.

Und weiters heißt es in diesen Aktenvermerk: "Die Nachtschicht ist ethisch und medizinisch nur absolut kurzfristig als Notmaßnahme akzeptabel“ und das AKH gesteht ein, dass die vierte Schicht, die sie seit Jahren fahren, in Österreich und im deutschsprachigen Raum absolut einmalig ist.

Frau Stadträtin, es werden Patienten zu spät andialysiert, sie kommen dadurch in eine lebensgefährliche Situation und Sie sprechen davon, dass es keinen Notstand gibt. Wie können Sie so eine Situation verantworten? 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Also das verspätete andialysieren ist auch eine Frage, ab welchem Zeitpunkt man zu dialysieren beginnt. Ich kenne viele Patienten, die sehr lange auch die Dialyse hinauszögern. Die Urämie haben sie ja bereits vorher, wenn Sie dort auch gemeldet sind. Sie wissen auch, dass es abhängig ist von Transplantationsmöglichkeiten, wie viele Patienten es gibt, es ist ein stetiger Fluss der Patientenschaft, bei wie vielen es zu einer Abstoßung kommt und wie viele dann dialysiert werden müssen. 

Sie kennen die Raumsituation im AKH, wo ja der Umbau der Dialyseeinheit und der Knochenmarkstransplantationseinheit erfolgen soll, die Bund und Stadt Wien ja miteinander führen, das ist Ihnen ja alles bekannt. Und wie gesagt, es müssen eben diese baulichen Veränderungen gegeben sein und wir haben auch hier wieder die Patienten, die nicht nach Wien gehören. 

Niederösterreich hat gesagt, sie bauen die Dialysemöglichkeiten in Mistelbach, in Baden und in Wiener Neustadt aus. Auch dann entlastet sich die Situation. Wie gesagt, es hilft nicht, nur die Geräte anzuschaffen, es sind auch nötige bauliche Maßnahmen dafür vorzusehen und es wird auch laufend erweitert.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die zweite Zusatzfrage, Herr GR Dr Hahn.

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Nun muss man ja eingestehen, dass das Problem des Engpasses in der Dialyse  relativ vorhersehbar ist, weil das ja nicht wie eine Viruserkrankung plötzlich ausbricht, sondern es gibt, wie Sie selbst gesagt haben, Trends, die man erkennt.

Meine Frage an Sie, ganz grundsätzlich: Wie erfolgt in Ihrem Bereich die Planung von der Analyse, vom Erkennen einer Situation zur Umsetzung und zur Behandlung dieses Problems im wahrsten Sinne. Das ist Punkt Eins. 

Und Punkt Zwei: Es gibt heutzutage im Bereich der Dialyse sehr wohl die Möglichkeit, vermehrt diese Behandlung auch - wenn es für den Patienten möglich ist - zu Hause durchzuführen und hier glaube ich, haben wir in Wien noch eine Reihe von Möglichkeiten, weil einige Häuser, wie die Rudolfstiftung oder das Hanusch-Spital, derartige Behandlungsmöglichkeiten zu Hause noch nicht durchführen. Werden Sie sich bemühen, dass es in nächster Zeit auch in diesen Häusern Angebote gibt, diese Behandlung, soweit es für den Patienten möglich ist, auch zu Hause durchzuführen?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Gemeinderat!

Ich nehme an, Sie meinen die chronische Peritonialdialyse. Es ist gedacht, diese auszuweiten. Aber wie gesagt, das ist auch nur zum Teil möglich, weil für die Geräte daheim die Stadt Wien nicht zuständig ist, sondern es liegt in der Kompetenz des Hauptverbandes. 

Es ist auch mein Bemühen, dass die Wiener Gebietskrankenkasse im Hanusch-Krankenhaus die dritte Schicht einführt, denn dann entspannt sich auch die Situation massiv. Wie gesagt, das ist eben in Verhandlung gemäß § 56, chronische Dialyse. 

Und für die Erweiterung der chronischen Peritonialdialyse bin ich absolut, weil es sicher für die Betroffenen in vielen Fällen angenehmer ist, sich daheim dialysieren zu können, als immer, oder drei Mal wöchentlich, dafür das Spital aufzusuchen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die dritte Zusatzfrage, Herr Mag Kowarik!

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Sie haben ja festgestellt, dass hier in Wien die Absicht besteht, in den diversen Spitälern neue Plätze für die Dialyse zu schaffen. Trotzdem muss man feststellen, das es sicherlich auch in der nächsten Zeit noch zu wenig Plätze sein werden, und es ist meiner Ansicht nach eigentlich unhaltbar, dass eine sogenannte vierte Schicht im Allgemeinen Krankenhaus gefahren werden muss, was weder für die Mitarbeiter noch für den Patienten erträglich ist. Es ist jetzt ganz kurz die Möglichkeit angesprochen worden, dass diese Dialyse auch zu Hause durchgeführt wird. Und dies scheitert meiner Ansicht nach daran, dass einerseits die Ärzte das nicht durchführen wollen und andererseits auch die Kosten nicht entsprechend gedeckt sind.

Und meine Frage ist: Wären Sie bereit, hier eingehende Verhandlungen mit der Krankenkassa zu führen, um in einem großen Ausmaß diese Dialyse zu Hause zu ermöglichen?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin!

StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Gemeinderat!

Natürlich führen wir laufend Verhandlungen, nur kann ich der Krankenkassa als Stadträtin von Wien nicht vorschreiben, welche Kosten sie übernimmt. Ich finde aber die chronische Peritonialdialyse für einen sehr guten und sehr gangbaren Weg. In einigen Spitälern Wiens wird das auch breiter forciert, in manchen weniger. Das hängt wahrscheinlich auch von der fachlichen Einstellung dazu, und von den Kollegen ab, die man auch nicht bevormunden kann, welchen medizinischen Weg sie zu gehen haben. 

Ich bin nicht die Oberärztin von Wien, die noch dazu in einem fachfremden Gebiet sagt, so muss behandelt werden, denn das ist zum Teil die Freiheit der Behandlung, die jeder im Rahmen seines Wissens hat. Ich bin aber absolut für den Ausbau der Peritonialdialyse, weil ich sie für sehr patientengerecht halte. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Letzte Zusatzfrage, Frau Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Für die Politik der Gebietskrankenkassa sind Sie nicht zuständig, aber für die Politik in Ihren eigenen Häusern des Krankenanstaltenverbundes, und da wurde auch schon gewarnt. Gewarnt vor dieser Mangelsituation, und zwar vom Präsidenten der Österreichischen Gesellschaft für Nephrologie, Herrn Prof Holzer. Der hat an den zuständigen Direktor im Krankenanstaltenverbund, Herrn Dr Kaspar ein Mail geschickt, in dem er seiner tiefen Sorge um die Behandlungsqualität und seiner Besorgnis um die langjährige Mangelsituation Ausdruck verleiht und meint, dass zumindest 35 Behandlungsplätze in Wien fehlen und dass es für dieses vital bedrohliche Krankheitsbild eine ausreichende Versorgung geben soll. 

Das lässt ja an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig und das ist ja wohl ein Experte. Herr Dr Kaspar stimmt dem auch zu, er sagt, auch er mache sich große Sorgen um die Versorgung der Nierenkranken, und er lehnt auch eine vierte Schicht aus medizinischen Gründen ab. Wir sind uns ja einig, gleichwohl ist die vierte Schicht im SMZ-Ost und im AKH Faktum und es bedeutet eine große Belastung für die Kranken. 

Wann, Frau Stadträtin, ist damit zu rechnen, dass die vierte Schicht aus all diesen Gründen abgeschafft wird und die Betreuung anderweitig gewährleistet wird?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Gemeinderätin!

Wie gesagt, es laufen Verhandlungen mit der Kassa, die dritte Schicht einzuführen, was bereits eine große Erleichterung wäre. Ich habe darauf hingewiesen, dass Niederösterreich seine Plätze erweitert. Wir haben in Wien doch einige Patienten aus Niederösterreich und daher wird das dann zu einer massiven Erleichterung führen. Im Wilhelminenspital sind 7 Prozent Anteil niederösterreichischer Patienten, im Krankenhaus Lainz 15 Prozent, in der Rudolfstiftung 10 Prozent, im SMZ-Ost 12 Prozent, im Franz-Josef-Spital, das eine sehr starke Regionalversorgung hat, nur 2,8 Prozent und im Allgemeinen Krankenhaus 8 bis 10 Prozent. 

Es besteht der dringende Wunsch von mir - und ich habe das beim Herrn Generaldirektor-Stellvertreter deponiert -, dass raschest die Situation der 3. Medizi-nischen Abteilung in Lainz insgesamt auch baulich verbessert werden muss und im Zuge dessen weitere Dialyseplätze auszubauen sind. Innerhalb des AKH wird verhandelt - weil ja diese alte Einrichtung außerhalb des Zentralkrankenhauses ist -, wie man baulich verbessern kann, um die Plätze zu erweitern. Für die Rudolfstiftung bestehen Pläne, nur ist es auch innerhalb des Haupthauses nicht möglich und muss nach außen getragen werden. Auch da soll massiv vergrößert werden und, wie gesagt, das innerhalb der nächsten zwei Jahre.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. 

Auch die 2. Anfrage (FSP/04654/2003/0003-KVP/GM) ist an die Frau Stadträtin gerichtet und der Fragesteller ist Herr GR Dr Johannes Hahn: Welche Akutmaßnahmen setzen Sie, um sicherzustellen, dass in Wien die Mortalitätsrate von Kindern nach schweren Herzoperationen nicht massiv höher ist als in anderen Bundesländern?

Ich bitte um Beantwortung.

StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Gemeinderat!

Ich nehme an, Sie beziehen sich auf dieses Buch. Es hat ein bisschen Unruhe im AKH hervorgerufen. Es hat die Herzabteilung, die Herzchirurgie massiv dagegen protestiert und gesagt, es würden verschiedene Zahlen miteinander verglichen. Es liegen derzeit keine wissenschaftlich unumstrittenen Daten vor, die belegen, dass die Wiener Kinder oder die in Wien operierten Kinder schlechter dran sind, weil wir eine höhere Mortalität als in Restösterreich haben. 

Ich habe auch verlangt, dass man mir die Daten vorlegt, denn nur dann könnte man etwas darüber aussagen, welcher Art die Operationen und welcher Art die Todesursachen waren, denn Herzoperation ist nicht gleich Herzoperation. Wenn jemand eine sehr komplizierte Fehlbildung operiert, hat er eine andere Chance als derjenige, der leichtere Herzfehler operiert.

Es ist von mir der Auftrag an die beteiligten Abteilungen im AKH ergangen, das ist die Kinderabteilung und die Herzabteilung, gemeinsam mit dem ÖBIG wirklich gesicherte Daten zu bringen. Es gehört auch ein Register aufgebaut und Sie wissen ja, dass mir die medizinische Qualitätssicherung enorm wichtig ist, weil alles, was wir an Qualitätsprozess, Management und Sicherung haben, betrifft Randerscheinungen, aber niemals den medizinischen Outcome, den sie ja praktisch immer nur auf Kongressen vergleichen. Für mich ist entscheidend - und das habe ich schon, als ich noch im Parlament war, auch mit Staatssekretär Wanek besprochen -, dass wir dafür Programme haben sollten, wie wir die Überlebensqualität, die Fehlerquote und die Risken vergleichen, so wie wir es eben bei großen Kongressen immer tun um zu wissen, wie gut sind wir. 

Die Kinderkardiologie wird derzeit interimistisch von Frau Prof Dr Salzer-Muhar geleitet, die sich ebenfalls entschieden dagegen wehrt, dass in Wien mehr Kinder an Herzoperationen sterben. 

Ich habe eine internationale Vergleichsziffer, in der 46 Kinderherzzentren verglichen wurden. Das war von der Europäischen Gesellschaft für Herz-Thorax-Chirurgie und da gibt es bei 13 939 operierten Kindern 743 Todes-fälle, das entspricht 5,3 Prozent. Im AKH Wien sind in diesem Zeitraum, das ist Jänner 2000 bis Mai 2003, von 479 operierten Kindern 22 gestorben, das entspricht einer Todesrate von 4,6 Prozent. Also damit hat mir die Herz-Thorax-Chirurgie gezeigt, dass sie im Vergleich nicht schlechter als die anderen liegen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. 

Die erste Zusatzfrage, Herr Dr Hahn.

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, Frau Stadträtin!

Ich kenne diese aggredierten Daten. Dort sind wir im internationalen Vergleich zumindestens im Mittelfeld, sogar leicht darüber. Fakt ist jedoch - und das war ja der Gegenstand der Debatte im Zuge dieser Buchpräsentation -, dass speziell bei den Herzoperationen zum Zeitpunkt gleich nach der Geburt oder innerhalb des ersten Jahres, die auch besonders schwer sind und wo auch Herz-Lungen-Maschinen zum Einsatz kommen - da gibt es eine Aufschlüsselung und ich gehe aber auch davon aus, Frau Stadträtin, dass Sie diese Zahlen auch haben -, dass es also bei diesen Neugeborenen-Operationen mit Herz-Lungen-Maschine so ist, dass wir in Linz eine Mortalitätsrate von 12,18 Prozent haben, in Wien von 27,91 und in Graz von 30,0. Also Wien und Graz sind etwa gleich und weit als doppelt so schlecht wie Linz, wobei die Linzer in absoluten Zahlen in den letzten Jahren 156 Operationen gemacht haben, die Wiener 86 und die Grazer 20. Und bei den Operationen mit Herz-Lungen-Maschinen an Kindern unter einem Jahr ist auch hier die Mortalitätsrate in Linz 6,7 Prozent, in Wien 11,86 und in Graz 12,50. Also ist auch hier ein erkennbarer Trend oder eine Aussage zu erkennen, dass die Linzer deutlich besser sind und auch, was die absoluten Zahlen anbelangt, mit 418 Operationen gegenüber 236 in Wien und 104 in Graz, deutlich besser liegen. Es ist auch in der einschlägigen Szene ein offenes Geheimnis, dass man mit schwierigen Fällen - soweit man das tun kann - nach Linz geht. Also, dieses Zahlen- und Datenmaterial zeigt ja in der Tat, dass es ganz offenkundig Probleme im AKH, Graz ist jetzt nicht unser Thema, aber Probleme im AKH in Wien in diesem Bereich gibt und da würde mich interessieren, wie Sie mit diesen Erkenntnissen als zuständige Stadträtin umgehen. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Gemeinderat!

Ich will, wie gesagt, auch die genauen Diagnosen sehen und nur dann kann man entscheidend etwas sagen. Dass Linz sehr gut sein soll, habe auch ich vorher gehört, dass Graz und Innsbruck vor allem, Kinder ins Ausland geschickt haben, ist auch bekannt, dadurch haben sie auch wesentlich weniger zu operieren. Also, die Innsbrucker fahren vor allem nach München, aber die Grazer haben, glaube ich, die Kinder bis Brüssel geschickt, also sehr sehr weit. Linz gilt in der Medizin als sehr gut und es gab ja auch Interessen von Wien, die Linzer Kardiologen an die Universität zu berufen. Es ist ja noch das Ausschreibungsverfahren für die Kinderkardiologie im Laufen und es war auch irgendwie erwünscht, dass man sich eventuell auch den Chirurgen nach Wien holt. Ich werde mit dem jetzigen Rektor und früheren Dekan sprechen, wie er die Sache sieht. 

Nur, wie gesagt, ich muss schon Details kennen. Wenn ich nicht genau weiß, warum und was war bei den Kindern, ist schwer etwas zu sagen, aber die hohe Qualität der Linzer kardio-chirurgischen Versorgung ist auch mir bekannt.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die zweite Zusatzfrage, Herr Mag Kowarik.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Es ist dramatisch, wenn diese Buchautoren behaupten können, dass im Osten Österreichs 80 Kinder verstorben seien, weil sie hier operiert worden sind und nicht im Westen. Und weiters muss man es wirklich als dramatisch bezeichnen, wenn die postoperative Sterberate bei Kindern mit Herzfehlern im Osten doppelt so hoch ist wie im Westen Österreichs. Und es wird ja meiner Ansicht nach nicht nur darauf zurückzuführen sein, wie die Einrichtung dieser diversen Operationsvorrichtungen ist, wie die Ärzte sind und so weiter, sondern die Autoren stellen ganz klar fest, dass es auch ein Mangel an Pflegepersonal ist, der dazu führt, dass diese schwerst kranken Kinder hier im Osten Österreichs eine höhere Sterblichkeitsrate als im Westen haben. Und ich frage nun, werden Sie sich dafür einsetzen, dass dieser Pflegemangel gerade bei diesen Abteilungen behoben wird, sodass auch wir hier international reüssieren können. 

Vorsitzender GR Günther Reiter:  Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Gemeinderat! 

Herr Direktor Krepler und Frau Oberin Gerwin haben von mir den Auftrag bekommen dafür zu sorgen, dass gerade an der Kinderabteilung die nötigen Mitarbeiter nicht fehlen. Es ist etwas schwieriger geworden mit der Ausbildung für Kinderkrankenpflege, sie ist nach dem Gesundheits- und Krankenpflegegesetz verringert worden und jene Kräfte, die kommen, wandern auch sehr leicht von Wien ab. Von mir wurde gesagt, dass man in Hinkunft schauen muss - da es ja in den meisten Fällen eine Aufschulung auf die normale Krankenpflege ist -, dass diese Personen nicht minderjährig sind und genauso verpflichtet werden wie die PflegehelferInnen die aufgeschult werden und dann drei bis fünf Jahre im Bereich der Gemeinde Wien arbeiten müssen, sodass wir nicht ständig für die Anderen ausbilden und selbst dann den Mangel haben.  

Wie gesagt, diesen Zahlen muss im einzelnen nachgegangen werden, sonst kann man schwer sagen, was die Ursache ist. Nur, wenn es im Westen so ist, dass die Tiroler die Kinder, die schwierig sind, alle nach München schicken, dann haben sie natürlich eine geringere Rate an Komplikationen als im Osten, wo sie selber operiert werden. 

Aber es ist sicher nötig - und das macht auch ÖBIG und das ist auch das Interesse der Kardio-Chirurgen -, dass wirklich verglichen wird, was die Operationsindikation und was die Ursache war, dass die Kinder gestorben sind. 

Und wie gesagt, 80. Es sind in den Jahren 1993 bis 1997 von 983 operierten Kindern 83 in Wien verstorben, das sind 8,4 Prozent und in den Jahren 1998 bis 2002 sind 817 Kinder operiert worden, davon sind 38 verstorben, das entspricht 4,7 Prozent. 

Im gleichen Zeitraum gab es in Linz von 1993 bis 1997 378 Kinder die operiert worden sind. Davon sind 22 verstorben, das waren damals 5,8 Prozent, also weniger. Von 1998 bis 2002 sind 748 Kinder in Linz operiert worden, davon sind 38 verstorben und das entspricht 5,1 Prozent, das wäre also dann perzentuell höher. 

Aber wie gesagt, bevor man nicht die genauen Indikationen und die Todesursachen kennt, kann man sehr schwer qualitativ etwas aussagen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die dritte Zusatzfrage, Frau Gemeinderätin Dr. Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! 

Das sind Daten, die einmal in einer Zeitung als böses Spiel mit Zahlen genannt wurden. Für jemanden, der ein herzkrankes Baby hat, geht es eigentlich nicht darum, was das ÖBIG am Schluss ausrechnet, ob man besser in Linz oder sonst wo, etwa in München, oder wie das eine Autorin in einem Standard-Kommentar dann auch geschrieben hat, in New York operiert, um den Wiener Verhältnissen zu entkommen. 

Ich lese aus dem Buch die für mich wichtigste Passage vor, weil Ihre Antwort, zu sagen, wir versuchen den Herzchirurgen aus Linz nach Wien zu ködern, das halte ich eigentlich für eine sehr kurz gegriffene Antwort. 

Denn hier wird gesagt, Transparenz sei die Grundlage einer Qualitätskontrolle. Das Kinderherz-Zentrum in Linz scheut diese Transparenz nicht und im Internet werden die genauen Zahlen der Eingriffe mit den zugrunde liegenden Diagnosen, der Erfolge, und weiter unten auch die der Misserfolge aufgelistet. Die Linzer sind die Einzigen, die über ihre Arbeit offen und öffentlich Rechenschaft ablegen. Allein schon dieses Faktum sollte Anlass zum Nachdenken und Hinterfragen geben. 

Jetzt frage ich Sie, Frau Stadträtin, können Sie garantieren, dass man künftighin nicht auf so vage Vermutungen angewiesen ist. Ich habe auch schon gehört, die Linzer hätten ein gutes Herzzentrum für Kinder. Können Sie verlässliche und transparente Qualitätskontrolle für Wien, für das AKH sicherstellen, damit Eltern nicht Angst haben müssen und sich nicht nach Übersee verdingen müssen, wenn sie in einer Notsituation sind. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin, bitte!

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Gemeinderätin! 

Ich glaube nicht, dass Übersee um soviel besser ist. Auch dort gibt es Komplikationen, die nicht so gering sind. Es sind sehr schwerwiegende Eingriffe und wie gesagt, man kann es nur daran vergleichen, was ist die Ursache, wieso wird operiert​, wie sind die Begleitumstände, und was ist dann die Todesursache. 

Das wird natürlich dort festgehalten, weil üblicherweise bei Todesfällen nach Operationen auch Obduktionen üblich sind, daher ist das sicher feststellbar. Es geht ja hier um die Todesrate der unmittelbar nach der Operation bis innerhalb von dreißig Tagen nach der Operation und im Spital verstorbenen Kinder. Sie haben weniger Daten, wenn die Kinder dann woanders sterben oder zu Schaden kommen und es ist immer sehr schwierig, Patientinnen und Patienten weiterzuverfolgen, wenn sie nicht in die Zentren zur Kontrolle kommen, weil ja auch ein Datenschutz besteht. Wir haben es als Mediziner nicht sehr leicht, zu den Daten zu kommen. 

Wie gesagt, meiner Meinung nach sprechen die Zahlen der letzten Jahre dafür, dass Wien sicher in dem Bereich aufgeholt hat. Es war das Buch nicht unwidersprochen. Man kann nicht die Meinung Einzelner als absolut richtig nehmen und die Gegenmeinungen als falsch, und die Intentionen der Buchautoren haben dies durchaus Manchem mitgeteilt. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die vierte Zusatzfrage, Herr GR Dr Hahn.

GR Dr Johannes Hahn: Frau Stadträtin! 

Ich habe zuerst schon die Zahlen vorgelesen. Meine Aussage bezieht sich ja auf die Herzoperationen bei den Neugeborenen und bei den Unter-Einjährigen. Ich denke, das ist jetzt nicht der Ort, über die Zahlen zu diskutieren, sondern es scheint schon so zu sein, dass wir in Wien zumindest in einem bestimmten Segment einen gravierenden Mangel haben, und ich möchte das einmal so im Raum stehen lassen. 

Meine Bitte, meine Aufforderung, wäre eigentlich nur an Sie, Frau Stadträtin, Sie zu fragen: In welcher Form und bis wann können Sie für uns, für den Gesundheitsbereich, für den Gesundheitsausschuss, dieses Problem zweifelsfrei klären und gegebenenfalls dann auch Antworten geben, wie wir mit dieser Situation in Wien umgehen, denn dass hier offensichtlich etwas nicht hundertprozentig rund läuft, darüber sind wir uns zumindest einig, glaube ich. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Gemeinderat! 

Ich gebe den Auftrag an den Herrn Teilunternehmens-Direktor Univ Prof Dr Krepler, dass er auch altersmäßig auflistet, wie das mit den Kindern ist, in welchem Alter sie operiert wurden und auch nach der Art der Fehlbildung und nach der weiteren Behandlung, damit wir zu vergleichbaren Zahlen kommen.

Ich kann Ihnen jetzt nicht sagen, in welcher Geschwindigkeit das geht. Ich nehme aber an, dass ich es übermorgen beim Ausschuss sicher noch nicht sagen kann, aber ich hoffe, dass ich dann beim Ausschuss darauf die entscheidenden Zahlen schon haben werde. Es kann nicht so schwer sein, diese Zahlen heraus zu holen, denn eigentlich jedes Zentrum, das so etwas macht, versucht für sich immer auch die Zahlen bereit zu halten, ganz einfach, weil man interessiert ist und selber sich immer wieder vergleichen will. Das ist ja auch der Sinn der wissenschaftlichen Zusammenkünfte, dass man eben vergleichbar ist und sieht, wie man im internationalen Schnitt liegt.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Frau Stadträtin, für die Beantwortung beider Fragen.

Die 3. Anfrage (FSP/04655/2003/0004-KFP/GM) wurde von Herrn GR Josef Wagner gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtet: Trotz zahlreicher Proteste gegen den am 10. Oktober vor der Staatsoper illegal errichteten Omofuma-Stein haben Sie als für die Baupolizei verantwortlicher Stadtrat dem wochenlangen Gesetzesbruch keine wirkungsvolle Maßnahme entgegengesetzt. Gibt es in Ihrem Ressort eine selektive Auslegung von Wiener Rechtsvorschriften, wonach gegen illegal errichtete Bauwerke dann nicht vorgegangen wird, wenn deren Errichter aus parteipolitischen Motiven handeln und die Bevölkerung provozieren wollen?

Ich ersuche um Beantwortung.

Amtsf StR Werner Faymann: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Die Frage, ob es parteipolitische Motive gegeben hat oder die Bevölkerung provoziert werden soll, ist mit einem Nein zu beantworten. Die Fristen, die sich ergeben, ergeben sich bei jedem gleich. Die Baubehörde arbeitet ohne politische Einflussnahme, auch in diesem Fall. Daher ist, wie ich schon im Ausschuss Gelegenheit hatte zu sagen, die Antwort relativ kurz. Es ist ordnungsgemäß vorgegangen worden, so wie das für die Baubehörde üblich ist. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Erste Zusatzfrage, Herr GR Josef Wagner.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat! 

Ihre heutige Antwort ist genau so enttäuschend wie Ihre Ausführungen im Wohnbauausschuss. Ich habe Sie am 13. Oktober auf dieses illegale Bauwerk aufmerksam gemacht, das am 10. Oktober errichtet wurde. Sie sagten damals, die Baupolizei habe die Statik geprüft, es gebe keine Gefahr, daher sei alles in Ordnung. 

So ist es nicht, Herr Stadtrat, und Sie erklären auch heute hier nicht, was Sie gegen ein illegales Bauwerk unternommen haben. Ich glaube, dass Sie in der Zwischenzeit einsehen, dass es ein Bauwerk nach der Bauordnung ist, nicht bewilligt an diesem Platz steht, und daher die Baupolizei einzuschreiten hat.

Sie kennen selbstverständlich die Bauordnung, aber Sie sagen nicht, ob ein Verfahren eingeleitet und was unternommen wurde. Es ist jedenfalls für die Bürgerinnen und Bürger in Wien schon sehr seltsam und ärgerlich, dass wochenlang jemand ohne Sanktionen Gesetze brechen kann, wenn es sich gegen die Bundesregierung richtet und wenn er der politischen Linie der Mehrheitsfraktion hier im Haus angehört. Den Eindruck haben jedenfalls die Bürger und dabei geht es nicht nur darum, dass es wochenlang währt, sondern schon dreieinhalb Jahre. 

Konkret frage ich Sie um das „Denkmal“, diesen Stein, den es vor dem Burgtheater von der selben Künstlerin gibt und der dort bereits dreieinhalb Jahre steht. Warum haben weder Sie als verantwortlicher Stadtrat noch die zuständige Baupolizei in den vergangenen Jahren gegen das illegale Bauwerk am Burgtheater etwas unternommen? 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Den Zwischenruf aus Ihren eigenen Reihen “Nun, warum steht es dann dort!“ hätte ich persönlich für eine sinnvolle Frage gehalten, weil dann kann man erklären und erläutern, wie die Verteilung in der Stadt ist, und auch der rechtliche Zustand in einer Stadt, wenn jemand ein Bauwerk aufstellt.

Die Frage kann ich jetzt vielleicht mit beantworten, weil Sie das auch noch einmal angesprochen haben, und Ihnen sagen: Wenn der Grundstückseigentümer - also nehmen wir an, es ist ein Privater und es geht gar nicht um die Stadt - auf seinem Grundstück etwas zulässt oder sogar selbst errichtet, dann hat trotzdem die Baubehörde die Verpflichtung zu prüfen, ob Gefahr im Verzug ist. 

Wenn Gefahr in Verzug ist und das geprüft und festgestellt wurde, handelt sie sofort. Ganz unabhängig, ob der Grundstückseigentümer derselben Meinung ist ... (GR Josef Wagner spricht  mit Kollegen seiner Fraktion.) Wollen Sie das wissen Herr Gemeinderat, sonst erspare ich es mir, wenn es nicht ernst gemeint ist, ersparen wir es uns beide. Ich wollte es Ihnen nur sagen: Wenn der Grundstückseigentümer der Meinung ist, das ist ein Kunstwerk das dort stehen sollte, wenn er dieser Meinung wäre, hat die Baubehörde ganz unabhängig von dieser Frage zu prüfen, ob hier Gefahr in Verzug vorliegt. Dies auch unabhängig davon, ob eine Bauverhandlung stattgefunden hat und ein positiver Abschluss der Bauverhandlung erfolgt ist.

Gefahr in Verzug war dort nicht gegeben, aber weil dieser Sockel über viele Wochen oder gar über Monate gesehen, weil er aus Holz ist, natürlich witterungsanfällig ist, wird daher in den nächsten Tagen ein Bescheid zugestellt werden, der die aufschiebende Wirkung der Berufung aberkennt. Aber es war nicht - und zwar ganz egal wer es ist, ganz egal auf welchem Grundstück es ist - Aufgabe der Baubehörde, eine Gefahr in Verzug am 10.10. festzustellen, wenn keine vorhanden ist. 

Daher ist der Vorwurf, oder die Frage an die Baubehörde, "Ist hier irgendein Einfluss genommen worden?", unsinnig, weil ein Politiker aus meiner Sicht niemals der Baubehörde vorschreiben würde, wann Gefahr in Verzug ist und wann nicht.

Ist keine Gefahr in Verzug, dann gibt es eine ganz klare Abfolge, wieder ganz unabhängig vom Grundstückseigentümer: Es dauert ab dieser Wahrnehmung 14 Tage bis eine Verhandlung stattfindet. Das war in diesem Fall so, ich kann Ihnen das ganz genau sagen. Es wurde seitens der MA 37 bereits damals am nächsten Arbeitstag am 13.10. Kontakt mit der Eigentümerin aufgenommen und sie auf die baurechtliche Situation hingewiesen. Am 14.10. wurde die Verhandlung betreffend der Erteilung eines Entfernungsauftrages ausgeschrieben unter Einhaltung der erforderlichen Fristen, die gibt es nämlich, unabhängig vom Grundstückseigentümer, unabhängig vom Bauwerk. 

Unabhängig von all dem wurde für den 29.10.2003, also rechtskonform, der Verhandlungstermin festgesetzt. Am 29.10. fand um 10 Uhr die Vorort-Verhandlung statt.

Anwesend war Frau Mag Truger, also die Künstlerin, ein Vertreter der grundverwaltenden Dienststelle MA 28, ein Vertreter des Bezirksvorstehers, ein Vertreter der MA 37 und der MA 19. Auf Grund der Stellungnahmen des Amtssachverständigen der MA 37 wurde einvernehmlich festgelegt, dass die Skulptur binnen einer Woche nach Zustellung des Bescheides zu entfernen ist, ebenfalls ohne politische Einflussnahme.

Die aufschiebende Wirkung einer Berufung wurde ausgeschlossen. Frau Mag Truger hat zugesagt, dem Auftrag zu entsprechen. Der Bescheid wird im Laufe dieser Woche zugestellt. Das ist die eine Antwort.

Die zweite Antwort: Ebenso verhält es sich mit der „Wächterin“. Für die “Wächterin“ fand ebenfalls am 14.10. eine Verhandlung statt. Für die, die es nicht so genau wissen, es ist dies die Skulptur die beim Burgtheater steht, die Sie erwähnt haben. Und es ergeht ebenfalls ein Abtragungsauftrag, da die MA 19 aus Stadtbildgründen dem Standort nicht zustimmt. Da ebenfalls kein ausreichendes Fundament erstellt wurde und daher die statische Sicherheit nicht gewährleistet ist, wird auch in diesem Fall eine Abtragungsfrist von einer Woche ohne aufschiebende Wirkung gegeben werden. Der Bescheid soll ebenfalls im Laufe dieser Woche zustellt werden. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Dankeschön.

Die zweite Zusatzfrage, Herr GR Ellensohn.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Ich glaube, dass die meisten Leute, die auf der Tribüne sitzen, kaum wissen, worum es geht, weil jetzt so formalisiert wurde über die Bauordnung. Deswegen möchte ich erinnern, worum es bei dieser Fragestellung insgesamt geht: 

Am 1. Mai 1999 ist Markus Omofuma gestorben, qualvoll gestorben in einem Abschiebeflugzeug mit einem verpickten Mund, erstickt. Und das ist der Hintergrund dieser Fragestellung, und darauf möchte ich mich jetzt beziehen. Für Omofuma wird jetzt ein Mahnmal errichtet, es wurde errichtet in der Stadt Wien, und eigentlich ist die Frage nur, wo darf dieses Mahnmal stehen. Da gab es ein langes Kompetenzwirrwarr zwischen mehreren Magistratsstellen, Sie haben das ausgeführt. Thomas Blimlinger, der Bezirksvorsteher im 7. Bezirk, von der Grünen Fraktion, hat dem Mahnmal Asyl angeboten. Es wird in der unteren Mariahilfer Straße vor dem ehemaligen Tabakmuseum seine Stätte, seinen Platz finden. Ich freue mich darüber, dass Thomas Blimlinger das Problem, oder die Frage schnell lösen konnte, dass das Mahnmal jetzt einen fixen Platz bekommen wird, dass Ulrike Trugers Arbeit auch gewürdigt wird und ich habe mich für Thomas Blimlinger dafür bedankt. 

Und um meine Frage zu stellen und nicht nur ein Statement zu machen: Finden Sie die Vorgangsweise von Thomas Blimlinger auch so geglückt wie ich? 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat!

Amtsf StR Werner Faymann: (erheitert) Die Propagandarede für Thomas Blimlinger steht Ihnen zu. Sie werden verzeihen, dass ich nicht in der selben Euphorie für Thomas Blimlinger bin wie Sie. Wenn das Bauwerk entfernt wird, wie es der Bescheid vorsieht, ein anderer Platz gefunden wird, dort die baubehördlichen Vorschriften eingehalten werden, die Verhandlungen und die Baubescheide positiv abgewickelt werden, dann ist jemandem, nämlich dem für die Bauordnung in Wien Zuständigen etwas leichter, weil damit ein Problem, nämlich die Frage wo stellt man das auf, wo ist das überhaupt zulässig, gelöst ist. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Dritte Zusatzfrage, Herr GR Fuchs.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Es ist ganz klar, dass die Einhaltung von Vorschriften für jeden Bürger gelten muss. Es hat aber doch den Anschein, dass hier eine gewisse Tolerierung und Akzeptierung mit schwebt, das kommt ganz deutlich zum Ausdruck und der Bürger sieht eigentlich irgendwo schon eine gewisse Ungleichbehandlung. Stellen Sie sich vor, Herr Stadtrat, am Rathausplatz ein Podest, ein Auto wird draufgestellt, es ist sicher, es behindert niemanden und ich bin überzeugt, dass sofort unverzüglich reagiert wird und dass die Stadtverwaltung dieses Auto mit dem Podest weg bringen lässt.

Ich frage Sie, Herr Stadtrat, diese Ungleichbehandlung einerseits am Rathausplatz, wie Sie agieren würden oder hier bei der Oper. Ich glaube einfach, das ist nicht in Ordnung. Warum haben Sie nicht auch veranlasst, dass das sofort auf Kosten des Aufstellers abgeschleppt wird, deponiert wird, und danach die gesetzlichen Konsequenzen eingeleitet werden. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat!

Amtsf StR Werner Faymann: Wenn der Grundstückseigentümer, und um den geht es und nicht um die Bauordnung und meine Bauabteilungen, wenn also der Grundstückseigentümer der Meinung ist, dass ein Auto auf einem Sockel am Rathausplatz irgendeine Besonderheit darstellt oder gar ein Kunstwerk, dann würde die Bauverhandlung und die Baubehörde so vorgehen, wie sie in diesem Fall vorgegangen ist. (GR Mag Helmut Kowarik: Aber das gibt es doch nicht!)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Vierte Zusatzfrage, von den Freiheitlichen gestellt, Herr GR Josef Wagner. Bitte schön.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Sie versuchen, ein bisschen Nebel zu werfen, so wie Sie es ja in den vergangenen Wochen getan haben. Sie selber haben dazu geschwiegen und man hat so den Eindruck gehabt, der Stadtrat Schicker hat auch Ihr Ressort übernommen, weil der Stadtrat Schicker hat bezeichnender Weise in den Medien am 23. Oktober verlautet, dass die Baupolizei definitiv keine Bewilligung dafür erteilen wird. Da ist also jetzt der Stadtrat Schicker für die Baupolizei wahrscheinlich zuständig und Sie für nichts mehr, denn es hat ja auch zwischen der Kultur, zwischen der Integration und zwischen Planung und Wohnbau heftige Telefonate gegeben, weil man sich nicht klar war, wer zuständig war oder sei und Sie verweisen jetzt immer auf die MA 28 und den Grundeigentümer Stadt Wien. Dem ist nicht so, Herr Stadtrat, das wissen Sie genau. 

Und ich muss Ihnen, obwohl hier vielleicht nicht alle die Vorschriften so gut kennen wie Sie, trotzdem die Bauordnung zitieren. Im Paragraph 129 heißt es, ich zitiere: “Jede Abweichung von den Bauvorschriften ist zu beheben. Ein vorschriftswidriger Bau ist zu beseitigen.“ Ich glaube, das ist eindeutig und klar. 

Sie haben aber bewiesen, dass Sie dieser Bestimmung der Bauordnung im Falle der “Wächterin“ vor dem Burgtheater dreienhalb Jahre nicht nachgekommen sind. Das ist Ihre Kompetenz, Ihre Zuständigkeit, Herr Stadtrat, und ich denke, dass ohne dass in den Medien darüber berichtet worden wäre, ohne dass hier die Freiheitlichen und Bürger gegen diese Provokation aufschreien, wahrscheinlich auch das “Denkmal“ vor der Oper auch dreienhalb Jahre stehen würde. Daher glaube ich, dass es notwendig ist, das zu thematisieren. Und ich habe trotzdem den Eindruck und daher meine Abschlussfrage:

Gab es Ihrerseits Weisungen oder Beeinflussungen an die Behörden, dass es möglich war, dass hier dreienhalb Jahre ein Bauwerk unbewilligt in Wien steht?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat! 

Amtsf StR Werner Faymann: Das war ja Ihre Eingangsfrage, die habe ich – glaube ich – schon beantwortet.

GR Josef Wagner (unterbrechend): Nein!

Amtsf StR Werner Faymann (fortsetzend): Es gibt von mir keinerlei, und zwar aus politischer tiefer Überzeugung, Weisungen an die Baubehörde, irgendeine Verzögerung oder Beschleunigung im Verfahren vorzunehmen. Aus einem sehr einfachen Grund: Würde ich das einmal machen - selbst wenn es ein guter Zweck wäre und ganz egal wo -, dann würde ich ja die behördlichen Vorschriften verletzen, die ich Ihnen hier so ausführlich referiere. Und wenn jemand eine Wahrnehmung an die Baubehörde heranträgt, ganz egal wer es ist - es kann auch über Medien, es kann über Personen, es kann über Politiker dieses Hauses erfolgen -, ganz gleich wer immer also an die Baubehörde eine Wahrnehmung heranträgt, dann geht die Baubehörde immer gleich vor und hält jedes Mal die selben Fristen ein. Und auch Kollege Schicker hat natürlich gewusst, dass der Grundstückseigentümer, wenn Gefahr im Verzug ist, gar nicht mehr gefragt wird, sondern die Baubehörde sofort die Beseitigung vornimmt. Nur wenn es sich nicht um Gefahr in Verzug handelt, dann gibt es einen Ablauf, den ich geschildert habe, der ordnungsgemäß und punktgenau und ganz präzise von meiner Behörde angewandt wurde. 

Und ich kann das nur unterstützen und unterstreichen: Wenn die Baubehörde eine Wahrnehmung erhält und das muss nicht aus eigenem passieren, die Baubehörde ist nicht zuständig ununterbrochen zu schauen, ob irgendwo irgendwer was aufstellt - sondern wenn sie - und das lässt sich ja in der Aktenlage ganz genau nachvollziehen - von irgendjemandem einen Hinweis bekommt, dann geht sie dem nach, in jedem Falle sofort und verhält sich auch in jedem Falle gleich. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke Herr Stadtrat für die Beantwortung. 

Die 4. Anfrage (FSP/04657/2003/0001-KSP/GM) wurde von Herrn GR Mag Andreas Schieder gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport gerichtet: Am 13. Oktober 2003 war im Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz ein "Runder Tisch" zum Thema Kinderbetreuung. Hat er für Wien relevante Ergebnisse gebracht?

Ich ersuche um Beantwortung.

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Sie haben nach den Ergebnissen jenes runden Tisches gefragt, der auf Bundesebene vor kurzer Zeit, nämlich am 13. Oktober, zum Thema Kinderbetreuung stattgefunden hat. Ich kann Ihnen sagen, das Ergebnis dieses Runden Tisches für Wien ist eigentlich die Bestätigung dessen, was wir zwar immer wieder sagen, aber geglaubt wird es dann vielleicht, wenn es sozusagen auch von ganz anderer Seite bestätigt wird, nämlich dass Wien im österreichweiten Vergleich der Kinderbetreuung wirklich eine Vorreiterrolle einnimmt. 

Was sozusagen auf Grund dieser Mikrozensusuntersuchung auch deutlich wurde, sind die Unterschiede der einzelnen Bundesländer-Ansätze, wie sie nämlich Kinderbetreuung verstehen und dadurch natürlich auch die jeweilige Infrastruktur einrichten. Man muss dazu wissen, dass dieses keine statistische Erhebung war, sondern eine Elternbefragung. Das heißt, dass man aus den Erfahrungen der betroffenen Eltern den Bedarf festgestellt hat und sich daher zahlenmäßige Unterschiede zu Statistiken ergeben. 

Das heißt, wenn sich in dieser Mikrozensusuntersuchung für Wien an sich sehr hohe, aber dennoch im Vergleich zu statistischen Daten niedrigere Werte ergeben, dann ergibt sich das dadurch, dass auf der einen Seite bei der Statistik gezählt wird und bei einer Befragung eben die Erfahrungen eingebracht werden. Trotzdem, und das Wichtige dabei ist, dass die Bundesländer sehr heftig den Vorwurf kritisiert haben, der in dieser Mikrozensusuntersuchung erhoben wurde, dass es nämlich einen eklatanten Bedarf in einigen Gebieten Österreichs gibt, weil sie aus ihrer Sicht der Meinung sind, sie hätten genügend Angebote. 

Ich möchte nur auf einen der Fälle hinweisen die die Unterschiede auch gerade deshalb so deutlich machen, weil wir ja wissen, dass Vorarlberg oder Tirol einen ganz anderen Ansatz haben, was eigentlich Kinderbetreuung sein soll, aber Wien sehr gerne mit Niederösterreich verglichen wird. Und dazu eine Zahl aus dieser Untersuchung: Es wurde die Dauer des Aufenthaltes von unter sechsjährigen Kindern nach Bundesländern hinterfragt und zwar in den Unterschiedlichkeiten ganztags, nur vormittags, oder nur nachmittags. Und da zeigt sich bei Niederösterreich, dass 8,1 Prozent der Kinder ganztags in Kinderbetreuungseinrichtungen aufenthältig sind und in Wien 43,3 Prozent. Also allein dieser Unterschied macht deutlich, welche unterschiedlichen Ansätze wir haben. 

Ein zweiter großer Unterschied hat sich herausgestellt, was Schließzeiten beziehungsweise Ferienzeiten betrifft. In fast allen Bundesländern ist es selbstverständlich, dass sich Kinderbetreuungseinrichtungen auch für nichtschulpflichtige Kinder an den Ferienordnungen der Schulen orientieren. Nicht ganz durchgedrungen dürfte aber die Tatsache sein, dass sich die Urlaubsgestaltung von Eltern nicht an den Ferienzeiten der Schulen orientiert und damit natürlich ein riesengroßes Problem für die Eltern darstellt. 

Die Kritik der Bundesländer an dieser Mikrozensuserhebung und die Darstellung insgesamt hat als Ergebnis dazu geführt, dass die Bundesvertreterinnen und -vertreter sich entschlossen haben, eine ExpertInnenkommission aus allen verschiedensten Bereichen der Interessenvertretungen sowohl der Arbeitgeber als auch der ArbeitnehmerInnen mit all den Familienverbänden einzuberufen und die sollen jetzt gemeinsam entlang dieser Mikrozensuserhebung feststellen, ob nun ein tatsächlicher Bedarf gegeben ist oder nicht. Dieser ExpertInnenrunde schaue ich mit Aufmerksamkeit entgegen, denn dabei wird sich herausstellen, dass man statistisches Material heranziehen muss, und wird auch im Hinblick auf Europa und den Werten, die hier auch von Europa vorgegeben werden, sich damit beschäftigen müssen, was an Kinderbetreuung als Auswirkungen einer familienpolitischen Maßnahme, auch einer frauenpolitischen Maßnahme, tatsächlich notwendig ist und wie dann tatsächlich die Kapazitäten auszuschauen hätten, damit sie insgesamt, volkswirtschaftlich gesehen, jene Auswirkungen haben, die ja von Wien positiver Weise bekannt sind. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. 

Die erste Zusatzfrage, Frau GRin Sommer-Smolik. 

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! 

Sie haben selber erwähnt, dass bei diesem runden Tisch auch die Vorreiterrolle Wiens im Bereich der Kinderbetreuung festgestellt wurde. Es hat von Ihrer Kollegin, Frau Stadträtin Brauner, ein Projekt gegeben, nämlich den geschlechtssensiblen Kindergarten, also der geschlechtssensiblen Pädagogik in den Kindertagesheimen, und wir haben ja im Wiener Kindertagesheimgesetz unter den Aufgaben auch festgelegt, dass Kinder unabhängig von geschlechtsabhängigen Rollenfixierungen auf ihrem Weg zu einem selbstbestimmten und selbstverantworteten Leben geführt werden sollen. Bei der Präsentation dieses Berichts zur geschlechtssensiblen Pädagogik im Kindergarten wurde auch dargelegt, dass die Ergebnisse aus diesem Bericht jetzt in die Alltagsarbeit der Wiener Kindertagesheime umgelegt, das heißt von der Projektphase in eine Anwendungsphase übergeführt werden sollen. Meine Frage an Sie ist, wie steht es damit und wann wird es zu einer Umsetzung dieser Ergebnisse in diesem Bericht kommen? 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin, bitte!

VBgmin Grete Laska: So wie es bei der Präsentation schon gesagt wurde, geht es jetzt in die Phase des normalen Alltags über. Das beginnt damit, dass bei der Ausbildung bereits diese Inhalte schwerpunktmäßig erfasst werden sollen, weil ja dort sozusagen nicht nur die Sensibilisierung für das Thema, sondern vor allem auch die inhaltliche Auseinandersetzung damit beginnt. Und in weiterer Folge sollen die Erfahrungen dieses Projektes bei allen Maßnahmen der Fort- und Weiterbildung umgesetzt werden, sodass sie dort, wo es nicht ohnedies schon erfolgt ist, möglichst rasch tatsächlich in die Inhaltlichkeit einfließen. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die zweite Zusatzfrage, Frau GRin Lakatha. 

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin! 

Es ist sehr angenehm, dass Sie der Arbeit der ExpertInnengruppe diese Aufmerksamkeit auch in den nächsten Monate schenken werden, denn es soll ja ein Endergebnis bis April 2004 erarbeitet werden, das dann bis zum neuen Kindergartenjahr im September zum Tragen kommt. Es ist mir also nicht ganz klar, warum ausgerechnet Ihre Familiensprecherin, Andrea Kuntzl,  bei der ersten Runde gesagt hat, außer Spesen sei nichts gewesen. Ich meine, es wurden gute gemeinsame Ansätze getroffen, die von allen Parteien und von allen Experten akzeptiert wurden, und die Spesen sind mir in dem Fall nicht klar, weil als Abgeordnete muss man sowieso, wenn irgendein Problem ruft, da sein. 

Sie haben über die Situation in Wien berichtet, dass der Bedarf der Kinderbetreuungsplätze von den Null- bis Dreijährigen ausgeweitet wurde, es wird also jedes zweite Kind extern betreut, das heißt, eine 50-Prozentquote ist erreicht. 100 Prozent sind nicht notwendig, das finde ich auch richtig. Nur, ich verstehe die Aussage nicht, nämlich nach dem was wir wissen, haben wir bei den Kleinen sicher keine Bedarfsdeckung von 50 Prozent, sondern sie liegt etwa bei 30 Prozent. Meine Frage an Sie, Frau Stadträtin, ist die, was werden Sie in der nächsten Zeit unternehmen, dass ihre Aussage am runden Tisch der Wahrheit entspricht. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin!

VBgmin Grete Laska: Nun, ich weiß nicht, woher Sie die 30 Prozent nehmen. Sollten Sie sie aus der Mikrozensusuntersuchung nehmen, dann ist vollkommen klar, was der Unterschied - und ich habe versucht darauf einzugehen, aber ich kann es ihnen gerne noch einmal deutlich machen - zwischen einer Statistik und dieser Untersuchung ist. Tatsache ist, dass wir in Wien bei den Ein- bis Dreijährigen einen Versorgungsgrad von 42,6 Prozent haben, bei den Eineinhalb- bis Dreijährigen 57 Prozent, und das sind insgesamt und durchschnittlich etwas mehr als 50 Prozent, das ist also jedes zweite Kind in dieser Alterskategorie. Und wir erleben es tagtäglich, dass es in diesem Bereich, auch was die Wünsche der Eltern betrifft, keinen höheren Bedarf gibt. 

Gerade in dieser Altergruppierung ist unser Prozentsatz sowohl österreichweit so weit entfernt von allen anderen, dass man es gar nicht benennen kann, aber auch im europäischen Vergleich ein sehr hoher Wert. Und damit sind wir bedarfsmäßig dort, wo ich auch bei meinem Amtsantritt gesagt habe, dass ich hin will. Es ist der Bedarf hier so abgedeckt, dass die Eltern, die schon in diesem Alter eine Betreuung brauchen, sie auch bekommen und daher gilt es diesen Standard zu erhalten und ich sehe keine Notwendigkeit, darüber hinaus jetzt noch auszuweiten. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die dritte Zusatzfrage, Herr Ing. Rudolph.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin! 

In guter Kenntnis ihrer Dialektik waren Ihre einleitenden Ausführungen ja schon fast ein Lob für die Bundesregierung, ganz konkret ein Lob für die Familienstaatssekretärin Ursula Haubner. 

Es freut mich, dass Sie diese Leistung der Bundesregierung in der ihr typischen Form anerkennen, weil außerschulische Kinder- und Jugendbetreuung nicht Angelegenheit des Bundes ist, der Bund sich hier aber trotzdem sehr stark eingebracht hat. Es geht darum, einmal auch die Vergleichbarkeit herbeizuführen, damit wir auf einer anderen Basis diskutieren, als wir das vielleicht bisher getan haben. – Das zum Ersten.

Zum Zweiten: Ich habe großes Verständnis dafür, dass Sie natürlich aus dieser Mikrozensuserhebung – die ich mir selbstverständlich auch besorgt habe – jene Zahlen herausnehmen, die für Ihre Politik am günstigsten sind, nennen wir aber bitte auch eine andere Zahl, die ebenfalls in dieser Mikrozensuserhebung zitiert wird, und zwar ist das die Frage der Betreuungskosten. In dieser Erhebung wird ausgeführt, dass Wien mit durchschnittlich 150 EUR pro Monat am teuersten rangiert. Dies auch deshalb – das sei durchaus zugegeben –, weil die Betreuungsdichte sehr groß ist, also das Angebot ein sehr großes ist, aber die Kosten sind sehr hoch. Nachgefragt, was denn das auch bedeutet, hat man mir zur Auskunft gegeben, das, was man bei all diesen Kosten schon auch sehen müsse, sei der Verwaltungs-Overhead, und hier hat die Stadt Wien doch einen deutlichen Handlungsbedarf. 

Daher meine Frage an Sie, Frau Stadträtin: Was werden Sie tun, um den Verwaltungskostenanteil im Bereich der städtischen Kindergärten weiter zu reduzieren?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin, bitte.

VBgmin Grete Laska: Zwei Dinge. Das eine ist: Sie wissen, dass ich immer sehr optimistisch bin im Hinblick darauf, dass, ganz egal, von welcher Fraktion Politikerinnen und Politiker kommen, sie irgendwann dann doch ein Problem erkennen und sich dessen annehmen. Dass sich eine Bundesregierung mit der Frage von Kinderbetreuung beschäftigt, ist für mich nichts Neues, denn es war unter einer sozialdemokratischen Regierung damals eine Selbstverständlichkeit, die Kindergartenmilliarde einzuführen, womit sehr wohl auch in den Bundesländern, wenn auch noch von einem ganz anderen Level ausgehend, innovativ versucht wurde, in Kinderbetreuung zu intensivieren, vor allem so zu intensivieren, dass sie tatsächlich familienpolitisch, frauenpolitisch und damit auch volkswirtschaftlichen Sinn macht und trotzdem noch immer auf pädagogischen Grundsätzen beruht. 

Dass man auf Grund dieser Mikrozensusuntersuchung nahezu gezwungen war, mit den Bundesländern in einen Dialog einzutreten, verwundert mich nicht. Ich bin aber ein bisschen skeptisch, was die Ergebnisse betrifft, denn gerade bei den Null- bis Sechsjährigen wurde eigentlich von Seiten der anderen Bundesländer die Meinung vertreten, dass sie ausreichend versorgt wären und dass es keinen Bedarf gebe, was sowohl eine qualitative als auch eine quantitative Steigerung betrifft. 

Grundsätzlich bin ich daher froh darüber, dass die Diskussion nicht damit beendet war, dass einerseits die Untersuchung, andererseits die Meinung der Bundesländer und die Meinung der drei Regierungsmitglieder im Raum gestanden ist, sondern dass man sich entschieden hat, diesen Dialog fortzusetzen. Wenn hier die Erfahrungen Wiens mit einfließen können und dazu führen, dass es an der einen oder anderen Stelle zu einem Umdenken kommt, dann versichere ich: Gerne geben wir unsere Erfahrungen weiter, gerne werden wir beobachten, dass entlang der Wiener Erfahrungen auch in den anderen Bundesländern für Familien, für Frauen Infrastruktur geschaffen wird, die tatsächlich vieles erleichtern würde.

Was die Kostenfrage betrifft, so ist auch klar geworden – und gerade dafür ist im Zusammenhang mit dem, was Sie gesagt haben, die Tabelle, die ich zitiert habe, eine sehr deutliche –, dass bei den Kosten immer unterschiedliche Situationen verglichen werden, nämlich unterschiedliche Öffnungszeiten, unterschiedliche Angebote und unterschiedliche Dauer der Inanspruchnahme. Selbst in jenen Bundesländern, in denen die Gemeinden am Vormittag kostengünstig bis kostenlose Unterbringungsformen anbieten, kostet das, was in Wien angeboten wird, nämlich jede Stunde mehr, sehr viel Geld. Wenn man diesen Vergleich anstellt, dann schaut die Gesamtsituation wieder anders aus. 

Das Verhältnis unserer Verwaltungskosten und der Kosten, die für die Kinderbetreuung eingesetzt werden, ist eines, das aus meiner Sicht grundsätzlich – wie in allen Bereichen – immer zu hinterfragen ist, aber keines, das Besorgnis erregend ist. Ganz im Gegenteil! Wir haben eine sehr, sehr straffe Verwaltung im Kinderbetreuungsbereich.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Vierte Zusatzfrage: Herr Mag Schieder.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Themenschwerpunkt in der Diskussion hier waren die Null- bis Sechsjährigen. Ich würde den Fragenkreis gerne etwas erweitern, auch angesichts dessen, dass die Erfahrungsweitergabe angesprochen wurde. Die dürfte ja teilweise schon gefruchtet haben, da sich die ÖVP in der Steiermark auch zu weitgehenden Reformvorschlägen durchgerungen hat und die Ganztagsschule inzwischen als durchaus vernünftiges Modell ansieht. 

Ich würde also gerne von Ihnen wissen, ob es bei dem Termin im Bundesministerium auch Thema war, über Angebote für ganztägige Betreuungsformen der Sechs- bis Vierzehnjährigen zu sprechen, weil ja auch hier in Wien nicht nur ein hoher Bedarf besteht, sondern es auch ein hohes Angebot an ganztägigen Betreuungsformen für die Schülerinnen und Schüler gibt, und zwar auch an den Nichtschultagen. Daher wäre das, denke ich mir, ein Thema, das endlich einmal auch bundesweit diskutiert gehörte.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Frage? (GR Andreas Schieder: Die Frage war in der Mitte!) Sie wird von der Frau Stadträtin beantwortet. – Bitte schön.

VBgmin Grete Laska: Ich habe die Frage schon verstanden. Es wurde diskutiert, es wurde jedoch deutlich unterschieden: Der erste Termin hat sich definitiv nur mit den Null- bis Sechsjährigen beschäftigt, weil man einen zweiten Termin in Aussicht gestellt hat, zu dem in der Zwischenzeit auch eingeladen wurde. Bei einem Runden Tisch wird man sich mit den Sechs- bis Vierzehnjährigen beschäftigen. 

Dazu gab es von den Bundesländern einheitlich die Auffassung, dass es einen dringenden Bedarf gebe. Da ist man sich auch ziemlich einig darüber, wie die Kostenverteilung ausschauen soll, denn hier handelt es sich um Schulen. Es ist vollkommen klar, dass der Bund aufgefordert ist, hiefür mehr an Ressourcen zur Verfügung zu stellen, deswegen wird bei diesem zweiten Runden Tisch auch die zuständige Bildungsministerin dabei sein. 

Ich habe es auch beachtlich gefunden – einerseits, andererseits auch wieder logisch –, dass von einer Seite, von der wir es nie erwartet hätten, nämlich von Seiten der ÖVP in der Steiermark, die Form der Ganztagsschule in den Raum gestellt oder als Forderung erhoben wurde. Uns brauchen sie nicht zu überzeugen, wir sind das schon seit Jahren. 

Wir haben in Wien im Bereich der Schulen in der Zwischenzeit eine ganztägige Betreuungspalette – auch für die schulfreien Tage und für die Ferien. Ich schaue dem mit Spannung entgegen, denn es würde auch in Wien einiges erleichtern, wenn man sich zu diesem ganztägigen Modell offensiv entschließen würde und damit auch die nötigen Ressourcen, nämlich auch die Lehrerressourcen, zur Verfügung stellen würde. Gerade in der aktuellen Diskussion, in der wir ja eher das Gegenteil bemerken, nämlich ein Zurückschrauben der Ressourcen, wird es spannend werden, wie man hier vorgeht, welche Vorschläge eingebracht werden, um dann vielleicht auch endlich mit jenem Gerücht aufzuräumen, dass die Ganztagsschule oder die ganztägige Betreuung grundsätzlich eine Gefahr für Kinder und Familien wäre, waren es doch immer die konfessionellen Schulen, die als Vorreiter ganztägige Betreuungsmodelle angeboten haben, bis hin zu nicht nur ganztägiger, sondern ganzjähriger Betreuung in Internaten. Gerade das war auch Teil einer bestimmten Erziehungsrichtung, Kinder zur Erziehung, und nicht nur zur schulischen Erziehung, in ganztägige oder auch ganzjährige Betreuung in konfessionelle Einrichtungen zu übergeben. 

Also ich schaue mit großer Spannung diesem zweiten Termin entgegen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Frau Stadträtin, für die Beantwortung.

Die 5. Anfrage (FSP/04652/2003/0001-KGR/GM) wurde von Herrn GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus) gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtet: Wie viele Vergaben von Gemeindewohnungen gab es außerhalb der sogenannten "Direktvergabe", der "Sozialen Schiene" und außer den auf der Homepage von Wiener Wohnen festgeschriebenen sechs Vormerkgründen (Gesundheitsschädlichkeit der Wohnungen, krankheits- oder altersbedingter Wohnungsbedarf, Überbelag, getrennter Haushalt, unverschuldete Aufgabe der Dienstwohnung und Jung-Wiener-Aktion) aus Gründen wie beispielsweise "im Interesse der Stadt Wien gelegen" seit Ihrer Amtsübernahme?

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StR Werner Faymann: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Herr GR Ellensohn, ich möchte kurz die Zusammenfassung der von Ihnen eingeforderten Fälle, die im Interesse der Stadt gelöst werden, bringen.

Es gibt zur Absiedlung, zum Wechsel von groß auf klein oder von billiger auf teuer seit dem Jahre 1998 3 337 Fälle, die von der Stadt als solche erledigt wurden. Sie wissen, dass jemand, der einen Wohnungswechsel beantragt, keinen Tauschpartner hat, jemand der einen Tausch beantragt, hingegen einen Tauschpartner hat. In beiden Fällen gehen wir sehr unkompliziert vor, haben aber trotz unserer unkomplizierten Anwendung gewisse Grundregeln. 

Die wichtigste dieser Grundregeln betrifft das Einkommen, das gewährleistet sein muss. Auch wenn es sich um ein ganz kleines Reihenhäuschen handelt – wie in dem von Ihnen angesprochenem Fall von 56 Quadratmetern Nutzfläche –, bevorzugen wir trotzdem Familien mit Kindern; im gegenständlichen Fall zwei Kinder, also ein Vierpersonenhaushalt. Es muss außerdem gewährleistet sein, dass die Wohnung, die wir bei einem Wohnungswechsel zurückbekommen, für uns als Stadt, für uns als Wiener Wohnen einen Vorteil hat. Sie muss entweder größer oder deutlich billiger sein – am liebsten ist uns natürlich, wenn alles zugleich zutrifft, aber zumindest von groß auf klein –, und die Einkommensgrenzen müssen immer passen. Da gibt es keine Ausnahmen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Erste Zusatzfrage: Herr GR Ellensohn.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! Ich möchte auf ein konkretes Beispiel, das Sie schon kurz angesprochen haben, eingehen. Es gibt einen Wohnwerberakt vom Vizedirektor von Wiener Wohnen, der im Jahre 1998 – da war er erst ein paar Monate in seiner neuen Funktion als Vizedirektor – einen Antrag gestellt hat. Im Wohnwerberakt, der mir vorliegt, steht Wohnwerbeaufnahme 14.7.1998 – 14.7.1998; gut merken das Datum –, bekommen hat der Vizedirektor von Wiener Wohnen ein Reihenhaus mit Eigengarten für eine Miete von 164 EUR in seinem Wunschbezirk in Favoriten. 

Das klingt einmal nicht schlecht, auch wenn es ein kleines Häuschen ist, aber bei 164 Euro Miete scheint es sich – das werden alle in diesem Raum sagen – um ein Schnäppchen zu handeln. Der Aktenvermerk ein paar Zeilen darüber lautet: "Laut Rücksprache mit Frau Dr Payr" – das ist die direkte Vorgesetzte, die Chefin von Wiener Wohnen – ist der Wohnungswechsel zu befürworten und kann durchgeführt werden, da es sich um ein extrem sanierungsbedürftiges Objekt handelt und die Instandsetzung durch den künftigen Mieter im Interesse der Stadt Wien liegt. Sie haben das auch vorher ausgeführt, das ist einer der Gründe, warum etwas vergeben werden kann. 

Binnen drei Wochen erhält ein Ihnen weisungsgebundener Beamter ein Reihenhaus für 164 EUR monatlich. Wenn man das so liest – auch in der Ausgabe der "Presse" vom letzten Freitag –, dann klingt das für den gelernten Wiener, die gelernte Wienerin oder für den zugewanderten Wiener wie mich danach, dass es da jemand etwas leichter gehabt hat als andere. 

Mir ist bekannt, dass es intern eine Weisung gibt, dass Reihenhäuser, die an Familien gehen, in erster Linie, wenn es möglich ist und wenn es nachgefragt wird, an Familien mit behinderten Kindern gehen sollen. Da gibt es angeblich eine Weisung der Frau Payr. 

Ich frage jetzt: Was war das spezielle Interesse der Stadt Wien, dieses Reihenhaus ausgerechnet an den damals frischgebackenen Vizedirektor zu vergeben?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat.

StR Werner Faymann: Erlauben Sie mir da eine politische Bemerkung. Ich weiß, dass man mit Neid Politik machen kann, aber ich halte es persönlich nicht für besonders sinnhaft, auch nicht gegen einen Beamten der Stadt Wien. Gegen andere Politiker ist es in diesem Haus eine Unsitte geworden, fast schon üblich, aber es ist unverständlich, dass es jetzt auch gegen Beamte der Stadt Wien eine derart unnötige Neidkampagne gibt. Sie bilden auf Ihrer Homepage ein Haus ab, das erstens doppelt so groß ist wie seines, weil es nämlich zwei Häuser sind – den Strich haben wir dazu gemacht in blau, damit man sieht, wo tatsächlich die Mitte ist –, Sie schreiben aber nicht dazu, dass man, um so ein Haus zu sanieren in etwa, wenn ich es in Schilling sagen darf, mindestens eine halbe Million Schilling, im gegenständlichen Fall mehr, Kredit aufnehmen muss, um dieses Haus in den Zustand zu bringen, wie Sie es hier abbilden und dann darunter schreiben,164 EUR im Monat, damit ein paar Leute irgendwie darauf neidisch werden. Also ich muss Ihnen sagen, das ist eine politische Kategorie, der ich mich nicht anschließen kann. Davon halte ich nichts, im Gegenteil, davon distanziere ich mich. (Beifall bei der SPÖ.)

Der Wohnungswechsel hat immer, im Unterschied zur Wohnungsvergabe ... (Zwischenruf des GR David Ellensohn.) Na was empört Sie da? Ihre Internetseite, Herr Kollege? Ihre eigene Internetseite, hoffe ich, empört Sie. Denn ich muss Ihnen sagen, wenn jemand Anspruch auf eine Gemeindewohnung hat, kommt er auf eine Warteliste, auf eine Vormerkliste, aber ein Wohnungswechsel funktioniert immer so, dass jemand an die Stadt herantritt und sagt, er möchte der Stadt eine Wohnung zurückgeben. Jetzt ist die entscheidende Frage, ob der Wechsel von größer auf kleiner erfolgt. Jawohl, und zwar deutlich, von 88 auf 56 Quadratmeter. Dafür geben wir in diesem Wohnungswechsel etwas her, was besonders begehrt ist. 

Dazu muss ich Ihnen sagen, diese kleinen Häuschen sind, wenn sie saniert sind, sehr begehrt – das gilt auch für Familien mit behinderten Kindern –, nicht aber, wenn sie nicht saniert sind – ich zeige Ihnen die Ablehnungen, die es in den letzten Jahren für diese Häuser gegeben hat –, weil man so viel Geld in die Hand nehmen und das dort mit eigenen Mitteln und eigenem Kredit bezahlen muss. 

Sogar das Mietrechtsgesetz, das auch heute unter dieser Regierung noch gilt, sieht ja deshalb für C-Wohnungen so geringe Mieten vor, weil man ja, wenn man die auf einen normalen Standard bringen will, wie die anderen Reihenhäuser dort auch sind, eigene Mittel investieren muss. Daher ist es bis heute so – und damals hat es besonders gegolten –, dass, wenn wir eine Anlage sanieren, die sanierten Teile, wenn sie frei werden, wahnsinnig begehrt sind. Dann geht es auch nicht so leicht mit dem Wohnungswechsel – und das liegt auch in diesem Fall gar nicht vor –, da gibt es nur ganz wenige und da muss uns schon etwas ganz Besonderes zurückgegeben werden, dass meine Beamten das für einen Vorteil für die Stadt erachten. Diesen Vorteil für die Stadt können Beamte nach bestem Wissen und Gewissen sehen, aber das ist sehr selten der Fall. Bei den nicht sanierten Objekten ist das anders. Da gibt es eine große Anzahl von Wohnungen oder von kleinen Reihenhäusern – 56 Quadratmeter, damit wir wissen, wovon wir reden –, die uns zurückgegeben werden, weil die Leute das Geld nicht haben, das auf den Stand zu bringen, den Sie dann auf der Internetseite präsentieren. 

Das wollte ich unbedingt dazu sagen, weil es mich wirklich stört, dass der Beamte, der Kollege, der in diesem Bereich im guten Glauben und auch, wie ich meine, reinen Gewissens gehandelt hat, sich eigentlich jetzt auf der Internetseite von Ihnen beleidigen lassen muss. Ich sage, man soll sich nicht beleidigen lassen von Ihnen. Sie gehen da sehr unmenschlich vor, denn durch so eine falsche Darstellung den Neid der Nachbarn oder der Wohnungssuchenden zu erwecken, ist etwas, gegen das ich den Beamten nur unterstützen kann. 

Wir werden nicht zulassen, dass mit verschiedenem Maß gemessen wird. Wir haben überprüft, ob die Einkommensgrenzen gepasst haben – das habe ich mir sehr genau angesehen –, ob das mit den Kindern zutrifft – jawohl, eine vierköpfige Familie mit zwei Kindern, passt auch, stimmt auch –, und dass er dort sehr viel investiert hat, stimmt auch. Das hätte er mir gar nicht sagen müssen, das unterliegt eigentlich einer gewissen Privatsphäre und dem Datenschutz, aber er hat dort, noch dazu das meiste über Kredit, sehr viel zu investieren gehabt, um es auf diesen Stand zu bringen. 

Also bleibt die Frage: Sollen wir zusätzliche Regeln für den Wohnungswechsel machen? Davon würde ich persönlich abraten. Das ist eine politisch legitime Diskussion, die sich ja von der Neiddebatte wesentlich unterscheidet. Denn zu sagen, "der hat ein Häusel, ich hätte auch gerne eines", das ist keine große politische Debatte für mich, das ist Neid und unterste Schublade. 

Aber eine politische Diskussion, in der wir fragen: Wie sollen wir mit einem Wohnungswechsel vorgehen? Sind wir hier zu liberal? Ist das, was wir zurückbekommen, gut genug? Ist das freie Ermessen der Kollegen, die dort entscheiden, in der Vergangenheit gut oder schlecht gehandhabt worden?, das ist eine ernsthafte Diskussion. 

Entsprechend dem heutigen Stand, dass sowohl das Einkommen als auch das, was zurückgegeben wird, sehr genau geprüft wird und beim Wohnungstausch geprüft wird, ob das, zumindest von den überprüfbaren Möglichkeiten her, korrekt ist – mit der Möglichkeit, dass uns Tauschpartner natürlich einmal auch was erzählen, was nicht stimmt, also mit geringer Missbrauchsmöglichkeit, mit sehr geringer Missbrauchsmöglichkeit –, würde ich sagen, dass die Regeln, die wir heute haben, ausreichen. Aber ich stehe nicht an zu sagen, dass ich, wenn wir in irgendeiner ernsthaften politischen Diskussion andere Regeln suchen und finden, immer dabei bin. Gegen das Verfolgen von Leuten, indem man ihr Haus fotografiert und den Neid erweckt, werde ich mich immer zur Wehr setzen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zweite Zusatzfrage: Herr GR Fuchs. 

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat, eine Vorgangsweise, wie sie Kollege Ellensohn ausübt, ist ganz klar abzulehnen. Auch als Oppositionspartei muss man sagen, dass eine Hatz gegen einen Beamten, der gegen die Regeln überhaupt nicht verstoßen hat, verwerflich ist. 

Ich möchte sagen, es gibt ganz andere Probleme, auf die sich der Herr Kollege Ellensohn konzentrieren sollte, und zwar geht es um die Qualität der Wohnungen, um eine wirkliche Qualität. Es geht darum, dass Leute einen Wohnungswechsel machen und in eine Wohnung einziehen, in die man viel, viel Geld hineinstecken muss – so wie da in dieses Häuschen, in das man damals Hunderttausende Schilling hineinstecken musste –, um überhaupt etwas Brauchbares daraus zu machen. 

Herr Stadtrat! Haben Sie vor, vor allem im Bereich der "Sozialen Schiene", den Qualitätsstandard der Wohnungen in Zukunft zu verbessern? Es werden nämlich viele, viele Wohnungen nicht angenommen, viele, viele solche Häuser nicht angenommen, weil eben für diese Leute das Geld für Investitionen nicht vorhanden ist. Es geht ja darum, dass diese Objekte verwertet werden. Ich frage Sie noch: Werden Sie in Zukunft betreffend die Qualitätshebung etwas tun?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Sehr geehrter Herr Kollege! Es ist tatsächlich unser Vorhaben, und aus tiefer Überzeugung möchte ich das auch angehen, die C-Kategorie-Wohnungen in der Wiedervermietung auf A anzuheben. Wir haben uns das durchgerechnet. Das würde wirtschaftlich ein schöner Impuls in der Stadt sein, vor allem für kleinere und mittlere Gewerbe. Das wäre also auch wirtschaftspolitisch eine sehr sinnvolle Maßnahme. Wir könnten uns durchaus auch vorstellen, dass wir von der Förderung her mit gewissen Hilfen in leistbare Höhen kommen. 

Warum wir noch nicht ganz fertig sind – aber ich lade jeden, der ernsthaft interessiert ist, gerne ein, in dieser Richtung mitzuarbeiten –, ist, weil natürlich die Kosten der Sanierungen von C auf A, die selbstverständlich über Ausschreibungen stattzufinden haben, in Summe so viel ausmachen, dass wir bei den Preisen, die hereinkommen, wahrscheinlich noch das eine oder andere Pilotprojekt vorlagern müssen. Weil ich ja aufpassen muss, das sich diese dann auf Kategorie A angehobenen Wohnungen – wie insgesamt die Kategorie-A-Wohnungen, die wir vermieten – noch in Preisen bewegen, die sich die Menschen leisten können, wenn es geht, auch ohne Wohnbeihilfe; mit Wohnbeihilfe wäre es ja sowieso möglich. 

Also wir kämpfen hier um jeden Euro bei diesen Durchrechnungen. Wir wollen auch durchaus großflächiger mit Pilotprojekten beginnen, und ich lade jeden ein, daran mitzuarbeiten. Es ist tatsächlich so, das wir einer allein erziehenden Mutter mit zwei Kindern meist keine Freude machen, wenn wir ihr eine günstige C-Wohnung geben, weil sie nicht weiß, wie sie das selbst mit Krediten, mit Wohnungsverbesserungskrediten und allem, was wir zur Verfügung stellen, bewerkstelligen soll. Ein größeres Verdienst wäre es, wenn es gelänge, praktisch nur A-Wohnungen in unserer Stadt zu vermieten. 

Vorsitzender GR Günter Reiter: Dritte Zusatzfrage: Herr Ing Wolfram.

GR Ing Gunther Wolfram (Klub der Wiener Freiheitlichen): Auch ich habe etwas gegen Neidkampagnen. Da bin ich bei Ihnen, Herr Stadtrat. Seit der Einführung von Vormerkrichtlinien und der Wohnungskommissionen sind die Vergaben von Gemeindewohnungen für viele in Vergleich zu früheren Jahrzehnten transparenter geworden. Leider ist diese Transparenz bei Direktvergaben, bei Vergaben über die "Soziale Schiene" und bei so genannten Notfallswohnungen nicht gegeben. Viele Vormerkscheinbesitzer, die schon jahrelang auf ein Wohnungsangebot warten, sind verärgert. Sie sind nicht nur verärgert, sie fühlen sich ungerecht behandelt und auch benachteiligt. Eine Kontrolle dieser ohne Vormerkschein vergebenen Wohnungen ist daher dringend notwendig. 

Herr Stadtrat! Ich frage Sie daher: Sind Sie bereit, dass in Zukunft ein jährlicher Bericht über die ohne Vormerkscheine vergebenen Gemeindewohnungen an eine Kontrollinstanz, zum Beispiel Wohnungskommissionen oder Wohnbauausschuss, vorgelegt wird?

Vorsitzender GR Günter Reiter: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Das würde ich unterstützen, dazu bin ich bereit. Aus tiefer Überzeugung habe ich diese Bereiche zusammengeführt, die der Wohnungskommissionen und der "Sozialen Schiene", indem die Frau Mörk, die bisher schon in einem Bereich tätig war, nun auch für den anderen Bereich verantwortlich ist, weil ich auch glaube, dass das zusammengeführt gehört. 

Wir sollten noch besprechen, ob dieser Bericht der Wohnungskommission oder dem Ausschuss vorgelegt werden soll, aber gerade, wenn es um Sozialpolitik geht, bin ich dafür, dass man alles unternimmt, um möglichst transparent zu sein, damit niemand das Gefühl hat, es wird etwas verheimlicht. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Vierte Zusatzfrage: Herr GR Ellensohn.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! Es wundert mich nicht, dass Sie heftig geantwortet haben, und es wundert mich auch nicht, dass die ÖVP Ihnen sekundiert in dieser Frage. Der Neidkomplex in dieser Republik hat natürlich eine Basis. Das kommt ja von irgendwo her, denn man könnte ihn nicht schüren, man könnte auch nicht daran appellieren, wenn er nicht da wäre. Und das hat einen Grund. Das hängt damit zusammen, das sich Rot und Schwarz seit Jahrzehnten – mittlerweile ist die blaue Partie auch damit zugange – diese Republik aufgeteilt haben. Ich bin in Vorarlberg aufgewachsen. Dort läuft es genau umgekehrt wie in Wien. Ohne ÖVP-Parteibuch war es immer sehr schwierig, in Wien ist es halt umgekehrt. Sie gehen da ganz offensiv hinein: Haltet den Dieb! Schuld ist derjenige, der es vorbringt. 

Sie können sich erinnern, dass ich hier herinnen einen Fall referiert habe – das Problem ist mittlerweile gelöst worden –, wo ein SPÖ-Mitglied, Hausvertrauensmann et cetera eine Gemeindewohnung jahrzehntelang hortet, nicht benützt, nicht zurücklegen will, anschließend das Doppelte dessen verlangt, was er gesetzlich für die Ablöse der Gemeindewohnung verlangen darf und so weiter. Ein Einzelbeispiel. Jetzt wieder ein Einzelbeispiel. Aber diese Beispiele summieren sich natürlich.

Zur ÖVP nur ganz kurz: Die Abgeordnete Baumgartner-Gabitzer – das ist von mir auch vor kurzem in die Zeitung gekommen – hat eine Wohnung mit 142 Quadratmetern im Botschafterviertel im 3. Bezirk um 90 000 EUR gekauft. Kein Wunder! Sie ist eine Schüssel-Vertraute, da geht es halt auch leichter. Die ÖVP tut sich leicht, die Wohnungen irgendwie zu verkaufen und herzugeben. Sie hat übrigens vorher auch eine Miete von 2 000 S bezahlt. Nur dass das die Herren und Damen auf der Tribüne auch wissen. 2 000 S Miete für 142 Quadratmeter im Botschafterviertel im 3. Bezirk. Ich glaube, Sie bekommen das nicht und ich auch nicht. Ich bin auch froh darum, ich frage auch nicht darum. (GR Dr Matthias Tschirf: Frage!)

Also das mit "Haltet den Dieb!", Herr Stadtrat, funktioniert nicht. Da müssten Sie zuerst einmal einem Antrag zustimmen, den die Grünen schon mehrfach gestellt haben, einem Antrag auf transparente Vergabe aller geförderten Wohnungen. Sie wissen, warum Sie diesen Antrag, den wir schon öfter gestellt haben, ablehnen. (GR Dr Matthias Tschirf: Ist das eine Frage?) Sie wissen, warum. Weil eine transparente Vergabe genau das unmöglich macht, dass Sie jemandem binnen drei Wochen – binnen drei Wochen! – nach Antragstellung ein Reihenhaus zuschanzen können. Ich glaube das schon, dass der das saniert hat und so weiter und sofort, aber gleichzeitig werden, während das drei Wochen gedauert hat, in der Wohnungskommission, wo wirklich Härtefälle vorkommen, wo Familien sind, die ... 

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Ich bitte zur Frage zu kommen. Sie haben 2 Minuten, Herr Kollege.

GR David Ellensohn (fortsetzend): Ich war zuerst kürzer, das geht sich aus, wenn ich jetzt drei Minuten rede. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die sind schon erschöpft. Bitte zur Frage zu kommen.

GR David Ellensohn (fortsetzend): Bei der Wohnungskommission dauert es. Nachdem die Wohnungskommission gute Gründe gefunden hat, jemandem eine Wohnung zu geben, zum Beispiel gesundheitsschädliche Wohnung, dauert es anschließend Monate, viele Monate (GR Georg Fuchs: Das ist keine Frage, Herr Kollege! Stellen Sie die Frage!), länger als ein halbes Jahr, bis der Wohnungswerber, die Wohnungswerberin, die Familie, die überbelegt, die gesundheitsschädigend wohnt, eine Wohnung bekommt, aber in dem Fall hat es drei Wochen gedauert, dass jemand ein Reihenhaus bekommt. Und Sie stehen draußen und sagen, ich habe einen Fehler gemacht, ich appelliere an den Neidkomplex? 

Ich appelliere an Sie und frage abschließend: Können Sie dem Vorschlag der Grünen, den wir mehrfach unterbreitet haben – wir werden das auch noch einmal machen –, eine transparente Vergabe aller geförderten Wohnungen in Wien durchzuführen, zustimmen oder nicht? 

Vorsitzender GR Günter Reiter: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Es gibt eine nachvollziehbare Vergabe, nur was Sie verwechseln, ist Folgendes: Wenn jemand einen Wohnungswechsel durchführt, bekommen wir ja eine Wohnung zurück, in dem Fall eine größere, die sofort vergeben wurde. Das heißt – das ist ja der wesentliche Unterschied, sonst würden wir einen Wohnungswechsel nie bevorzugen – hier hat man die Vormerkliste, jemand hat keine Wohnung, braucht eine Wohnung, wir haben eine weniger. Macht jemand aber einen Wohnungswechsel, gibt er eine bessere Wohnung – für uns zur Vergabe gesehen – zurück. Trotzdem prüfen wir, hat er Kinder, in so einem Fall, wo es um ein kleines Häuschen geht, trotzdem prüfen wir immer, ob das Einkommen stimmt. Nur dann machen wir das.

Also: Es wurde niemandem, der auf der Vormerkliste steht, eine Wohnung weggenommen, denn sonst wäre es ja kein Wohnungswechsel, wenn wir nicht eine Wohnung zurückbekommen würden. Auch bei einem Wohnungstausch ist es zwar so, dass wir keine zurückbekommen, aber wir haben, wenn zwei tauschen, keine weniger von den zu vergebenden Wohnungen für die Fälle, die auf der Vormerkliste stehen. 

Unter jenen, die auf der Vormerkliste stehen, gibt es natürlich eine Reihe von Akutfällen, die sehr rasch eine Wohnung bekommen. Dafür sorgt die Wohnungskommission, die "Soziale Schiene" und andere, dort, wo es besonders rasch, besonders dringend ist.

Es ist spricht irgendwie für Ihr Gewissen, dass Sie jetzt bei Ihrer zweiten Anfrage von anderen Fällen gesprochen haben, und ich hoffe, dass auch Sie wissen, dass man, wenn man im Internet das Haus eines Beamten der Stadt Wien doppelt so großes darstellt, als es ist, um ein bisschen den Neid zu schüren, nicht auf dem richtigen Weg ist, wenn man politisch konstruktiv sein will. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Stadtrat. 

Die Fragestunde ist mit dieser Beantwortung der 5. Anfrage beendet. 

Wir kommen gleich zur Aktuellen Stunde. 

Die ÖVP hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Das Rabenhofdebakel – Fiasko der sozialistischen Kulturpolitik" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs. 2 der Geschäftsordnung auch ordnungsgemäß beantragt.

Ich ersuche den Erstredner, Herrn GR Dr Salcher, diese Aktuelle Stunde zu eröffnen. Seine Redezeit ist mit 10 Minuten begrenzt. – Bitte schön.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Rabenhof ist eigentlich die Chronik eines angekündigten Theatertodes. Chroniken sind normalerweise langweilig, aber wann immer es bisher in diesem Hause um den Rabenhof gegangen ist, ist es nie langweilig geworden. Das kann ich Ihnen auch für heute versprechen.

Ganz kurz zur Vorgeschichte: Am Ende der rot-schwarzen Koalition hat es in der Frage des Rabenhofes Auffassungsunterschiede über dessen Fortführung gegeben. Es gab dann eine Privatinitiative des SPÖ-Kultursprechers Ernst Woller und der Bezirksvertretung des 3. Bezirkes, die gegen den deklarierten Willen des damaligen amtsf StR Marboe und auch gegen den der Beamten der MA 7 dieses Theater einmal mit Bezirksmitteln gestartet haben.

Es gibt auch einen Kontrollamtsbericht darüber – da sage ich der Fairness halber dazu, dass es sich um die Vor-Mailath-Pokorny-Ära handelt –, und wir gehen davon aus, dass dieser Kontrollamtsbericht der Staatsanwaltschaft übermittelt wird. Wenn nicht, werden wir das tun.

Ich zitiere jetzt das erste Mal wörtlich über diese Ära, die Vor-Mailath-Pokorny-Ära. 

"Auf Grund fehlender rechtlicher und kaufmännischer Kompetenzen führte diese Konzentration der Aufgaben- und der Entscheidungsgewalt" – damit ist Herr Welunschek gemeint – "innerhalb kürzester Zeit in ein kaufmännisches Fiasko. Es wurden kaum Verbindlichkeiten beglichen, die Belege, sofern welche vorhanden waren, landeten nach Auskunft das damaligen Obmannes gegenüber dem Kontrollamt in einem Karton und harrten der Bearbeitung."

Diese Vorwürfe waren dem Herrn StR Mailath-Pokorny bekannt, trotzdem hat er den Herrn Welunschek im November 2001 bestellt. Unter welchen Voraussetzungen? Ich zitiere jetzt nicht einen ÖVP-Kultursprecher oder sonst irgendjemand, sondern einen unabhängigen Zeugen, einen der angesehensten Schauspieler und Künstler dieses Landes, Helmut Lohner, der in einer Presseaussendung damals gegen den Herrn StR Mailath-Pokorny wörtlich gesagt hat: 

"Weiters wandte sich Lohner gegen die Aussage des Kulturstadtrates, dass die Josefstadt von sich aus mit Karl Welunschek einen Vertrag über den Rabenhof abgeschlossen habe. 'Welunschek als künstlerischen Leiter des Rabenhofes zu ernennen, war Wunsch des Kultursprechers der SPÖ-Fraktion, Ernst Woller, im Sommer 2000', meinte Lohner." 

Und weiter: "Allen anderen Interessenten für das Theater im Rabenhof wurde es von der Stadt Wien unmöglich gemacht, die Leitung des Theaters zu übernehmen."

Daher wissen wir einmal ganz genau, von wem dieser Skandal ausgegangen ist. (Beifall bei der ÖVP.)
Die Pressekonferenz, bei der der Herr Stadtrat stolz den Herrn Welunschek präsentiert hat, sei auch noch einmal kurz in Erinnerung gerufen. Das ist nicht meine Wertung, sondern der "Standard", eine unabhängigen Zeitung, auf die Frage, warum Welunschek und nicht ein anderer Bewerber: "Mailath-Pokorny sagt, ihn hätte das Konzept überzeugt. Wie denn das ausschaut? Welunschek trocken: 'Ich bin für mich Konzept genug.' Da wurde Mailath-Pokorny blass und rief: 'Moment, es gibt sehr wohl eines, und ich stehe zu dieser kulturpolitischen Entscheidung.' (Die Jury hatte sich verweigert.) Dann stand er auf" – damit ist Mailath-Pokorny gemeint –: 'Ich muss jetzt eine Ausstellung eröffnen', und ging." (Ironische Heiterkeit bei der ÖVP.)

Der "Kurier" berichtet uns, wie es weitergeht: "Nach der offiziellen Pressekonferenz lieferten sich erhitzte Gemüter Streitduelle, die oberflächlich betrachtet einem Kabarett glichen, aber für die Probleme stehen dürften, die die Stadt und ihre Theatermacher offensichtlich miteinander hätten."

Jetzt komme ich zu einigen ganz wenigen Auszügen – denn ich möchte meinen Kollegen auch noch etwas übriglassen – aus dem Kontrollamtsbericht über die Ära, die Mailath-Pokorny zu verantworten hat. 

Erstes Zitat: "Ein ungewöhnlicher Spareffekt trat am Ende des Jahres 2001 aber doch ein, weil die beiden künstlerisch Verantwortlichen K. W." – Karl Welunschek – "und Herr H." – das ist Herr Jochen Herdieckerhoff – "ihre unterschiedlichen künstlerischen Auffassungen immer öfter mit Verbalinjurien, in weiterer Folge sogar mit Handgreiflichkeiten austrugen. Nachdem Herr K. W. seinen Chefdramaturgen in einem Cafe öffentlich geohrfeigt hatte, was in einem später nachfolgenden Protokoll vom 29. November 2001 von diesem auch bestätigt wurde, wurde Herr H. im Sommer 2002 und somit sechs Monate vor Vertragsende vom Verein freigestellt. Bis Jahresende musste der Verein jedoch auf Grund der vertraglich vereinbarten Kündigungsfrist von sechs Monaten den Chefdramaturgen weiter mit vollen Bezügen entlohnen."

Interessant ist übrigens, dass nicht der, der die Watschen ausgeteilt hat, sondern der, der die Watschen bekommen hat, gehen musste.

Weiteres Zitat: "Am 15. Oktober 2002 stellte der Vereinspräsident, Herr Dr Marhold, auf Initiative von Herrn K. W. in einer Vorstandssitzung Herrn G." – das ist Herr Gratzer – "als möglichen zukünftigen Oberspielleiter vor. Herr G. erhielt als Regisseur der Produktion 'Der erste Wiener Theaterarsch' (Arbeitstitel) auf Grund seiner diesbezüglichen Honorarnote vom 13. Dezember 3 835 EUR zusätzlichen USt."

Ein weiteres Zitat: "Herr Karl Welunschek hat trotz der Hinweise auf seinen Vertrag immer wieder schriftliche Verträge und auch Aufträge erteilt. Einer dieser Aufträge war gegenüber einem Kakerlakentrainer abgeschlossen worden, der nach Ende der Vorstellung 300 EUR vom Inspizienten des Rabenhofes bar ausbezahlt bekam. Dieser Betrag wurde nach beharrlicher Weigerung des Künstlers, eine Honorarnote auszustellen, ohne Bestätigung aus dem Privatgeld des Inspizienten beglichen."

Das Ganze hat sich ziemlich hochgeschaukelt, sodass es am 25. November 2002 zu einer Mitarbeiterbefragung kam. Auch wieder Originalzitat: "Die erhobenen Vorwürfe gegen die genannten Personen reichten von der erlittenen Androhung körperlicher Gewalt über Beschimpfung und die Drohung gegenüber Mitarbeitern, auch vor dem Publikum, bis zu der Forderung nach unbeschränkter Bereitstellung von Gratisgetränken aus der Kantine." – Letzteres ist wohl das Harmloseste.

Über dieses Theater sagt Herr Mailath-Pokorny in diesem Haus wörtlich: "Ein tolles Theater, wie es das in Wien noch nie gegeben hat. Ein junges, urbanes, trashiges Volkstheater."

Ernst Woller freute sich mehrmals, dass man über den Rabenhof wieder redet, und stellte sich das letzte Mal die Frage, wann die vereinigte Opposition endlich so weit ist, zu sagen, dass das ein wirklich erfolgreiches Theater ist.

Sehr geehrter Herr Stadtrat! Ich bemühe mich ja immer sehr, Sie zu schonen, was Sie mir nicht leicht machen, aber ich sage Ihnen, was der Rabenhof für die vereinigte Opposition ist: Es ist wirklich eine Chronik des Versagens sozialistischer Theaterpolitik, ein Fiasko – und der Name stammt nicht von mir, sondern vom Kontrollamt –, das den Steuerzahler 2,5 Millionen EUR gekostet hat, das viele andere Theaterprojekte in dieser Stadt das Leben gekostet hat, das viele junge Künstler am Rabenhof den Glauben ans Theater verlieren hat lassen und das dem Karl Welunschek seine finanzielle Existenz und seine künstlerische Reputation gekostet hat. 

Wenn Sie sich nur eine Sekunde ehrlich fragen, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, ob Sie dem Karl Welunschek etwas Gutes getan haben, als Sie ihm das Theater gegeben haben, dann, glaube ich, weiß ich, wie diese Frage zu beantworten ist. Nach so einem Debakel jedoch nicht einmal mit der Wimper zu zucken und ständig nur so zu tun, als wäre eigentlich ohnehin alles okay, niemand hätte einen Fehler gemacht, schon gar nicht der SPÖ-Stadtrat – das ist die Arroganz der absoluten Macht, wie wir sie schon sehr oft erlebt haben. (Beifall bei der ÖVP.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Ein Theater, in dem es zwar einen künstlerischen Intendanten, einen Geschäftsführer, einen Chefdramaturgen, einen Oberspielleiter, einen Inspizienten und sogar einen künstlerischen Kakerlakenjäger gegeben hat (GRin Mag Marie Ringler: Alles nur Männer!) – alles nur Männer, das kommt noch dazu, wenigstens beim Kakerlakentrainer hätte man irgendwie etwas machen können –, das ist für uns wirklich kein Erfolgsmodell, wenn man noch dazu die Auslastung anschaut, die der Rabenhof zustande gebracht hat.

Für ein Theater, in dem sich die Führungskräfte öffentlich abwatschen, Mitarbeiter bedroht werden und ohne Konzession gearbeitet und agiert wird, dürfen Sie sich von der Opposition keinen Applaus erwarten.

Sie sagen immer: Welcher Schaden ist denn dem Steuerzahler entstanden? Das kann ich Ihnen sagen. Nehmen wir einmal das Burgtheater her. Stellen Sie sich vor, das Burgtheater macht zwei, drei sensationelle Produktionen am Beginn des Jahres, aber mit Anfang Mai muss es seinen Betrieb einstellen, weil die gesamte Jahressubvention aufgebraucht ist. Na, glauben Sie nicht, dass der Steuerzahler und dass die Wiener SPÖ dann schreien würden, was da für ein Murks auf Bundesebene passiert? Das ist doch ein Riesenskandal, wenn eine Jahressubvention schon am Beginn des Jahres aufgebraucht ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sehr geehrter Stadtrat! Sie kommen mir in der ganzen Causa Rabenhof so ein bisschen vor wie ein Fußballtrainer, dessen Mannschaft fünf Minuten vor Schluss eins zu sieben im Rückstand liegt – das eine Tor, das ich vergeben würde, ist die Produktion "Tamagotchi" –, drei der Spieler von Ihnen sind bereits ausgeschlossen, der Mannschaftskapitän und der Tormann raufen miteinander in der Cornerecke, und auf die Frage der Reporter: Herr Fußballtrainer, wie sehen Sie das? sagen Sie: Ich habe keinen Fehler gemacht, und übrigens von der 17. bis zur 21. Minute haben wir eigentlich super gespielt. (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP) 

Sehr geehrter Herr Stadtrat! Für die Ära – und nur für die mache ich Sie verantwortlich –, die mit der Überbrückung begonnen hat, die Sie gleich am Beginn Ihrer Ära als amtsführender Stadtrat beschlossen haben, bis zum 12. Dezember des letzten Jahres, wo Sie genau gewusst haben, was sich im Rabenhof abspielt, aber trotzdem gegen den massiven Widerstand aller Oppositionsparteien noch einmal 581 000 EUR durchgesetzt haben, dafür haben Sie die politische Verantwortung und die nimmt Ihnen niemand weg. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und was mich besonders stört: Sie haben erst – um beim Sportlichen zu bleiben – abgeklopft, als der letzte Cent im Rabenhof ausgegeben war. Wenn Sie da wirklich glauben, dass Sie keinen einzigen Fehler gemacht haben, dann muss ich Ihnen sagen, sind Sie auch in Ihrer eigenen Fraktion der Einzige, der das heute noch glaubt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ringler. – Bitte. 5 Minuten, wenn ich bemerken darf. 

GRin Mag. Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Das, was uns der Rabenhof in den letzten Wochen, Monaten, um nicht zu sagen, Jahren gezeigt hat, ist, glaube ich, nur vergleichbar mit einem sehr berühmten Ereignis in der Geschichte, nämlich mit dem Untergang der Titanic. Lassen Sie mich kurz erklären, warum. (GRin Inge Zankl: Es ist aber keiner gestorben beim Rabenhof!) 

Mitte 2000, sehr geehrte Damen und Herren, da hatte einer einen Plan. Da hatte der Herr Woller einen Plan, und dieser Plan war: Ich baue ein ganz großes Schiff, mit dem ich nach Amerika fahren will. Leider, sehr geehrte Damen und Herren, hat er die Rechnung ohne den damaligen Reeder gemacht, ohne den Reeder Marboe in seiner damaligen Funktion als Stadtrat. Aber weil der Herr Woller einen ehrgeizigen Plan hatte, nämlich nach Amerika zu fahren, hat er sich einen Kapitän gesucht, den Herrn Welunschek. – So!

Neue Szene: Amtsantritt eines neuen Reeders. Im April 2001 tritt Mailath-Pokorny auf den Plan, und er begeht einen kapitalen Fehler. Er glaubt dem Herrn Woller, und er glaubt dem Herrn Welunschek. Er glaubt nämlich, dass der Herr Woller und der Herr Welunschek ein unsinkbares Schiff bauen können, mit dem sie nach Amerika fahren können, und er glaubt Ihnen auch noch, dass das ohne Geld geht. – Eigentlich ziemlich dumm! Oder? 

Nachdem der Herr Mailath-Pokorny diesen ersten kapitalen Fehler gemacht hat und den Herrn Woller und den Herrn Welunschek ein Schiff bauen hat lassen, ein angeblich unsinkbares Schiff, stellt er im Juni 2001erstmals fest: Oje, ohne Geld geht das nicht. Daher muss er eine Subvention für den Kapitän Welunschek und den Herrn Woller beschließen. Allerdings schon im Herbst 2001, sehr geehrte Damen und Herren, wird eines deutlich, die Anzeichen verdichten sich, Sturmwolken ziehen auf, das Schiff, es steht noch im Hafen, schwankt: Mit dem bisschen Geld, dass der Herr Mailath ausgegeben hat, kann man kein ordentliches Schiff bauen, das unsinkbar wäre. 

Allen Warnungen zum Trotz begeht der Herr Mailath-Pokorny nun den zweiten kapitalen Fehler. Er sagt nämlich, wenn der Herr Woller und der Herr Welunschek ein Schiff bauen, angeblich eines, das unsinkbar ist, mit dem man nach Amerika fahren kann, dann gebe ich denen nicht nur noch mehr Geld, sondern ich sage dem Herrn Welunschek, dass er auch wirklich der Kapitän ist. Nach einer Ausschreibung, die damals schon als Farce bezeichnet wurde, segnet der Herr Mailath-Pokorny den Herrn Welunschek als offiziellen Kapitän der Titanic Rabenhof ab. Er gibt ihm außerdem einen Steuermann dazu, den Herrn Lechner, und er meint, dass, wenn er jetzt das Schiff aus dem Hafen fahren lässt, alles in Ordnung sein wird.

Das Schiff fährt im Herbst 2001 langsam in seichte Gewässer. Es schwankt bedrohlich. Überall in der Presse ist zu lesen, dass es Probleme gibt. Doch auch nach öffentlichen Ohrfeigen eines Mitarbeiters und nach viel medialer Berichterstattung tut der Herr Mailath-Pokorny noch immer nichts. Der Reeder schaut zu wie der Kapitän Welunschek und sein Steuermann, der Herr Lechner, weiter aufs offene Meer fahren, mit noch mehr Geld, mit noch mehr öffentlichen Mitteln.

Und er begeht den dritten kapitalen Fehler, den so ein Reeder nicht machen darf. Er gibt dem schlingernden Schiff im seichten Gewässer, auf dem die Partys lustig weitergehen – ich erinnere nur an Pay-TV und Barbesuche, die mit der Subventionen bezahlt wurden –, weiter Geld. 

Ende 2002 ist eines klar: Das Schiff wird nie in Amerika ankommen. Die Titanic wird nicht in Amerika ankommen, weil sie nicht unsinkbar ist. Der Kapitän geht von Bord. Alle haben das Schiff verlassen. Und die ganze Zeit, sehr geehrte Damen und Herren – Sie können im Kontrollamtsbericht, der sich ja wie ein Kabarettbesuch liest, nachlesen, was hier die ganze Zeit passiert ist –, die ganze Zeit weiß der Herr Mailath, was los ist. Der Herr Mailath steht die ganze Zeit ...

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Frau Ringler, Sie haben Ihre Redezeit bereits verbraucht. Bitte kommen Sie zum Schluss.

GRin Mag Marie Ringler (fortsetzend): Der Herr Reeder Mailath-Pokorny steht an der Mole, neben ihm Woller mit einem Fernglas, und sie schauen zu, wie das Schiff am Horizont verschwindet und gegen einen Eisberg nach dem anderen prallt. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn das Versenken von 2,5 Millionen EUR öffentlicher Gelder keine Titanic-Katastrophe ist, dann weiß ich nicht, was in dieser Stadt noch passieren muss, damit ausreichende politische Konsequenzen gezogen werden.

Lieber Herr Stadtrat! Zu sagen, 2,5 Millionen EUR sind versenkt, doch es ist nichts passiert, das ist unredlich gegenüber all jenen, die in dieser Stadt mit öffentlichen Geldern sorgsam umgehen. – Danke.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Mag Stefan. – Bitte.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Bei mir ist das immer ein bisschen weniger blumig, und ich halte nicht so viel von solchen Vergleichen. Außerdem war meiner Erinnerung nach die Titanic auf dem neuesten technischen Stand und sehr fortschrittlich. (GRin Mag Marie Ringler: Das hat man geglaubt!) Na ja, das weiß ich schon. Hier geht es aber eher um einen Boot das halt unter roter Flagge dahingetümpelt ist und um nicht viel mehr. (GR Günter Kenesei: Das war ein Tretboot auf der Alten Donau!)
Der eine Skandal ist das, was passiert ist im Rabenhof – darüber wurde schon gesprochen, und ich werde auch gerne noch so ein paar Schmankerln zitieren –, der zweite Skandal, der aber ebenso groß ist, ist die Reaktion darauf. Und das ist es, was ich hier in erster Linie zur Sprache bringen will. Denn wenn man so einen Fehler macht, wie das hier geschehen ist, wenn man dann die Dinge laufen lässt in einer Art und Weise, wie sie eben heute auch schon geschildert wurde, dann ist das eine Sache, wenn man dann aber ertappt wird und feststellt, was passiert ist, dann muss man auch dazu stehen. Und da beginnt jetzt eine ganz gefährliche Argumentation, und ich werde Ihnen auch erklären, warum sie gefährlich ist. 

Es wird nämlich jetzt als Hauptargument immer wieder verwendet, von Anfang an waren alle Parteien im 3. Bezirk für dieses Theater. Sie haben mitgestimmt, damit das Rabenhoftheater gerettet wird, und haben einer für einen Bezirk relativ hohen Subvention zugestimmt. Die Argumentation, wie das passiert ist, kennt jeder, der in politischen Funktionen und vor allem in einem Bezirk einmal tätig war. Es weiß jeder, wie das läuft. Da kommt man und sagt: Passt auf, im 3. Bezirk gibt es genau ein Theater und das steht jetzt vor dem Sterben. Was machen wir da? Da müssen doch alle Parteien zusammenhalten. Da muss doch jeder mittun, dass der Bezirk sein Theater behält. Wir haben da übrigens schon jemanden, der macht das und der ist auch arriviert, international anerkannt und was weiß ich was für Floskeln. – Welcher Bezirkspolitiker wird da nicht mittun? Und so ist es auch geschehen. Der Bezirk hat einen Vertrauensvorschuss gegeben, hat gesagt: Ja gut, dann schauen wir uns das einmal an. Hauptsache, der 3. Bezirk behält sein Theater, der Rabenhof ist uns wichtig. Und so weiter. 

Dann passiert das, was jetzt geschehen ist, und dann wird das als Argument herangezogen, dass insbesondere im Bezirk alle Parteien dafür waren. 

Und jetzt komme ich darauf, was das Gefährliche daran ist. Es läuft zurzeit eine Theaterreform oder der Beginn einer Theaterreform, wo alle Parteien eingebunden sind. Wir sind gerne bereit, daran mitzuarbeiten und daher dann auch in der Folge dazu zu stehen, dass wir daran teilgenommen haben. Wenn aber derartige Auswüchse, wie sie hier gegeben sind, auch in Zukunft vorkommen – was nie auszuschließen ist –, nämlich solche, die darauf zurückzuführen sind, dass ganz eindeutige parteipolitische Einflussnahme ausgeübt wurde, dass die Situation ausgenützt wurde, dass Druck ausgeübt wurde, dass auch am ehemaligen Stadtrat vorbeigearbeitet wurde, dass hier zwei Augen zugedrückt wurden, nur damit das weiterlaufen kann, wenn also solche Dinge, die eindeutig über das Normale hinausgehen und nicht auf die Struktur zurückzuführen sind, sondern auf das Verhalten der handelnden Personen, wenn dann immer mit dem Argument, ihr wart ja von Anfang an auch dafür, ihr wart für diese Reform, jede Kritik abgedreht wird und man versucht, sich damit herauszuwinden, dann werden wir auch dieser Theaterreform nicht zustimmen können, wenn wir derartiges Misstrauen hegen müssen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Aber vielleicht noch einmal ein kurzer Überblick, nur damit man weiß – Sie haben es zum Teil schon gehört –, was im Rabenhof passiert ist: Zweieinhalb Jahre, 2,5 Millionen EUR, das ist ja ganz kritisch. Es gab eine Auslastung von wahrscheinlich 25 Prozent. Das ist schwer nachvollziehbar, denn es hat lange Zeit keine Aufzeichnungen über Besucher gegeben, man hat also keine Ahnung, wie viele da waren, daher auch keine Aufzeichnungen darüber, was es an Einnahmen gab. Macht ja nichts, Subventionsgelder vorhanden. Wenn man das hochrechnet, ist wahrscheinlich jeder Besucher noch zusätzlich mit 150 EUR, rund 2 000 S oder sogar mehr, subventioniert worden dafür, dass er hingegangen ist. Das muss man sich auch vorstellen: Für jeden, der hingeht, legt die öffentliche Hand noch so viel Geld drauf. Die Belege waren in Schuhschachteln oder Kartons verstaut, einfach einmal abgelegt, es wird schon irgendwie gehen. Verträge wurden mündlich abgeschlossen und sind daher nicht nachvollziehbar. Das Geld wurde dann einfach so ausgezahlt. Wo sind Steuern bezahlt worden und so weiter? Fragen, die man besser nicht stellt. 

Es gab – wir haben es schon gehört – Schreiduelle zwischen den Verantwortlichen, Ohrfeigen, bis zuletzt keine Konzession für den Buffetbetrieb. Es kam zur Weitergabe einer kostenlosen Nutzung einer Turnhalle an den Herrn Welunschek, wodurch dem Rabenhoftheater weitere Kosten entstanden sind. Der Herr Welunschek hat sich auch Pay-TV und Zustellbett bezahlen lassen. Er hat Geld ausbezahlt bekommen, einfach so, nicht einmal zur Verrechnung, sondern einfach nur zur Verwendung. Er hat es auch nachher nicht belegen können, wofür er es verwendet hat. 

Und das alles mit Steuergeldern, und zwar mit enormen Steuergeldern! 2,5 Millionen EUR. Das ist fast unvorstellbar. – Ich werde vielleicht meinen Nachrednern auch noch ein paar Schmankerl übriglassen, denn die Zeit ist vorbei, und es sind ja noch genug vorhanden. 

Eines muss jedenfalls klar sein: Wenn so etwas wieder vorkommt, dann ist die Theaterreform schon von Anfang an gestorben. Die Frage ist wirklich nur: Was muss noch passieren mit unserem Steuergeld? (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Dr Ludwig. – Bitte schön. 

GR Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Nach den verschiedensten Märchen, die wir jetzt gehört haben (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Das waren keine Märchen! Es wurde zitiert aus dem Kontrollamtsbericht!) und die vor allem in einem Fall gezeigt haben, dass nicht alles, was hinkt, ein Vergleich ist, möchte ich doch ein wenig auch zu den Fakten zurückkommen. Um, Frau Kollegin Unterreiner, weil Sie das jetzt zwischenrufen, zum Kontrollamtsbericht zurückzukommen, möchte ich schon eines sagen: Der Kontrollamtsbericht ist vom Gemeinderat noch nicht beschlossen, das heißt, er ist auch noch nicht öffentlich. Deshalb finde ich es eigentlich auch nicht richtig, dass aus diesem Kontrollamtsbericht zitiert wird. (GR Günter Kenesei: Aber geh! Sie können auch den Herrn Stadtrat fragen, wie er an die Öffentlichkeit gelangt ist! Das sollten Sie den Stadtrat fragen!) Aber das ist ein anderes Kapitel. Ich werde mich gerne daran halten. 

Ich kann gerne auch zu den Fakten zurückkehren, die sehr deutlich zeigen, dass im gesamten Prozess eines klar geworden ist, nämlich dass der Stadtrat in diesem Zeitraum gehandelt hat. Das ist auch im Kontrollamtsbericht so wiedergegeben. Ob es Ihnen gefällt oder nicht, Herr Kenesei, Tatsache ist, dass das Kontrollamt bestätigt hat, dass ab dem Zeitpunkt, da der Kulturstadtrat Dr Mailath-Pokorny geheißen hat, es verschiedenste Veränderungen, und zwar alle hin zum Positiven, gegeben hat. 

Ich möchte nur daran erinnern, dass bereits im April 2001 ein neuer Vorstand eingerichtet worden ist, der als erste Aufgabe und Funktion sofort eine sehr genaue Prüfung durch eine Wirtschaftsprüfungskanzlei durchführen hat lassen. Es hat eine Reihe von Maßnahmen in der Vereinsstruktur gegeben, und es hat als Konsequenz auch die Tatsache gegeben, dass zusätzlich zum künstlerischen Leiter auch ein kaufmännischer Leiter eingesetzt worden ist. 

Tatsache ist weiters – weil Sie sich ja auf den Kontrollamtsbericht berufen –, dass auch in diesem Kontrollamtsbericht drinnen steht, dass ab 2002, insbesondere das Jahr 2002 selbst, wirtschaftlich positiv abgeschlossen worden ist. Ob Ihnen, der vereinigten Opposition, das passt oder nicht, Tatsache ist, dass StR Dr Mailath-Pokorny eingegriffen hat und dass sich ab diesem Zeitpunkt eine Reihe von Veränderungen zum Positiven hin entwickelt haben. 

Das heißt, richtige Schritte wurden gesetzt, und das nicht erst, seit es einen Kontrollamtsbericht gibt, aber seit es den Kontrollamtsbericht gibt, hat der Herr Kulturstadtrat auch die entsprechenden Dienststellen der Stadt Wien, vor allem die Juristen, angewiesen, zu prüfen, ob es strafrechtliche Konsequenzen gibt in diesem Fall und ob Regressansprüche der Stadt Wien berechtigt sind. Das bezieht sich alles auf die Zeit – auch das findet sich im Kontrollamtsbericht – vor der Amtstätigkeit des Kulturstadtrates Dr Mailath-Pokorny, und es bezieht sich auf die Tätigkeit des damaligen künstlerischen Leiters. 

Wenn man über finanzielle Schwierigkeiten des Rabenhoftheaters spricht, dann muss man auch erwähnen, wo in Wirklichkeit die großen Brocken bei den finanziellen Schwierigkeiten liegen. Die liegen vor allem in den sehr hohen Abschlagszahlungen und Ablösesummen, die an die Josefstadt gezahlt worden sind, und nicht zuletzt auch daran, dass in Aussicht gestellte Förderungen von Seiten des Bundes nicht eingelangt sind. 

Es hat im Kontrollausschuss, aber auch im Kulturausschuss eine sehr sachliche Debatte gegeben – ich muss sagen, sachlicher als sie heute auch im Gemeinderat durchgeführt wird –, und ich bin sehr froh, dass wir gestern auch im Kulturausschuss über die Abwicklung der Zahlungsmodalitäten gesprochen haben, denn diese Diskussion hat gezeigt, dass von den 2 Millionen EUR, die abzurechnen sind, bereits 1,9 Millionen EUR mit Belegen abgerechnet wurden (GRin Mag Marie Ringler: Da fehlen aber immerhin noch 100 000!) und dass sich der Differenzbetrag, der sich vor allem auf Investitionen in der ersten Phase bezieht, in der Zeit, da es noch eine interimistische Führung gegeben hat, derzeit in Prüfung befindet. 

Ich finde es sehr richtig und in Ordnung, dass die Beamten des Kulturamtes sehr streng prüfen und sich die Belege sehr genau anschauen. Das finde ich richtig, und ich bin deshalb auch sehr zuversichtlich, dass es möglich ist, diesen Betrag nach einer eingehenden Prüfung auch entsprechend zu bewerten. 

Aber wie gesagt, es soll ja auch nichts von anstehenden Problemen unter den Tisch gekehrt werden, ganz im Gegenteil. Ich habe ja bereits erwähnt, dass der Herr Kulturstadtrat sofort veranlasst hat, auch rechtliche Schritte zu prüfen, falls sich das, insbesondere für die Phase von Dezember 2000 bis April 2001, zu Recht als notwendig herausstellen sollte. 

Nur eines möchte ich abschließend noch erwähnen: Man muss schon auch sehen – weil ich das in einer Zeitung gelesen habe, dass Sie, Herr Tschirf, 2,5 Millionen EUR vom Rabenhoftheater zurückfordern –, dass es in dieser Zeit große künstlerische Erfolge gegeben hat. Ich denke an die Nestroypreisverleihungen für "Tamagotchi" im Jahr 2001 oder auch an die generelle Nominierung des Rabenhoftheaters im Jahr 2002. Das heißt, es hat einen künstlerischen Gegenwert gegeben, das zeigt auch die internationale Presse, das zeigt die hohe Akzeptanz der Bevölkerung. 

Ich wünsche dem Rabenhoftheater mit einer neuen Führung an diesem Standort – mittlerweile auch entschuldet und ohne Schulden – alles Gute, viel Erfolg, so wie auch bei der letzten Premiere, die am Sonntag vor ausverkauftem Haus stattgefunden hat. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Herr GR Kenesei. 

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Nur ein Wort zum Kollegen LUDWIG bezüglich Öffentlichmachen eines Kontrollamtsberichtes. 

Sie sollten vielleicht in der Pressestelle beim Herrn Stadtrat nachfragen oder im Kontrollamt. Es kann nur diese zwei Stellen gegeben haben. Am Montag haben sich bereits auf alle Fälle alle Journalisten, die sich mit dieser Causa beschäftigen in Wien, ohne dass ein einziges Mitglied des Kontrollausschusses die Unterlagen gehabt hätte, im Vollbesitz des Berichtes befunden. Also gibt es nur zwei Möglichkeiten: Entweder es gibt eine undichte Stelle im Kontrollamt, das glaube ich eher nicht, oder es gibt eine undichte Stelle im Büro des Herrn StR Mailath-Pokorny und von dort sind die Informationen an die Journalisten weitergegeben worden. Also vorsichtig sein, wenn man im Glashaus sitzt: Nicht mit den großen Steinen schießen, weil da werden die Scheiben kaputt.

Aber nun zum Inhaltlichen. Sie tun so, wie wenn eh alles super gewesen wäre beim Rabenhof. Es hat alles gepasst. Ein bisschen viel Geld ist ausgegeben worden, und jetzt schauen wir, dass wir halt irgendwie den Schaden noch reparieren, irgendwie mit dem Tesagrau die Löcher im Glashaus zupicken, damit es im Winter nicht hereinregnet und nicht nass hereingeht. – Das kann es ja nicht gewesen sein.

Nur ein paar Punkte, und ich erlaube mir trotzdem aus dem nichtöffentlichen Kontrollamtsbericht zu zitieren: "Dazu stellte das Kontrollamt fest, dass die vertraglichen Festlegungen" – nämlich zu einem Zeitpunkt, wo Mailath-Pokorny bereits zuständig war – "unter dem neuen kaufmännischen Geschäftsführer zwar wesentlich professioneller erfolgten, eine sparsamere Gebarung damit allerdings nicht verbunden war, da mit der Beschäftigung eines eigenen Chefdramaturgen neben dem Intendanten das künftige finanzielle Potential des Rabenhoftheaters völlig falsch eingeschätzt wurde." – Und jetzt kommt es: "Der Dr L. erklärte diesbezüglich, dass dieses Urteil aus heutiger Sicht richtig sei, er aber damals auf Grund zahlreicher Gespräche davon ausgegangen war, dass das Rabenhoftheater zu einer Mittelbühne mit einem etwa um die Hälfte höheren Budget avancieren werde."

Nun, jetzt würde mich schon interessieren: Mit wem hat denn der Herr Dr L. gesprochen? Also mit dem Kollegen Marboe nicht mehr, weil der war nicht mehr zuständig. Also gibt es einen neuen Ansprechpartner in Person des Herrn StR Mailath-Pokorny und seiner Beamtenschaft, die diese Gespräche führen. Dann gibt es auch noch den Herrn Woller, der sich immer wieder sehr intensiv um den Rabenhof bemüht hat, teilweise erfolgreich, eher erfolglos, wenn man sich die finanzielle Gebarung ansieht. 

Und dann gibt es mehr als undichte Stellen im Haus, und von irgendwo muss ja diese Information gekommen sein. 

Denn noch ein Indiz dafür, dass es in dem Haus mehr als undichte Stellen gibt, hat mir der Herr Jochen Herdieckerhoff anlässlich eines Mail-Verkehrs mitgeteilt: "Im April 2002 haben Lechner und ich", also der Herr Jochen Herdieckerhoff, "den Herrn GR Woller aufgesucht, um ihm in einem eindringlichen Gespräch den desolaten Zustand von Welunschek klarzumachen. Schwere alkoholische Rückfälle, Störung von Vorstellungen, wechselweise Selbstmord- und Gewaltandrohungen coram publico, ausgetragene Beziehungskriege, komplette Arbeitsverweigerung et cetera, von finanziellen Gebarungen und wiederholten Pfändungen nicht weiter zu reden. Wir haben nachdrücklich gewarnt, dass unter diesen Umständen das zu diesem Zeitpunkt sehr erfolgreich laufende Projekt akut gefährdet sei und in kürzester Zeit implodieren werde." Wie Recht er hatte! "Einziges Resultat: Wir hatten das Rathaus wohl noch nicht verlassen, war Welunschek schon über unsere vertrauliche Visite bestens im Bilde." – Soweit zu den angeblich undichten Stellen hier im Haus.

Auch Sie, Kollege Woller, müssen sich wohl fragen, ob in der Causa Rabenhof hier alles richtig gelaufen ist, ob Sie auf das richtige Pferd gesetzt haben. Nur tun Sie sich leicht. Sie haben da herinnen eine Mehrheit, Sie beschließen einfach die Subvention, die notwendig ist, wider besseren Wissens offensichtlich, denn auch bei der Wiederbestellung des Herrn Welunschek hat es Einwände des Vereinsvorstandes gegeben. Insbesondere hatte man Sorge, Welunschek drei Jahre wieder wirken zu lassen. Man hat eher vorgeschlagen, eine andere Variante zu suchen. Offensichtlich war wider besseren Wissens Ihr Einfluss, der Einfluss des Herrn Welunschek auf den Herrn Stadtrat und auch auf die Beamtenschaft sehr groß. Der Herr StR Mailath-Pokorny hat es so schön gesagt in der Kontrollausschusssitzung, er ist nicht Spielleiter aller Theater in dieser Stadt, das stimmt, aber er ist zumindest für die Subventionen und für die Vergabe der Subventionen verantwortlich und zuständig. 

Und ich glaube, in diese Richtung muss die Verantwortung gehen. Jemand, der Verantwortung hat in dieser Stadt, indem er amtsführender Stadtrat ist, sollte diese Verantwortung auch schleunigst wahrnehmen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr StR Dr Marboe. Bitte.

StR Dr Peter Marboe: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Die allfälligen straf-, zivil- und vereinsrechtlichen Aspekte hat unser Klubobmann Tschirf gestern im Sonderausschuss sehr deutlich dargelegt. Die Dramatik des Kontrollamtsberichtes hat der Kollege Salcher– und übrigens auch alle anderen Redner – hier ziemlich eindeutig zum Ausdruck gebracht. Und ich möchte jetzt schon etwas sagen: Das ist kein Geplänkel, wo hie und da Polemik ausgetauscht wird zwischen den Parteien. Ich glaube, dass es wirklich um etwas geht. Und wenn Sie die Zeitungen der letzten Tage gelesen haben und nicht zu diesem Schluss kommen, dann stimmt in Ihrem kulturpolitischen Denken wirklich etwas nicht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Am besten zusammengefasst oder am schlüssigsten zusammengefasst hat das heute die "Presse", die Frau Petsch, die am Schluss in einem größeren Theaterkontext ihres Artikels festhält: 

"In einer Zeit, da das Sakrosankte im Schwinden ist, alles hinterfragt wird, leisten sich die Theater-Branche und die mit ihr befassten Politiker eine derart halsbrecherische Mischung von Nach- und Fahrlässigkeit, Eigensinn, Angeberei, fehlender Objektivität, Seriosität, dass man nicht weiß: Ist das ein Skandal – oder der Tragödie letzte Akt?" 

Meine Damen und Herren! Es geht wirklich um etwas in dieser Debatte, und bleiben wir dabei, dass es ernsthaft diskutiert werden sollte. 

Ich bin froh und dankbar, vor allem der Frau Kollegin Ringler, dass sie das klargestellt hat, wen die Schuld von der Initiative her trifft. Es ist einfach eine unglaubliche Chuzpe, jetzt zu sagen: Weil das alles noch in der Koalitionsregierung seinen Anfang genommen hat, ist der Marboe schuld. So wird es nämlich öffentlich gesagt, hier nicht so deutlich, aber ich habe es oft genug gehört. Das ist wie bei einem Bankeinbruch, wo der Dieb nachher sagt: Ja, der Generaldirektor ist schuld, weil der war zu dem Zeitpunkt gerade im Job, und daher bin nicht ich schuld, sondern der Generaldirektor. – Und das ist ja eine Ungeheuerlichkeit, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber wie so oft im Leben: Wer anderen eine Grube gräbt, fällt selbst hinein. Und jetzt sitzen die beiden bis zum Hals im Grubenwasser, meine Damen und Herren. Denn Sie sind sehenden Auges, das ist heute in allen Wortmeldungen sehr deutlich geworden, sehenden Auges und voll gewarnt in Ihr Unglück gefahren, wie es die Frau Kollegin Ringler so plastisch ausgedrückt hat. Sie haben den Medien nicht geglaubt, die schon vor Jahren von unsauberem Stil gesprochen haben, von handstreichartiger Übernahme. Ja, haben da nicht alle Glocken geläutet, wenn man so etwas in den Zeitungen liest? Sie haben mir nicht geglaubt, der hier vor zwei Jahren eindeutig gesagt hat: Aufpassen, das geht in eine völlig falsche und unverantwortliche Richtung, meine Damen und Herren.

Sie haben mir damals vorgeworfen, ich würde verbal dramatisieren und übertreiben. Heute spreche nicht ich vom Fiasko, sondern das Kontrollamt spricht vom Fiasko, meine Damen und Herren. Und wenigstens das sollte Sie zum Nachdenken bringen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und spätestens ab hier fließen auch die Verantwortungen des Herrn Kultursprechers und des Herrn Stadtrates ineinander, meine Damen und Herren. Plötzlich hat man in Wien wieder das Gefühl, man kann es sich parteipolitisch richten, die Entzweiung der Szene wird im "Standard" kommentarmäßig und auch artikelmäßig dargelegt, Theaterschließungen werden einfach hingenommen, als ob sie unbedeutend wären, der Verlust von 200 000 Theaterbesuchern, auch kein Problem, man erspart sich immer wieder ein bisserl Budget, das man dann in den Rabenhof stecken kann. – Das nennen Sie Kulturpolitik?

Zahllose Ablehnungen von Einzelprojekten – ich habe die Liste dabei, wenn es Sie interessiert –, die aus budgetären Gründen abgelehnt werden. 

Es gibt ja auch keine budgetäre Weiterentwicklung der Kulturpolitik, meine Damen und Herren. Seit fast acht Jahren sind die Subventionen gleichgeblieben. Na das hat damit zu tun (Zwischenrufe bei der SPÖ), ja, aber das hat damit zu tun (weitere Zwischenrufe bei der SPÖ) – nicht mir meine Zeit nehmen –, das hat ja damit zu tun, dass die 2,5 Millionen EUR nicht der Szene für eine Weiterentwicklung zur Verfügung stehen, sondern in den Rabenhof gehen. Das kann man doch nicht wegdiskutieren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Der "Falter" hat in einem interessanten Kommentar das geglückte Modell Schauspielhaus dem missglückten Modell Rabenhof gegenübergestellt. Nicht irgendeine bürgerliche Zeitung – der "Falter". Also auch das nehmen Sie, wie ich weiß, immer ein bisserl ernster als eine Zeitung, wo Sie von vornherein sagen, die sind gegen Sie. – Nein, 28 Sekunden habe ich noch, und die will ich auch nützen. 

Das heißt, das missglückte Modell Rabenhof und das geglückte Modell Schauspielhaus: Entscheiden wir uns bitte für das Zweite, meine Damen und Herren, nämlich für das Modell Schauspielhaus. 

Jemand hat gestern zu mir, und damit komme ich zum Schluss, gemeint, der Rabenhof sei das kulturpolitische Gegenstück zum Lainzer Pflegeskandal. Die Betroffenheit, meine Damen und Herren, ist jedenfalls groß, und Ihre Verantwortung auch. – Danke schön.(Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster der Herr GR Mag Ebinger. Bitte.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine Damen und Herren!

Im Mai 2002 hat der StR Faymann zum 75. Ge-burtstag des Rabenhofes die historische Bedeutung in der Geschichte des Sozialen Wohnbaus für diesen herausragenden Bau gewürdigt, sozusagen ein Aushängeschild der sozialistischen Wohnpolitik. Dort befand sich auch ein Arbeiter des Saales, der dann ein Kino wurde, der 1986 Probebühne der Josefstadt und der im Zuge der Renovierung des Rabenhofes restauriert wurde. Die Josefstadt hat sich dann nach anhaltenden Unwirtschaftlichkeiten vom Rabenhof getrennt, und da erkannte die Sozialdemokratische Partei die Chance, zum roten Prestigebau auch ein rotes Prestigetheater zu entwickeln. Man hat einen Verein gegründet, Obmann Welunschek, bekennender Sozialist. Da hat man sich gesagt: So, jetzt werden wir einmal zeigen, wie man ein Theater ordentlich führt. Und von da an ging es erst richtig bergab. 

Vorerst hat Welunschek alles noch in einer Person gemacht, ist aber dann doch von Mailath trotz der bekannten Risken und Ungereimtheiten, keine nachvollziehbaren Gebarung, keine völlige Abrechnung von Subventionsgeldern, kaufmännisches Fiasko, steht im Kontrollamtsbericht, wiederbestellt worden. Zwar nur aus künstlerischer Reife, aber doch aus meiner Sicht mit sehendem Auge. 

Jetzt, nachdem der Kontrollamtsbericht vorliegt, nachdem der Verein in Liquidation ist, nachdem zweieinhalb Millionen Steuergelder den Bach hinunter sind, jetzt sagt der Herr Stadtrat, es ist kein finanzieller Schaden entstanden. Quasi, mein Gott, was regt ihr euch denn eigentlich auf, es ist eh nichts passiert.

Ich sage, es gibt im Kontrollamtsbericht wenig strafrechtliche Tatbestände, aber der Kontrollamtsbericht gibt doch zumindest ein Sittenbild wieder, ein Sittenbild, wie ein so genanntes sozialistisches Prestigetheater geführt wird, ein Sittenbild über die sozialistische Subventionspolitik, über die sozialistische Kulturpolitik überhaupt. 

Im Bericht heißt es zum Beispiel „kaufmännisches Fiasko“, kaum Verbindlichkeiten beglichen, Belege im Karton abgelegt, weder Mietzins bei Wiener Wohnen beglichen noch Druckereikosten, Stromkosten, Telefonkosten. In den Unterlagen befanden sich auch Klagsdrohungen. 

Herr Welunschek hat im April 2001 festgestellt, er übe die Leitung ehrenamtlich aus und bekomme lediglich Spesen ersetzt. Und weiters hat er festgestellt, dass er sich angesichts seines hervorragenden Rufes als Regisseur und damit verbunden mit zum Teil erheblichen Gagen kleinkarierte Kritik über seine Spesenabrechnung verbiete. Und so sahen diese Spesenrechnungen aus: Überzogene Rechnungen für Taxis, für Barbesuche, selbst Zustellbetten und Pay-TV wurden mit Steuergeldern bezahlt. Es gab dann nicht nachweisbare Fehlbeträge. Im Sommer 2002 hat man dann eine Gesamthonorarnote gemacht für erbrachte Leistungen von fast 37 000 EUR, damit man den Jahresabschluss 2001 machen konnte. Mit Künstlern wurden mündliche Verträge, laut Kontrollamt zu hoch, abgeschlossen. Keine schlüssigen Unterlagen über Kartenverkäufe, geschweige denn der Anteil von Regiekarten und Freikarten. Bei Stücken wurden weit mehr Vorstellungen angesetzt, als tatsächlich gespielt wurden, meist nur vor 20 bis 30 zahlenden Gästen. Die Berechnungen vom Jänner bis Mai 2003 gehen ebenfalls von einer Auslastung von 28 Prozent aus. 

Es steht mir ja nicht zu, irgendeine künstlerische Wertung über die zur Aufführung gebrachten Stücke vorzunehmen, aber eines steht fest: Ein Renner waren sie nicht. Und vielleicht waren sie künstlerisch herausragend, wertvoll für einen kleinen erlesenen Kreis von sozialistischen Freikartenbenützern, aber wirtschaftlich, meine Damen und Herren, nicht vertretbar. (Beifall bei der FPÖ.)
Dafür gab es aber auch einen künstlerischen Leiter, Intendanten, Produktionsleiter, Chefdramaturgen, dafür wurde sogar hier mehrfach die Ausnahme gemacht, Förderungsmittel bar auszuzahlen. 470 000 EUR wurden bar ausgezahlt wegen irgendwelcher dringender Dinge, weil der Herr Welunschek sie sonst nicht mehr bezahlen konnte. 145 000 EUR dann noch einmal, dann noch einmal. Kein Mensch in der MA 7 ist auf die Idee gekommen, nachzufragen, warum man das nicht abstellen kann, dieses Dringende, diese Notsituation. Man hat die akuten Missstände einfach missachtet, ist nicht argwöhnisch geworden, gar nicht. 

Ich frage mich, ob bei diesem Chaos jemals die Finanz schon geprüft hat. Ein Verein, der nicht näher benannt ist, man hat mir nicht gesagt, wie er heißt, der selbst Subventionsempfänger ist, hat dem Verein Rabenhof einen Überbrückungskredit gegeben. Also eine widmungswidrige Verwendung von Fördermitteln. Was ist passiert? Nichts. Und der Herr StR Mailath sagt, es ist kein Schaden entstanden. 

Das, meine Damen und Herren, ist nicht die Verantwortung, die wir uns vorstellen. 

Wir haben vor diesem Finanzchaos auch immer gewarnt. Hätte man auf uns gehört, hätte man dem Steuerzahler viele Steuermillionen erspart. 

Dass das aber offensichtlich war, nicht nur für uns, geht auch aus der letzten Seite des Kontrollamtsberichtes hervor. Hier steht nämlich drinnen, dass, abgesehen vom Rabenhoftheater, die Stadt Wien den Herrn Welunschek auch mit einer Klage von 87 000 EUR bedroht als verantwortlichen Förderungsnehmer, weil er die erforderlichen Nachweise der widmungsgemäßen Verwendungs- und Förderungsmittel aus dem Jahre 1998 bislang nicht erbringen konnte. 

Meine Damen und Herren! Der Herr Welunschek – der Herr Woller wird das gleich wieder ausführen –...

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Bitte zum Schluss zu kommen!

GR Mag Gerald Ebinger (fortsetzend): Ich komme zum Schluss – ...hat mit 19 Jahren den Kainz-Preis bekommen und ist für seine Nestroy-Inszenierungen berühmt. Vielleicht ist das ja alles auch nur eine Inszenierung von ihm. Vielleicht ist das, was im Bericht steht, auch eine Inszenierung, eine Inszenierung seines Lebens, sozusagen eine Posse mit Abgesang.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr Mag Ebinger, Ihre Redezeit ist abgelaufen!

GR Mag Gerald Ebinger (fortsetzend): Einen Satz noch. Vielleicht ist das die permanente Inszenierung der Nestroy-Posse aus dem Jahre 1850 "Theatergeschichten" durch Liebe, Intrige, Geld und Dummheit. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Woller, bitte.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Kontrollamtsbericht gliedert sich im Berichtszeitraum in zwei Phasen: in die Phase 1, vier Monate bis April 2001, für die die Geschäftsgebarung vom Kontrollamt zu Recht kritisiert wird, und in die Phase 2 seit Mai 2001, für die das Kontrollamt dem Theater verbesserte Vereinsstrukturen und bessere Gebarungskontrolle bescheinigt. 

Nun, für den Gemeinderat ist es sehr wichtig, zu wissen, wie hier die politische Verantwortung war. Die ersten vier Monate die Verantwortung des StR Peter Marboe (ironische Heiterkeit bei der ÖVP), seit Mai 2001 die politische Verantwortung von StR Andreas Mailath-Pokorny, der richtige und rasche Entscheidungen getroffen hat, der für eine Neustrukturierung des Vereins gesorgt hat, der die Trennung der künstlerischen Leitung und der Geschäftsführung veranlasst hat und der überhaupt erst dafür gesorgt hat, dass durch den Verein eine kaufmännische Geschäftsführung eingesetzt wurde. 

Die ersten vier Monate – und das war die Phase, für die besondere Kritik im Kontrollamtsbericht enthalten ist – sind die Zeit der politischen Versäumnisse von StR Peter Marboe. Im letzten Jahr von Peter Marboe hatte man den Eindruck, er bereitet sich schon langsam auf die Zeit als nichtamtsführender Stadtrat vor, weil das war das Jahr, wo einfach alle wichtigen politischen Entscheidungen liegengelassen worden sind, und der Rabenhof ist eines der signifikantesten Beispiele in der langen Liste der unerledigt liegengelassenen Probleme der Ära Peter Marboe. 

Durch diese Nichtentscheidung, durch die Nichtrettung des Rabenhofes durch Peter Marboe kam es zum Einsatz des Bezirkes, und es ist durchwegs üblich, dass sich alle Bezirksvorsteher, alle Bezirksmandatare und auch alle Gemeinderäte von Bezirken immer für ihre Einrichtungen einsetzen, und so hat das auch der 3. Bezirk gemacht. Der Unterschied war, dass der 3. Bezirk nicht nur von der Stadt Geld verlangt hat, sondern der 3. Bezirk hat, einzigartig in der Geschichte der Stadt Wien, 230 000 EUR selbst aufgebracht, als Starthilfe für den Rabenhof, und ist damit der eigentliche Retter des Rabenhofs. Und das wurde notwendig, weil Peter Marboe kein Geld zur Verfügung gestellt hat, ganz im Gegensatz zum Metropol und zum Gloriatheater, wo in dieser Zeit sehr wohl von der Stadt Wien Geld zur Verfügung gestellt wurde.

Und was auch noch wichtig ist zu sagen: Alle diese Entscheidungen im 3. Bezirk sind einstimmig getroffen worden. Und weil es vor allem die ÖVP heute so laut sagt: Der Bezirksvorsteher-Stellvertreter der ÖVP im 3. Bezirk, Dr Georg Schüller, hat von Anbeginn bis heute alle Entscheidungen mitgetragen, alle Beschlüsse mitgetragen, und er hat mir letzte Woche in einem persönlichen Gespräch gesagt, dass er sich auch in Zukunft für den Rabenhof einsetzen wird. Dem Einsatz von Dr Schüller für die Interessen des 3. Bezirks und seinem politischen Rückgrat muss ich wirklich meine allerhöchste Anerkennung aussprechen. Und Sie, Herr Dr Tschirf, sollten das wissen. Sie sind immerhin stellvertretender Parteivorsitzender der ÖVP im 3. Bezirk. (Beifall bei der SPÖ.) 

Durch die Untätigkeit von StR Marboe war der Start des Rabenhoftheaters schwierig. Es gab keine Zeit zur Vorbereitung, keine Planungszeit, es galt das Theater, von Null auf Hundert in vier Monaten hochzuziehen. Mit ganz wenig Geld, mit 145 000 EUR vom Bezirk und mit 36 000 EUR Projektförderung von der MA 7, ist es natürlich schwierig, ein Theater in vier Monaten zu starten. Und trotz dieser großen Startschwierigkeiten war der künstlerische Start des Rabenhoftheaters in diesen vier Monaten spektakulär. Sieben Produktionen, und eine dieser Produktionen wurde mit dem Nestroy-Preis ausgezeichnet. Es wird hier immer gesagt, es wurden 2,5 Millionen EUR in den Sand gesetzt. Das stimmt überhaupt nicht. 2,5 Millionen EUR, das heißt, in drei Jahren 800 000 EUR pro Jahr für eine Mittelbühne mit 300 Plätzen, der das Kontrollamt bescheinigt, dass 35 Produktionen im Jahr 2002 durchgeführt wurden, mit knapp 50 Prozent Auslastung, mit Einnahmen von 200 000 EUR im Jahr, für ein Theater, das einmal den Nestroy-Preis gewonnen hat, einmal für den Nestroy-Preis nominiert wurde, das positive Theaterkritiken bis zu "Theater heute" immer wieder erreicht hat und das heute schuldenfrei in das Jahr 2004 geht. Und das ist auch die Ursache, warum es heuer zu einem reduzierten Programm gekommen ist. Dieser neue, wirklich sehr tatkräftige Verein der Freunde und Förderer des Rabenhoftheaters hat es geschafft, auch die Altlasten der Ära Marboe zu beseitigen und die Altlasten des Theaters in der Josefstadt zu beseitigen. Heuer wurden 200 000 EUR dafür verwendet, das ist mehr als ein Drittel der Jahressubvention, dass die ausstehenden Mieten und die Baukosten der Josefstadt aus den letzen 15 Jahren bezahlt worden sind und dass die Ablöse an die Josefstadt bezahlt worden ist.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Bitte zum Schluss zu kommen!

GR Ernst Woller (fortsetzend): Das ist der Grund, warum es heuer ein reduziertes Programm gibt. Und dieses reduzierte Programm ist noch immer viel besser als jenes in vielen anderen Häusern, die deutlich besser gefördert werden. 
Der Rabenhof geht in eine gute Zukunft mit einer neuen künstlerischen Leitung, und der Rabenhof geht im Jahr 2004 schuldenfrei in die Zukunft. Und das ist der eigentliche Erfolgsbericht, den nur einer zu verantworten hat, nämlich unser Kulturstadtrat Andreas Mailath-Pokorny. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Es hat sich der Herr StR Dr Mailath-Pokorny gemäß § 39 Abs. 5 der Geschäftsordnung zu Wort gemeldet. Die Redezeit ist hier ebenfalls fünf Minuten. 

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Es war hier heute und in den letzten Tagen auch in der Öffentlichkeit öfter im Zusammenhang mit dem Rabenhof von einem Millionendebakel der SPÖ die Rede. Das möchte ich gerne richtig stellen und korrigieren. Weder sind Millionen veruntreut oder verschwendet worden noch gab es ein künstlerisches Debakel noch ist es die SPÖ allein, die sich für den Rabenhof eingesetzt hat. 

Ich möchte in drei Punkten ganz kurz etwas sagen. Wir haben in den letzten Tagen sowohl im Kontrollausschuss als auch im Kulturausschuss sehr ausführlich diesen Kontrollamtsbericht debattiert, die meisten jedenfalls von uns. Ich habe gestern mit Bedauern zur Kenntnis genommen, dass der Herr Klubobmann Tschirf, der diesen Kulturausschuss sosehr wollte, nicht einmal die Zeit gefunden hat, nachdem er mir eine Frage gestellt hat, sich dann die Antwort anzuhören, sondern er ist so wie jetzt auch verschwunden. (Amtsf StR DI Rudolf Schicker, auf das Präsidium deutend: Da ist er!) Da ist er. Na bitte, dann kann er das jetzt endlich hören, weil offensichtlich ist es ihm doch nicht so wichtig, dass er sich das alles anhört.

In keiner der genannten Ausschüsse und auch nicht im Kontrollamtsbericht ist irgendwo etwas von einem gesetzwidrigen Handeln festzustellen. In keinem dieser Ausschüsse wurde das auch abschließend so behauptet. 

Es gab ein einziges Mal einen Hinweis in diesem Bericht auf nicht immer widmungsgemäße Verwendung, und dieser, ebenso wie die Wortwahl "Fiasko", bezieht sich ausschließlich auf die Zeit vor meinem Amtsantritt. Ich übernehme für die Zeit meiner Amtsführung, selbstverständlich die politische Verantwortung. Ich lade nur Herrn Dr Marboe ein, für die Zeit seiner Amtsführung diese auch zu übernehmen. Weil so einfach sich davonzustehlen und von einem Fiasko zu reden, das mir aufzuhalsen, während es in seiner Amtszeit passiert ist, das wird wohl nicht gehen. (Beifall bei der SPÖ.)
Demgegenüber, meine Damen und Herren, steht die Feststellung, dass von den 2 Millionen EUR, die die Stadt geleistet hat – auf die restlichen komme ich noch –, 1,9 Millionen EUR bis heute abgerechnet, und zwar ordnungsgemäß abgerechnet und justiert und belegt worden sind, demgegenüber steht die Feststellung des Kontrollamtes, dass nach meinem Amtsantritt die Gebarung und die Struktur wesentlich verbessert wurden. 

Zusätzlich, meine Damen und Herren, habe ich sofort, nachdem ich diesen Kontrollamtsbericht bekommen habe, die zuständigen Rechtsabteilungen der Stadt, des Rathauses, gebeten, sich den Bericht im Hinblick auf mögliche Schadenersatzrechte und strafrechtliche Konsequenzen anzuschauen und die notwendigen Schritte einzuleiten. Ich bin nämlich selbstverständlich auch der Meinung, dass Subventionen unter dem Titel "Kunst" nicht dazu führen dürfen, dass es zu Verschwendungen kommt oder dass sie missbräuchlich verwendet werden, und um hier auch nur den leisesten Verdacht auszuschließen, habe ich die Stellen eingeschaltet. 

Zum Zweiten: Den eingesetzten 2,5 Millionen EUR stehen – und darauf wurde teilweise heute schon hingewiesen – zum Teil hervorragende künstlerische Leistungen gegenüber. Das muss man ja auch einmal sagen. Es wird nur der Eindruck erweckt, es wurden 2,5 Millionen EUR beim Fenster hinausgeschmissen oder missbräuchlich verwendet. Ich würde mir für viele Bühnen in Wien um dieses Geld einen solchen künstlerischen Output wünschen. 35 Produktionen – es wurde darauf schon hingewiesen –, Nestroy-Preise, Nestroy-Preis-Nominierungen. Eine Auslastung von 50 Prozent. Na ja, die gibt es nicht oft in Klein- und Mittelbühnen. 

Die Jahreseinnahmen wurden, nachdem wir diese Strukturen eingeführt haben, die es vorher nicht gegeben hat, um ein Vielfaches gesteigert. Das Gesamtergebnis war laut Kontrollamtsbericht 2002 positiv. Also solch eine Bilanz würde ich mir für einige andere Bühnen auch wünschen. 

Zum dritten Punkt, meine Damen und Herren, weil gesagt wird, das ist sozusagen eine Sache, die von mir aufgezwungen wurde oder von der SPÖ oder wie auch immer, also jedenfalls sozusagen nur unsere Verantwortung sei. Ich sage Ihnen nur: Förderungen des Rabenhoftheaters. Im Jahr 2000 1 Million S, im 3. Bezirk von allen Fraktionen – Herr Klubobmann Tschirf, Sie sind dort stellvertretende Parteivorsitzender, soweit ich das weiß – genehmigt. 2001 1 Million S im Bezirk einstimmig genehmigt, 1,2 Millionen S mehrheitlich genehmigt, mit ÖVP-Stimmen und den Stimmen der Grün-Alternativen. 2002 wiederum. Und im Jahr 2000, in der Zeit, auf die sich der Hauptteil dieses Berichtes bezieht, vom Herrn StR Marboe 36 500 EUR genehmigt. Also so furchtbar kann das alles nicht gewesen sein. Aber jedenfalls müssen Sie das alles gewusst haben, und Sie haben es auch mitgetragen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr Stadtrat, ich darf bitten, zum Schluss zu kommen, die fünf Minuten sind um! 
Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny (fortsetzend): Der Wiener TaxlerSchmäh, links blinken und rechts fahren, der wird schon längst nicht mehr von den Taxlern angewendet und führt im Übrigen auch sonst zum Crash. 

Zusammenfassend: Jawohl, es gab offensichtlich Kontrollmängel, vor meiner Amtszeit, vor meiner Amtszeit, jawohl, wir haben neue Strukturen eingeführt, die haben laut Kontrollamtsbericht zu einer Verbesserung der Gebarung geführt, jawohl, dadurch ist es insgesamt zu einer besseren Situation, auch zu einem guten künstlerischen Ergebnis gekommen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte zum Schluss zu kommen!

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny (fortsetzend): Jawohl, die zuständigen Stellen werden nochmals überprüfen, ob es in der Tat irgendeinen Schaden gegeben hat, weil den werden wir selbstverständlich zurückfordern, wenn es einen solchen überhaupt gegeben hat. – Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Damit ist die Aktuelle Stunde beendet.

Wir gehen in der Tagesordnung weiter.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen 19 von den GRÜNEN, 11 von der ÖVP und 28 von den Freiheitlichen eingelangt sind.

Von Herrn GR Dipl Ing Martin Margulies, Freundinnen und Freunde wurde eine Anfrage an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport betreffend "Sozialabbau findet Stadt" gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten unterzeichnet. 

Gemäß § 36 Abs. 5 wird die Beantwortung der Dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16:00 Uhr noch nicht beendet, wird die Sitzung zur tagesordnungsgemäßen Behandlung der Dringlichen Anfrage unterbrochen.

Vor Sitzungsbeginn sind von den Gemeinderatsmitgliedern acht Anträge von den GRÜNEN, zwei von der ÖVP und ein Antrag von den Freiheitlichen eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Von der Bezirksvertretung Liesing wurde ein Antrag betreffend die Aufnahme der Siebenhirtenstraße und Seybelgasse in die Verordnung des Hauptstraßennetzes eingebracht. Diesen Antrag weise ich dem amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr zu.

Frau GRin Ursula Lettner hat am 31. Oktober 2003 auf ihr Mandat im Gemeinderat der Stadt Wien krankheitshalber verzichtet.

Der Herr Bürgermeister hat gemäß § 92 Abs. 2 der Wiener Gemeindewahlordnung auf das dadurch freigewordene Mandat das in Betracht kommende Ersatzmitglied im Wahlvorschlag der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates, Frau Hedwig Petrides, in den Gemeinderat berufen.

Gemäß § 19 der Wiener Stadtverfassung ist das Gemeinderatsmitglied anzugeloben. 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn GR Wutzlhofer, die Gelöbnisformel zu verlesen und das neue Mitglied des Gemeinderates auf meinen Aufruf hin das Gelöbnis mit den Worten "Ich gelobe" zu leisten. (Die Anwesenden erheben sich von ihren Plätzen.)

Schriftführer GR Jürgen Wutzlhofer: "Ich gelobe der Republik Österreich und der Stadt Wien unverbrüchliche Treue, stete und volle Beachtung der Gesetze sowie gewissenhafte Erfüllung meiner Pflichten."

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Petrides.

GRin Hedwig Petrides: Ich gelobe.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. Ich darf dich recht herzlich hier begrüßen. (Allgemeiner Beifall. – Die Anwesenden nehmen ihre Plätze wieder ein. – GRin Hedwig Petrides erhält einen Blumenstrauß überreicht und wird von Mitgliedern der Sozialdemokratischen Fraktion beglückwünscht.)
Ich darf die Gelegenheit wahrnehmen, noch einmal die Frau GRin Hedwig Petrides bei uns recht herzlich zu begrüßen. Ich hoffe, es macht viel Spaß und Lust und Laune. 

Ich darf danke sagen – und sie verzeiht mir diese Ansprache – der Ulli Lettner. Ich darf danke sagen für die fast 12-jährige Zugehörigkeit hier im Wiener Gemeinderat und Landtag. Dein Engagement hier war geprägt von deiner Grundeinstellung, für Menschen da zu sein, die Hilfe bedürfen, für Menschen da zu sein, die behindert sind, für Menschen da zu sein, die krank sind. Das hat sich auch widergespiegelt bei deiner Zugehörigkeit zum Gemeinderatsausschuss Gesundheits- und Spitalswesen, bei deiner Zugehörigkeit zur gemeinderätlichen Geriatriekommission und zur gemeinderätlichen Behindertenkommission. Du warst auch Mitglied des Kuratoriums Psychosozialer Dienst und auch des Gemeinderatsausschusses Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung.

Dafür einen recht, recht herzlichen Dank. Und für die Zukunft wünsche ich nur eines, alles andere kommt von alleine: beste Gesundheit. 

Alles, alles Gute und danke schön. (Allgemeiner Beifall. – Ursula Lettner, die sich auf der Galerie befindet, steht auf, ebenso die Mitglieder der Sozialdemokratischen Fraktion, die, wie die anderen Fraktionen auch, weiter applaudieren.) Recht herzlichen Dank!

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 3 bis 10, 12, 14, 16 bis 22, 27, 31, 33, 34, 37 bis 41 und 46 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderates gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 29 zum Schwerpunktverhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen.

Postnummern 1, 29, 24, 25, 26, 28, 30, 35, 36, 48, 32, 42, 43, 11, 15, 13, 2, 23, 44, 45 und 47. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Wir kommen nun zur Postnummer 1 der Tagesordnung.

Vor Einstieg zur Postnummer 1 hat sich der Herr Klubobmann Dr Tschirf zur Geschäftsordnung des Gemeinderates gemeldet. Bitte. Drei Minuten.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Vorgangsweise von Herrn StR Mailath-Pokorny kann hier nicht unwidersprochen bleiben. Er hat hier einen Eindruck vermittelt, der einfach unrichtig ist. Er hat genau gewusst, dass es mir bei der gestrigen Sitzung des Kulturausschusses – ich habe mit ihm vorher gesprochen – nicht möglich war auf Grund einer längeren Verpflichtung, die ich als Klubobmann habe, bis zum Schluss teilzunehmen. Der Termin ist einseitig festgelegt worden vom Herrn StR Mailath-Pokorny, um das klarzustellen, nämlich was die Wahrheit betrifft. (GR Ernst Woller: Der Kultursprecher der ÖVP war informiert!) Und dies gilt genauso für das, was er über die verschiedenen Verantwortlichkeiten sagt. (GR Ernst Woller: Es geht um die Gewichtung!) Ich weiß, dass es für Sie unangenehm ist, es ist ein unangenehmes Kapitel. Es ist vor allem ein Kapitel der Unverantwortlichkeit, das die Wiener SPÖ an den Tag legt. Es wäre notwendig statt der Rotzigkeiten des Herrn StR Mailath-Pokorny, dass er sich endlich zur Verantwortlichkeit bekennt und die zivil- und strafrechtlichen Konsequenzen zieht. (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen nun zur Postnummer 1 der Tagesordnung. Sie betrifft die Wahl eines Ersatzbeisitzers im Gemeindevermittlungsamt für den 5. Bezirk.

Wir müssen über die Art der Abstimmung entscheiden, bevor wir über den vorliegenden Wahlvorschlag abstimmen.

Gemäß § 27 Abs. 2 der Wiener Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt. Ich schlage vor, die auf der Tagesordnung der heutigen Sitzung unter Postnummer 1 vorgesehene Wahl durch Erheben der Hand vorzunehmen. Sind Sie damit einverstanden? – Ich danke.

Ich darf nun zur Abstimmung selbst kommen. Der Wahlvorschlag für die Bestellung einer neuen Ersatzperson des Gemeindevermittlungsamtes des 5. Bezirkes, Vorschlag der Österreichischen Volkspartei, lautet auf Herrn Mag Michael Girardi. Ich bitte jene Damen und Herren, die die Zustimmung erteilen wollen, die Hand zu erheben. – Danke schön. Das ist einstimmig angenommen.

Wir gelangen nun zur Postnummer 29. Sie betrifft den "Masterplan Verkehr 2003". Ich darf nochmals wiederholen: Es ist unser Schwerpunktthema. Das heißt, die Erstredner pro Fraktion haben 40 Minuten. 

Ich ersuche nun den Herrn GR Zimmermann, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Paul Zimmermann: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt. – Danke schön.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön.

Ich darf nun die Debatte eröffnen und als Erstem dem Herrn GR Mag Chorherr das Wort erteilen.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat!

In etwa im Zehnjahresabstand gibt sich Wien ein neues Verkehrskonzept. Das ist vernünftig so. Das ist gut so. Und bei diesem Verkehrskonzept "Masterplan Verkehr" lohnt es sich, im Detail auf die einzelnen Kapitel einzugehen. 

Ich möchte ganz bewusst mit jenem Kapitel beginnen, das in der bisherigen Verkehrspolitik zu kurz gekommen ist, das immer noch mit Lächeln quittiert wird, wo ich aber in der Tat einen Schlüssel sehe, einen Schlüssel für eine neue Verkehrspolitik deswegen, weil alle darüber lachen. 

Das Kapitel, über das alle lachen, zum Glück immer weniger, wo man mit wenig Geld viel verändern kann, wo zum Beispiel an Tagen wie heute niemand Stauprobleme hat – ich bin vollkommen problemlos ins Rathaus geradelt –, das ist der Radverkehr. Ich möchte deswegen mit dem beginnen, weil hier dieses Kapitel eine wirkliche Neuorientierung der Wiener Verkehrspolitik vorsieht. 

Nur damit Sie ein Gefühl haben: Wien hat derzeit nur 3 bis 4 Prozent Anteil Radverkehr. In wirklich entwickelten Städten, ich nenne München hier, sind es 15 Prozent. Wen es gelegentlich nach Holland, in die Niederlande, verschlägt, Jung oder Alt, Sommer oder Winter, dort ist der Radverkehr das Herz, man sieht es auch. 

Viel muss passieren. Viel kann passieren. Und hier möchte ich mich wirklich bei allen bedanken, die an diesem Kapitel mitgewirkt haben. Insbesonders zu einigen Kollegen und Kolleginnen der Sozialdemokratie möchte ich das sagen. Ich glaube, Sie haben das Kapitel nicht genau gelesen. Ich hoffe, ich halte Sie jetzt nicht davon ab, diesem Kapitel zuzustimmen, wenn ich ein paar Punkte hier erwähne, denen Sie heute zustimmen werden. Ich glaube, ich habe auch einen Bezirksvorsteher gesehen, denn auf die Bezirke wird hier einiges zukommen.

Lassen Sie mich noch einmal begründen, warum, bevor ich auf das ein bisschen genauer eingehe, dass noch immer die Hälfte aller mit dem Auto in Wien zurückgelegten Wege kürzer als fünf Kilometer sind, und ein Drittel ist zwischen zwei und drei Kilometer. Also das Berühmte "Ich hol mir", "Ich geh mir Tschick kaufen mit dem Auto", ist noch immer der Regelfall. Es geht nicht darum, jene, die in Hadersdorf, in Eßling oder wo wohnen, dazu zu bringen, mit dem Fahrrad ins Zentrum zu fahren, sondern darum, jenen, die die kurzen Wege haben, sichere Voraussetzungen zu schaffen. 

Und das ist deswegen so ein wichtiges Kapitel, weil man in relativ kurzer Zeit mit wenig Geld sehr viel bewirken kann. Alle anderen Projekte, seien es die vom Kollegen Reiter mit Leidenschaft betriebenen Umfahrungsstraßen, aber auch viele U-Bahn-Ausbaumaßnahmen, kosten sehr, sehr, sehr viel Geld. Und wir reden über Horizonte von zehn und mehr Jahren. Da kann man sofort etwas machen. Ich bin froh, dass wir in diesem Kapitel auch Zeiten drinnen haben.

Lassen Sie mich ein paar Dinge vorlesen, damit Sie wissen, was Sie hier beschließen. Auf der einen Seite eine mehr als Verdoppelung des Radverkehrs als Vorgabe, von derzeit 3 bis 4,5 Prozent auf 8 Prozent. Eines der Schlüsseldinge, das ganz wenig Geld kostet – ich bin froh, dass es jetzt am Schluss doch drinnen steht –, ist die Öffnung aller geeigneten Einbahnen bis 2006. Was jetzt das Belieben einiger Bezirksvorsteher und Bezirksvorsteherinnen ist, wird in anderen Bezirken leidenschaftlich abgelehnt. Es gibt Bezirke, die sind normal, möchte ich dazusagen, der 7. gehört dazu, der 9. gehört dazu, der jüngste: auch der 21 gehört dazu. Dort ist eine Einbahn fast im Regelfall in beide Richtungen für Radfahrer legal befahrbar. 

Es gibt ein paar Bezirke. Ich möchte da niemand entlarven, ich nenne sie jetzt nicht. Da sagt die Bezirksvorstehung "Nein, das ist schlecht", "Das wollen wir nicht", und dort passiert das nicht. 

Da steht jetzt eines ganz klar drinnen: "Bis zum Jahr 2006 sind alle geeigneten Einbahnen in allen Bezirken zu öffnen, nach Kriterien, die ein Radverkehrsmanagement entwickeln muss." Also es geht nicht um den Gürtel. Nein, am Gürtel wird man nicht gegen die Einbahn auf der Straße fahren. Es wird auch andere Straßen geben. Ich denke mir, auch die Südosttangente wird keine sein. Aber die meisten Einbahnen werden in beide Richtungen zu öffnen sein. Und die Beliebigkeit des Bezirks gehört der Vergangenheit an. 

Zweitens: Gerade weil es so oft passiert, und oft habe ich im Ausschuss erlebt, beim Neubau einer Straße, dass man sagt, Jessas Maria, den Radverkehr, den haben wir vergessen, Entschuldigung. Können wir da noch was tun? Meistens kann man nichts mehr tun. Manchmal gibt es Gewaltanstrengungen, wie bei der 2er-Linie. Aber im Regelfall sollte man von Anfang an planen. 

Und der jetzige Zustand, dass es einen – ich sage es ganz bewusst, obwohl ich ihn sehr schätze, den Kollegen Blaha – Teilzeit-Radverkehrsbeauftragten gibt, der im Hauptgeschäft eine wichtige verkehrsplanerische Funktion hat, das geht nicht! Es muss auch ein starkes Radverkehrsmanagement geben, das jetzt eingerichtet wird. 

Und stellen Sie sich vor, was jetzt da steht: "Es soll ein Radverkehrsmanagement eingerichtet werden, das mit ausreichenden Ressourcen ausgestattet wird" – da werden etliche Personen arbeiten müssen –, "und dieses soll" – hören Sie genau zu – "ein Durchgriffsrecht gegenüber den ausführenden Abteilungen zur Umsetzung der Radverkehrsziele haben." 

Auf das freue ich mich, und vielleicht werden wir bald Gespräche führen, wie das ausgeschrieben wird, wer das machen soll. Sie haben meine volle Unterstützung, dass hier ein Mister oder eine Misses Radverkehr das tut. Ich möchte ein Vorbild nennen, wo das gut funktioniert. Im Bereich des Klimaschutzes haben wir so jemanden. Sie ist magistratsintern akzeptiert, sie bringt auch viel weiter. 

Das ist vernünftig. Das ist ein Bereich. Das Geld ist drinnen genau vorgeschlagen, Projekte sind genau vorgeschlagen. 

Ich komme zu einem anderen Bereich, auf den ich eingehen will. Es geht um ein unterschätztes Problem. Jetzt rede ich übers Parken, nicht über die Volksgaragen, denn nicht nur Autos wollen geparkt werden, auch Räder sollen und müssen geparkt werden. Wer weiß, wie viel Räder in Wien gestohlen werden, weiß, wie wichtig es ist, sie sicher unterzubringen. Jetzt haben wir zwar eine Garagenordnung, die die Hauseigentümer und die Neuerrichter verpflichtet, für Autos Garagen vorzusehen, aber wir haben eine eindeutige Unterbesetzung im Radbereich für Räder. 

Auch hier steht: "Deshalb soll im Wiener Garagengesetz und in der Bauordnung eine Mindestgröße für Radstellablagen gegeben werden, sowohl für Neu-, Zu- und Umbauten." Das heißt, bei jeder Maßnahme muss auch für den Radbereich etwas getan werden. 

Sie werden das alles für nebensächlich halten. Nur, ob ich dort, wo ich wohne, gerade im dichtbesiedelten Gebiet eine Möglichkeit habe, mein Radl abzustellen oder nicht, ist ganz wichtig. Dort, wo es im dichtbesiedelten Gebiet keine Radstellablagen gibt, sollen – so steht es drinnen – viele leerstehende Geschäfte umgenutzt werden, um Erdgeschosszonen in Radanlagen, in Radgaragen umzuwidmen. Dazu soll es auch die Finanzierungsmöglichkeiten geben. 

Ein nächster Bereich. Ich gratuliere der Kollegin Kato, die die einzige in dem Segment ist, die sich noch dem widmet. – Vielleicht ist bald Ihr Telefongespräch fertig. 

Die Wichtigkeit des Verkehrskapitels ist umwerfend, aber wir werden lästig sein. 

Also, hinter Kossina und Schicker ist es geradezu rammelvoll, geradezu rammelvoll.

Ich fahre fort mit dem wichtigen Kapitel Radverkehr, weil da wirklich vieles drinnen steht. Und wir werden Sie daran erinnern, dass das alles mit relativ wenig Geld umgesetzt werden muss. Ich muss jetzt dem Kollegen Schicker durchaus hier positiv anrechnen, dass ich das Gefühl habe, dass er nicht mehr zur Fraktion der "Mein Gott, schon wieder Radlfahrer" gehört, sondern das wirklich ernst nehmen will. 

Bei allen U-Bahnen soll es überdachte Fahrradabstellplätze geben. Gesicherte Radgaragen. Fahrradboxen. Das fehlt alles. Das gibt es alles nicht. Das sind alles wesentliche Dinge.

Jetzt muss ich den Kollegen Schicker aber auf einen peinlichen Irrtum – er weiß, was jetzt kommt – möglicherweise aufmerksam machen. Der "Kurier" hat am letzten Samstag unter anderen mit mir, mit ihm gesprochen, und ich habe unter anderem gesagt, dass aus der Parkometerabgabe die Finanzierung von Fahrradabstellplätzen umgesetzt werden soll. Schicker dazu: "Die Forderung der GRÜNEN, Parkometerabgaben für die Errichtung von Radstellplätzen zu verwenden, lehnt Schicker klar und deutlich ab. Diese Abgaben bezahlen Autofahrer, also wird dieses Geld auch den Lenkern in Form von Garagenbauten zugute kommen." 

Herr Kollege Schicker, ich verweise Sie auf die Seite 104 eines Verkehrskonzeptes, für die Sie federführend sind. Da steht: "Zur Finanzierung von Fahrradabstellplätzen sollen auch Mittel aus der Parkometerabgabe herangezogen werden können." Also ich warte, ob es einen Abänderungsantrag gibt. Oder haben Sie Ihr eigenes Konzept nicht gelesen? Ich gestehe zu, errare humanum est, ich habe auch schon gelegentlich einen Blödsinn gemacht. Angesichts dieses Fahrradkapitels ist mein Großmut grenzenlos. Also Sie lehnen es ab heute nicht mehr klar und deutlich ab, weil ich kann mir nicht vorstellen, dass Sie ein von der SPÖ beschlossenes Verkehrskonzept klar und deutlich ablehnen. Ich werde das auch dem Kollegen Berger zukommen lassen.

Und ich halte es auch für wichtig, dass Geld da ist. Es ist ein juristischer Hinweis – verzeihen Sie, Herr Kollege Schicker –, eine Belehrung. Derzeit ist bereits die Parkometerabgabe nicht nur für Garagen, sondern auch für den öffentlichen Verkehr. (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Und Verkehrsicherheit!) Und Verkehrssicherheit. In Zukunft wird es mit einer Gesetzesänderung auch für Fahrradabstellplätze passieren. Das ist auch ein guter Durchbruch, wenn das umgesetzt wird, was hier passiert. 

Ich möchte fast sagen, auch wenn ich mir die Latte hoch lege: Viel mehr für den Radverkehr wäre mir auch nicht eingefallen. Vielleicht ein paar Punkte, wo ich noch einen Schritt weitergegangen wäre. Aber selten ist so viel in einem Kapitel weitergegangen, speziell dieses Kapitel mit fünf Rufzeichen. Da stimmen wir zu. Das finden wir gut. Wir unterstützen jetzt schon die Stadt und das zukünftige Verkehrsmanagement, auch in der Auseinandersetzung mit den Bezirken das umzusetzen. Dann halte ich es für möglich, den Radverkehr zu verdoppeln. Meine Damen und Herren, verdoppeln heißt in etwa auf jene Verkehrsstärke zu kommen, die an den Streiktagen gegeben war. Und wer am Streiktag gemerkt hat, wie eng die Fahrradanlagen sind, weiß, wie viel hier zu tun ist, dass es insbesondere bei Engpässen – ich sage "Radring rund", steht herinnen – einer Gesamtänderung bedarf, dass es darum geht, wirklich wirksam Fußgänger und Radfahrer zu trennen. Da bin ich sehr froh, dass das drinnen steht. 

Dass das Wiental explizit herinnen steht, von Hadersdorf bis zur Pilgrambrücke. Ich halte es nicht für sinnvoll, gemeinsam, glaube ich, mit dem Herrn Stadtrat, dort, wo das Wiental überdeckt ist. Unterirdisch können wir zwar eine Gruselstrecke einrichten, aber das ist keine sehr attraktive Radroute. Aber von der Pilgrambrücke bis hinaus nach Hadersdorf eine Fahrradautobahn ohne jegliche Kreuzung, ohne jegliche Ampel, ist auch eine wunderbare Sache, ist auch ein Symbol, dass man das ernst nimmt. Ich bin froh, dass das jetzt hier drinnen steht.

Ich bin froh, dass die Mehrzweckstreifen drinnen stehen, die ein Kompromiss im Einzelfall sind, wo es auch viele Radfahrlobbyisten gibt, die sie ablehnen. Ich halte zum Beispiel das, was jetzt auf einer ersten Strecke vom Getreidemarkt gemacht wurde, für ein gutes Projekt, wenn man dort laufend fahrt. Ich sehe die Verbesserung auf der Mariahilfer Straße. Ich glaube, dass man da hier sehr viel mit wenig Geld erzielen kann und möchte das ganz bewusst als Erstes nennen. Es streiten noch genug – ich werde das auch noch in der Folge tun – über die Straßenausbauten und auch über die U-Bahnen. Aber wir sollten das, was da wirklich eine Chance ist, auch entsprechend würdigen. So.

Jetzt möchte ich zu weiteren Kapiteln Stellung nehmen. Ambivalent – wir haben es bereits gesagt – ist das öffentliche Verkehrskapitel. Da stehen viele notwendige, gescheite Sachen drinnen. Die Bevorrangung von Straßenbahn und Bus. Also noch einmal: Alle reden über einen Stau auf der Straße. Wir sollten aber auch über den Stau im öffentlichen Verkehr, von der Stadt gemachten Stau reden, indem Bevorrangung noch nicht konsequent durchgezogen wird, wo Straßenbahnen dicht besetzt zum Beispiel bei der Querung des Gürtels nicht bevorrangt sind, wo man jeden Tag Stau für die Menschen macht. 

Hier, Halt nur an Haltestellen. Ich zitiere aus dem Verkehrskonzept: "Unter dem Motto 'Halten nur an Haltestellen' soll dem laufenden Bevorrangungsprogramm ein neuer Impuls verliehen werden." Wir werden achten, ob das umgesetzt wird. 

Noch einmal: Ich nenne hier eine Maßnahme, die wieder mit wenig Geld, ja, aber mit viel politischem Widerstand verbunden ist, weil Grün für die einen länger heißt Rot für die anderen länger. That's life. Es soll hier einfach eine Ökonomie gefunden werden, mit welcher Ampelschaltung ich mehr durch den Engpass Kreuzung bringe. Leuten, die in der Straßenbahn stehen oder sitzen, heißt, denen Vorrang geben, heißt mehr Leute durchbringen, obwohl in den Autos, die große Flächen in Anspruch nehmen wollen, nur 1 bis 1,2 Leute drinnen sitzen, die eben nicht in dem Ausmaß zu bevorrangen sind. 

Richtig, bravo, Bahnhof Wien, Großprojekt, sinnvolles Großprojekt. Rasch umsetzen, sowohl Richtung Ost-West-Ost-Verkehr, aber auch Nahverkehr. Der Bahnhof Wien ermöglicht endlich die staufreie Tangente, nämlich die Südosttangente auf der Schiene. Ganz wichtig, und man kann nur hoffen, dass das passiert. 

Neue Straßenbahnlinien trotz Widerständen bei Bezirksvorstehern wie in Transdanubien. Die Straßenbahnlinien 16, 26 und 27 neu zu bauen, neu zu errichten, auszubauen, zu verlängern. 

Ja, den Monte Laa anzubinden. Nur, schlauer wäre es schon umgekehrt, meine Damen und Herren. Schlauer wäre es gewesen, hätte es schon länger das Hochhauskonzept gegeben. Dann wäre nicht auf dem Wienerberg eine Riesenstadt in der Stadt entstanden, wo man sagen musste: Jessas, jetzt stehen da lauter Hochhäuser. Wo ist denn die Straßenbahn, wo ist denn die U-Bahn? O je, haben wir vergessen. Und mit viel öffentlichem Geld muss das nachgeliefert werden. 

Ähnlich am Monte Laa, wo das Projekt des Kollegen Pöchhacker und anderer im einzelnen auch seine Qualitäten hat. Das möchte ich jetzt gar nicht bestreiten. Es wird gesagt: Das ist doch eh neben der U-Bahn. Ich habe an einem Sommertag einige Journalisten gebeten, im forschen Schritt von der U-Bahn-Station U1 zum Monte Laa hinaufzugehen. Ich glaube, mit einigen habe ich es mir nachhaltig verscherzt, die vollkommen verschwitzt nach 12 Minuten dort angekommen sind. Also das ist lächerlich. Dort werden alle mit dem Auto fahren! Das ist falsch! 

So, jetzt komme ich aber zu den kritischen Punkten im ÖV-Bereich. Wie viel Geld muss diese Stadt haben, dass man ernsthaft eine U6-Verlängerung hier hereinschreibt, eine U6-Verlängerung, wo eine Untersuchung – nicht von uns, sondern von der MA 18 – zeigt, dass, wenn wir zwei Alternativen betrachten, eine ausgebaute Schnellstraßenbahn und einen U-Bahn-Ausbau in dem Bereich, die Schnellstraßenbahn um 2 Minuten nur langsamer ist und 80 Millionen EUR kostet, die U6-Ver-längerung 510 Millionen EUR. Meine Damen und Herren! Eine Differenz von mehr als 400 Millionen EUR für 2 Minuten!

Jetzt darf ich schon zitieren, was auch einige sozialdemokratische Funktionäre gesagt haben. Ich werde mich hüten, ihre Namen zu nennen. "Das streicht uns der Bund eh heraus!" 

Na ja, das ist keine sehr vernünftige Strategie. Da belügt man auch den Bezirk, in dem Fall den Kollegen Lehner und den Kollegen Reiter, dem sonst durchaus meine Sympathie gilt, es lässt sich trefflich mit ihm streiten, aber zu sagen: He, mein Prestige, ich will auch eine U-Bahn haben. Ob das 400 Millionen EUR mehr kostet als eine Straßenbahn ist mir wurscht. Aber ein ordentlicher Bezirk ist nur einer; der eine U-Bahn hat. Weil es wahr ist. 

Und wissen Sie; was dann noch passieren wird? Wenn aus irgendeinem Grund, den ich nicht abschätzen kann, ein Geldregen über Österreich hereinbricht. Wir bauen das Sozialsystem aus, und trotzdem schreiben wir Budgetüberschüsse um Überschüsse. Vielleicht findet man irgendwo eine Ölquelle. Keine Ahnung, was alles passieren kann. In Wien sprudelt das Geld. Der Herr Baudirektor Weber findet irgendwo Geld für die vielen notwendigen Projekte. Und dann baut man vielleicht diese U6-Verlängerung. Sie werden Schwierigkeiten im 21. Bezirk bekommen. Ich sage Ihnen warum. Den Menschen die Illusion zu geben, sie leben zwar in der kleinen, wenig verdichteten Einfamilienhausstruktur, dann kommt dort die U-Bahn hin und die Stadt bleibt so wie sie ist. Das ist einer der ganz großen Irrtümer. Wenn eine U-Bahn verlängert wird, wird es dort dramatische Verdichtungen geben müssen. Und das erklären Sie dann, Herr Kollege Reiter, den Leuten, die dort sagen: Jetzt bin ich ins Grüne gezogen, jetzt wohne ich da mit einem Garten, und jetzt holt mich die Stadt ein. 

U-Bahn heißt Verdichtung. Das ist auch sinnvoll. Und daher soll man es sich sehr gut überlegen, wo man hochrangig ausbaut. 

Darum soll man sich sehr gut überlegen, wo man hochrangig ausbaut und darum bin ich jetzt gelassen, wie im Übrigen auch beim Projekt Lobau-Autobahn, wozu ich auch Stellung nehmen werde und der Kollege Maresch dann ausführlich darüber sprechen wird und wo ich auch sage, da rege ich mich überhaupt nicht auf, das dauert noch. Aber ich bleibe auch da dabei: Mehr als 400 Millionen EUR dafür auszugeben ist lächerlich! Das steht drinnen und ich halte es für falsch. Trotzdem ist es nicht wichtig genug, dass man deswegen ein sinnvolles öffentliches Verkehrskapitel ausnimmt. Ich sehe auch, dass der Bund das rausstreichen wird und vielleicht auch einmal die Vernunft. Es wird nicht kommen. 

Für absurd halte ich auch die U5. Eine U-Bahn in den Westen Wiens halte ich nicht für vernünftig. Da hat mir sogar im Ausschuss - darum kann ich das hier zitieren - auch der StR Schicker Recht gegeben. Sie ist aus einer Grafik verschwunden, in der langfristigen Orientierung steht sie noch immer drinnen. Ich sage es halt ganz deutlich: Wozu haben wir ein gut funktionierendes Straßenbahnnetz in den Westen - und jetzt sage ich bewusst Straßenbahnnetz dazu. Wenn ich in Pötzleinsdorf wohne, dann nützt mir eine U-Bahn, die in Hernals endet, nichts. Am Stadtrand ist es fein verästelt und da möchte ich rasch ins Zentrum können, wie derzeit schon in 20 Minuten und es wären sogar 15 Minuten möglich, wenn ich hier entsprechende Beschleunigungen vornehme. Da habe ich ein gut funktionierendes Netz, da brauche ich keine U-Bahn, denn so viel Geld hat diese Stadt nicht.

Es gibt... (GR Gerhard Pfeiffer: Dafür steht der S-Bahn-Ring nicht drinnen!) Bitte? (GR Gerhard Pfeiffer: Dafür steht der S-Bahn-Ring nicht drinnen!) Richtig, dafür stehen der S-Bahn-Ring und die S-Bahn-Ausbauten, die notwendig wären, nicht drinnen. Also hier ist noch viel verbesserungsfähig. Da ist vieles falsch und nicht vernünftig. Aber trotz dieser Einschränkungen halte ich dieses Kapitel für ausbaufähig, für vernünftig.

Lassen Sie mich abschließend oder noch nicht ganz abschließend auf eines der wichtigsten Projekte aus Sicht der Stadt eingehen, das ich für ein verheerendes Projekt halte, nämlich hochrangig Straßen im Randbereich auszubauen. Irgendwie sitze ich ja, und darum sehe ich das durchaus optimistisch, in der ersten Reihe fußfrei und gebe mir das Match zwischen jenen, die eine innenliegende Variante anstreben und jenen, die eine außenliegende Variante anstreben. Das sehe ich ja mit Gelassenheit. Sie schreiben nur aufgeregt und spannend die guten Argumente der einen mit und warum das andere Projekt ein Käse ist. Und sie befetzen sich öffentlich derartig glaubwürdig, dass die andere Variante ein Unfug ist, dass ich nur mitschreiben und sagen muss: Jawohl, alle haben Recht: Die außenliegende Variante ist unwirtschaftlich, teuer, forciert die Zersiedelung - weg damit. Die innenliegende Variante ist für die Menschen nicht verträglich, umweltmäßig nicht zu argumentieren und teuer – also weg damit. Wir brauchen das nicht.

Letztendlich brauchen wir es auch aus demselben Grund nicht, warum ich die U6-Verlängerung kritisch sehe: Das wird Siedlung nach sich ziehen, meine Damen und Herren! Noch einmal: Wien verliert, und das ist das Hauptproblem der Stadtentwicklung, im Innenbereich, in den Innenbezirken permanent Einwohner, Geschäfte und Betriebe und die siedeln sich im Stadtrandbereich und außerhalb der Stadt an. Es wird nicht mehr lange dauern, da werden die Kollegin Rothauer und Vertreter der Wirtschaftskammer draufkommen, dass wir eigentlich ihre Sache besorgen, dass diese Straßen nämlich dafür sorgen werden, dass der Wirtschaftsstandort Wien an Attraktivität verliert. Dieses Zersiedelungsargument haben Sie bis heute nicht entkräften können. Schauen Sie sich den Plan an, wer die Gründe rund um die B 301 gekauft hat. Das ist flächendeckend der Wirtschaftsförderungsfond! Dort werden Sie die Bedrohung der gewachsenen Wirtschaftsstruktur der Stadt sehen. Ich sehe das gelassen.

Ich habe mir jetzt nur einmal grob durchgerechnet, um wie viel Prozent alle österreichischen Straßenbauprojekte, die ursprünglich sehr karg dotiert waren, jetzt in der Entwicklung über den ersten Kostenvoranschlägen liegen. Da kommt man ja gar nicht mit den zig Milliarden nach! Das ist so wahnsinnig viel Geld und da wird, das sage ich einmal ganz entspannt, die nächste oder übernächste Bundesregierung entscheiden, ob das Geld für die Lobau dann da ist. Inzwischen werden wir mit viel Publizität und den richtigen Gegenargumenten gegen die Straßenbauer arbeiten. Da ist das letzte Wort noch gar nicht gefallen. Es wird sich auch noch etwas Weiteres ergeben, das ist rausgeflogen, das tut mir aber gar nicht weh. Wir werden über weitere Instrumente in den nächsten Jahren ganz ruhig und gelassen diskutieren.

Ich glaube, dass London mit der Londoner City-Maut zeigt, dass es intelligentere Formen und letztendlich auch von der Bevölkerung akzeptierte Formen gibt, das Preisinstrument schlagend werden zu lassen. Ich möchte das jetzt für Wien bewusst nicht „City-Maut“ nennen, weil das innerhalb der City den geringsten Effekt hat. Ich möchte es „Staumaut“ oder etwas Vergleichbares nennen, was nicht nur innerhalb der Grenzen Wiens, sondern insbesondere einmal im Stadtumland greifen könnte. Wenn man - die Größenordnung London noch einmal nehmend - pro Fahrt auf der Tangente, auf der Südautobahn und in anderen Bereichen in der Spitzenzeit drei Euro zahlen muss, dann werden sich manche Leute überlegen, ob sie fahren und es wird auch der Nutzen von derartigen Besteuerungen sichtbar werden. Das wird kommen. Ich glaube, das wird früher als diese neuen Straßen kommen. Dann werden wir draufkommen, dass gut ausgebauter öffentlicher Verkehr auf der einen Seite, kompakte Stadtentwicklung auf der anderen Seite - Forcierung von Straßenbahnen, Schnellbahnen und des Radverkehrs - diese astronomische Verschwendung öffentlicher Mittel in die Zersiedelung, in die Straßen überflüssig macht.

Ich spare mir jetzt viele wichtige Dinge, die da über die Parkraumbewirtschaftung, die einerseits sinnvoll ist, drinnen stehen, aber die Verschwendung mit den sogenannten Volksgaragen! Eine Zeitung wie „Die Presse", die bisher durchaus immer auch ein sehr großes Ohr für Volksgaragen hatte, war bei der Geschichte rund um das neu errichtete Hotel am Ring nachdrücklich der Meinung, dass es doch nicht das Ziel sein kann, dass ein neu errichtetes Hotel dafür, dass es eine Garage baut - bitte soll ein Hotel eine Garage bauen, that´s not my problem -, öffentliche Mittel bekommt! Leute, wie viel Geld hat diese Stadt denn eigentlich für wirklich trottolose Projekte? Einem Spitzenhotel der 5-Sterne-Kategorie am Ring seine Stellplätze aus öffentlichen Mitteln zu subventionieren - wo ein Zimmer so viel kostet, dass sich hier herinnen einige überlegen würden, ob sie dort, wäre es im Ausland, nächtigen wollten -, das ist ja beachtlich und zeigt, dass hier auch einiges überdacht werden muss.

Langer Rede kurzer Sinn: Ich habe auch schon im Ausschuss gesagt, dass wir in einigen Kernbereichen einiges anders sehen. Das wird sich auch in unserem Abstimmungsverhalten widerspiegeln. Ich anerkenne trotzdem nachdrücklich, dass hier Wesentliches erreicht wurde und hier wesentliche Inhalte vorliegen, wo es sich lohnt, dass sie umgesetzt werden. Bei denen, die wir für einen Schwachsinn halten - ich nenne hier vor allem die Straßenprojekte und die U6-Verlängerung -, wird uns die Zeit und die Finanzknappheit unterstützen. 

Ich möchte mich bei all jenen bedanken, die bei diesem Projekt mitgearbeitet haben. Vieles in unseren Argumenten wird in Zukunft leichter sein, wenn dieser Masterplan beschlossen ist. Und ich hoffe, wenn er beschlossen ist, dass dann der Ausrutscher vom StR Schicker, der eine Forderung, die da drinnen steht, klar abgelehnt hat, der Vergangenheit angehören wird. Insofern „Danke schön“. 

Wir werden ein sehr differenziertes Abstimmungsverhalten haben, das ich jetzt aus Zeitgründen nicht im Detail referieren möchte. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Mag Gerstl gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Als ich heute früh von Hadersdorf kommend im Autobus im Stau gesteckt bin war für mich schon klar, dass der heutige Tag nicht nur dem Verkehrsmasterplan für Wien gelten kann, sondern dass man die Reformen auch ein bisschen darüber hinaus beleuchten muss. Wir können jetzt knapp zwölf Stunden oder schon zwölf Stunden nach Beginn des Streiks der Fraktion Sozialistischer Gewerkschafter in der ÖBB feststellen, dass wir alleine bei der ÖBB mit einem Schaden von mehr als 4 Millionen EUR rechnen können und nach Berechnungen eines Volkswirtschaftsprofessors in Linz sich dieser Streik heute mit einem Schaden von rund 40 bis 60 Millionen EUR für Österreich insgesamt niederschlagen wird.

Meine Damen und Herren! Das alles, wo es nicht darum geht, dass wirklich Nachteile für die Wienerinnen und Wiener geschaffen werden, sondern wo es darum geht, Vorteile für die Zukunft zu schaffen, wo es darum geht, Österreich für den internationalen Wettbewerb fit zu machen, wo es darum geht, die ÖBB zu einem serviceorientierten Unternehmen zu machen, wo es darum geht, dass man sich im internationalen Umfeld versucht zu bewähren und dass man das macht, was andere Länder schon lange vollzogen haben. Dänemark, Finnland, Frankreich, Großbritannien, Niederlande, Norwegen, Portugal, Schweden, Slowakei, Slowenien, Tschechien und Russland, also bereits zwölf Länder haben eine vollständige unternehmensrechtliche Trennung ihrer Infrastruktur von Personen- und Güterverkehr vorgenommen. Das ist etwas, was von der Sozialdemokratie oder von der Fraktion Sozialistischer Gewerkschafter nun verhindert werden möchte. Deutschland, Italien, Polen, Rumänien, Spanien und Ungarn haben auch eine Trennung der Unternehmensbereiche vorgenommen und vorgeschlagen, diese unter einem gemeinsamen Holdingdach zu organisieren. Das ist genau das, was auch die Österreichische Bundesregierung vor hat zu machen und das ist das, was auch in anderen Ländern mit sozialdemokratischen Regierungen bereits gemacht worden ist, denn das ist notwendig, um international sicherzustellen, dass der Schienengüterverkehr auch entsprechend bewerkstelligt werden kann. Denn im Schienengüterverkehr werden wir 2015 im Vergleich zu jetzt eine Steigerung von der Slowakei nach Österreich um 93 Prozent, von Tschechien um 29 Prozent und von Ungarn um 45 Prozent haben, um nur ein paar Spitzen zu sagen und auch um zu zeigen wie wichtig es ist, die Schiene auszubauen. Es wundert mich eigentlich, dass von meinem Vorredner darauf überhaupt nicht eingegangen wurde. 

Eine solche Reorganisierung ist notwendig und eine solche Reorganisierung muss gemacht werden, auch im personalpolitischen Bereich, denn dort ist es eigentlich wirklich total verwunderlich und wahrscheinlich ist das der letzte Bereich in ganz Europa oder vielleicht sogar auf der ganzen Welt, wo es noch möglich ist, dass nicht die Unternehmensführung das Personal entscheidet, sondern dass die Personalvertreter darüber entscheiden, ob jemand aufgenommen wird, ob jemand entlassen wird, ob jemand befördert wird, et cetera, et cetera. Es klingt wirklich anachronistisch und es ist anachronistisch, wenn heute in Wirklichkeit die Belegschaftsvertreter die Managementführung inne haben, was nicht sein kann. (Beifall bei der ÖVP und bei GR Ing Herbert RUDOLPH.)

Wahrscheinlich können Sie sich noch an den Fall erinnern, als ein Tiroler ÖBB-Bediensteter lange Zeit nicht an seinem Arbeitsplatz war. Das ist den Leuten gar nicht aufgefallen. Man denkt vielleicht, nach zwei Wochen noch nicht, aber vielleicht nach drei Wochen wird es einmal auffallen. Nein, der Herr war ein Monat zu Hause, er war zwei Monate zu Hause, er war drei Monate zu Hause. Es ist niemandem aufgefallen! Er hat sich nämlich in der Zwischenzeit ein eigenes Unternehmen aufgebaut. Er hat eine Fluglehrerschule gegründet und dafür hat er Zeit benötigt. Nach zwölf Monaten ist es der Unternehmensführung doch aufgefallen, dass ein Mitarbeiter fehlt und dann hat die Unternehmensführung gemeint: Naja, das geht ja doch ein bisschen zu weit, mehr als zwölf Monate weg zu sein, da müssen wir doch Konsequenzen ziehen. Diesen Herrn, wenn er sich nicht ändert, müssen wir entlassen. Naja gesagt, getan, würde man sagen. Der Vorsitzende des Unternehmens entscheidet das und die Geschichte ist erledigt. Ungerechtfertigte Abwesenheit vom Dienst ist in jedem Betrieb ein ganz normaler Entlassungsgrund. Doch bei der ÖBB war das nicht so. Da kam die Gewerkschaft, die Belegschaftsvertreter haben eine Einwendung erhoben und der Herr blieb weiterhin im Dienststand. Und da, meine Damen und Herren, soll es noch Vertreter geben, die sagen, dieses System soll weiter unterstützt werden? Nein, auch wenn der ÖBB-Bedienstete ein erfolgreiches Fluglehrerunternehmen gegründet hat! (Beifall bei der ÖVP.)

Ja und bei dieser Fahrt, die ich heute Früh hierher ins Rathaus gemacht habe, habe ich natürlich auch einen Bürger getroffen, mit dem ich über die Genesis des Masterplans gesprochen habe und..(GR Mag Christoph Chorherr: Der letzte ÖVP-Wähler! – Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Im Unterschied zu Ihnen kennen wir die Bürger unseres Bezirks. Vielleicht kennen Sie sie noch nicht, aber wir können mit ihnen reden und treffen sie auch, weil wir mit ihnen in die Arbeit fahren!

Also da habe ich einen Bürger aus Hütteldorf getroffen, der stets sehr engagiert ist und am öffentlichen Leben teilnimmt und den habe ich gefragt, wie er sich denn in den Masterplan eingebracht hat, wie denn dieses tolle Bürgerbeteiligungsverfahren für ihn war. Wir haben gestern in einer Aussendung auch vom Herrn StR Schicker wahrgenommen, dass das Epochale am Masterplan ist, dass man hier eigentlich die größte Bürgerbeteiligung durchgeführt hat, wie es dies noch bei keinem anderen Stadtprojekt gegeben hat. 

Dieser besagte Bürger bekam vor einem Jahr eine Einladung zu einer Versammlung nicht in seinem Bezirk, weil das ja noch verständlich gewesen wäre, dass man Bezirksbürger in ihrem Bezirk über die Masterpläne informiert, nein, er wurde in den Nachbarbezirk eingeladen, weil man nämlich die Bezirkswünsche zusammengefasst hat. Er ging voll Enthusiasmus in den Nachbarbezirk und wollte hier seine Wünsche vorbringen und dort hat man ihm gesagt: Ja, wir sammeln einmal alle Wünsche, wir sammeln sie und später werden wir Prozesse beginnen. Prozesse, in denen wir Arbeitsgruppen bilden, wir werden sie mit Ihnen diskutieren - und er war noch großer Hoffnung. Doch in einer Pause traf er - weil ich ihn gerade hinten sehe trifft es sich sehr - Dr Rosinak, sprach ein bisschen mit ihm und wollte mit ihm ein bisschen erörtern, wie man denn diesen Prozess steuern kann, was man denn da alles machen kann. Der Dr Rosinak hat gemeint: Naja, an den großen Zielen wird sich wohl nicht viel ändern, sie sind doch eh klar: Ausbau des öffentlichen Verkehrs, ein bisschen mehr Straßenbahn, ein bisschen mehr U-Bahn, ein bisschen mehr Radverkehr, darauf werden wir unsere Schwerpunkte legen. Da hat dieser Bürger einmal ein bisschen begonnen nachzudenken und hat überlegt: Wie viel kann ich da noch sagen? Kann ich da wirklich noch einiges einbringen? Aber nicht so schnell verzagen! 

Am Ende der Versammlung jedenfalls war das dann so, dass Betreuungsteams anwesend waren. Er hat sie mir genannt und er hatte das Gefühl, von Soziologen und Psychologen umgeben zu sein, die sich um sein Wohl kümmern, damit er sich auch wirklich wohl fühlt und sich wirklich auch von den Anderen ernstgenommen fühlt, wenn er aus dieser Bürgerversammlung heraus kommt. Also gut betreut von den Psychologen und Soziologen wanderte er nun nach Hause bis er zum nächsten Treffen eingeladen wurde, drei, vier Monate später, nach dem Sommer.

Er ging wieder zu dieser Versammlung und da war schon nur mehr ein Drittel der Leute da, die zuvor da waren und er brachte wieder seinen Wunsch vor, doch in Arbeitsgruppen die aktuellen Probleme zu diskutieren. Doch nein, so weit sind wir noch nicht und wir müssen das alles ein bisschen anders machen. Wir haben ein ganz konkretes Konzept. 

So hat man es halt noch ein drittes Mal versucht und bei dieser letzten Bürgerversammlung waren es dann nur noch ein Dutzend Leute, die den Weg dorthin gefunden haben, und dann haben sie gesagt, es ist schon klar, wie das nun entstehen soll. Die Ziele, die er von Dr Rosinak gehört hat, wurden nochmals nachformuliert. Somit ist es für ihn auch klar gewesen, zur Bürgerbeteilung nicht mehr zu gehen. Nur so viele Worte zur Bürgerbeteiligung. 

Aber nicht nur diesen Bürger hat das nicht besonders erfreut, sondern auch die Verantwortlichen in den Bezirken hat das nicht gefreut. Unsere Vertreter in den Bezirken, unsere Bezirksrätinnen und Bezirksräte in den Bezirksvertretungen versuchen für die Menschen unmittelbar vor Ort Politik zu machen und Ihnen Hilfestellungen zu geben. Denen hat man nämlich gleich einmal gesagt, diese Bürgerbeteiligungsveranstaltungen sind nichts für euch, nichts für die Funktionäre, nichts für die Mandatare, sondern das ist für die Menschen da - über die ich zuvor berichtet habe -, ihr braucht euch da nicht zu kümmern. 

Gut, und als dann der Prozess weitergegangen ist und manche Bezirke dann gesagt haben, na wann hören wir denn jetzt einmal was von der Bezirksvertretung, dann war es - nicht in allen, aber in einigen Bezirken - so, dass sie nie eine Vorlage erhalten haben. Da kam keiner vom Magistrat, der einmal den Plan vorgestellt hätte, da kam kein Stadtrat, der den Plan einmal im Bezirk vorgestellt hätte, da kam niemand, der das wirklich aktiv aufgenommen hätte, sondern manche mussten hier dumm sterben. Manche haben dann erst durch ihre Fraktionen wirklich solche Sachen wie Unterlagen bekommen und wenn sie die nicht gehabt hätten - von der Stadt Wien wären sie nicht informiert worden! Und das ist wahrlich kein Bürgerbeteiligungsverfahren! So etwas lehnen wir ab! (Beifall bei der ÖVP.)  

Meine Damen und Herren, wir haben zuvor in der Aktuellen Stunde von den Märchen gesprochen - beim Masterplan sprechen wir vom Traum. „Zweiter Traum vom Verkehr auf Schienen“ - das ist offensichtlich das, was dem STANDARD heute eine Schlagzeile wert war. Offensichtlich zeigt es die Ziele, die nur zu einem Traum formuliert wurden, denn bei der Ausgangslage müssen wir uns einmal klar sein, worum es hier geht: 1980 hatten wir rund 300 PKW auf 1 000 Einwohner, 2001 waren es 412 und 2035 rechnen die Prognosen mit 567 Kraft-
fahrzeugen, das heißt bis heute ist es eine Steigerung um 38 Prozent und bis 2015 ist es eine Steigerung 
um 20 Prozent. Der PKW-Bestand in Wien war 1980 
bei nicht einmal ganz 500 000 Autos, 2001 waren 
es 640 000, 2015 werden es 800 000 und 2035 980 000 Autos sein, das heißt bis 2035 gibt es eine Steigerung um 53 Prozent, bis 2015 eine Steigerung um 24 Prozent. Der Masterplan aber schreibt fest, dass sich auch in den nächsten 10 Jahren an der gesamten Kilometerzahl von heute nichts ändern wird. Meine Damen und Herren, wenn ein Masterplan bei diesem Trend eine solche Festschreibung vorhat, dann widerspricht das allen Tatsachen und Prognosen und er kann nur falsch ausgehen! (Beifall bei der ÖVP.)  

Auf die Bevölkerungsentwicklung ist in Wirklichkeit auch noch nicht eingegangen worden: Wien plus 11 Pro-zent von 2001 bis 2030, davon das Umland 17 Prozent, in den Wiener locker bebauten Gebieten auch 17 Pro-zent und in den dicht bebauten Gebieten 8 Prozent. Das bedeutet, dass alle unsere Randbezirke und das gesamte Umland von Wien einem besonderen Verkehrsdruck ausgesetzt sein werden. Diesem Verkehrsdruck gilt es zu begegnen. Wie sehen da die Trends aus, bevor ich zu den Maßnahmen komme? 

Wir haben beim motorisierten Individualverkehr derzeit einen Anteil im Modalsplit von 36 Prozent, das Ziel hat sich der Masterplan mit 25 Prozent vorgegeben und der Trend zeigt bis 2020 42 Prozent. Diese Schere von 42 Prozent zu 25 Prozent gilt es zu schließen. Womit wollen wir diese Schere schließen? Darauf sollte der Masterplan eigentlich eine Antwort geben. Dieser Masterplan gibt hier eine Antwort, indem in den nächsten 5 Jahren pro Jahr 1 Kilometer U-Bahn gebaut werden soll, indem in den nächsten 15 Jahren 2 Straßenbahn-linien dazugebaut werden sollen und indem die bekannten Ausbauten U6 und U1gemacht werden sollen, insgesamt sind es bis 2012 rund 22 km!

Glauben Sie, meine Damen und Herren, dass Sie dieses Ziel, von 42 Prozent auf 25 Prozent zu kommen, so erreichen können? Und vor allem, Sie hätten ja nur einmal in die Vergangenheit schauen müssen. Da haben Sie sich auch schon einmal das Ziel gegeben, bis 2010 auf 25 Prozent zu kommen. Sie haben es nicht geschafft. Was machen Sie im Masterplan? Sie sagen, wir haben es nicht erreicht, wir schreiben es einfach um weitere 10 Jahre fort und versuchen 2020 dieses Ziel zu erreichen. Das kann es nicht sein! So stelle ich mir nicht die Weiterentwicklung von einem Verkehrskonzept 94 zu einem Masterplan 2003 vor! Das ist kein Masterplan, das ist maximal eine Fortschreibung von unrealistischen Zielen! (Beifall bei der ÖVP.)  

Meine Damen und Herren, ich verstehe nicht, dass wir als Stadt Wien nicht in Kooperation mit dem Bund gehen können, um diesem Straßengüterverkehr nämlich auch begegnen zu können - bis zum Jahr 2015 gegenüber Tschechien plus 238 Prozent, gegenüber Polen plus 241 Prozent, gegenüber der Slowakei plus 781 Pro-zent, gegenüber Ungarn plus 384 Prozent und gegenüber Slowenien plus 240 Prozent -, sondern dass wir hier versuchen, einen Konfrontationskurs zu fahren, nur um einen Justamentstandpunkt zu haben und vielleicht auch um eine Außenringautobahn zu verhindern. Das lehnen wir von der Österreichischen Volkspartei ganz, ganz deutlich ab! Hier sind die Interessen der Bürger zu berücksichtigen! (Beifall bei der ÖVP.)  

Denn anders (GR Mag Christoph Chorherr: Die Außenringautobahn soll zu Lasten des Autoverkehrs gehen oder nicht?) ist es nicht zu verstehen, dass man einen Tunnel unbedingt bauen möchte, wo jeder Experte bereits sagt, dass ein Tunnel durch die Donau zwar theoretisch vielleicht irgendwann einmal machbar wäre, aber mit so vielen Unwägbarkeiten, dass kein Techniker sich drübertraut. Aber die Stadt Wien hält daran fest einen Tunnel, der absolut irreal ist, zu bauen, der für eine sechste Donauquerung nur zu einer Verzögerung führt und der nur verzögert, dass wir in Wien vom Verkehr entlastet werden. Die Entlastung sollte aber eigentlich das vorrangige Ziel sein! (Beifall bei der ÖVP.)  

Aber ich komme schon noch zum Modalsplit, Herr Kollege Chorherr. Ja auch da gibt es viele Maßnahmen, die wir verbessern könnten. Da sind wir uns auch durchaus einig. Auch wir sind hier ganz eindeutig dafür, dass man rund um Wien einen Schnellbahnring legt, keine Frage. Auch wir sind dafür, dass man Park & Ride-Anlagen, Entschuldigung Bike & Ride-Anlagen macht, keine Frage, nicht nur bei U-Bahn-Stationen, vielleicht auch bei Straßenbahnen. In anderen Städten in Österreich ist das schon gang und gebe, ich nenne zum Beispiel nur Graz. Dort gibt es schon eine Bike & Ride-Anlage. Also auch das sollte man in Wien wirklich andenken und versuchen, auch den alternativen Verkehr zu fördern, keine Frage. Das ist unbedingt notwendig. 

Um den öffentlichen Verkehr hier in alle Richtungen zu fördern ist es vor allem wichtig, nicht nur den U-Bahn-Bau zu fördern, sondern auch den Straßenbahnverkehr. Da möchte ich bei einem Punkt ansetzen, der, glaube ich, ganz, ganz wichtig ist, wenn es um die Sicherstellung der Nahversorgung geht, wenn es um die Sicherstellung eines raschen Fortkommens in der Stadt, in einer Stadt der kurzen Wege geht. 

Wir hatten in den vergangenen Jahren bei den U-Bahn-Aufbauten und bei den U-Bahn-Ausbauten immer wieder feststellen müssen, dass die Stadt Wien, wenn eine U-Bahn einmal errichtet worden ist und in Betrieb gegangen ist, danebenliegende oder nicht weit entfernt liegende Straßenbahnlinien ausgedünnt hat. Das ist in Wirklichkeit der Tod der Nahversorgung, denn eine U-Bahn dient für das schnelle Fortkommen über größere Distanzen hinweg und die Straßenbahn hat eine ganz direkte Anbindung für die unmittelbare Nahversorgung. Sie hat Haltestellen im 200, 300 Meter-Bereich, was eine U-Bahn nie haben wird und das brauchen Sie, um die Nahversorgung auch aufrecht zu erhalten.

Ich bitte und ersuche Sie daher, in Ihren Planungen für die weiteren U-Bahn-Ausbauten sicherzustellen, dass Sie in Zukunft auch die Straßenbahnen entsprechend stärken werden, denn nur dann wird nämlich die Infrastruktur auch sichergestellt werden können, was ich für ganz, ganz wichtig halte. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber nicht nur, dass wir hier im ÖV, im Straßenbau in Ausbaumaßnahmen gehen müssen, sondern es geht auch darum, diesen Verkehr in Zukunft intelligent zu bewältigen. Intelligent heißt, ihn mit einem Verkehrsmanagement versehen zu belegen und dadurch auch Einsparungen und mehr Effizienz auf Straße und Schiene zusammen zu bringen.

All das sind Punkte, die der Leistungsfähigkeit dienen, die aber auch der Erhöhung der Verkehrssicherheit dienen, zu einer Verringerung der externen Kosten führen und zu einem verbesserten Baustellenmanagement und zu einem verbesserten Störungsmanagement führen. Wir brauchen eine Steigerung des Komforts für Auto und für ÖV, das heißt Klimaanlagen in öffentlichen Verkehrsmitteln - das ist, glaube ich, ein unbedingtes Muss, eine unbedingte Voraussetzung - und eine entsprechende GPS-Vernetzung vom Auto zu einem zentralen Steuerungssystem und umgekehrt. Das ist die Grundvoraussetzung, um den Verkehr in Zukunft intelligent leiten zu können.

Meine Damen und Herren! Viele Beispiele gäbe es hier in diesem Masterplan, die man noch anführen könnte, viele Beispiele, die zwar in Ansätzen ganz gut sind, aber wo man noch vieles drauflegen muss, wenn ich nur an den Ausbau der Flughafenschnellbahn denke. 

Was mich heute ganz besonders gestört hat war die Meldung, dass es heute eigentlich niemandem aufgefallen ist, dass die Flughafenschnellbahn nicht funktioniert oder heute nicht fährt, weil heute Streiktag ist. Das ist ein ganz, ganz besonderes Zeichen, wie schlimm es um die ÖV-Anbindung von der Stadt nach Schwechat stehen muss, wenn es gar niemandem auffällt, dass die S-Bahn nicht fährt. Denn ein Halbstundentakt ist eben einfach zu wenig und das, was wir ab 14. Dezember zu einem x-fachen Preis von einem normalen Fahrschein erwarten dürfen – voraussichtlich 9 EUR - wird diese Probleme auch nicht lösen. Da mit einem Fahrschein auf einen 15-Minuten-Takt zu kommen wäre unbedingte Voraussetzung, damit das angenommen wird und nicht mit einem so teuren Fahrschein, der wahrscheinlich nicht angenommen werden wird.

Genauso unterstützen wir den Punkt Schifffahrt, keine Frage. Alles, was möglich ist, soll auf den Schifffahrtsbereich verlegt werden, doch dürfen wir uns dabei keine falschen Hoffnungen machen. Schifffahrt hat auch ihre Grenzen. All das, was mehrere Umschlagplätze bedeuten würde, kann von der Schifffahrt nicht aufgefangen werden. Nur die Güter, die von einem Hafen zum anderen Hafen direkt transportiert und von dort abgeholt werden können, werden wahrscheinlich über Schiff transportiert werden können. Alles andere wird nicht möglich sein. Da ist einfach die Schiene schneller und, keine Frage, auch die Straße viel, viel schneller.

Aber dass wir diese Schiffsverbindungen in Wien noch ausbauen können, das haben besonders unsere Kolleginnen und Kollegen aus dem 3. Bezirk gezeigt, indem sie schon mehrmals eine Schiffsverbindung entlang des Donaukanals gefordert haben und gesagt haben, dass man auch versuchen soll, diese Schifffahrt hier in den Nahverkehr miteinzubeziehen. 

Wir verlangen daher ein Konzept, das die Einbeziehung der Donauschifffahrt als Verkehrsmittel des öffentlichen Personenverkehrs in Wien vorsieht. Dieses Konzept soll auch klären, welche verkehrstechnischen Möglichkeiten sich dadurch für den Personenverkehr nach Bratislava eröffnen. Insbesondere im Sinne des 3. Bezirks, aber vor allem auch für alle anderen zur Erleichterung bringe ich diesen Beschlussantrag ein. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Last but not least ist, glaube ich, das Wichtigste bei einem Verkehrsmasterplan immer die Finanzierung. Was nützt ein Plan, wenn wir kein Geld haben? Mein Vorredner hat hier schon auf eines hingewiesen, und zwar dass hier vielleicht böse Spielchen gespielt werden und man bewusst manche Sachen in die Planung hineingegeben hat, die man sich dann von jemand anderem ablehnen lässt, weil man sagt, machen wir gerne nur wenn die anderen noch so und so viel Geld dazu zahlen. Dieses Spielchen wird von der Stadt Wien nun seit über einem Jahr am S-Bahn-Sektor gemacht. 

Ende 2002 ist der Vertrag zwischen der Stadt Wien und der ÖBB ausgelaufen und seitdem verhandelt die Stadt Wien und verhandelt die Stadt Wien und verhandelt die Stadt Wien. Es kann schon sein, dass zwei Partner vielleicht nicht zusammen kommen. Aber was mich dabei besonders ärgert ist, dass die regierende Fraktion hier in diesem Hause nun hergeht und die schäbigen Garnituren der ÖBB beschimpft. Dabei ist es diese Regierungsfraktion selbst, die diesen Vertrag nicht abschließt, denn die ÖBB hat hier schon seit Jahren - und das, wenn ich so sagen darf, unter Ihrem Generaldirektor Draxler - ein neues Modell vorgeschlagen. Dieses Modell gibt es als Option von der ÖBB, das braucht nur angekauft zu werden. Doch Sie wollen nicht zur Kenntnis nehmen, dass für den Nahverkehr auch die Bundesländer zuständig sind und dass das in einem Gesetz 1991 unter Ihrem Bundeskanzler bereits festgeschrieben worden ist. Ich bitte Sie, dass Sie nicht mehr so große Vergessenslücken haben, wenn es ums Zahlen geht! (Beifall bei der ÖVP.)
Bei diesem Punkt geht es natürlich auch um Umbaufinanzierung, nicht nur um S-Bahn-Finanzierung, es geht um Straßenfinanzierung. Sie müssen sich das wirklich auf der Zunge zergehen lassen: Dieser Masterplan hat 201 Seiten. Von diesen 201 Seiten finden Sie auf der vorletzten und auf der letzten Seite unter dem Punkt „Finanzierung“ insgesamt nicht einmal eine ganze A4‑Seite. Und unter diesem Punkt „Finanzierung“ - (GR Johann Driemer: Sehr kompakt! Sehr kompakt!) sehr kompakt, ja, sehr kompakt (GR Johann Driemer: Das gehört so!) - finden Sie sechs Unterpunkte. Von den sechs Unterpunkten gibt es fünf, wo die Stadt Wien für die Finanzierung nicht zuständig ist. 

Jetzt frage ich mich: Wie soll das Ganze wirklich umgesetzt werden und wofür war das Ganze, wenn wir es eh nicht selber zahlen wollen? Was soll das? Das ist nun die Crux, das ist nun die Frage. 

Ich habe eher das Gefühl, wir haben hier einen Verkehrsmasterplan gemacht, weil es so schön ist, einen Plan zu machen 1994 hatten wir den letzten Plan und in den vergangenen Jahrzehnten war es immer so, dass wir alle zehn Jahre einen Plan gemacht haben. Und so schreiben wir jetzt wieder einen Plan (GR Johann Driemer: So wie die Regierung jedes Jahr!), weil wir noch nicht genau wissen, was wir machen und so machen wir alle zehn Jahre einen Plan. Wir beschäftigen jetzt einmal eineinhalb Jahre die Beamten damit, die haben Arbeit, weil wir ja eine Arbeitsbeschaffungspartei sind, die kümmern sich darum, setzen sich hin, diskutieren mit Bürgern, halten sich mit ihnen auf und merken leider nicht, dass sie sie dabei verärgern, aber wir haben eineinhalb Jahre intensivst gearbeitet, haben 200 Seiten voll geschrieben und haben im Grunde das, was wir zuvor gehabt haben: Einen Plan ohne konkrete Umsetzung. So offen hätte ich es mir gar nicht erwartet, Herr Stadtrat!

In der heutigen „Presse“ gibt es von Ihnen ein Interview. Sie sagen da, was Sie insgesamt alles verbessern wollen und dann fragt der Redakteur: "Das klingt wie die eierlegende Wollmilchsau. Wo ist der Haken?" Und Sie sagen: "Der Haken ist, dass die Konzepte noch nicht die Umsetzung sind." Ja, so ist es. Die Umsetzung, die wir uns gerne gewünscht hätten, ist nicht da. Auch keine konkreten Maßnahmen sind da, die diese Umsetzung sichergestellt hätten. Das hätten wir uns aber gewünscht und das ist der Grund, warum wir diesen Masterplan ablehnen. - Ich danke Ihnen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dr Madejski gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Also ich sehe es nicht ganz so wie mein Vorredner es hier ein bisschen theatralisch gebracht hat, dass alles umsonst war. Es ist im Leben nie irgendwas umsonst. Irgendeinen Zweck und irgendeinen Nutzen wird es schon haben. 

Und ich bin ganz sicher, dass im Masterplan mit all seinen Schwächen natürlich, weil er sehr oft fortgeschrieben wurde vor allem was hier die Motorisierung betrifft, die ja falsch eingeschätzt wurde und hier einfach die Ziele fortgesetzt wurden, wie vieles andere auch, trotzdem neue Ansätze vorhanden sind, über die man durchaus diskutieren kann, auch wenn man nicht immer einer Meinung ist. Ganz entscheidend ist, dass die Stadt Wien bei den Prioritäten und bei den Zeithorizonten hier auch einmal zumindest festgelegt hat, was sie wünscht, wann sie es wünscht und von wem sie es finanziert haben will. Daher glaube ich, dass das eine gute Ausgangsposition und auch eine Verhandlungsgrundlage mit dem Bund sein wird, denn eines ist auch klar, Herr Stadtrat und meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratie: So einfach, wie Sie es die letzten 40, 50 Jahre in der Verkehrspolitik gehabt haben, wo ein Wiener Stadtrat sich einfach etwas gewünscht hat und der rote Verkehrsminister gesagt hat: "Das machen wir schon alles," so einfach wird es nicht gehen. Heutzutage gilt Rationalität, Nutzen, Kosten, dann kann man verhandeln und dann wird man entscheiden, was hier in Wien gebaut wird, wenn es schon der Bund finanziert. 

Ich habe vor einigen Wochen eine Aussage des Stadtbaudirektors gelesen, der da gesagt hat, als es um den Masterplan und vor allem dann auch auf die noch einzugehende Umfahrung von Wien ging: „ Na das hat es ja noch nie gegeben, wenn die Stadt Wien sich etwas wünscht, dann haben das alle Verkehrsminister bisher getan.“ Er kann sich das nicht vorstellen, dass das jetzt anders sein wird. Ich kann mir sehr viel vorstellen und ich hoffe, dass es diesmal anders sein wird.

Nun zur Abstimmung der einzelnen 18 Punkte. Da muss ich meinem Ärger schon ein bisschen Luft machen, Herr Stadtrat, denn im letzten Ausschuss ist diese Abstimmungstabelle hier erstens einmal den einzelnen Mitgliedern nicht vorgelegen, sondern Sie haben das vor sich liegen gehabt und das ist dann abgestimmt worden. (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sie waren ja nicht im Ausschuss!) Ich darf hier festhalten, dass das, was die Abstimmungen betrifft, schon ein bisschen schlampig gemacht worden ist, denn alleine bei der FPÖ stimmen vier Plus beziehungsweise Minus nicht und bei der ÖVP, der das gar nicht aufgefallen ist, stimmt es bei einem auch nicht. Und wie Sie bei den GRÜNEN, die in der Stadtentwicklungskommission überhaupt nicht anwesend waren, zu Abstimmungsergebnissen gekommen sind – vielleicht haben Sie privat mit dem Herrn Chorherr gesprochen und das dann eingesetzt. Aber ich weiß nicht, wie Sie zu diesen Abstimmungsergebnissen kommen. Ich gehe... (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sie waren ja nicht im Ausschuss!) Das ist wirklich unglaublich, Herr Stadtrat! (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sie waren ja nicht da!) Das ist wirklich unglaublich! Der Ausschuss hat nach der letzten Gemeinderatssitzung im Forum stattgefunden, wo Sie so schnell... (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Nein! Nein!) Na entschuldige, da haben wir abgestimmt über... (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Nicht der Ausschuss! Nicht der Ausschuss!) Also Herr Stadtrat! Als der letzte Gemeinderat hier aus war, war nachher die Stadtentwicklungskommission bitte! (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Nein! Nein!) Wollen Sie mich nicht verstehen oder verstehen Sie mich nicht? Ich habe gesagt, im Ausschuss haben Sie eine Liste vorgelegt, wo die Abstimmungsverhältnisse nicht stimmen. Wie sind Sie im Ausschuss zu dieser... Wie sind Sie da... (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Lesen Sie das Protokoll!) Bei den GRÜNEN... (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: So lesen Sie doch das Protokoll!) Schauen Sie... (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Nicht der Ausschuss!) Sie können es ja nachher... Sie können nachher rausgehen, es stimmt nicht. Es ist eine Irreführung...(Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Nicht der Ausschuss!) Es ist eine Irreführung der Mitglieder gewesen und es stimmt nicht. Ich weiß nicht, warum Sie so aufgeregt sind, Herr Stadtrat? Ich habe gesagt, Sie haben die Liste vorgelegt... (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Im Ausschuss!) Habe ich ja gesagt. (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Aber Sie haben gesagt, der Ausschuss war nach der letzten Gemeinderatssitzung, und das ist falsch!) Ich habe gesagt... Entschuldige, die Abstimmungsergebnisse können nur von der Stadtentwicklungskommission sein und bei der waren die GRÜNEN nicht anwesend! Um das geht es! Da bin ich sogar noch eine Minute zu spät gekommen, weil ich nachher von hier aus noch in das Forum hinübergeeilt bin und da war von den GRÜNEN nicht einer anwesend. Ich habe ja das Protokoll angeschaut bitte! Daher weiß ich nicht, wie Sie zu diesen Abstimmungen kommen. Ist mir aber eh wurscht. Wahrscheinlich haben Sie es privat mit ihm gemacht, weil Sie ja mit ihm Privatgeschäfte, sprich in der Kommunalpolitik, ja gerne machen, wie das Viennabike oder andere Desaster. 

Meine Damen und Herren, gehen wir zu den 18 Punkten bevor wir hier noch weiter ins einzelne gehen. 

Ausgangslage Punkt 1 ist ein Minus, wir haben immer Minus gestimmt. Warum Sie ein Plus gehabt haben... Ich sage es jetzt gleich dazu, wie wir abstimmen werden. 

Punkt 2 Verkehrspolitisches Leitbild, Grundsätze und Ziele: Da werden wir zustimmen, auch wenn das Ziel „8 Prozent Radfahrer“ drinnen steht. Da wir nicht glauben, dass es erreichbar sein wird, können wir getrost zustimmen. Alle anderen Zielpunkte sind im Großen und Ganzen durchaus positiv. 

Punkt 3 Handlungsfeld Mobilität: Minus, Verkehrssicherheit: Minus. Straßennetz und öffentlicher Raum: Plus. Fußgeherverkehr und Radverkehr: Also beim Radverkehr mir ein Plus zu unterstellen ist wirklich ungeheuerlich, weil ich noch nie in meinem Leben, wenn es um irgendwelche Radwege oder Sonstiges gegangen ist, wo ich oder unsere Fraktion geglaubt haben, dass es nicht zielführend ist, jemals zugestimmt habe. Das ist auch falsch. Ich habe jeweils hier ein Minus gehabt, daher beim Radverkehr: Minus. Ich werde es dann begründen beziehungsweise meine Nachrednerin wird sich speziell mit dem Radverkehr beschäftigen. 

Fußgeherverkehr: Plus. Allerdings werde ich noch einiges dazu sagen. Öffentlicher Verkehr: Auch ein Plus, weil ich nicht so bin, wegen zwei, drei Punkten ein gesamtes Kapitel abzulehnen und ich habe in dem Protokoll - und leider ist das nirgends gekommen -, wenn Sie sich erinnern können im Arbeitsausschuss ja gesagt, ich stimme mit dem Vorbehalt zu, dass in das Protokoll jene Punkte aufgenommen werden - was dann ja auch passiert ist -, gegen die ich im Einzelnen war. Daher ein Plus. 

Motorisierter Individualverkehr: Minus. Ruhender Verkehr: Minus. Schifffahrt: Plus. Flugverkehr: Plus. Mobilitätsmanagement: Plus. Bewusstseinsbildung: Plus. Lenkungsinstrumente: Minus. Die Erfolgsmaßstäbe haben wir immer mit einem Minus abgestimmt. Warum da ein Plus ist, weiß ich nicht. 

Wirkungen des Maßnahmenprogramms: Minus, Sie haben ein Plus gemacht. Bei der ÖVP steht übrigens auch ein Plus. Ich habe das Protokoll angeschaut. Das ist niemandem aufgefallen. Auch Sie haben das abgelehnt. 

Und Punkt 18: Da müssten wir eigentlich, Herr Stadtrat, alle 76 Prioritäten einzeln abstimmen, denn auch hier gibt es vier oder fünf, mit denen wir uns nicht identifizieren können. Da Sie es nicht einzeln abstimmen, werden wir hier die Kosten und Prioritäten im Gesamten auch ablehnen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, nun zu drei Punkten, die sicherlich im Gesamten sehr wichtig, wenn nicht überhaupt die wichtigsten sind. 

Wir beginnen hier so in der Reihenfolge wie sie es als Punkte stehen haben mit dem Punkt Radfahrverkehr. Mit diesem Problem wird sich die Frau Kollegin Trammer auseinandersetzen und unsere Stellungnahme abgeben. Lassen Sie mich aber dazu einen Satz sagen: Es ist an sich eigenartig und ungeheuerlich, dass es in Wien von den 870 Kilometer Radweg 75 Kilometer gibt, wo sich Fußgeher und Radfahrer gemeinsam auf einem Streifen fortbewegen müssen. 12 Prozent gibt es bereits schon gegen Einbahnen, nämlich 105 Kilometer und nur 37 Kilometer sind getrennt, nämlich nach Fuß- und Radwegen, wo es echt eine Trennung gibt. Die restlichen 653 Kilometer sind Mischverkehr und Mischspuren, was ebenfalls durchaus zu Sicherheitsproblemen führen kann. Die Stadt Wien hat dankenswerter Weise - Herr Stadtrat, ich glaube, Sie waren sogar da – präsentiert „Nicht sehen und doch ankommen.“ Da gibt es für behinderte Menschen, vor allem für Sehschwache und Blinde, Ideen, wie sie sich sicher auf den Straßen bewegen können. 

Ein ganz wichtiger Punkt - und dann höre ich schon mit dem Rad auf - steht hier auf Seite 8, die wichtigste Forderung: „Rad weg vom Gehweg, geh weg vom Radweg“. Und ich zitiere jetzt die zwei Personen, die hier in Wien die Tests gemacht haben: Ein von Geburt an Blinder und eine sehr sehschwache Person. Sie sagen: Die einzige Klientel, die sowohl die Frau Maria Brezina als auch der Herr Franz Landmann für generell uneinschätzbar halten, sind die Radfahrer. Die sind unberechenbar, besonders die männlichen Citybiker: „Da kannst du nur versteinert stehen bleiben und hoffen, dass dich keiner umfährt.“ Er sagt mit Betonung: "Die Radfahrer gehören dort weg" und er hat bereits zwei Blindenstöcke in rotierenden Speichen verloren. Ein besonderer Punkt, wo sich Sehbehinderte und Sehschwache sehr schwer tun, ist die Kreuzung, U-Bahn-Station, Angewandte und so weiter. 

Dabei gäbe es, Herr Stadtrat - Wien macht das aber nicht -, die ÖNorm B 1600 und die Önorm V 2102 „Barrierefreies Bauen“. Man bräuchte nur bei den Radwegen nicht wie jetzt auf Fußwegen einfach gedankenlos eine Spur hinmalen, wo wir ja leider so viele sehbehinderte und blinde Menschen haben, die dort zu Unfällen kommen und die durchaus ein Sicherheitsrisiko eingehen, wenn sie dort gehen, sondern man müsste nur einen kleinen Niveauunterschied von drei bis vier Zentimeter machen - das steht in der ÖNorm drinnen - und das Problem wäre zumindest teilweise gelöst. 

Jetzt komme ich zum Schwerpunkt U-Bahnen. Bei der U-Bahn möchte ich ebenfalls in der Reihenfolge vorgehen, wie wir uns im Masterplan eigentlich wiederfinden hätten wollen. Es ist nicht genauso gelungen. Sie haben die Mehrheit. Sie haben gewiss andere Vorstellungen. Manche sind gemeinsam mit uns beschlossen worden. 

U1: Hier schlagen wir noch in der vierten Phase ein Splitting vor. Das ist eine alte freiheitliche Forderung aus dem 10. Bezirk, damit die Siedlung Monte Laa zum Beispiel nicht das gleiche Schicksal erleidet wie die Wienerberg-Siedlung, dass man nämlich dort eine Siedlung mit Tausenden Menschen hat, dass man Veranstaltungsstätten hat und leider kein öffentliches Verkehrsmittel findet, denn die Straßenbahn, die Sie planen, ist ja erst in ungefähr sieben Jahren fertig. Da könnte man die U-Bahn U1 splitten und zwar in der Troststraße. Ich werde auch diese unsere Forderungen - ob sie Wirkung zeigen oder nicht ist in dem Fall nicht wichtig, aber ich hoffe es - selbstverständlich auch in Gesprächen an den Herrn Bundesminister weitergeben. (Beifall bei der FPÖ.) Das heißt U1 in der Troststraße splitten. Es muss unbedingt nach Süden Richtung Leopoldsdorfer Straße der Thermenpark Oberlaa und die Per Albin-Hansson-Siedlung erreicht werden. 

U2: Selbstverständlich sind wir für die Verlängerung nach Aspern. Das haben wir immer gesagt. Es gibt aber die Möglichkeit, in Stadlau zu splitten, was durchaus Sinn macht. Denn wenn man - so wie wir - nicht die Durchfahrung des Bezirks als Umfahrung wählen, nämlich die außenliegende Variante, dann kann man quer durch den Bezirk von Stadlau ausgehend bis nach Eßling beziehungsweise Groß-Enzersdorf die U2 verlängern und gleichzeitig den Anschluss an die S 80 in der Hausfeldstraße mitmachen. Das macht Sinn. In diesem Bereich leben über 60 000 Menschen. Nur eines ist klar: Es wird nur das Splitten U-Bahn Stadlau–Eßling gehen oder Ihre Variante der sogenannten Umfahrung nach Aspern, denn es ist technisch sonst nicht möglich, hier im Tiefbau die Straße zu bauen und unter der Straße noch die U-Bahn. Auch dieses Projekt werden wir dem Minister vorlegen. 

Ein weiterer Punkt: Wir sind nicht der Meinung, dass man die Südverlängerung der U2 bereits jetzt in der vierten Phase voran treibt. Es gibt, wie Sie wissen, die drei Varianten über das Arsenal, über Aspern und Richtung Zentralbahnhof. Da in der jetzigen Phase aber bereits die Haltestelle Südtirolerplatz - Anbindung U1 - optimal verbessert wird, hat man zumindest schon einen Anschluss in Richtung Zentralbahnhof, der ja vorgezogen wird und irgendwann 2012 hoffentlich fertig sein wird, sodass wir in die vierte Phase etwas anderes vorziehen könnten, und da bin ich schon bei der nächsten U-Bahn, nämlich bei der U4. 

Es kann nicht angehen, dass ein ganzer Stadtteil wie der Westen Wiens, der genauso Entwicklungspotential hat wie der Süden und ähnlich wie auch der Nordosten, allerdings auch durch eine Naturlandschaft, nämlich den Wienerwald, stark begrenzt ist, nicht berücksichtigt wird. Wenn Sie im Masterplan drinnen stehen haben, man will die Wege zwischen Wohnort und Arbeitsstätte immer mehr verringern, was sinnvoll ist, dann muss ich aber auch zum Beispiel den Menschen im 14. Bezirk und auch in der ganzen Umgebung die Chance bieten, neue Arbeitsplätze dort im Westen Wiens zu schaffen. Die wären ja schon im Gewerbepark Auhof, durch ein riesiges Möbelhaus und, und, und geschaffen. Wenn Sie heute dort vorbeigehen, dann muss Ihnen ja auffallen, wieso es dort keine Park & Ride-Anlage gibt. Dort stehen die Autos kreuz und quer bis in den Wald hinein. Wieso gibt es keine Umsteigrelation vom Westen? Daher unser Vorschlag: Verlängerung der U4 in den Westen nach Auhof mit Anbindung an die Eisenbahn Wolf in der Au-Station, Regionallinie 50. Dann hätte man das Pendlerproblem auch teilweise in den Griff bekommen und ein wirklich ausbaufähiges und großzügiges Park & Ride-System im Auhof. (Beifall bei der FPÖ.) Das wollen wir. 

Wir werden auch diesen Vorschlag dem Ministerium kund tun, dass wir diese Verlängerung nach Auhof in die Phase 4 nehmen und unter Umständen die Südvariante der U2 in die Phase 5. 

Lassen Sie mich zur U3 etwas sagen. Die U3-Verlängerung haben wir ebenfalls - allerdings auch in einer nächsten 5. Phase - nach Kaiser-Ebersdorf und Schwechat Stadt gefordert. Das macht durchaus Sinn, weil es kann nicht so sein, dass ich überall dort, wo ich Siedlungen hinbaue, dann im Nachhinein Straßenbahnen oder Busspuren lege, die an sich immer zu Ungunsten des motorisierten Individualverkehrs sind, weil ich ja Straßentrassen wegnehmen muss. 

Das Gleiche wird Ihnen ja in der Donaustadt passieren, wenn Sie die Linien 16 und 26 bauen. Sie können sie ja nur auf vorhandenen Trassen bauen, das heißt, es werden hier auf jeden Fall entweder Parkplätze oder Autofahrspuren oder was anderes auf den Straßen weggenommen werden. Daher gibt es einige Straßenbahnlinien, die wir nicht goutieren und die wir auch ablehnen, was ich auch immer schon gesagt habe: Das sind die Linien 16 und 26 und Richtung Süden Kaiser-Ebersdorf die Linie 6, wenn ich mich nicht ganz täusche. 

Dann die U5. Der Kollege Chorherr hat hier gemeint, das ist gar nicht notwendig. Na ich bin der Meinung, dass man durchaus in einer nächsten Phase, nicht in der jetzigen aber in der nächsten Planungsphase die U5 durchaus angehen kann, denn in der jetzigen Phase, wenn ich das richtig verstanden habe, betreibt man den U-Bahn-Bau Richtung Stadtgrenze, Richtung Entwicklungsgebiete, Richtung Entwicklungsachsen, siehe 22. und 11. Bezirk. Aber es wäre in einer nächsten Phase auch sinnvoll wieder einmal zu trachten, die U-Bahnen ins Zentrum hineinzubringen oder gleichzeitig auch den Westen noch mehr zu erschließen. Da bietet sich natürlich im Großen und Ganzen die Streckenführung der Linie 43 an, Neuwaldegg. Allerdings nicht - so wie die Stadtplaner, glaube ich, schon überlegt haben - mit einer Anbindung an die U2 am Rathausplatz. Davon halte ich relativ wenig, weil da die Umsteigerelation geringer sein wird und vor allem, weil die baulichen Möglichkeiten am Schottenring wesentlich besser sind und wesentlich mehr Vorteile schaffen. Man könnte versuchen, in dieser Planung die U5 Richtung Schottenring zu führen, allerdings in einer nächsten Phase. 

Und ich rede schon von einer übernächsten Phase. Das ist bei mir dann die U6 und zwar nicht die nach Stammersdorf, die Nord-Verbindung, die sicher wichtig ist, sondern die in den Süden. Wenn die Variante mit der Badner Bahn kompatibel ist, wenn die möglich ist, wenn die Verträge abgeschlossen sind, wenn es technisch möglich ist - ich kann dem nicht folgen, ob das geht -, dann wird man es im Augenblick nicht brauchen. Nur wenn es nicht gehen sollte werden wir nicht umhin können, in den nächsten 20 Jahren Richtung Süden – auch dort ist eine ganz starke Entwicklung - nicht in Wiener Neudorf aufzuhören, sondern unter Umständen zu überlegen, nach Mödling zu gehen. Wenn die Badner Bahn-Variante kommen sollte - ich bin nicht so sicher, ob das wirklich Sinn macht, über das will ich wirklich nicht urteilen, es ist eine Alternative, die einmal angedacht ist -, dann soll man aber gleich großzügig weiterdenken. Dann könnte man nämlich die Badner Bahn über die Gleise, die jetzt hier über die Stadtbahnbögen nach Norden Richtung Heiligenstadt gehen, bis nach Klosterneuburg hinaus durchfahren lassen, also vom Süden bis nach Klosterneuburg. 

Wie gesagt, das wäre hier eine Variante der U-Bahnen, die wir uns vorstellen und diese Punkte werden wir, wie gesagt, auch dem zuständigen Minister und den zuständigen Sachbearbeitern im Ministerium übergeben. 

Meine Damen und Herren, zum Schluss jetzt zu den Straßen. Hier beschäftige ich mich an sich nur mit einer, mit der wirklich wichtigsten, die Wien derzeit braucht, und das ist die Umfahrung der Stadt Wien. Die Umfahrung der Stadt Wien ist ja in den letzten 20 Jahren wirklich verabsäumt worden. Man hat sie im Süden verabsäumt. Das ist jetzt ein Fleckerlteppich. Ich muss mich mit Bürgermeistern und mit Naturschutzgruppen herumstreiten und mit Recht, weil dort in der Zwischenzeit Siedlungen entstanden sind. Es sind Gartenanlagen und Grünanlagen entstanden. Daher kann das, was wir jetzt im Süden in Wirklichkeit bauen, ja keine Umfahrung sondern bestenfalls Zubringerverkehr von den Randsiedlungen nach Wien sein.

Das gleiche Problem gibt es natürlich, aber jetzt noch in einem viel größeren Ausmaß, weil dort noch nicht einmal gebaut, sondern geplant wird, im Nordosten. Es sind, soweit ich informiert bin, zwei Projekte übergeblieben: das von der Stadt favorisierte Projekt vom Ölhafen Richtung Flugfeld Aspern nach Norden und die zweite Variante, die eigentlich schon viel älter ist, weil diese Variante, die Sie jetzt favorisieren, ist erst im Zuge des SUPer‑NOW-Verfahrens auf den Tisch gekommen, nämlich die alte Stadtrandvariante Eßling. Ich möchte daran erinnern, dass diese Variante schon im Jahr 1999 vom Herrn Lhptm Pröll höchstpersönlich und auch vom Herrn Bgm Häupl höchstpersönlich unterschrieben worden ist, dass sie das planen und dass dies das Ziel ist, die Stadt zu umfahren. Dem kann man sich nur anschließen. Ich sage zum x‑ten Male, Wien braucht eine Umfahrung und keine Durchfahrung. 

Jetzt haben sich die Experten im Ministerium beziehungsweise ASFINAG und ÖSAG den Kopf darüber zerbrochen und am Schluss festgestellt, dass es die beiden Varianten noch gibt.

Ich darf Ihnen vielleicht einige wenige Punkte sagen, vorlesen oder zitieren, die für mich eindeutig die Priorität der Variante 1, nämlich der Stadtrandumfahrung, bedingen:

Nehmen wir nur den Punkt "Trennwirkung und Flächenbedarf": Die ist bei der Variante 1 – ich zitiere das Gutachten – "vergleichsweise gering", bei allen anderen Varianten, insbesondere bei 3, ebenfalls gering, allerdings wesentlich höher zu bewerten, da hohe Grundstückspreise und eine hohe Besiedlungsdichte vorhanden ist.

"Beeinträchtigung von Nutzungen": Variante 1 hat die geringsten Beeinträchtigungen, Variante 3, jene, die Sie favorisieren, hohe Beeinträchtigung der Wohnnutzung, vor allem im Knoten Anschlussstelle, zu erwarten. Also ein glattes Minus.

"Beurteilungskriterien Umwelt": Hier gibt es verschiedene Kriterien. Ich habe nur  zwei herausgenommen.

"Lärm": Bei Lärm hat die Variante 1 eindeutig die Plus. Die Variante 3 hat lauter Minus. Bei Variante 1 steht: "Entlastungen an den Zulaufstrecken sind die geringste Lärmbelastung in diesen Ortsbereichen."

"Luftschadstoffe": Bei den Luftschadstoffen steht: "Die Variante 1 kann hinsichtlich des Beurteilungskriteriums 'Luftschadstoffe' im Variantenvergleich am besten beurteilt werden." Variante 3 hat ein Minus.

"Beurteilungskriterien Umwelt-, Natur-, Landschafts- und Biotopschutz": Hier sind beide gleich gesetzt. Bei beiden ist noch die rechtliche Situation hinsichtlich der Naturschutzverordnung und auch der Grüngürtel zu prüfen. Hier schneidet keine besser und keine schlechter ab, weil beide in Tunnellage sind.

"Geologie, Grundwasser, Wasserbau und Altlasten": Hier ist es eindeutig. Schwerwiegende Nachteile der Variante 3 durch Aushub kontaminierten Materials von 150 000 Kubikmetern beim Zentraltanklager gegenüber der Trassenführung am Rand.

Zum Schluss noch die "Investitionskosten": Variante 1 an der Stadtgrenze 1,575 Milliarden EUR, Variante 3 der Stadt Wien 1,785 Milliarden EUR.

Abschließend kann man zu dieser Variante die Eckdaten feststellen: 

Variante der Stadt: Die Tunnellänge ist ähnlich der Variante 1 bewertet: Plus/Minus. Der kürzere Tunnel ist bei der Variante der Stadt Wien. Die kürzere Strecke ohne Ausstieg ist auch bei der Variante Wien.

Der Flächenverbrauch im hochwertigen Betriebs- und Baugebiet hat ein glattes Minus. 

Umfahrungsstraße unter Siedlungsgebiet: Minus.

Zwangspunkte durch Altlast Spitzausiedlungen in diesem Bereich: Minus.

Tunnel alternierend in offener und geschlossener Bauweise: sehr ungünstig, Minus.

Hohes Durchsetzungsrisiko im Boden: Minus.

Baudurchführung im Stadtgebiet: Minus. 

Höhere Kosten als Variante 1: Minus.

Jetzt die Eckdaten der Variante 1:

Tunnellänge, ähnliche Variante, etwas länger: wieder Plus/Minus. 

Längerer Tunnel im Nationalpark: ein Minus.

Längere Strecken ohne Ausstieg: ein Minus.

Großteils im LW‑Gebiet: Plus.

Erschließung der Betriebsbaugebiete über Radialstraßen: Plus.

Geringere Kosten: Plus.

Echte Umfahrung von Wien: Plus.

Geringeres Realisierungsrisiko: Plus.

Wenn Ihnen das nicht zu denken gibt und Sie weiterhin an der falschen Umfahrungsvariante festhalten, verstehe ich Sie eigentlich nicht, denn im Sinne der Bürgerinnen und Bürger dort kann man eigentlich nur auf die Variante 1 umsteigen. Ich hoffe, Sie folgen uns. Ich hoffe, dass auch die ASFINAG, die ÖSAG und das Ministerium in diese Variante, vielleicht mit einigen Abweichungen, einsteigen werden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Schluss in der Studie. Ich sage hier nur einen Satz: Verträglichkeit mit Raumordnungsfestlegungen und Konzepten, geprüft wurde niederösterreichisches Raumordnungskonzept, die SUPer NOW, der STEP 1994, der Masterplan et cetera. Der Schlusssatz: "Variante 1 entspricht insgesamt am besten."

Wissen Sie, warum sie am besten entspricht? Man könnte ein altes freiheitliches Projekt, was Sie, glaube ich, im Jahr 1999 oder 2000 abgetan haben, nämlich die "Thermensiedlung", wieder aktivieren. Warum gehen Sie nicht auf die "Thermensiedlung" ein? Man könnte ein zweites Thermenzentrum im Nordnordosten machen. Wir haben ja eines im Süden. Da braucht der Herr Stadtrat keine Angst zu haben. Ich habe gehört: "Der Kurpark Oberlaa geht ohnedies ein bisschen schlecht. Da machen wir uns nicht noch eine Konkurrenz."

Meine Damen und Herren, Konkurrenz belebt erstens das Geschäft und zweitens kann ich mir nicht vorstellen, dass hier regional und örtlich so weit auseinander liegende Zentren, noch dazu mit anderer Wasserqualität, mit anderer Temperatur, mit anderen Heilungschancen für verschiedene Krankheiten eine Konkurrenz sind. Nehmen Sie diese Idee wieder auf! Prüfen Sie diese Idee! Es gibt genug Konzepte, um diesen riesigen Unterwassersee zu nutzen. Es wäre nicht uninteressant, Frau Stadträtin für Umwelt. Man könnte dort sogar ganze Siedlungen mit der Abwärme beheizen, weil das Wasser 150 Grad hat. 

Meine Damen und Herren, ganz kurz zur Untertunnelung der Donau: Hier gibt es eine klare Stellungnahme der ASFINAG und der ÖSAG. Sie ist geologisch problematisch und würde – das ist jetzt auch der springende Punkt für mich –, egal welche Variante, den Bau der Umfahrung um mindestens drei bis vier Jahre durch den aufwändigen Bau der Untertunnelung der Donau verzögern. Auch hier werden wir nicht unbedingt darauf drängen, so wie die Stadt Wien, die aus irgendwelchen Gründen die Untertunnelung will.

Ganz wichtig – das habe ich zuerst vergessen –: Es gibt diesen schönen Plan über die Entlastung der Ortskerne. Ich habe ihn leider nur sehr klein. Das ist ein wichtiger Punkt, warum Variante 1 und nicht die Wiener Variante. Insgesamt werden nämlich die Ortskerne, 
ich sage in dem Fall nur Aspern und Eßling, um 16 000 Autos pro Tag bei der Variante an der Stadtgrenze entlastet. Insgesamt sind es im gesamten Gebiet der Donaustadt 26 000 Autos pro Tag, die weniger durch die Ortskerne fahren. Das muss uns auch ein Anliegen sein, nicht nur uns Freiheitlichen, sondern das müsste auch Ihnen ein Anliegen sein, diese Leute zu entlasten. 26 000 Autos an einem Tag weniger, wenn Sie endlich die Variante 1 und die echte Stadtumfahrung wählen würden! (Beifall bei der FPÖ.) 

Wenn Sie mich fragen, wieso wir von der siebenten Donaubrücke abgekommen sind, weil ich sie nicht erwähne, kann ich Ihnen sagen, wir sind nicht von der siebenten Donaubrücke abgegangen, weil für uns Freiheitliche wäre die umweltverträglichste Variante die siebenten Donaubrücke bei Fischamend gewesen. Allerdings – hier muss man die Realität zur Kenntnis nehmen – steht diese im Masterplan sowieso drinnen, irgendwann in Niederösterreich, wie man es machen kann. Aber diese siebente Donaubrücke, Variante Fischamend, hat verkehrswirksam sehr wenig Auswirkungen für die Donaustadt. Das muss man zur Kenntnis nehmen. Das nehmen wir zur Kenntnis.

Bitte nehmen Sie zur Kenntnis, dass die Variante 1 die beste Variante ist. In diesem Sinne hoffe ich, dass das auch gelingen wird. Den Masterplan generell werden wir ablehnen, aber den anderen Punkten zustimmen, obwohl ich die Sinnhaftigkeit dahinter nicht verstehe. Die Einzelabstimmung ist, wie wenn ich die Bibel hernehme, die Johannes-Briefe haben will, die Paulus-Briefe nicht will. Bin ich dann für die Bibel oder bin ich dann gegen die Bibel? Wenn ich Karl Marx lese: Die These 1 will ich, die These 7 nicht. Bin ich dann für den Kommunismus oder nicht? Oder die Luther-Thesen: Wenn ich zwei Thesen will und acht nicht, bin ich dann Lutherianer oder nicht? (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Die Vergleiche sind nicht besonders gut!)

In Wirklichkeit wäre es sinnvoll gewesen, den Masterplan insgesamt abzustimmen, weil das bringt Ihnen nichts und uns nur Ärger, weil im Zettel leider das falsche Abstimmungsergebnis gestanden ist. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Reiter gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Auch ich bin heute natürlich öffentlich ins Rathaus gekommen, auch wenn es der Kollege Chorherr nicht glauben will, mit dem ULF und mit der U‑Bahn. Man hat zum Teil auch Auswirkungen des Eisenbahnerstreiks gesehen. Ich hätte es nicht erwähnt, möchte es aber sagen, weil der Kollege Gerstl den ÖBB‑Streik angeführt hat. (Drei Zuseher auf der Galerie entrollen ein Transparent mit der Aufschrift "Zerstörte Au löst keinen Stau!" – Dazu Beifall bei den GRÜNEN.) – Die Dramaturgie stimmt nicht ganz. Wir sind momentan, werte Kollegen von der Galerie, bei den Eisenbahnen. Dazu ist einiges zu sagen, denn es ist schon ein legitimes Recht der Eisenbahnergewerkschaft, zu streiken, weil die Zerschlagung der Bahn, wie es der Staatssekretär Kukacka will, nicht funktionieren kann, das brutale Drüberfahren auch nicht. So meine ich, dass wir hier im Konkreten zum Masterplan Stellung nehmen sollten. 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Ich bitte die Herrschaften, dieses Transparent jetzt zu entfernen. Ich habe genau beobachtet, es gelingt anscheinend nicht. Sie wissen, dass Ihnen das nicht erlaubt ist. Ich bitte Sie, das wirklich rasch zu tun. (GR Günther Barnet: Die Kollegin Ringler muss das erst fotografieren!)

Herr Kollege Reiter, ich werde Ihnen natürlich die Zeit anrechnen.

Wenn Sie auf der Galerie schon Aktionen starten, dann sollten Sie wenigstens auch fähig sein, das wieder wegzutragen. Kann ich irgendjemanden vom Rathaus bitten, dass er vielleicht hilft? Oder vielleicht die Freunde? Es kam Applaus von einer Ecke dieses Saals, also muss ich annehmen, dass die Freunde auf einer Seite sitzen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wir wollen keine zerstörte Au!) Vielleicht können die hinaufgehen.

Jetzt bitte ich die Herrschaften oben, sich wieder ruhig hinzusetzen. Das ist das einzige Recht, das Ihnen zusteht. Ich habe gehört, die Rathauswache ist schon informiert. Entweder Sie setzen sich jetzt ruhig hin – das ist das einzige Recht, das Sie haben – oder Sie verlassen den Saal. (GR Kurth‑Bodo Blind: Wieder einmal Linksradikale von der Galerie! – GR Dr Alois Mayer: Die Rechtsradikalen hätten es sich nicht wegnehmen lassen! So schaut es aus!) Ich bitte Sie, sich entweder hinzusetzen oder wegzugehen. – Danke schön.

Herr Kollege Reiter, ich bitte Sie, fortzusetzen.

GR Günther Reiter (fortsetzend): Nur einen Beisatz zu den Herrschaften auf der Galerie: Ich meine, gelebte Demokratie sollte nicht in Handgreiflichkeiten ausarten. Wir nehmen demokratisch alles zur Kenntnis, aber das kann es bitte nicht sein!

Der Kollege Madejski hat sich in seinem Referat relativ lang und breit über getrennte Abstimmungen geäußert. Mit wechselnden Mehrheiten wird dieser Masterplan Verkehr, der wirklich innovativ, konkret ist, auch klare Prioritäten setzt und der ein urbanes Verkehrskonzept für die nächsten Jahrzehnte darstellen soll, heute, wie gesagt, beschlossen werden. Dann geht auch ein sehr breiter Dialog mit den Fachexperten, mit der Bevölkerung und vor allem mit den Bezirken zu Ende, der zu einem, wie ich meine, exzellenten Ergebnis geführt hat, das in den Gremien – das wurde hier schon erwähnt – Stadtentwicklungskommission, Arbeitsausschuss, Planungsausschuss und heute im Gemeinderat diskutiert wurde und wird. 

An die Adresse der Österreichischen Volkspartei und vor allem des Kollegen Gerstl, den ich momentan nicht sehe (GR Mag Wolfgang Gerstl, hinter den Sitzreihen hervorkommend: Doch, hier!) – da ist er, sehr fein –: Wenn, Kollege Gerstl, unter dem Motto "Mobil in Wien" 26 Großveranstaltungen in den Bezirken durchgeführt wurden, wenn es 174 Arbeitsgruppensitzungen gegeben hat, wenn an die 2 000 Anregungen und Vorschläge von den Bürgern eingebracht wurden, die größtenteils mit den Zielen und Grundsätzen des Masterplans vereinbart und darin integriert wurden – das waren über 80 Prozent –, sich dann hinzustellen, heute und letzte Woche bei einer Pressekonferenz gemeinsam mit zwei ÖVP‑Be-zirksvorstehern, wehleidig zu lamentieren, ist das wirklich billig und banal! Kollege Gerstl, nehmen Sie zur Kenntnis, die Wiener Stadtplanung und der amtsf StR Schicker haben eines der größten Bürgerbeteiligungsverfahren durchgeführt! Das können wir Sozialdemokraten nur unterstützen! (Beifall bei der SPÖ.)
Ausgehend von der Leitlinienverkehrskonzeptdiskussion war es ein klar definiertes Ziel, den Anteil des Modal Splits zu Gunsten des öffentlichen Verkehrs zu verbessern. Das ist keine Frage. Das ist auch geschehen, von 1993 bis 2001 immerhin um 5 Prozent. Das ist immer noch zu wenig, das gebe ich durchaus selbstkritisch schon zu, aber die Richtung stimmt. Das Ziel, 75 Prozent im Umweltverbund zu bekommen, also öffentlicher Verkehr, Fußgänger- und Radverkehr, wird in etwa 2020 erreichbar werden. In den nächsten Tagen, Monaten und Jahren wird sich der IV‑Anteil sicher auf 25 Prozent reduzieren, werden die Straßeninfrastrukturmaßnahmen auch wichtig im Hinblick auf die Umlandgemeinden zu sehen sein und wird Wien zu einem transeuropäischen Netzknoten mit attraktiver Erreichbarkeit ausgebaut werden, weil die Schiene, die Straße, der Flugverkehr und die Schifffahrt sind wichtige Punkte. 

Ein wichtiger Punkt ist auch, dass die Agglomeration Wiens, dieser Motor der wirtschaftlichen Entwicklung Österreichs, stattfindet. In etwa die Hälfte des Bruttoinlandsprodukts wird in dieser Ostregion erwirtschaftet. Dieser Masterplan zeigt konkret die Entwicklungstendenzen auf, auf die man reagieren muss. Es ist schon ein weiteres Wachstum, was den Kraftfahrzeugverkehr betrifft, die Fahrleistungen, was die CO2‑Emissionen betrifft, es ist ein Wachstum des Straßengüterverkehrs und es ist sicher auch ein Wachstum des PKW‑Bestands, in etwa 7 500 pro Jahr. Es wird bei den Frauen und bei den älteren Menschen eine höhere Motorisierung geben. Das ist eine Tatsache. Es werden auch das Bevölkerungswachstum und eine Stadtrandwanderung da sein, wie heute schon angeführt wurde. 

Ich meine trotzdem, dass eine unserer Maximen sein muss, dass eine freie Verkehrsmittelwahl, zumindest aus meiner Sicht, wichtig und sinnvoll ist, dass man sich aber im Sinne einer intelligenten Mobilität abstimmen muss und dass es raumordnungs- und verkehrspolitische Maßnahmen geben muss. Diese Entwicklungstendenzen kennen wir. Ein gutes Beispiel für dieses strategische Denken war die SUPer NOW, also die strategische Umweltprüfung für den Nordostraum Wien. Darin wurde ein Gesamtbild einer planerischen Entwicklung für den Nordosten hinsichtlich der Raum- und Wirtschaftlichkeitsentwicklung, hinsichtlich der Umwelt, hinsichtlich des öffentlichen Verkehrs und natürlich auch des Individualverkehrs sozusagen skizziert. Ziel war es auch bei dieser Art Mediationsverfahren – so nenne ich es einmal –zu Konsenspunkten zu kommen. Es ist gelungen und ich meine, das war eine wertvolle Hilfe für den Masterplan. 

Nur einige dieser Konsenspunkte, weil sie direkt in den Masterplan hineinsteuern:

Das Erste ist eine intakte Stadtentwicklung. Diese soll schwerpunktmäßig an den Siedlungsachsen, den Entwicklungsräumen im 21. und 22. Bezirk, stattfinden, also Stadlau und Flugfeld Aspern. Zum Zweiten soll sie an der Achse Brünner Straße/Stammersdorf stattfinden, natürlich mit den dazu notwendigen hochrangigsten öffentlichen Verkehrsmitteln die es gibt, und das ist die U‑Bahn. Also ganz klar: öffentlicher Verkehr, Individualverkehr, Schiene vor Straße. Dem öffentlichen Personennahverkehr – da bin ich ganz bei den Grünen, sollen alle Chancen eingeräumt werden. 

Neben der Errichtung der U1 in die Großfeldsiedlung und der U2 zum Flugfeld soll aus meiner Sicht, nicht nur aus meiner, sondern auch aus Sicht der Experten und der Wiener Stadtregierung, weil es dort auch beschlossen worden ist, die U6‑Nord bis zum Rendezvousberg Stammersdorf verlängert werden, mit großem Park & Ride-Platz, damit es, zum Beispiel so wie heute, attraktiv ist, die Einpendler an den Stadtrand zu bewegen, sich auf einen Park & Ride-Platz zu stellen und ein attraktives öffentliches Verkehrsmittel zu benutzen. Darum verstehe ich nicht ganz, warum der Herr Chorherr heute wieder die U6 so kritisch angemerkt hat. Nebenbei bemerkt sollte er wissen, dass die Summen der Millionen Euro nicht stimmen, weil der Bund 50 Prozent zahlt. Selbstverständlich sieht der Masterplan auch die Verlängerung der U1‑Süd nach Rothneusiedl und – das wurde schon gesagt – die Einmündung der Badner Bahn in die U6, weiters die U2 Richtung Eurogate vor.

Dritter Konsenspunkt aus dem Mediationsverfahren SUPer NOW: Das Flugfeld Aspern – auch das wurde schon erwähnt – soll möglichst frühzeitig zu einem hochwertigen Wirtschaftsstandort entwickelt werden. Das bedeutet aus meiner Sicht, dass man nicht nur die U2 zum Flugfeld baut, sondern auch eine leistungsfähige Straße. In dem Zusammenhang haben auch unsere politischen Mitbewerber Ihre Stellungnahmen abgeben. Aber weil man weiß – und das beweist eine Studie des Instituts für Raumplanung –, dass ein U‑Bahnbau, der an den Stadträndern keinen Halt findet, zu einem Verkehrskollaps führt, muss man doch dieses ehrgeizige Ausbauprogramm der Wiener zur Kenntnis nehmen, natürlich mit der Verpflichtung, dass der Bund seinen 50‑prozen-tigen Anteil weiter zu bezahlen hat. 

Meine Damen und Herren, in dem Zusammenhang möchte ich, weil Kukacka heute bereits erwähnt wurde, schon sagen, da stellt sich ein ÖVP‑Staatssekretär aus Oberösterreich wirklich scheinheilig hin, um zu sagen, man denkt über die Reduzierung der Bundesbeteiligung beim U‑Bahnbau nach. Das kann nur eine gefährliche Drohung sein. Der ganze Masterplan würde mit einem Federstrich obsolet werden. Das kann es doch nicht sein, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich richte mich an dieser Stelle an die Adresse des Wiener ÖVP‑Obmanns und der Wiener ÖVP, die momentan nur vom Kollegen Neuhuber im Plenum vertreten wird. Ich danke Ihnen, Kollege Neuhuber, dass Sie sich die Zeit nehmen und der Diskussion zu diesem Masterplan lauschen. Vielleicht können Sie es dem ÖVP‑Obmann trotzdem sagen. (Die GRe Gerhard Pfeiffer, Rudolf Klucsarits und Dr Matthias Tschirf kommen hinter den Sitzreihen hervor. – GR Dr Matthias Tschirf: Wir hören auch zu!) Aha, sie sind wieder wach geworden, die Kollegen von der ÖVP! Ich sage von dieser Stelle aus an die Adresse des Wiener Obmanns und des Staatssekretärs Kollegen Finz: Herr Finz, bitte vertreten Sie auch die Wiener Interessen (GR Dr Matthias Tschirf: Immer!), hungern Sie Wien nicht aus und weisen Sie Ihren Parteifreund Kukacka in die Schranken! (Beifall bei der SPÖ.)
Ein kurzer Sidestep zum Zentralbahnhof, "Wien – Europa Mitte" wie es jetzt so schön heißt. Wie gesagt, hier ist Hoffnungsschimmer angebracht. Der frischgebackene Vizekanzler und Infrastrukturminister hat gemeinsam mit unserem Herrn Bürgermeister und mit dem ÖBB‑Gene-raldirektor diesen Letter of Intent unterschrieben. Es gibt, glaube ich, auch noch Hoffnung, dass der Bahnhof Wien konkret realisiert wird. (Beifall bei GR Günther Barnet und GR Heinz‑Christian Strache.) – Danke schön. Auch Positives zu vermerken, ist kein Fehler. 

Nach der Bevorrangung des öffentlichen Verkehrs muss es aus meiner Sicht – jetzt hätte eigentlich von der Koordination und von der Dramaturgie her und all dem, was ich annehme, dass es eine politische Partei so sieht, das Transparent enthüllt werden müssen – auch wichtige Lasten der Straßenprojekte in dieser Stadt geben. Das ist eben die Wiener Ostumfahrung. Wichtig ist dabei eine Lösung, die der Stadt keine verkehrstechnischen, keine ökologischen, keine ökonomischen und keine raumplanerischen Nachteile bringt. Grundsätzlich meine ich – das ist meine Meinung, aber damit stehe ich nicht allein da, wie auch die Diskussionsbeiträge der ÖVP und der Freiheitlichen gezeigt haben –, geht an dem Weg des Baus des Umfahrungsrings von Wien kein Weg vorbei. 

Zu den Grünen meine ich, mit Autophobie löst man keine Verkehrsprobleme. (GR David Ellensohn: Keine Autophobie! – GR Mag Rüdiger Maresch: Wer hat eine Autophobie?) Der Kollege Chorherr hat sich etwas entlarvt. Ich meine, ich mache es jetzt vielleicht auch ein bisschen sarkastisch, das kann durchaus sein, aber er hat es in seinem Diskussionsbeitrag so gemeint, lange Rede, kurzer Sinn. Ich gebe dem Kollegen Chorherr in dieser Angelegenheit wirklich Recht. Von Pest und Cholera, Kollege Maresch, zu sprechen, erzeugt nur Angst, ist abzulehnen und sollte nicht der Stil einer politischen Partei sein! Natürlich sollte die ökologischste Variante durch die Lobau gewählt werden. Das ist überhaupt keine Frage.

Jetzt aber zu den Blauen, zu den Freiheitlichen und zur ÖVP, die grundsätzlich für den Bau des Umfahrungsrings sind: Die Freiheitlichen – der Kollege Madejski hat es erwähnt – haben nur eine andere Trassenführung. (GR Gerhard Pfeiffer: Nachdem Sie meine Lösung machen, bin ich auch zufrieden!) Als Vertreter eines Bezirks aus dem Norden habe ich an dieser Stelle schon einige Male gesagt, wenn die A5, die Nordautobahn, in etwa 2010 an den Grenzen von Stammersdorf ist, dann soll mir einer sagen, dass wir das ohne Lösungsvorschläge, ohne Umfahrung, bewerkstelligen können. Ich bin froh – das ist auf Seite 118 oder so –, dass es diese gemeinsame Abänderung gibt, auch zeitgleich. Dafür waren eigentlich alle Parteien. Ich muss nur nachsehen, ob die Grünen auch anwesend waren, nehme es aber eher nicht an. Die waren auch in Istanbul, als wir zum Beispiel über den öffentlichen Verkehr diskutiert und uns alle Einrichtungen angesehen haben; leider nicht anwesend. Dass man die Donauquerung, die A2‑Verlängerung und den S1‑Abschnitt sozusagen gleichzeitig baut, haben wir so beschlossen. Das ist wichtig und gut so. 

Jetzt zu dieser innenliegenden Trasse, wo wir eben eine andere Meinung als die Freiheitlichen haben: Wir meinen, dass die Vorteile der innenliegenden Trasse auf der Hand liegen. Sie unterquert die Lobau nämlich an der kürzersten Stelle, einen Kilometer nur. Die Madejski‑Trasse hätte hingegen vier Kilometer. Was das für umweltpolitische Auswirkungen hat, können Sie sich vorstellen, alles was mit Ausstiegen, Lüftungen und so weiter zusammenhängt. Sie umschließt das wichtige Flugfeld Aspern. Die Außentrasse würde einen Speckgürtel um diese Stadt bedeuten, all das, was mit Einkaufszentren und mit Fachmärkten zu tun hat. Ich glaube, wir brauchen wirklich keine Wirtschaftsförderungsprogramme für Niederösterreich. Das ist meine Meinung dazu. Darum forcieren wir diese innenliegende Trasse. Der hausgemachte Verkehr ist auch so eine Sache. Ich meine, dass sich umso weniger auf diese Trasse verlagern würde, je weiter draußen sie wäre. Daher bevorzugt Wien, nur in ein paar Punkten angeführt, weil die Zeit schon fortgeschritten ist, die innenliegende Trasse. Sie ist aus räumlicher und verkehrstechnischer Sicht, aber auch aus Umweltsicht, die effizientere. 

Jetzt zur Donauquerung: Versuchen wir es einmal pragmatisch zu sehen. Tunneleingehauste Brücke. Ich sage, wenn es ökologisch vertretbar ist – ich höre, dass der Vorsitzende des Wiener Nationalratsbeirats bei diesen Besprechungen dabei sein wird und habe das auch in Presseaussendungen des amtführenden Stadtrats gelesen – wenn es technisch machbar ist, wenn es finanziell vertretbar ist und wenn es ohne Zeitverzögerung durchführbar ist, dann ist natürlich der Tunnel prioritär zu sehen. Das ist keine Frage. Ich meine, Expertenhearings sollten sich jetzt überlegen, wie die geologischen Schwierigkeiten sind, wie es mit der Sicherheit aussieht, wie es mit der Finanzierung aussieht und wie es mit der Ökologie aussieht. Dieses Hearing wird in den nächsten Wochen stattfinden. Für mich ist als Vertreter eines Bezirks aus dem Norden der Zeitraum wichtig. So wie es im Masterplan steht, sollte 2012 dieser Umfahrungsring fertig sein. 

Meine Damen und Herren, ich komme schon zum Schluss. Es ist unmöglich, alle 196 Seiten des Masterplans zu kommentieren. Ich habe in der gebotenen Kürze versucht, die mir wichtigen Eckpunkte zu skizzieren, die sozusagen die Leitlinien für die nächsten 10 bis 15 Jahre sind. Ich habe auch, wie ich meine, augenscheinliche Argumente der Opposition enttarnen können. 

Abschließend, meine sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderats, möchte ich – das will ich nicht verabsäumen – auch dem Herrn amtsf StR Dipl Ing Schicker und seinen Beamten zu dieser hervorragenden Arbeit im Namen meiner Fraktion herzlich gratulieren! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Mag Maresch gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Nach einer Fülle von Informationen aus den diversesten Ecken der politischen Landschaft Wiens bleiben wir weiter bei der Lobauautobahn. Es ist schon interessant, was da alles kommt. 

Zunächst einmal zum Kollegen Gerstl: Es ist immer frappierend, wenn jemand glaubt, dass es den Goldesel wirklich gibt. Der Goldesel versorgt uns mit der doppelten Länge von U‑Bahnen, er versorgt uns mit einem Umfahrungsring, den angeblich alle Großstädte haben und er versorgt uns mit einer Verkehrsberuhigung, und zwar alles gleichzeitig. Ich wundere mich auf der einen Seite immer, wie das geht, auf der anderen Seite denke ich mir, ich glaube, es gibt eine Bundesregierung, wo seine ParteikollegInnen sitzen. Vor allem gibt es einen Staatssekretär, den Herrn Kukacka, was auf Deutsch "kleiner Kuckuck" heißt, wie vielleicht jeder weiß. Dieser "kleine Kuckuck", in dem Fall der Herr Staatssekretär, sagt uns beständig, es gäbe kein Geld für den Ausbau der Eisenbahn. Aber für den Kollegen Gerstl ist das kein Problem.

Ein bisschen gewundert hat mich, dass einer seiner klassischen Renner, und zwar der Cableliner an verschiedenen Ecken und Enden der Stadt Wien, diesmal nicht in seiner Rede vorgekommen ist. Es kann aber auch sein, dass ich es überhört habe. Seilbahn hat es diesmal also keine bei der ÖVP gegeben.

Jetzt zum Kollegen Madejski: Er überrascht mich immer. Wir reden von der sechsten Donauquerung. Er spricht von der siebenten Donauquerung, und zwar diesmal, glaube ich, eine Autobahn von Traiskirchen nach Fischamend und dann noch weiter. Immerhin ist er darauf gekommen, dass es keine große Entlastung für die Stadt Wien gibt. Damit sind wir bei einem Punkt.

In letzter Zeit hat es eine große Überraschung für die Bundesregierung gegeben. Es gab keine Einigung mit Brüssel. Laut Medien werden die LKW‑Fahrten, und zwar die Transitfahrten durch Österreich – wir reden nicht vom grenzüberschreitenden Verkehr, sondern nur vom Transitverkehr – von 1,7 Millionen auf 2,7 Millionen steigern. Dabei reden wir nur von einer Transitlinie in den westlichen Bundesländern, bestenfalls bis zur Phyrnautobahn, nicht vom Osten Österreichs.

Dann bemüht sich die Stadt Wien inklusive der ÖVP und der FPÖ – das ist auch der Grund, warum wir bei der Präambel nicht dafür gestimmt haben, obwohl darin einige interessante Dinge stehen –, Wien ans große TEN‑Netz anzuschließen, das heißt, den Verkehr nach Wien zu locken. Was das bedeutet, kann man in der Diskussion jederzeit nachvollziehen. Dabei geht es im Wesentlichen um eine Finanzierung der A5 plus der Lobauquerung, damit wir eine ordentliche Verbindung in die Slowakei, nach Ungarn und nach Tschechien haben, und das alles läuft über Wien. Dabei geht es darum, dass man erstens mehr LKW‑Verkehr nach Österreich, sprich nach Wien, sprich in die Lobau, in die Donaustadt, bekommt. Zweitens geht es darum, dass die LKW‑Kon-trollen auf die Promillegrenze verringert werden. Jetzt versucht die Bundesregierung, mit erhöhten Kontrollen zu drohen. Ich bin gespannt, was dabei herauskommt. 

Der dritte Punkt ist, es wird in Brüssel diskutiert, ob man Demokratie einschränkt, das heißt, Kundgebungs- und Demonstrationsverbot auf Transitlinien durchführt. Das heißt, sollte die Stadt Wien und der Herr Bürgermeister – vielleicht dann noch Häupl – darauf kommen, dass das eine Verkehrshölle geworden ist, gibt es ein Demonstrationsverbot. Da kann man sich nicht wie der Herr Van Staa hinstellen und sagen, wir demonstrieren dagegen, sondern dann gibt es nichts mehr. Schließlich werden Pröll und Häupl im Duett weinen und fragen, wer daran schuld war. Irgendjemand wird schuld gewesen sein, die Grünen sicher nicht.

Der nächste Punkt ist eine wichtige Sache. Es wird rund um die TEN‑Verbindungen auch diskutiert, das Wochenend- und Feiertagsverbot für LKWs aufzuheben. Stellen Sie sich vor, Sie wohnen in der Donaustadt und dann fährt dort ein LKW nach dem anderen nach Wien, durch Wien, an Wien vorbei. Man wird sich ein bisschen wundern. 

Weiters gibt es einen wichtigen Punkt, der eigentlich völlig im Nebel, im Dunkeln, geblieben ist. Es wundert mich nicht, weil der Kollege Gerstl hat mir anlässlich einer Sitzung der Parkraummanagementkommission gesagt: "Wir sind hier nicht im Umweltausschuss. Das ist eine Verkehrsangelegenheit." Da muss ich ihn leider enttäuschen. Es gibt nämlich den Punkt "Umwelt" im Masterplan Verkehr. Jetzt habe ich nur die alte Version da, aber diese ist im Wesentlichen wortident mit dem ganz neuen. Darin steht: "Umwelt: Die Reduktion klimawirksamer Emissionen bleibt auf der Tagesordnung." – No na. – "Österreich hat sich zu einer 13‑prozentigen Verminderung bis 2010 gegenüber dem Jahr 1990 verpflichtet." – Es geht dabei um Emissionsreduktion und die Politik dazu – "Seither sind die Emissionen in Österreich um neun Prozent gestiegen. Der Verkehr ist überproportional vertreten." – Sehr richtig, sehr weise, das hier zu schreiben. – "Die Stadt Wien hat sich mit dem Klimaschutzprogramm" – jetzt kommt natürlich wie immer das klassische Lob, denn Wien ist super. In dem Fall stimmt es, das Klimaschutzprogramm ist ganz toll. – "zu einer 14‑prozentigen Reduktion der Gesamtemissionen, bezogen auf das Jahr 1990, verpflichtet." – Jetzt kommt es. – "In der Verursachergruppe Verkehr sollen die CO2‑Emissionen bis 2010 pro Kopf im Vergleich zu 1987 um fünf Prozent reduziert werden." - Also wir reden von fünf Prozent Reduktion und nicht von 13 Prozent. Fünf Prozent sind schon sehr moderat.

Was ist die Realität? Die Realität ist: Zwischen 1990 und 2000 sind die CO2‑Emissionen nicht um fünf Prozent gestiegen, sondern um 29 Prozent. 29 Prozent Anstieg der CO2‑Emissionen und natürlich des ganzen Schadstoffcocktails. Und dann reden wir von einer fünfprozentigen Reduktion, sagen aber nicht wirklich, wie wir das machen wollen, sondern es gibt den Ausbau. Zunächst wird immer gesagt, der öffentliche Verkehr wird ausgebaut, das Schnellbahnnetz soll ausgebaut werden. Wer bezahlt das? Die U‑Bahnen – das müsste der Kollege Gerstl wissen – werden zu 50 Prozent vom Bund bezahlt. Das Geld ist völlig unsicher. Wenn er eine U‑Bahn in den 17. Bezirk, und zwar die U5, bauen möchte, dann wird er das wohl selber bezahlen müssen, weil das Geld gibt es einfach nicht! Es macht auch keinen Sinn, die U5 zu bauen. 

Das Gleiche ist – dem Kollegen Reiter schon des öfteren ins Stammbuch geschrieben – die U6 nach Norden, auf den Rendezvousberg. Das ist toll, nur müsste man sie "Fuchs‑und‑Hase‑U‑Bahn" nennen. Da draußen gibt es nämlich nichts. Aber es gibt dann die U-Bahn mit einer tollen Endstation, wo die Plakette steht: "Errichtet unter dem Bezirksvorsteher Lehner". Das gibt es nämlich immer. Der ehemalige Herr Bgm Zilk ist an allen möglichen Stationen aufgezeichnet. Dann steht auch der Bezirksvorsteher dort. Das Problem ist nur, das bedeutet Zersiedelung, das bedeutet Gewerbepark im Norden von Floridsdorf und das bedeutet das Ende des Einkaufszentrums Am Spitz. Die Wiener Wirtschaftskammer und ihr Vorsitzender, Herr Nettig, haben schon in einer Pressekonferenz warnend dazu gesprochen.

Kommen wir noch einmal zu den 29 Prozent. Wenn man sich diesen Masterplan Verkehr in seiner Letztfassung anschaut, gibt es viele tolle Maßnahmen. Wir werden auch vielen zustimmen. Aber es steht fest, letztendlich gesichert ist eigentlich der Ausbau der Straßenbahnen, auch wenn das die FPÖ nicht so gern hat, und das war es. Alles andere für die Straßen ist kein Problem. Geld ist genug da. Ganze Kohleberge, wenn man die Kohle als Geld bezeichnen würde, sind vorhanden. Man bemüht sich sogar, die Autobahnen schneller fertig zu bekommen. Die ÖBB‑Modelle und dergleichen Dinge mehr werden da gewälzt.

Zum Kollegen Gerstl und seinen hellseherischen Fähigkeiten: Es war eigentlich ziemlich klar, dass die SUPer NOW, die eigentlich bis auf den kleinen Fehlgriff, dass man die Autobahn schon vorgegeben hat, ein tolles Instrument war. Im Wesentlichen hat sie ein Gesamtergebnis mit allen Teilaspekten für Entwicklung in Transdanubien gebracht. Ganz wichtige Dinge wurden mitberechnet, mitberücksichtigt. Herausgekommen ist nach einer Intervention, wahrscheinlich vor Rust, eine Variante, sagen wir, das ist die Variante 3 oder 3a oder 3b, je nachdem, die von der SPÖ goutiert wird. 

Ein Teil der Stadt Wien, ich sage einmal, personifiziert in Stadtbaudirektor Weber – ich hoffe, ich sage den Titel richtig – hat immer noch die alte Planungsgemeinschaft‑Ost‑Variante nostalgisch weitergepflegt. Dann gibt es dazu parallel die von der ÖVP und der FPÖ favorisierte ÖSAG‑Variante. 

Da möchte ich nur eine kleine Lesung der beiden Varianten, nicht die ganzen Varianten, sondern eigentlich war es interessant, wie die beiden Varianten von den jeweils anderen besprochen wurden. Es gibt ein altes Wiener Sprichwort, das heißt: "Jeder Krämer lobt seine Ware.". Also muss man einmal schauen, wie die Planer mit den jeweils nicht favorisierten Projekten umgehen, denn das eigene ist sowieso ultrasupergut. Das kennt man sowieso von der Sozialdemokratie in Wien. "Super, superer, am supersten", hat der Kollege Kenesei das immer genannt. Da kann ich ihm nur beipflichten. 

Faktum ist, dass die so genannte SPÖ‑Variante von der ÖSAG charakterisiert wird. Das ist immer interessant, weil ich sage, das sind Planer, die werden andere Dinge nicht schlecht machen. Was schreibt die ÖSAG, sprich das Ministerium, sprich die ÖVP/FPÖ, über die so genannte Innenvariante oder SPÖ‑Variante? Gefahren sind mögliche Setzungen im Tunnelvortrieb. Kontaminierter Untergrund bedingt erhöhte bautechnische Risiken. Zirka 150 000 m3 kontaminiertes Aushubmaterial, kostet 40 Millionen EUR, in den EbS ein Vielfaches des Betrags. Die direkte Anbindung des Flugfelds Aspern bedingt einen großen Flächenverbrauch von hochwertigem Betriebsbaugebiet. Umfahrungsstraßen sind unter Siedlungsgebieten. Dann gibt es Probleme mit Altlasten, in der Spitzau und in der Niklas‑Eslarn‑Straße. Der Tunnel ist alternierend in offener und geschlossener Bauweise. Das ist sehr ungünstig. Und dann ein Schmankerl für die Grünen: hohes Durchsetzungsrisiko. Offensichtlich glaubt die ÖSAG, dass sich die SPÖ gegen Umweltschützer und Umweltschützerinnen, aber auch gegen die Leute, die Menschen vor Ort, vielleicht auch ein bisschen gegen die Grünen, nicht so leicht durchsetzen kann. Die letzten zwei Punkte waren, dass die Baudurchführung im Stadtgebiet und höhere Kosten als die außenliegende Variante kritisiert werden. Zu den Kosten komme ich dann noch einmal. 

Jetzt schauen wir uns einmal an, was die SUPer NOW, sozusagen die SPÖ‑Favoritin, über die Speckgürtelvariante sagt. Das ist wieder die Variante an der Stadtgrenze, welche die ÖVP und die FPÖ so gern haben. Also was sagt diese zu der vom Kollegen Madejski befürworteten Variante? CO2‑Emissionen nehmen trotz angenommener technologischer Verbesserung um 42 Prozent zu. Vor allem Standorte an der Stadtgrenze und im Umland werden gefördert. Zersiedelung innere Stadtbereiche, Flugfeld Aspern, Hirschstetten, Eßling. Aber auch die bestehenden Ortskerne in Niederösterreich werden nicht gefördert. Die Nahversorgung ist bedroht. Die Bebauungsdichte wird insgesamt geringer. Genderspezifische Ungleichheiten werden verstärkt. Die Mobilität wird zusätzlich erschwert. Unzerschnittene Räume im Marchfeld werden belastet. Die Unterquerung im Nationalpark wegen verbotener Beeinträchtigung ist besonders schwierig. Entlüftungen auf 14 Kilometer Länge werden kompliziert und schwierig. Größte potenzielle Umweltbelastungen in diesem Szenario. Nach übereinstimmender Ansicht werden bei der außenliegenden Variante fehlende Entwicklungen im Planungsgebiet nicht kompensiert. 

Das heißt, wenn man sich diese beiden Betrachtungen der jeweils anderen Variante ansieht, denkt man sich, das brauchen wir eigentlich nicht. 

Zu den Kosten: Begonnen hat das Ganze eigentlich mit Kosten rund um 1 Milliarde EUR. Wenn man sich vorstellt, was die Straßenbahnen oder der Öffiausbau kosten, weiß man schon, wo in Wirklichkeit die Prioritäten liegen. Mittlerweile sind wir bei 1,2 Milliarden EUR für die Innenvariante angelangt. Für die Außenvariante war man bei 1,5 Milliarden EUR. Die Speckgürtelvariante ist dann wieder bei 1,5 Milliarden EUR und die ÖSAG spricht bereits von 1,7 Milliarden EUR. Das heißt, als gelernter Wiener, 2 Milliarden EUR. Kein Problem! (GR Robert Parzer: Wenn man es baut, kostet es noch mehr!) Genau das glauben Sie! 

Das Problem ist nur, mir geht eigentlich in dem Masterplan etwas besonders ab. Ich habe es nicht als so schlecht empfunden, dass ursprünglich, wenn auch sehr verschlüsselt, ein Kapitel über verkehrsvermeidende Maßnahmen darin war. Das fehlt leider. Der Kollege Chorherr hat schon darüber gesprochen, ob das jetzt "Citymaut" oder "Staumaut" heißt. Grundsätzlich muss man sich überlegen, ob es wirklich Verkehrspolitik bedeutet, wenn man einfach eine vierte Spur zur Tangente baut – die ÖVP hätte gerne auf dem ersten Stock die Tangente noch einmal – oder ob das jetzt heißt, Verkehr zu verwalten anstatt Verkehrspolitik durchzuführen.

Ganz zum Schluss noch, der große Favorit im Masterplan – zumindest intern in der SPÖ – ist die Parkraumbewirtschaftung. Diesen Teil habe ich ganz interessant gefunden. Aber wie geht man mit dem ruhenden Verkehr um? Leider Gottes fördert die Stadtregierung noch immer einen Parkplatz doppelt so hoch als Wohnungen, ohne soziale Kriterien. Bei Wohnungen ist es klar. Sozial Bedürftige bekommen ein Fördermittel oder denen stehen letztendlich die Ergebnisse der Förderungen zur Verfügung. Beim Garagenbau ist man weniger zimperlich. Der wird einfach lustig gefördert. Das ist der erste Punkt. 

Der zweite Punkt ist, wo die Garagen hinkommen, das funktioniert irgendwie ganz eigenartig. Da gibt es das interessante Bild, der Garagenkoordinator reitet mit seinem schwarzen BMW durch die Stadt, findet irgendwelche Plätze, zeigt dort hin und sagt: "Da kommt jetzt eine Volksgarage hin." Das scheint auch so zu sein. Man hat im Grunde genommen Wildwuchs, und zwar bei den Garagen einerseits, aber auch beim Ausgeben andererseits. 

Wenn man sich das Papier Masterplan Verkehr anschaut, gibt es zumindest eine Erkenntnis, dass man Lebensqualität nicht allein durch den Garagenbau, sondern nur durch den parallelen Rückbau an der Oberfläche gewinnt. Dazu gibt es einen interessanten Satz. Dieser lautet: "Im Stadtzentrum hundertprozentiger, das heißt, eins zu eins, Rückbau an der Oberfläche, und weiter draußen in der Stadt 30 Prozent, eins zu drei, Rückbau." (GR Paul Zimmermann lacht.) Da lacht selbst der Herr Kollege Zimmermann hinter mir. In der letzten Debatte, und zwar in Hietzing, hat mir der Herr Bezirksvorsteher unisono mit dem Garagenkoordinator erklärt, so genau darf man die 30 Prozent nicht nehmen, weil man das noch mit dem Bezirk klären muss und das nicht wirklich geht. In Floridsdorf waren es 25 Prozent, ein Viertel, in Hietzing weiß man es nicht genau, im 19. Bezirk waren es genau zwei Stellplätze, die man rückgebaut hat. Da befürchte ich leider diesen Satz, dass Papier sehr geduldig ist und nicht wirklich etwas dabei herauskommt, weil es einfach toll ist, wenn ich mir diesen Umweltteil anschaue, ich würde sagen, sensationell. Endlich schreibt man es fest, aber andererseits haben viele Menschen Recht und sagen, sobald der Masterplan Verkehr geschrieben oder abgeschrieben ist, ist er schon überholt und zählt nicht mehr. 

Ich hoffe, es wird nicht so schlimm sein, wie wir glauben. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer. Ich erteile es ihr. 
StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich beschränke mich in meinen Ausführungen auf zwei Teilbereiche des Masterplans und beginne mit dem ruhenden Verkehr anhand dessen ich die Einwendungen und Bedenken der Wiener Volkspartei exemplarisch darstellen möchte. Das Kapitel findet nicht unsere Zustimmung. Wir werden heute noch einen komplizierten Abstimmungsvorgang haben, wo jeder sehr aufpassen muss, dass er das richtige tut bei jedem Kapitel. Jedenfalls das, was in dem Kapitel "ruhender Verkehr" steht, findet nicht unsere Zustimmung. Da haben wir wohl nicht zur Überraschung aller teilweise eine Kontraposition zu dem, was mein Vorredner gerade hinsichtlich der Parkplatzreduktion im Falle eines Garagenbaus gesagt hat. Aber darauf werde ich noch zu sprechen kommen. 

Für uns gibt es drei Säulen, die ganz wichtig sind, um den ruhenden Verkehr in einem Ballungszentrum zu bewältigen. Das sind die Forcierung des Garagenbaus und die Errichtung von Park & Ride-Anlagen, die Warnung vor weiterem Parkplatzklau, also keinen Verlust von Parkplätzen – das werde ich gleich begründen – und eine Parkraumbewirtschaftung, die diesen Namen auch verdient, worauf ich genauer eingehen werde, weil es einige Aspekte gibt, die im Plan einerseits interessant dargestellt sind und andererseits auch sehr zu denken geben. 

Der Garagenbau ist zu forcieren, auch im Hinblick darauf, dass zunehmende Stellplatzbedürfnisse abgedeckt werden sollen. Es kann nicht darum gehen, dass nur ein Stellplatzabtausch erfolgt, sondern es muss eine Stellplatzerhöhung erfolgen. Warum? Der Grund wird im Masterplan ohnedies sehr eingehend dargestellt. Die Zunahme der Kraftfahrzeugzulassungen in Wien – mein Kollege Gerstl hat das heute schon sehr ausführlich behandelt – deutet eindeutig darauf hin, dass wir mit immer mehr Stellplatzbedürfnissen konfrontiert sind. Meine Damen und Herren, Stellplatzbedürfnisse muss man ernst nehmen, wenn man das Ziel verfolgt, dass die Fahrleistung nicht erhöht werden soll. Wenn ich also haben möchte, dass die angeschafften PKWs nicht für jede Fahrt, sondern nur sparsam eingesetzt werden, dann muss ich doch die Gelegenheit schaffen, wo diese Kraftfahrzeuge abgestellt werden können und sollen. Es ist das im Masterplan zwar explizit nicht bestritten, aber es ist vom forcierten Garagenbau die Rede, natürlich auch von Park & Ride-Anlagen, bei gleichzeitiger Stellplatzreduktionen der Straßenoberfläche.

Was wir sehr vermissen, ist ein Mengengerüst und der absehbare Zeithorizont. Es geschieht zwar nicht ganz so willkürlich, wie der Kollege Maresch, mein Vorredner, gesagt hat, nämlich so, dass ein Garagenkoordinator durch die Stadt fährt und er, wo sein Auge gerade hinfällt, entscheidet, dass dort eine Garage gebaut werden könnte, sondern selbstverständlich wird sehr auf die Wünsche der Bezirke Rücksicht genommen. Soweit mir bekannt ist, ist vor der Entscheidung, eine Volksgarage zu errichten, immer ein Bezirksvertretungsbeschluss vorhanden. Aber es wäre natürlich Aufgabe des Masterplans Verkehr gewesen, eindeutig zu deklarieren, mit welcher Anzahl und mit welchem Zeithorizont man zur Realisierung zu schreiten gedenkt. 

Ich warne auch davor, im Zuge des Garagenbaus undifferenziert mit irgendwelchen Schlüsselzahlen, wie sie eben im Masterplan verwendet wurden, Stellplätze an der Oberfläche zu reduzieren, je nachdem, in welchem Stadtgebiet das ist. Ich plädiere dafür, dass man das im Einzelfall mit Augenmaß macht, weil die Parkplatzsituation nicht nur von generellen Daten, sondern von den ganz spezifischen lokalen Gegebenheiten abhängt. Meine Damen und Herren, es wird, glaube ich, jedem begreiflich sein, bauliche Versäumnisse dieser Art kann man später nicht mehr ohne weiteres aufholen. Wir haben es in den Stadterweiterungsgebieten gesehen, wenn nicht genügend Garagenplätze errichtet werden, dass dann die Kraftfahrzeuge auf der Straße stehen und wertvollen Straßenraum blockieren, obwohl das sicher nicht notwendig wäre. Es ist auch ein Anreiz für den PKW‑Besitzer, das Kraftfahrzeug nur sparsam zu verwenden, wenn er einen gesicherten Parkplatz hat. 

Zu den Park & Ride-Anlagen ist folgendes zu sagen: im Masterplan habe ich mit Sorge gelesen, dass empfohlen wird, die Park & Ride-Anlagen mit hochwertigen Nutzungen zu kombinieren. Das wäre an sich noch nichts Verwerfliches. Aber was heißt das? Es geht vornehmlich um die Endpunkte der U‑Bahnen, konkret ahnen oder befürchten wir es von der künftigen U1‑Endstation Rothneusiedl, wenn die U1 verlängert ist, und von der U6‑Endstation nördlich Stammersdorf, von der heute schon mehrfach die Rede war, dass unter diesen "hochwertigen Nutzungen" Einkaufszentren gemeint sind. Meine Damen und Herren, davor warne ich ganz ausdrücklich! Das sind Einkaufszentren an der Peripherie, die mit ganz hoher Standortgunst ausgestattet sind, die selbstverständlich den Geschäftsstraßen der Innenbezirke Kaufkraft enorm abgraben und die eine enorme Konkurrenz und Gefährdung für die bestehende Geschäftsstraßenstruktur in Wien darstellen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir haben die Situation, dass wir heute schon ein Überangebot an Verkaufsflächen bei stagnierender Kaufkraft und bei sinkenden Einzelhandelsausgaben der Wiener Haushalte haben. Außerdem war es in den letzten fünf bis zehn Jahren so, dass der große Flächenzuwachs nicht in den Einkaufsstraßen, sondern bei peripheren Einkaufszentren erfolgt ist. Wir haben heute schon mehr Verkaufsflächen in großen Fachmärkten und Einkaufszentren außerhalb der Stadt als in unseren 22 Hauptgeschäftsstraßen, die das Rückgrat der gewachsenen Geschäftsstruktur in Wien bilden. Daher spreche ich diese Warnung noch einmal ganz ernst aus. Ich glaube, dass es einer der größten Fehler wäre, wenn man die Endstationen mit attraktiven Einkaufszentren ausstattet, schon deshalb, weil es dem Konsumentenwunsch enorm entgegenkommt. Pendler, die ihre Autos an der Peripherie abstellen, haben es natürlich schwer, gekaufte Waren aus Einkaufsstraßen in der Stadt mit öffentlichen Verkehrsmitteln an die Peripherie zu schleppen, um sie dann ins Auto zu geben. Es ist natürlich ein Riesenanreiz, wenn sie diese Waren dort kaufen können, wo das Auto steht. 

Der Kollege Chorherr hat ebenso wie ich ein Steckenpferd. Sein Steckenpferd ist die Warnung vor peripheren Hochleistungsstraßen, weil diese Standortgunst schaffen. Daran zweifle ich gar nicht, weil diese sozusagen die Einkaufszentren wie die Schwammerln aus dem Boden wachsen lassen, nur sage ich, beides, meine Warnungen oder Befürchtungen, als auch die vom Kollegen Chorherr, sind nicht gottgegeben. Wir haben in dieser Stadt noch ein Flächenwidmungs- und Bebauungsplaninstrument und da ist es geregelt, dass diese Einkaufszentren einer eigenen Bestimmung bedürfen. Daher meine ich, dass es die Planung sehr wohl in der Hand hat, hier steuernd einzugreifen und ihre Absichten auch durchzusetzen. 

Was die Parkraumbewirtschaftung betrifft – das ist mir sehr wichtig – wurde im Zuge des Verfahrens zum Masterplan mit dem hoch gelobten Bevölkerungsbeteiligungsmodell - der Herr Mag Gerstl hat ausführlich berichtet, von welcher Qualität es war - zu wenig auf Betroffene und auch auf die Bezirke gehört. 

Die Parkraumbewirtschaftung, die im Masterplan als das Erfolgsmodell schlechthin dargestellt wird, mag schon eine Erfolgsstory sein, nur die Erfolgsstory leidet schön langsam. Dazu gibt es im Masterplan auch ein paar Sätze, die darauf hindeuten, dass man auch glaubt, dass es unter Umständen an Wirkung verloren hat oder noch weiter verlieren könnte. Meine Damen und Herren, wenn Sie die Bevölkerung fragen, objektiv mag die Parkraumbewirtschaftung durch Reduktion des Kraftfahrzeugverkehrs ein Erfolg gewesen sein, subjektiv hat der Erfolg schon sehr gelitten, denn die Bewohner beschweren sich zutiefst darüber, dass sie keine Parkplätze finden. Was sind die Ursachen? Wir kennen sie. Die Ursachen sind zunehmende Kraftfahrzeugzulassungen, das heißt, die Bewohner haben mehr Kraftfahrzeuge. Die Disziplin hat im Laufe der Zeit natürlich nachgelassen. Es werden einige Übertretungen begangen, die nicht geahndet werden. Dies bedeutet, die Überwachung funktioniert nicht wirklich. Deshalb, meine Damen und Herren, verlange ich eine Privatisierung der Parkraumüberwachung! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich habe mit besonderer Aufmerksamkeit im Masterplan gelesen, dass zusätzliche Ressourcen zur Überwachung als notwendig erachtet werden. Dazu heißt es wörtlich – ich zitiere: "Im Rahmen der Ausdehnung der Parkraumbewirtschaftung soll auch die Zweckmäßigkeit einer Überwachung durch Dritte geprüft werden." Was heißt das, meine Damen und Herren? Nennen wir es doch beim Namen! Das heißt, Dritte sind Unternehmungen, denen man die Überwachung überträgt. Ich kann das nur wärmstens empfehlen. Wien ist gut beraten, sich damit nun ernsthaft auseinander zu setzen, und zwar den Weg von der Absichtserklärung zur Durchführung zu beschreiten. 

Wir haben schon einige sehr erfolgreiche Beispiele. Das erfolgreichste ist meines Wissens das in Graz, aber es gibt diese private Überwachung auch in vielen anderen Städten in Österreich. Ich nenne nur die wichtigsten: Bregenz, Innsbruck, Salzburg, Linz, Villach, Graz, Sankt Pölten, Eisenstadt und so weiter. Graz war damit sehr erfolgreich und wir wissen aus den Erfahrungen auch die Vorteile, die eindeutig sind. Die Überwachungseffizienz ist mit der Privatisierung steigerbar.

Die Erfahrungen zeigen, dass Mehreinnahmen durch Erhöhung von Parkscheinverkauf oder Parkgebührenentrichtung und erhöhte Strafeinnahmen die Kosten bei weitem übersteigen. Notwendig wäre allerdings dazu letztlich der politische Wille zur Umsetzung, denn es sind natürlich einige gesetzliche Adaptierungen notwendig. Dass das keine unüberwindbare Hürde ist, beweist uns Graz. Dieses Beispiel wird ja allen bekannt sein, oder man kann nachlesen, wie Graz das mit dem Parkgebührengesetz geregelt hat. Es ist nämlich durchaus möglich, dass man die Standards für die Qualifikation des eingesetzten Personals festsetzt. Es ist auch möglich, die beauftragten Unternehmungen zur Übernahme des bisher eingesetzten Überwachungspersonals zu verpflichten, und so weiter, und so fort. 

Ich darf jene, die schon länger hier im Gemeinderat tätig sind, auch daran erinnern, dass das bereits im Koalitionsübereinkommen der letzten Regierung als Absicht formuliert war. Nur ist es eben beim Prüfen, Prüfen und nochmaligen Prüfen geblieben, und letztlich war der Wille nicht vorhanden, das auch wirklich umzusetzen. Ich hoffe, dass das mit dem Bekenntnis in dem Zitat, das ich aus dem Masterplan vorgelesen habe, endlich überwunden wird und dass wir zu dieser Vorgangsweise kommen.

Ich möchte noch einen Detailaspekt anführen, was das Kapitel Öffentlicher Verkehr im Masterplan betrifft. Es sind ja im Masterplan hinsichtlich des Angebotes der Wiener Linien sowohl Erweiterungsvorhaben als auch höhere Qualitätsanforderungen formuliert. Ich gehe einmal davon aus, dass Maßnahmen, soweit sie im Wirkungs- und Zuständigkeitsbereich des Verkehrsstadtrates liegen, wirklich umgesetzt werden und auch umgesetzt werden können. Soweit es allerdings Maßnahmen sind, die von den Wiener Linien umgesetzt werden können oder müssen, wird es mühsam werden. Es können nämlich die Erweiterung des Liniennetzes, die Intervallverdichtungen, Betriebszeitenverbesserungen, Qualitätsverbesserungen für mobilitätsbehinderte Personen und dergleichen nur von den Wiener Linien umgesetzt werden. 

Meine Damen und Herren! Ich erinnere auch daran, dass wir einen so genannten ÖPNV-Vertrag haben, also den Finanzierungsvertrag, der zwischen der Stadt Wien und dem Unternehmen Wiener Linien abgeschlossen wurde und der auf dem Status quo basiert. Entgegen den Warnungen ernst zu nehmender Kritiker ist es verabsäumt worden, bei den Zuwendungen auch hineinzuschreiben, dass im Laufe dieses Vertrages durchaus eine Leistungssteigerung anzupeilen ist. Daher habe ich es im Masterplan zwar gerne gelesen, aber mir fehlt irgendwo der Glaube daran, dass im Qualitätssicherungskapitel zum ÖV darauf abgestellt wird, dass die vereinbarten Verkehrsqualitäten weiterzuentwickeln und durch ein geeignetes Controlling sicherzustellen sind. Meine Damen und Herren, vielleicht erinnern sich manche daran, dass wir lange um diesen Vertrag gerungen haben. Es waren zu schwerwiegende Einwendungen, um dem zuzustimmen. 

Wir haben als ÖVP immer verlangt, dass es eine begleitende Kontrolle gibt - die wurde nicht eingerichtet - und dass es zumindest im Sinne eines Partizipationsmodells einen Beirat geben soll - das wurde zwar nicht grundsätzlich bestritten oder bekämpft, aber geschehen ist es eben nicht -, das heißt, einen Beirat, der die Qualitäts- und Angebotsprüfung im öffentlichen Verkehr in Abstimmung mit dem Finanzierungsvertrag übernehmen kann, einen Beirat, der diese Kontrollfunktion auch möglichst unabhängig ausfüllen kann. Wir erheben hier noch einmal die Forderung, einen solchen Beirat einzurichten. Ich stelle mir vor, dass in dem Beirat vertreten sind: die Verkehrsanbieter - wir haben ja nicht nur die Wiener Linien, sondern zum Beispiel auch Dr Richard, der für die Wiener Linien fährt, die ÖBB und weitere -, die Eigentümervertreter der Wiener Linien, sprich der Finanzbereich dieser Stadt, VOR-Vertreter, Vertreter der Stadt Wien aus dem Planungs- und Verkehrsbereich, die ja diese Kontrolle auch im Masterplan sehr engagiert verlangt haben, Vertreter der Bezirke, unabhängige Fachleute, externe Verkehrsplaner, Fahrgast-Interessenvertretun-gen und die Kunden selbst.

Meine Damen und Herren! Das ist auch etwas, was die ÖVP immer reklamiert hat: Dieser Verkehrsdienstevertrag geht auf vieles, auf fast alles ein, nur nicht auf die Kunden. Aber die Kunden, die Bürger, sind uns das Wichtigste! Daher soll dieser Beirat auch zu zwei Dritteln aus Unabhängigen zusammengesetzt werden. Als Unabhängige sind solche zu bezeichnen, die nicht selbst die Verkehrsdienste zu erbringen haben, sodass dieser Beirat auch als Ombudsstelle fungieren kann für jene, die nicht im Beirat vertreten sind, aber Interessenten oder Beschwerdeführer sind. Die Kunden sollen in der entsprechenden Zahl im Beirat vertreten sein. Da kann ich mir vorstellen, dass man kreativ ist und entsprechende Methoden entwickelt, wie zum Beispiel, dass man eine gewisse Anzahl unter den Netzkartenbesitzern verlost - da ist man ja in der Lage, die Adressen festzustellen - und freiwillig gemeldete Fahrgäste einbezieht, die die Wiener Linien nicht als Netzkartenbenützer frequentieren, aber ebenfalls sehr daran interessiert sind, dass der öffentliche Verkehr in Wien ordentlich funktioniert.

Meine Damen und Herren! Ich habe die Bedenken gegen den ruhenden Verkehr und den öffentlichen Verkehr vorgebracht. Das sind zwei Kapitel, denen wir nicht  zustimmen werden. Das andere wird sich bei der Abstimmung erweisen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Zum Wort gemeldet hat sich Herr StR Dipl Ing Rudolf Schicker. Ich erteile es ihm.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Vorsitzende! 

Ich bin sehr froh, dass wir diese Diskussionsphase über den Masterplan Verkehr heute zu einem Ende bringen, und möchte mich vorweg einmal bei den Beamtinnen und Beamten der Stadt Wien und bei den Bearbeiterinnen und Bearbeitern aus dem externen Bereich für die hervorragende Leistung bedanken, die bei der Erstellung dieses Konzeptes erbracht wurde.

An die Adresse von Kollegen Gerstl: Auch ich habe Brecht gelesen, ich kenne das Zitat ebenfalls, und dieses Zitat begleitet mich, seit ich mit dem Studium der Raumplanung begonnen habe. So ist das nun einmal: Man macht einen Plan, und sehr vieles davon wird verwirklicht; man macht den nächsten Plan, und wieder wird sehr vieles davon verwirklicht. Manches davon lässt sich nicht umsetzen, damit haben Planerinnen und Planer zu leben gelernt, und das ist nichts Negatives. Denn im Zeitablauf ergeben sich immer neue Erkenntnisse. 

Diese neuen Erkenntnisse haben auch dazu geführt, dass wir eine der Zielsetzungen des Verkehrskonzeptes 1994 hier im Masterplan 2003 übernommen, aber in der Zeitachse versetzt haben. Schon das Verkehrskonzept 1994 hatte festgelegt, dass bis zum Jahr 2010 eine Reduktion im motorisierten Individualverkehr auf 25 Prozent stattfinden soll, einen Anteil von 25 Prozent am Modal Split, um korrekt zu sein. Wir haben erkennen müssen, dass in der Zeitphase jener neun Jahre, die seit der Beschlussfassung des Verkehrskonzeptes 1994 vergangen sind, zwar ein Trend funktioniert hat, nämlich der Trend hin zum öffentlichen Verkehr - dass das mit dem U-Bahnbau sehr wohl erreicht werden konnte, dass das mit den Verbesserungsmaßnahmen im öffentlichen Verkehr gerade durch die Wiener Linien erreicht werden konnte -, wir haben aber auch zur Kenntnis nehmen müssen, dass ohne dirigistische Maßnahmen die Anzahl der PKW, die Anzahl der Autos in Wien saldiert um die abgemeldeten Autos, weiterhin Jahr für Jahr um 10 000 im Schnitt steigt. Trotz aller positiven Angebote im öffentlichen Verkehr, trotz Verbesserungen für Fußgänger und Radfahrer ist es offensichtlich das Interesse, das Bedürfnis der Menschen, ein eigenes Auto zu besitzen. 

Das führt dazu, dass die Verkehrsleistung in der Stadt in den vergangenen Jahren gestiegen ist. Herr Maresch - er ist zwar jetzt nicht herinnen, aber es wird ihm sicherlich ausgerichtet werden -, das ist auch einer der Gründe, warum der Ausstoß von CO2 weiterhin gestiegen ist, bei allen Reduktionen - wenn Sie daran denken, was an Verkehrsberuhigungsmaßnahmen in Wohngebieten geschaffen wurde, was an Verkehrsreduktionen und Verkehrssicherheitsmaßnahmen in den letzten zehn Jahren geleistet wurde und was dadurch auch an Verbesserungen in der Lebensqualität, in der Umweltqualität und in der Verteilung der Fläche im öffentlichen Raum - nicht nur mehr für die Autos, sondern auch für die Menschen - erreicht werden konnte. Trotzdem ist die Verkehrsleistung gestiegen, trotzdem ist die Zahl der Autos in dieser Stadt gestiegen. Wir verschließen davor nicht die Augen, sondern wir sagen: Es ist nicht mehr erreichbar - wir können jetzt schon abschätzen, dass bis 2010 der motorisierte Individualverkehr nicht so stark zurückgehen wird, wie wir es im Modal Split benötigen würden -, daher verschieben wir, weil wir Realisten sind, den Zielhorizont um zehn Jahre. Das ist ein sehr langer Zeitraum. Aber ich bin nicht bereit, unrealistische Ziele in diesem Masterplan Verkehr drinnen zu haben.

Wir werden in diesen zehn Jahren, in denen der Masterplan Verkehr seine Gültigkeit haben soll, bevor er das nächste Mal überarbeitet wird, weitere Maßnahmen setzen, dass die Umweltverbund-Verkehre jedenfalls einen Großteil des Verkehrs in dieser Stadt erfüllen können, nämlich beginnend beim zu Fuß gehen. Gerade hier wird eine Fülle von Verbesserungen vorgeschlagen. Da können Sie, Herr Kollege Gerstl, vielleicht auch Ihren Bezirksvorsteher-Kolleginnen und ‑Kollegen ausrichten, dass insbesondere die Bezirksvorsteherinnen und Bezirksvorsteher gefragt sein werden, genau in diesen Punkten zur Umsetzung zu kommen. Wir maßen uns nicht an - und ich hoffe, auch niemand von Ihnen -, dass wir den Bezirksvorsteherinnen und ‑vorstehern und den Bezirksvertretungen das dezentralisierte Recht auf Gestaltung des Straßenraumes komplett absprechen - das werden Sie hoffentlich auch Herrn Dr Gerstbach und Frau Reichard vermitteln -, und deswegen werden wir nicht vorschreiben, dass im Straßenraum XY das oder jenes zu geschehen hat, sondern wir definieren, welche Qualitäten wir für den Fußgängerverkehr brauchen. Diese Qualitäten sollen von den Bezirksvorstehungen bei ihren Maßnahmen berücksichtigt werden.

Wenn die beiden Damen Bezirksvorsteherinnen und der Herr Bezirksvorsteher der Meinung sind, dass das ein zu geringer Eingriff in ihre Autonomie ist, dann können wir das ja im Detail noch verstärken. Ich glaube nicht, dass die 23 Bezirksvertretungen in Wien Freude damit hätten, dass wir ihnen sagen, was sie genau tun sollen. Dazu ist die Dezentralisierung da, dazu ist Subsidiarität gefragt, auch auf dem Gebiet des Verkehrs in dieser Stadt. Das halten wir auch ein. 

Zweiter Punkt: Wir können im Verkehr dieser Stadt eine Verlagerung vom motorisierten Individualverkehr hin zu den Umweltverkehren auch im Radverkehr erreichen. Ich kann mir Ausführungen dazu ersparen, Kollege Chorherr hat ja dieses Kapitel hier in extenso geschildert. Es ist klar, dass das enorme Anstrengungen bedeutet und dass der Zielhorizont dafür viel kürzer gesetzt ist als in so manchen anderen Zielsetzungen hier im Programm. 

Das wesentliche Paket aber ist das Paket des Ausbaus des öffentlichen Verkehrs, die so genannte 4. Aus-bauphase U-Bahn und die Begleitmaßnahmen. Wir haben in diesem Kapitel zusammengefasst, was finanziell unter Beteiligung des Bundes in der gewohnten Weise leistbar und sinnvoll für diese Stadt ist. Wir überfordern damit nicht den Bund, sondern wir verlangen von ihm nur die Beibehaltung jenes Betrages, den er seinerzeit im 30-Milliarden-Schilling-Paket der Stadt zugestanden hat. Wir verlangen keinen Cent mehr, im Gegenteil, es kommt in realen Werten sogar zu einer Reduzierung gegenüber dem, was im 30-Milliarden-Paket enthalten war. Wir wissen um die Finanzsituation des Bundes.

Wir wollen aber auf der anderen Seite auch, dass die ÖVP-Staatssekretäre und Wiener Parteiobmänner nicht hergehen und sagen: Da werden wir natürlich weniger zahlen!, und dann ihre Wiener Kohorten vorschicken wie den Herrn Gerstl, der uns sagt, dass wir doppelt so viele Kilometer U-Bahn bauen sollen. So wird es nicht gehen! Daher sind wir in diesem Masterplan Verkehr auch im Ansatz sehr realistisch, und zwar so realistisch, dass das auch für den Bund finanzierbar und leistbar ist, wenn man Verkehrspolitik für das einwohnermäßig größte Bundesland dieser Republik auch auf der Bundesseite ernst nimmt - wie das ja unter sozialdemokratischen Bundesministern immer der Fall war!

Ein weiterer Punkt betrifft den Ausbau der Straßenbahn. Wir haben sehr bewusst in dem Bereich, in dem die Straßenbahn sehr leistungsfähig ist, nämlich im Bereich des 43ers, die U5 nicht in die fünfte Ausbauphase hineingenommen. Wir haben sehr bewusst jenseits der Donau, wo die Entwicklungsschienen in den letzten zehn Jahren so massiv waren, den Ausbau der Straßenbahn hervorgehoben. Dort sind Tangentiallinien zwischen den beiden Bezirken ganz dringend notwendig, dort wollen wir auch bis an die Stadtgrenze gehen. 

Herr Kollege Madejski, die Zahlen in Ehren - Sie zitieren sie aus einer Arbeit, aber die Wissenschaftler hätten es besser wissen können, wenn sie gefragt hätten. Wenn wir die Straßenbahn durch Eßling bis zur Stadtgrenze und nach Groß-Enzersdorf hinaus führen, dann gehen dort nie und nimmer 30 000 PKW durch, wie es Kollege Snizek berechnet hat, sondern es gehen viel weniger PKW durch diesen Ortskern Eßling. Die Entlastung für den Ortskern Eßling entsteht vor allem dadurch, dass wir dort die Straßenbahn bauen. Genau das werden wir, weil wir den Masterplan Verkehr ernst nehmen, schon am 1. und 2. Dezember in einer Ausstellung im 22. Bezirk präsentieren, damit niemand - Kollege Chorherr oder Kollege Maresch, wer immer das gesagt hat - behaupten kann, wir würden den Masterplan Verkehr nicht ernst nehmen. Das Erste, das wir hier präsentieren, wird der Ausbau der Straßenbahn in einem sehr sensiblen Bereich der Stadterweiterung der letzten zehn Jahre sein. 

Wir haben für den ruhenden Verkehr natürlich - no na! - die Bewältigung der Parkplatz-Problematik im Vordergrund. Diese Parkplatz-Problematik kann man auf zwei verschiedenen Wegen lösen. Man lässt entweder, wie wir es anlässlich der Ausschussreise in vielen Städten gesehen haben, schlicht und einfach auf dem Gehsteig parken - Beograd, Athen, da können wir alle die Fotos herzeigen, die wir in diesen Städten schießen konnten. Oder wir bekennen uns dazu, dass der Straßenraum, der öffentliche Raum viel zu wertvoll ist, als dass wir ihn für das Abstellen von PKW opfern, sondern eine Vielzahl von Funktionen zu erfüllen hat. 

Wenn wir das tun, dann müssen wir auch B sagen. Das B ist der Garagenbau, gerade in den Gebieten, in denen - worauf Frau StRin Rothauer richtigerweise hingewiesen hat - das subjektive Empfinden der Menschen, die in parkraumbewirtschafteten Bezirken leben, dorthin geht: Na, der Effekt lässt doch schon nach! - Wir müssen daher gerade dort, wo die Menschen über ihren finanziellen Beitrag zur Parkraumbewirtschaftung ja die Garagenfinanzierung betreiben, auch die Garagen bauen, und nicht nur in den Bezirken, die außerhalb des Gürtels sind. Dabei wird es weiterhin ausreichend Spielraum für die Beschleunigung des öffentlichen Verkehrs aus diesen Mitteln geben, für Verkehrssicherheitsmaßnahmen und - das auch in Ergänzung zu der Diskussion über den "Kurier" - auch für die Schaffung sozusagen von Stellplätzen für die Radfahrer. Das Primäre ist aber die Erfüllung der Notwendigkeiten hinsichtlich der Anforderungen, die die Autofahrer, die auch für die Parkraumbewirtschaftung bezahlt haben, für das Abstellen ihrer PKW in den Garagen haben. 

Wir werden uns auch überlegen müssen, Frau StRin Rothauer, wie wir dem Wirtschaftsverkehr besonderen Vorrang einräumen können. Deswegen beschäftigen wir uns ja im Masterplan Verkehr ausführlich mit dem Wirtschaftsverkehr: Er ist etwas, das die Lebhaftigkeit, das Leben, die wirtschaftlichen Aktivitäten in der Stadt hält. Genau darum wird er auch im Masterplan Verkehr so ausführlich betont und hervorgehoben. Wir müssen hier zu unkonventionellen Lösungen finden, die verhindern, dass innerstädtische Einkaufsmöglichkeiten gegenüber jenen mit den großen Parkplätzen auf der grünen Wiese benachteiligt sind. Das wird möglicherweise auch Blocken und Einschränken auf bestimmte Stundenbereiche bedeuten. Wir werden das mit der Wirtschaftskammer, mit den Geschäftsleuten aus den einzelnen Einkaufsstraßen intensiv diskutieren, und dann wird es Lösungen geben, die aus meiner Sicht die Zulieferung von Gütern und auch das Liefern an die Konsumenten besser und schneller ermöglichen. 

Ein weiterer Punkt, der mir sehr wichtig ist, ist die Verkehrssicherheit. Zu diesem Thema ist relativ wenig gesagt worden, aber mir ist jeder Tote im Verkehr in dieser Stadt einer zu viel! Wir haben hier ein sehr engagiertes Ziel drinnen, und dieses engagiertes Ziel ist: zero, null - null Verkehrstote! Wir wissen, dass wir uns diesem Ziel nur asymptotisch werden annähern können. Wir werden alles daransetzen, dass die Verkehrssicherheit sowohl bei den Schülern, bei den Jugendlichen, bei den Einspurigen, bei den nicht motorisierten und den motorisierten Einspurigen, aber auch bei den älteren Mitbewohnern deutlich erhöht werden kann. Es geht nicht an, dass gerade die PensionistInnen in letzter Zeit besonders stark von Verkehrsunfällen betroffen sind. Wir werden daher ein starkes Schulungsprogramm auf dieser Ebene, herauskommend aus dem Masterplan Verkehr, unternehmen, wir werden versuchen, auf diesem Feld sehr viel an Bewusstseins- und Bildungsarbeit zu machen und in die Pensionistenklubs hineinzugehen. Wir haben da ja mit dem ÖAMTC Vereinbarungen getroffen.

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang auch die Frage der Überwachung ansprechen. Wir haben nicht nur das Problem der Überwachung des ruhenden Verkehrs, wir haben mittlerweile auch ein großes Problem in der Überwachung des fließenden Verkehrs. Dies ist immer Aufgabe der Verkehrspolizei, nur haben wir leider in Wien das Problem, dass wir zu wenig Polizisten haben. (In Richtung StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer:) Da bitte ich Sie, Frau Stadträtin, uns Hilfestellung gegenüber Bundesminister Strasser zu leisten, dass wir in Wien wieder die Polizisten bekommen, die wir auch benötigen. Denn sonst können wir das Hineinfahren bei Rot in den Ampelbereich, das Zu-schnell-Fahren, das unmotivierte Überholen, die anderen Vergehen, die passieren, auch das Alkoholisiert-Fahren, nicht wirklich wegbringen. Dort liegt dann auch der Überhang an Toten, und deren Anzahl gehört eben so weit wie möglich zurückgedrängt.

Ich lade Sie alle ein, dass Sie in der Planungswerkstatt die Ausstellung "barriere frei!" besuchen und sich dort eine weitere Gruppe von Menschen, die eine hohe Benachteiligung im Verkehrswesen haben, nämlich die behinderten Menschen - Menschen, die einfach oder mehrfach behindert sind - einmal anschauen, um selbst zu erfühlen, wie das denn ist, wenn man behindert ist. Wir versuchen, in diesen Masterplan Verkehr auch das Thema Gender Mainstreaming einzubeziehen, das nach EU-Definition ja nicht nur die Geschlechterfrage, sondern auch die Frage der Behinderten betrifft. Versuchen Sie in der Ausstellung, dies einmal selbst zu erfahren und zu erfühlen, und empfehlen Sie auch Ihren Kolleginnen und Kollegen in den Bezirksvertretungen, sich diese Ausstellung anzuschauen, um beim Setzen der Maßnahmen in den Bezirken darauf Bezug zu nehmen und genau diese Stolpersteine, Hindernispunkte und Erschwernisse, die immer noch gebaut werden, nicht zuzulassen, sondern mitzuhelfen, diese zu verhindern.

Wir haben in diesen Masterplan Verkehr auch die Erfolgskontrolle und die Wirkungsmaßstäbe hineingenommen. Ich halte es für ganz entscheidend, dass wir versuchen, ein bisschen an wissenschaftlicher Methode auch in ein politisches Konzept hereinzunehmen. Wir brauchen Überprüfungsmaßstäbe, und wir sollen uns auch nach diesen Prüfungsmaßstäben orientieren. Tun wir das nicht, können Konzepte sehr schnell in Beliebigkeit landen, und dies sollte gerade bei einem Verkehrskonzept vermieden werden. 

Lassen Sie mich abschließend zur Frage der Kosten und Prioritäten kommen. Ich lese da die Kritik, dass wir in dieser Stadt nicht in der Lage seien, dazu etwas zu sagen, und dass das der Ablehnungsgrund sei. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir haben es genau durchkalkuliert, und wir wissen, was jede der einzelnen Maßnahmen kostet. Wir wissen, dass wir viele Maßnahmen dabeihaben, die die Stadt Wien selbst nicht realisieren kann. Ich denke etwa an die Bundesbahn. Es macht wenig Sinn, hier eine Philippika gegen die Eisenbahnergewerkschaft zu halten, wenn seit vielen, vielen Jahren Großprojekte in dieser Stadt anstehen, die nicht nur für diese Stadt, sondern für die ganze Region von Bedeutung sind. Ich bin sehr froh, dass es gelungen ist, mit Minister Gorbach und den Direktoren der Bundesbahn endlich diesen Letter of Intent zu unterschreiben, sodass der Bürgermeister die Möglichkeit hatte, dass wir den Zentralbahnhof Wien, diesen Bahnhof Wien-Europa-Mitte, endlich in Angriff nehmen. Nur gibt es so viele weitere Projekte im Schienenbereich, die notwendig sind, vom Güter-Terminal Inzersdorf über den Container-Terminal in der Freudenau, und die alle dringendst erforderlich sind! Diese Projekte gehören finanziert, aber vieles davon ist im GVPÖ nicht ausfinanziert. 

Sie kennen den Vorschlag der Stadt, dass wir uns 7 Cent Zuschlag zur Bemautung der LKW vorstellen können. Damit wäre die Finanzierung dieser Projekte ein für alle Mal gesichert, dann wäre die Waffengleichheit zwischen Schiene und Straße endlich hergestellt. Man sollte das tun und nicht Konjunkturpakete - mit welcher Nummer auch immer versehen - machen, in denen immer noch das Alte drinsteht. Wenn Sie in dem ÖVP-Paket nachschauen, dem Konjunkturpaket III, dann werden Sie darin kein Wort zur Bundesbahn finden - kein Wunder, sie soll ja zerschlagen werden! -, sondern Sie werden immer nur etwas zum Straßenverkehr finden. Aber was wir brauchen, ist beides: Schiene und Straße! Was wir brauchen, ist zusätzlich die Wasserstraße. Was wir benötigen, ist auch ein ordentlicher Anschluss im Luftverkehr, gerade wenn man an die schwierige Situation der Luftfahrtunternehmen denkt.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir haben in den nächsten zehn Jahren eine Fülle von Aufgaben auf dem Verkehrssektor zu erfüllen. Wir haben die Latte relativ hoch gelegt. Wir haben sie aber nur so hoch gelegt, wie sie bei Mithilfe sämtlicher Institutionen in dieser Republik realistisch sein kann und sein soll. Wir bauen darauf, dass auch das so genannte erste P beim PPP, der Private Public Partnership, mit an Bord kommt und wir sowohl die Investitionsindustrie als auch die Wirtschaft innerhalb dieser Stadt interessieren können für die Mitarbeit, die Mitgestaltung der neuen Verkehrszukunft in dieser Stadt. 

Abschließend noch einmal herzlichen Dank an die Bearbeiter, ohne die es nicht realisierbar gewesen wäre! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke dem Herrn Stadtrat. 

Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Gerstl gemeldet.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, sehr geehrte Frau Vorsitzende! Danke auch Ihnen, Herr Stadtrat, für die Arbeit, die Sie geleistet haben! Das möchte ich schon hier sagen, und dass jetzt diese Einzelpunkte-Kritik, die ich noch richtig stellen möchte, nichts an dem doch großen Ausmaß an Intensität, die Sie in den Masterplan gelegt haben, schmälern soll. 

Aber es ist mir wichtig, als ersten Punkt festzuhalten, dass die Bezirksvorsteher keine Dekretierung von oben wünschen, wie Sie es dargestellt haben. Stattdessen hätten sie sich gewünscht, dass ihre Wünsche in den Masterplan aufgenommen worden wären. 

Zweiter Punkt: Geld für den U-Bahnausbau. Sie können sicher sein, sehr geehrter Herr Stadtrat, dass sich unsere Staatssekretäre selbstverständlich an die 50-Prozent-Einigung halten werden. Ich erinnere nur daran, dass es die Stadt Wien war, die als erste keine Verpflichtungen in Budgetfragen eingehen wollte. Somit versteht es sich, glaube ich, vollkommen von selbst, dass nur derjenige ... (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: War das nicht der Herr Grasser?) Es war die Stadt Wien. (GR Franz Ekkamp: Das werden wir in drei Wochen debattieren!) Es war die Stadt Wien, die ihre Verpflichtungen im Finanzausgleich nicht einhalten mochte. (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: War das nicht der Herr Grasser? - Zwischenrufe bei der SPÖ.) Da müssen Sie schon zur Kenntnis nehmen, Herr Kollege, dass es ganz klar ist, dass ein Mieter sich nur dann erwarten kann, dass das Haus renoviert wird, wenn auch die Miete bezahlt wird. Das ist, glaube ich, vollkommen klar! Vergessen Sie nicht, wer die Diskussion begonnen hat. (Zwischenruf des GR Franz Ekkamp.)
Dritter Punkt: Sehr geehrter Herr Stadtrat, ich weiß zwar nicht mehr genau, wie Sie dazu gesprochen haben, aber Sie haben es auch geschafft, die Kurve zu kratzen, dass sie plötzlich auf "zu wenig Polizisten" gekommen sind. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Aber das hat der Herr Minister selbst zugegeben!) Gerade die Maßnahmen, für die Sie mehr Polizisten in Wien vorgesehen hätten, sind das, was wir hier nicht wollen. Wir wollen nämlich die Polizisten hier nicht sozusagen für das Fahren bei Rotlicht eingesetzt haben, oder dafür, dass sie darauf achten sollen, ob die Kraftfahrzeuge rechtzeitig vor dem Zebrastreifen anhalten, sondern das sind genau die Dinge, die wir uns eigentlich von einer Stadtpolizei erwarten würden, dass sie die tun sollte; das wäre eigentlich das Richtige. Denn die Polizisten wollen wir für die Kriminalitätsbekämpfung, und das ist das Wichtigste in der Bekämpfung der Sicherheitsbedrohung! (Beifall bei der ÖVP.)
Der vierte Punkt, den ich korrigieren möchte, ist der Folgende. Sie sprachen von einer Waffengleichheit zwischen Schiene und Straße, Herr Stadtrat. Diese Waffengleichheit werden Sie nie erzielen können, weil man auf der Schiene nie so flexibel wie auf der Straße wird sein können. Aber Sie können für eine Chancengleichheit eintreten. Dann würden Sie nämlich unser Konzept unterstützen, dass endlich auch die ÖBB diese Wettbewerbsfähigkeit erlangt, die in den vergangenen Jahren von sozialistischen Verkehrsministern nicht erzielt worden ist, sodass wir sie in Zukunft auch bekommen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Trammer. Ich erteile es ihr.

GRin Heike Trammer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Nachdem der Herr Stadtrat, denke ich mir, bereits sein Schlusswort gesprochen hat und vielleicht einen Termin im Buffet hat - ich wünsche Ihnen guten Appetit! Kollege Schieder ist auch noch dran, ich weiß aber nicht, was Kollege Schieder dann noch zusätzlich zu Ihrer Rede sagen kann. Vielleicht kann er Ihren Beitrag noch toppen, lassen wir uns überraschen.

In der heutigen Debatte um den Masterplan Verkehr ist eingangs eines positiv zu erwähnen; da bin ich nicht ganz so böse wie vorhin mein Kollege Gerstl. Es sei positiv angemerkt, dass StR Schicker zumindest versucht hat, die durch seine Vorgänger verursachten stadt- und verkehrsplanerischen Probleme in einem Gesamtkonzept einer Lösung zuzuführen. Dass die Freiheitlichen diesem Masterplan aber nicht zustimmen können, liegt einerseits an der Art und Weise der Problembewältigung, andererseits an Detailvorstellungen, die wir nicht unterstützen können. Mein Kollege Dr Madejski hat die straßenbaulichen Maßnahmen im Masterplan bereits umfassend kritisiert. Ich möchte den Bereich Radverkehr genauer unter die Lupe nehmen.

Sehr geehrte Damen und Herren! Der Grundtenor des Masterplans ist eine Reduktion des motorisierten Individualverkehrs, insbesondere des Autoverkehrs, auf 25 Prozent, einerseits durch straßenbauliche Rückbaumaßnahmen, andererseits durch geplante Steuern, Tarife, Gebühren et cetera. Da seien auf Stadtebene die Verkehrserregerabgabe, die Verkehrsanschlussabgabe und die Erhöhung der Kurzparktarife erwähnt. Im Masterplan wird dies mit der harmlos klingenden Umschreibung "Lenkungsinstrumente" bezeichnet. Aber in Wahrheit ist es eine monetäre Bestrafung der Autofahrer, und die Einführung einer City-Maut hängt wie ein Damoklesschwert über Wien.

So wird - und da schlägt das im Jahr 2001 ausgepackelte rot-grüne Arbeitsübereinkommen voll durch - der Ausbau von Radwegen unverhältnismäßig stark forciert. (GR Mag Christoph Chorherr: Was heißt "unverhältnismäßig"?) So erfüllt die SPÖ brav das Parteiprogramm der GRÜNEN. Wen wundert es da noch, dass bislang 70 Prozent der Bezirksbudgets für straßenbauliche Maßnahmen, für die Errichtung von Radwegen, aber nur 30 Prozent für die Sicherheit der Fußgänger ausgegeben werden! Zwischen 1995 und 2001 wurde das Radverkehrsnetz in Wien bereits um 300 Kilometer erweitert; das ist die Strecke Wien - Klagenfurt. Bis zum Jahr 2008 sind allein für den weiteren Ausbau 30 Millionen EUR budgetiert.

Was Kollege Chorherr in seiner Brandrede fürs Radfahren nicht gesagt hat, ist, dass es trotz des regen Ausbaus des Radverkehrsnetzes - und das ergab die letzte Mobilitätserhebung - nur einen Radverkehrsanteil von 3 Prozent gegeben hat. Aber dennoch ist im Masterplan eine weitere Erhöhung auf 8 Prozent vorgesehen, nach dem Motto: Die GRÜNEN wünschen - Schicker radelt!

Obwohl man weiß, dass mit dem steigenden Radverkehr auch die Anzahl der Unfälle mit Personenschäden zugenommen hat, errichtet man hauptsächlich Mehrzweckstreifen anstelle von sicheren Radwegen. Weil man so auch dabei ist, ganz schnell einmal einen Mehrzweckstreifen zu errichten - da kommt dann ganz gerne mein Beispiel aus Floridsdorf -, teilt man mit einer weißen Linie die Fahrbahn ab, malt ein Radl darauf, und das ist dann ein Mehrzweckstreifen für Radfahrer. Dann kommt man aber im Nachhinein drauf: das war wahrscheinlich eh alles ein Blödsinn, was wir da gemacht haben!, und man lässt ein Schild anfertigen, auf dem dann steht: "Radweg ungültig", Klammer auf: "(170 Meter)". - Es lebe der Schildbürgerstreich und die Verschwendung von Steuergeldern!

Für ganz besonders gefährlich halte ich die im Masterplan vorgesehene Öffnung der Einbahnen sowie die Aufhebung der Benützungspflicht von Radwegen. Da gibt es ein Beispiel von der MA 46, danach hat der Radfahrer auf einem Mehrzweckstreifen eine Mindestbreite von 1,30 Meter übrig; auf schlappen 1,30 Metern kann er sich dann zwischen fahrenden Autos, parkenden Autos und Lastautos durchwursteln. Besonders arg wird es beim Radfahren gegen die Einbahnen, dort gibt es dann noch genau heiße 1,25 Meter, die für die Radfahrer übrig bleiben.

Ich zitiere aus dem Masterplan: "Sportliche Radfahrer sollen im Autoverkehr mitfahren, während langsame und ängstliche Radfahrer den Radweg benützen können." Zitat-Ende. - "Können", nicht "müssen"! Doch im Straßenverkehr, meine Damen und Herren, geht es um Gottes Willen nicht um Sportlichkeit, sondern dort geht es um Sicherheit und um die Kenntnis der StVO. (GR Mag Christoph Chorherr: Wieso ...?) Ja, das stimmt, Herr Chorherr! Ich bin auch Radfahrer, aber ich verstehe ... (GR Mag Christoph Chorherr: ... ob ich sportlich fahre!) Das kann ich zu meinem Freizeitvergnügen auch machen. Aber was jetzt mit den geplanten Maßnahmen im Autoverkehr passiert, ist gemeingefährlich, sonst gar nichts, auch für die Radfahrer! (Zwischenruf des GR Mag Christoph Chorherr.) 

Herr Chorherr! Nicht jeder, der ein Radl fährt, sich redlich auch von Müsli nährt. Es sind nicht nur die GRÜNEN, die das Radl benutzen, das macht auch jeder andere, und es wird wohl genehm sein, dass dabei eine Partei auf die Sicherheit der Radfahrer Bedacht nimmt und auf die Mängel, die dieser Masterplan aufweist, auch deutlich hinweist. (Beifall bei der FPÖ.) So mögen viele Radfahrer wohl sportlich sein, aber wenn sie nie einen Führerschein gemacht haben, kann man bei ihnen die Verkehrsregeln wohl auch nicht voraussetzen. Daher grenzt für mich - ich sage es noch einmal - diese im Masterplan geplante Maßnahme schon an Allgemeingefährdung. 

Leider trifft man auch immer wieder auf nicht entsprechend der StVO ausgestattete Fahrräder: keine Klingel, kein Licht; rücksichtloses, viel zu schnelles Fahren auf Mehrzweckstreifen, insbesondere auf Gehwegen. Ich danke meinem Kollegen Dr Madejski für den Hinweis auf die sehschwachen und blinden Menschen in unserer Stadt. All dies stellt, wie Sie wissen, ein großes Sicherheitsproblem dar, nämlich für die schwächsten Teilnehmer im Straßenverkehr: für die Fußgänger. Wie man auch weiß, ist die Donauinsel bereits zur Radrennstrecke mutiert. Kleine Kinder und Senioren, die die Wege zum Schwimmen kreuzen, leben besonders gefährlich. Ein weiterer Anschlag auf die Sicherheit der Fußgänger ist, denke ich, die geplante Querungsmöglichkeit beziehungsweise die Längsbefahrung für Radfahrer in Fußgängerzonen, ganz besonders für ältere Menschen, deren Reaktionsvermögen und deren Hörfähigkeit reduziert ist. 

Das Paradoxon an diesem Masterplan ist, dass Sie, Herr Stadtrat, indem Sie den radikalen Ausbau des Radverkehrs fördern, die Sicherheit aller am Straßenverkehr teilnehmenden Menschen extrem gefährden! Daher fordern wir Freiheitliche die größtmögliche Sicherheit für alle am Straßenverkehr teilnehmenden Personen. Da wären Lenkungsmaßnahmen wie zum Beispiel die Kennzeichenpflicht für Fahrräder besonders gefragt. (Beifall bei der FPÖ.)
Aber noch paradoxer ist die Tatsache, dass der Ausbau des Radwegenetzes den Umstieg vom Auto aufs Fahrrad erleichtern soll. Da rechnet man: weniger Autos ist gleich weniger CO2-Emission, weniger CO2-Emission ist gleich schnelleres Erreichen des KLiP. Okay, aber was plant Schicker andererseits anstelle einer Nordostumfahrung? - Eine innen liegende Bezirksdurchfahrung durch Donaustadt! Also wieder eine bewusste Anziehung des Verkehrs mit summa summarum, gering geschätzt, 58 000 Autos, die dann durch Donaustadt gondeln. Die Weiterführung der Hauptstraße B über die Wagramer Straße, über die Donaustadtstraße bringt auch nachgewiesenerweise wieder täglich 12 000 Autos mehr in den Bezirk. Spätestens da muss einem ja ein Licht aufgehen! Zumindest all denjenigen, die diesen Masterplan als die neue Verkehrs-Bibel ansehen, muss doch ein Licht aufgehen, dass ja das, was Sie dort planen, hinten und vorne logisch gar nicht zusammenpasst.

Jetzt noch ein Wort zur Finanzierung: Nur im dicht bebauten Stadtgebiet erweist sich das Fahrrad bei Wegen bis zu fünf Kilometern als Alternative zu motorisierten Verkehrsmitteln - so steht es im Masterplan -, und auch dann nur in der warmen Jahreszeit. Denn bei Kälte, Regen, Eis und Schnee, meine sehr geehrten Damen und Herren, also fast die Hälfte des Jahres, bleibt nämlich der Drahtesel und damit auch die Statistik im Keller. 

So ist wohl die geplante 30-Millionen-EUR-Investition mehr eine Fehlinvestition, basierend auf einer Milchmädchenrechnung - Förderung des Radverkehrs, koste es, was es wolle. Ich erinnere nur an die kläglich gescheiterte Viennabike-Aktion, Teil 1, da war man auch schnell ratlos und um eine Fehlinvestition reicher. So gibt es wahrscheinlich Tausende Beispiele von Fehlinvestitionen und von Steuergeldverschwendung in Wien. Macht ja nichts - so geht die Stadt Wien mal eben ganz schnell vom innerösterreichischen Stabilitätspakt ab, die diversen Wiener Fehlinvestitionen müssen ja irgendwo zu Buche schlagen!

Daher sagen wir nein zum Masterplan, obwohl er streckenweise gute Ansätze zeigt. Aber Ihr Rat, Herr Stadtrat, ist uns zu unsicher und zu teuer. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Schieder. Ich erteile es ihm.

GR Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Der Masterplan Verkehr 2003 soll die Richtungen festlegen, die die Wiener Verkehrspolitik in den nächsten ungefähr 20 Jahren, in den nächsten zwei Jahrzehnten gehen wird. Die Ausgangslage ist, dass Wien eine hohe Lebensqualität hat. Daher gilt es auch, diese Lebensqualität zu erhalten und die Zukunft zu antizipieren, das heißt die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandortes Wien im erweiterten Europa - es wird mit 1. Mai 2004 erweitert sein - zu sichern, überregionale Verkehrsströme zu lenken und damit zu bewältigen, eine optimale Einbindung Wiens in die Transeuropäischen Netze als Knoten zwischen Schiene, Luft, Straße und Wasser zu ermöglichen und im städtischen Bereich den Modal Split, die Aufteilung des Verkehrs auf die verschiedenen Fortbewegungs- und Mobilitätsarten, zu verbessern. Wien setzt als prosperierende Region vor allem auf die intelligente Mobilität in dem magischen Fünfeck von Nachhaltigkeit, Innovation, Kooperation, Akzeptanz und Effektivität. 

Ein Großteil der Punkte wurden schon von den Vorrednern, vor allem von den zwei sozialdemokratischen Vorrednern, ausreichend behandelt. Vielleicht zum Radverkehr noch folgende Anmerkung: Das Rad unterliegt in unserer Gesellschaft generell einem Bedeutungswandel. Es ist nach wie vor Freizeitinstrument - wenn ich nur an das Mountainbiking und so weiter denke -, aber es ist nicht mehr ausschließlich ein Sport- und Freizeitgerät, sondern es wandelt sich, in Wien vor allem innerhalb des Gürtels, auch zu einem Fortbewegungs- und gleichberechtigten Verkehrsmittel. Daher ist es richtig, dass man den Weg, der im letzten Jahr eingeschlagen wurde, nämlich den Radverkehr wieder zentral zu lenken, fortsetzt, um auch über das Netzlückenschluss-Programm und weitere Ausbauprojekte den Radverkehr und das Angebot an Radverkehrsanlagen zu verbessern, damit man bis 2008 mit rund 30 Millionen EUR den Radverkehrsanteil wird verdoppeln können. 

Der zweite wichtige Bereich bei einem sinnvollen, vor allem ökologisch sinnvollen Modal Split ist meiner Ansicht nach der öffentliche Verkehr. Hier muss uns bewusst sein, dass wir zwei verschiedene Zustände haben. Im städtischen Bereich, im Kernland Wien, funktioniert die Attraktivität des öffentlichen Verkehrs hervorragend, es wird laufend an der Attraktivierung gearbeitet, und diese schlägt sich auch beweisbar in den steigenden Fahrgastzahlen der Wiener Linien und in Wien nieder. Anders ist es in der Region und im Umland, dort stagniert leider Gottes die Entwicklung. Aber auf die Entwicklung im Umland sind wir als Wiener auch sehr stark angewiesen, wenn man an die großen Pendlerströme vor allem aus dem Süden, Westen und Norden in diese Stadt herein denkt. Hier geht leider nicht sehr viel voran, was die Errichtung von Park & Ride-Anlagen an den Schnellbahnstationen im Umland in der Ostregion betrifft, und hier passiert leider auch im S-Bahn- und Regionalzüge-Bereich viel zu wenig. 

Eine dringende Sache für den internationalen Standort Wien ist der Zentralbahnhof, der, wie er jetzt heißt, Bahnhof Wien-Europa-Mitte. Der Ausbau der U-Bahn und der Straßenbahn wurde ja schon erwähnt. Dem möchte ich nur einen Hinweis auf die Straßenbahn hinzufügen: Man kann kaum sagen, dass sie nun eine Renaissance erfährt, weil die Straßenbahn in Wien immer ein wichtiges Verkehrsmittel gewesen ist, aber man wird sich nun auch im Ausbaubereich wieder stärker dieses schienengebundenen Verkehrsmittels bedienen. 

Ein Bereich von größerer Dimension ist der generelle gesellschaftliche Umgang mit den integrierten Verkehrssystemen. Hier denke ich insbesondere an zwei Bereiche. Das eine ist, Wien verfügt im internationalen Vergleich über ein hervorragendes integriertes System des öffentlichen Verkehrwesens. Das schlägt sich nieder in steigender Effizienz, in steigenden Fahrgastzahlen und auch in einer steigenden Fahrgast-Kilometerzahl und Stationsanzahl. Es ist ein integriertes System aus U-Bahn-, Straßenbahn- und Fuß-Angebot. 

Nur muss man hier auch sagen, dass auf europäischer Ebene die Liberalisierung in diesem Bereich diskutiert wird. Dem müssen wir als Stadt Wien vehement entgegentreten, weil wir für die Wahlmöglichkeit der Kommunen zwischen direkter Leistungsvergabe und direkter Leistungserbringung eintreten, für den erfolgreichen Weg, den Wien seit Jahrzehnten selbst geht, und den Weg des kontrollierten Wettbewerbs. Wir sind nicht dafür, dass man einer Kommune und einer Region den einen oder anderen Weg vorschreibt, und wir sind nicht dafür, dass bestehende, existierende Systeme durch blindwütige Liberalisierungspolitik unnötig zerstört werden! (Beifall bei der SPÖ.) 

In diesem Zusammenhang sei auch der Grund erwähnt, warum das Buffet heute im Besprechungszimmer seinen Platz hat: In der Wappensaalgruppe findet die internationale Städtekonferenz LOGON statt, und dort hat gestern einer der Gastreferenten, nämlich der Europaabgeordnete Philippe Herzog - er ist der Berichterstatter zum Grünbuch Daseinsvorsorge - genau ebendiese Position vertreten. Hier zeigt sich außerdem, dass dies nicht nur für Wien gilt, sondern auch für viele andere Städte. Die Frankfurter Bürgermeisterin und Präsidentin des Deutschen Städtetages, Frau Roth - übrigens eine Christdemokratin -, vertritt zum Beispiel ebenfalls diese Meinung. 

Ein zweiter Punkt des gesellschaftlichen Umgangs mit den Verkehrssystemen ist der Umgang der österreichischen Bundesregierung mit den Österreichischen Bundesbahnen. Ich denke, es ist an einem Tag wie heute unbedingt notwendig, noch einmal zu unterstreichen, dass wir absolutes Verständnis für die Sorgen und Ängste der Bediensteten der Österreichischen Bundesbahnen haben und dass wir hier auch den Weg der Gewerkschaft der Eisenbahner vollinhaltlich unterstützen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Warum? - Es gab nämlich ein jahrelanges finanzielles Aushungern der Bahn, vor allem in der Ostregion. Ich denke nur daran, wo die Investitionen - wenn sie überhaupt geflossen sind - hingeflossen sind: Koralpe und andere sinnlose Projekte, aber nicht ins Kernland, wo die vielen Menschen sind. Eine Strategie, die hü-hott ist, vor und zurück, mit jährlichem Ministerwechsel, mit widersprüchlichen politischen Angaben und Aussagen, die es dann für ein Unternehmen nicht möglich machen, vernünftig zu wirtschaften, wenn man nicht weiß, was der Eigentümer will, und der Eigentümer einem im Halbjahresrhythmus immer wieder andere Vorgaben macht!

Es ist auch zu unterstreichen, dass die Österreichischen Bundesbahnen extrem wichtig für Wien und für die Ostregion sind. Es gilt aber auch, hier noch einmal zu erwähnen, dass, wenn über die Finanzierung der Bundesbahnen gesprochen wird, endlich auch einmal die Chancen-Gleichheit in der Finanzierung zwischen der Schiene und der Straße herzustellen ist. Solange hier eine Chancen-Ungleichheit herrscht, ist es extrem unfair, in diesem Zusammenhang über Finanzierungslöcher zu sprechen. 

Wofür wir vor allem eintreten, weil die Bundesbahn für Wien so wichtig ist, ist auch, dass es eine vernünftige Unternehmensstruktur gibt. Geeignet zu sein scheint mir ein Holding-Modell, das auch eine Zeit lang vorgeschlagen war, aber jetzt von Gorbach und Kukacka nicht herangezogen wird, nämlich ein Holding-Modell, das es ermöglicht, über Gesellschaften direkt einer zentralen Steuerungsfunktion nachzukommen und so wirtschaftliche und verkehrspolitische Entscheidungen auch für ein Unternehmen zu ermöglichen. Alle anderen Strukturen, die da vier, fünf Gesellschaften vorschlagen, in denen es keine Steuerungsfunktion gibt, dienen nicht einer verkehrspolitischen Offensive, sondern nur der Zerschlagung! Daher gefährdet der Gorbach-Kukacka-Zerschla-gungskurs auch die Chancen Wiens in verkehrspolitischer Hinsicht, nämlich sowohl im regionalen Nahverkehr als auch im Hinblick darauf, das Wien ein internationaler Knotenpunkt werden könnte. 

Ich habe in Erfahrung gebracht, dass es nach dem heutigen Vormittag wiederum ein Angebot zu politischen Gesprächen über die Bundesbahn gegeben hat. Ich hoffe, dass der zuständige Minister mit seinem zuständigen Staatssekretär diesem Angebot zu politischen Gesprächen auch nachkommen wird, weil es eben sinnvoll ist, die Zukunft des Verkehrsträgers Bahn zu sichern und von dem politischen Weg der blindwütigen Zerschlagung endlich abzugehen. 

Abschließend zurück zum Masterplan Verkehr in seinem Kernbereich: Ein eineinhalbjähriger, intensiver Diskussionsprozess liegt nun hinter uns. Ich möchte mich an dieser Stelle bei allen Expertinnen und Experten, die mitgearbeitet haben, bei den BürgerInnen in den Bezirken, bei den Bezirksvorstehern, bei ihnen allen für ihre Beteiligung bedanken, vor allem bei Frau Oblak von der MA 18, die leitend diese Aufgaben erfüllt hat. Es ist durchaus ein Produkt, das sich sehen lassen kann! (Beifall bei der SPÖ.)
Abschließend nochmals die Ziele in Kurzfassung: den motorisierten Individualverkehr bis 2020 auf rund 25 Prozent zu reduzieren; den Radverkehrsanteil bis 2020 auf 8 Prozent zu erhöhen; den öffentlichen Verkehrsanteil auf 40 Prozent zu erhöhen; den Fußgängeranteil in etwa gleich zu halten. Das ist das engagierte Ziel des Masterplans Verkehr. Es gibt dafür in Wien eine gute Ausgangslage, und es ist dies mit der modernen, intelligenten Mobilitätspolitik, die die Wiener Stadtregierung in diesem Bereich ermöglicht und fährt, durchaus ein erreichbares Ziel. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Herr Berichterstatter, Sie haben das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Paul Zimmermann: Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Nach einer mehr als dreistündigen Debatte ist das heutige Beschlussergebnis jenes eines Diskussionsprozesses von eineinhalb Jahren. Es wurde mit den Bürgerinnen und Bürgern, mit Experten, mit den Bezirken, mit den Fraktionen des Hauses intensiv diskutiert, ebenso in der Stadtentwicklungskommission und im zuständigen Gemeinderatsausschuss. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das Ergebnis ist respektabel, und es ist ein gutes. Ich ersuche Sie daher, dem Masterplan Verkehr 2003 Ihre Zustimmung zu geben. - Danke schön. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. - Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Diese Abstimmung wird gemäß den vorgehenden Organen getrennt durchgeführt. Wir haben insgesamt 18 Punkte, ich werde die einzelnen Punkte vorlesen, und wir werden versuchen, alles genau zu registrieren. (GR Dr Matthias Tschirf: Und eine Gesamt-Abstimmung!) Wenn wir alle 18 durch haben, haben wir etwas Gesamtes geschafft, denke ich. 

Als Erstes lasse ich über Punkt 1 abstimmen, das ist die Ausgangslage.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ angenommen.

Als 2. Punkt gelangt zur Abstimmung: Verkehrspolitisches Leitbild - Grundsätze und Ziele.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen von SPÖ, FPÖ und GRÜNEN angenommen. 

Wir stimmen ab über den 3. Punkt: Handlungsfeld Mobilität. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen von SPÖ und GRÜNEN angenommen. 

Wir stimmen ab über den 4. Punkt: Verkehrssicherheit.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig von allen Fraktionen angenommen. 

Wir stimmen ab über den 5. Punkt: Straßennetz und öffentlicher Raum.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der ÖVP, angenommen.

Wir stimmen ab über den 6. Punkt: Fußgängerverkehr.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig von allen Fraktionen angenommen.

Wir stimmen ab über den 7. Punkt: Radverkehr.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen von SPÖ und GRÜNEN angenommen. 

Wir stimmen ab über den 8. Punkt: Öffentlicher Verkehr.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der ÖVP, angenommen.

Wir stimmen ab über den 9. Punkt: Motorisierter Individualverkehr.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ angenommen. 

Wir stimmen ab über den 10. Punkt: Ruhender Verkehr.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls mit den Stimmen der SPÖ allein angenommen.

Wir stimmen ab über den 11. Punkt: Schifffahrt.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der GRÜNEN, angenommen. 

Wir stimmen ab über den 12. Punkt: Flugverkehr.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Wir stimmen ab über den 13. Punkt: Mobilitätsmanagement.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig von allen Fraktionen angenommen.

Wir stimmen ab über den 14. Punkt: Bewusstseinsbildung.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls einstimmig von allen Fraktionen angenommen.

Wir stimmen ab über den 15. Punkt: Lenkungsinstrumente.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen und der ÖVP, angenommen.

Wir stimmen ab über den 16. Punkt: Erfolgsmaßstäbe und Erfolgskontrolle.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen von SPÖ und GRÜNEN angenommen. 

Wir stimmen ab über den 17. Punkt: Wirkungen des Maßnahmenprogramms.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen von SPÖ, ÖVP und GRÜNEN angenommen. 

Wir stimmen ab über den 18. Punkt: Kosten und Prioritäten.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ angenommen.

Damit ist der Masterplan - mit Ausnahme von einigen Punkten, die einstimmig gewesen sind - mehrheitlich angenommen, und somit ist er wirksam.

Es liegt weiters ein Beschluss- und Resolutionsantrag der GRe Dr Tschirf und Mag Gerstl vor betreffend Schaffung einer Schiffverbindung entlang des Donaukanals. Hier wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 24 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument Nr. 7456 im 23. Bezirk, Katastralgemeinde Liesing. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn Dkfm Maurer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dkfm Dr Ernst Maurer: Das Stichwort ist "Brauerei Liesing". Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Ich darf die Debatte eröffnen.

Als Erster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Chorherr. - Bitte.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Wir kommen zu einem, glaube ich, durchaus bedeutsamen Widmungsprojekt im 23. Bezirk, das lange und intensiv diskutiert wurde. Es handelt sich um ein wichtiges Projekt, und wenn man sich das anschaut, dann kommt man zu einer ähnlichen Bewertung wie bei der Frage, ob ein Glas halb voll oder halb leer ist.

Um es gleich vorwegzunehmen: Viel hat nicht gefehlt - trotz vieler Kritik, die ich auch äußern möchte -, und wir hätten zugestimmt. Vieles spricht auch dafür. Ich werde auch begründen, warum dieses Projekt in vielerlei Hinsicht dort eine gute Entwicklung mit sich bringen kann. Leider war es in der letzten Runde ... (Die GRe Dr Matthias Tschirf, Mag Hilmar Kabas und Dr Herbert Madejski sprechen am Präsidium mit Vorsitzendem GR Rudolf Hundstorfer.) – Ich will die Herren da oben ja nicht stören! 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr GR Mag Chorherr, ist tue jetzt etwas, was ich sehr ungern tue. 

GR Mag Christoph Chorherr (fortsetzend): Nein, ich störe Sie nicht! 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Darf ich (GR Mag Christoph Chorherr – sich in Richtung Präsidium wendend -: ... mich umdrehen!) für drei Minuten die Sitzung unterbrechen?

GR Mag Christoph Chorherr (fortsetzend): Gerne!

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Darf ich dich auch bitten, hier herauf zu kommen?

GR Mag Christoph Chorherr (fortsetzend): Aha? – Nun, das kann ich schlecht gleichzeitig. (Heiterkeit.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich unterbreche für drei Minuten die Sitzung und ersuche dich, bitte, heraufzukommen, damit wir nicht unhöflich sind und dir nicht zuhören. (GR Mag Christoph Chorherr: Okay!) – Ich bitte darum.

(Die Sitzung wird um 15.02 Uhr unterbrochen und um 15.05 Uhr wieder aufgenommen.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke für die kurze Unterbrechung. Herr GR Mag Chorherr erhält jetzt natürlich bei seiner Redezeit ein Plus von 2 Minuten. - Bitte.

GR Mag Christoph Chorherr (fortsetzend): Ich hoffe nur, dass ich mich in Hinkunft nicht bei jeder Rede umdrehen muss, um zu schauen, was hinter mir passiert. Vielleicht können wir uns in der Präsidiale darauf einigen, dass hier beim Rednerpult ein Rückspiegel errichtet wird, damit man ungefähr mitkriegt, was hinter einem vorgeht. In der Politik soll man sich ja den Rücken freihalten!

Zurück zum wichtigen Projekt Brauerei Liesing. – Um die Geschichte kurz darzustellen: Ein Wettbewerbsergebnis, der sinnvolle Versuch, dort nicht irgendeine Betriebs- oder Geschäftswidmung zur Umnutzung des derzeitigen Areals durchzuführen, sondern eine Mischung aus Einkaufen, sehr qualitätsvollem Wohnen, meine ich, und Büro vorzusehen.

Nun hat natürlich jedes Neubauprojekt Anrainer nicht nur auf seiner Seite, und insofern begrüße ich es sehr, dass heute auch ein Antrag - ich glaube, vom Kollegen Deutsch - eingebracht wird, an dem wir - das kann ich ja sagen, das ist kein Geheimnis - maßgeblich mitgewirkt haben und der fast dazu geführt hätte, dass wir zustimmen. Ich will hier jetzt gar keine Geschichte erzählen, die nicht stimmt. Ich halte es für gut und vernünftig, dass im Zuge eines Großprojekts, der Errichtung des Neuprojekts Brauerei Liesing, der Liesinger Platz neu gestaltet wird. Es wäre ja der Treppenwitz der Geschichte, dass ein Milliardenprojekt im hinteren Bereich durchgeführt wird und im vorderen Bereich - jeder, der Liesing kennt, weiß es; ich sage es ganz höflich, um die Liesinger nicht zu beleidigen - die Platzgestaltung verbesserungswürdig ist. Man könnte es auch anders ausdrücken, woran einen der Charme dieses Platzes erinnert. Ich tue das jetzt nicht, denn sonst handle ich mir möglicherweise den Vorwurf der Missachtung eines Bezirksteiles ein.

Es handelt sich hier also um einen guten Vorschlag. Es steht auch sehr präzise drinnen, dass ein Wettbewerb ausgeschrieben werden kann. So umstritten auch ein Projekt wie der Schwarzenbergplatz ist, es gibt auch andere Plätze, die vielleicht nicht so sehr im Zentrum liegen, aber von genau der gleichen Wichtigkeit sind! 

Hier muss die FPÖ nur aufpassen, ob sie da wirklich zustimmen kann: Ich muss Sie, meine Damen und Herren von der FPÖ, nämlich darauf aufmerksam machen, dass im Antrag auch steht: "Lückenschluss im übergeordneten Radwegenetz". Vielleicht führt das dazu, dass Sie den Antrag ablehnen, denn ich habe ja gemerkt, dass die FPÖ, kaum hört sie "Fahrrad", geradezu wie von der Tarantel gestochen dagegen redet. Ich finde das ja amüsant. Also ich will Sie, meine Damen und Herren von der FPÖ, nur darauf aufmerksam machen – fair, wie ich bin -: Wir stimmen hier auch über einen Radweg ab! Also bitte noch zu überlegen, ob man hier wirklich zustimmt! (GR Dr Herbert Madejski: ... nicht gegen alle!) 

Es geht auch um die Attraktivierung der Nahversorgung. Das ist vernünftig.

Ein weiterer Bereich, der, glaube ich, eine Selbstverständlichkeit sein sollte, betrifft eine scheinbare bürokratische Maßnahme, die auch in diesem Antrag enthalten ist, dass nämlich dort ein Gebietsmanagement eingerichtet wird. Worum geht es bei dieser Sache? - Da bitte ich Sie wirklich, meine Damen und Herren: Schauen Sie sich große Stadtentwicklungsprojekte an, die jetzt fertig gestellt werden! 

Ich nenne Ihnen ein abschreckendes Beispiel. - Ich muss jetzt einen konkreten Bezirk nennen, denn anschauen kann man sich nur etwas, was in einem Bezirk liegt. Schauen Sie sich, meine Damen und Herren, den jetzt fertig gestellten Neubau im Bereich der Tokiostraße an! Schauen Sie sich dort den Freiraum und die Freiraumqualität an! - Ich frage mich, wie so etwas im Jahr 2003 möglich ist! Ich hatte eine Diskussion bei StR Schicker für die Zeitung "Falter", wo auch er meiner Ansicht, dass dort ein Mindestniveau von Stadtentwicklung deutlich unterschritten wurde, nicht widersprechen konnte. 

Warum sage ich das in diesem Zusammenhang? - Zum Beispiel deswegen, weil beim Freiraum immer das überbleibt, was an Geld übrig ist und wofür keiner zuständig ist. Und ein Gebietsmanagement soll sicherstellen, dass es jemanden gibt, der sich im Sinne der Öffentlichkeit, im Sinne der Stadt darum kümmert, dass Dinge, die in Wettbewerben als vorrangig bezeichnet werden, die sich aber gar nicht so leicht einzelnen Bauplätzen zuordnen lassen, dass also diese übergeordneten Ziele auch eingehalten werden. Das sollte eigentlich überall eine Selbstverständlichkeit sein. Ich verstehe nicht ganz, warum man das immer wieder anregen muss. Wenn es dabei um eine Frage der Finanzierung geht, so denke ich doch, dass bei einem Projekt der Größenordnung der Brauerei Liesing eine Person, die nur dafür zuständig ist, dafür zu sorgen, dass das, was man sich ausmacht, auch tatsächlich durch alle Instanzen durchgetragen wird, ein selbstverständlicher und wichtiger Punkt ist. 

Ich lese hier jetzt gar nicht alles im Detail vor. Ich glaube, die Verantwortung dafür, dass dann bei der Umsetzung jene Selbstverständlichkeiten wie ökologisches Bauen, Energiequalität und so weiter auch tatsächlich realisiert werden, liegt zum Teil bei StR Faymann. Ich hoffe, dass das, was diesbezüglich beschlossen wurde, dort, wo er für die Bauträgerwettbewerbe verantwortlich ist, auch umgesetzt wird.

Warum stimmen wir jetzt nicht zu, wenn doch vieles positiv ist? - Ich sage es Ihnen ganz klar: Es geht ausschließlich oder zumindest prioritär – es gibt daneben noch viele Kleinigkeiten - um die Frage des Verkehrs. Es gibt auch ein Verkehrsgutachten vom Kollegen Rosinak, das zeigt, dass es mit diesem Projekt an der zentralen Kreuzung zu einer Überlastung kommt, wobei auch etliche Busse im Stau stehen werden. 

Jetzt gab es vor allem von Bürgerinitiativen den Vorschlag, die gesamte Kubatur zu reduzieren. Es leuchtet oder leuchtete mir durchaus ein, dass man - realpolitisch gesprochen - bei einer Geschlossflächendichte, die dort bei rund eins liegt, nicht von einer übermäßigen Dichte sprechen kann. Klar: Wenn ich Anrainer bin und prinzipiell damit rechne, dass dort jetzt nur Reihenhäuser gebaut werden, dann ist das in der Tat als urban und dicht einzustufen. Aus meiner Sicht ist es aber sinnvoll, dass das in dieser Form entwickelt wird. 

Ich finde es aber fatal und schade, dass man sehenden Auges eine Widmung macht, die nicht die Chance nutzt, verbindlich einen gewissen Modal Split vorzugeben, indem man an diesem Standort zum Beispiel, so wie im 21. Bezirk - wo der Standort, unmittelbar an einer U-Bahn, auch nicht so optimal ist -, ein autofreies Wohnprojekt macht. Ich darf nur auf die Zwischenbilanz dieses Wohnprojekts verweisen: Momentan gibt es in der autofreien Siedlung im 21. Bezirk Wartelisten für jene, die dort einziehen wollen - nicht, weil die Leute so gierig darauf sind, ohne Auto zu leben, sondern weil dort die Gelder aus dem Garagenbau genommen wurden und in Qualitäten gesteckt wurden - wie Freiflächen, Sauna, Dach, Kinderbetreuung -, die dringend gesucht werden. Das ist der Schmäh! Das ist also nicht ein hirnverbranntes Anti-Auto-Projekt, sondern man kann auf diese Art und Weise Qualitäten realisieren. 

Das haben wir hier vorgeschlagen, und das hätte ermöglicht, dass wir auch in der Nachmittagsspitze einen Modal Split gehabt hätten, der nicht zu einer Überlastung geführt hätte. Vor allem die Bezirkspolitiker – ich schaue jetzt in die Richtung des Kollegen Deutsch, aber auch des Kollegen Faymann, die durchaus das eine oder andere mit dem 23. Bezirk zu tun haben - werden den Anrainern erklären müssen, wenn es nachher zu dem vorhergesagten Kollaps und Stau an der besagten Kreuzung kommt, wie sie diese Art der Widmung vornehmen konnten. 

Das ist also der entscheidende Punkt. Es ist schade, dass man bei einem Projekt, das in Summe durchaus positive Auswirkungen hat, nicht den Mut hat, den letzten Schritt zu gehen, der wirklich für eine breitere Akzeptanz erforderlich ist. Dass es im letzten Moment noch zu einigen Veränderungen gekommen ist, was Abtreppungen hin zum Aquädukt und die Durchgänglichkeit dieses schönen Waldes betrifft, sehen wir durchaus als positiv. 

Wir stimmen deswegen - na "überraschend", wenn ich als Antragsteller mit daraufstehe! - diesem Antrag auf Verbesserung zu. 

Ich bedauere noch einmal, dass es nicht zur großen Verkehrslösung gekommen ist, sodass es uns nicht möglich ist, der Flächenwidmung zuzustimmen. Ich hoffe aber trotzdem, dass das Projekt eine Chance für den Bezirk ist, dass die Platzgestaltung umgesetzt wird und dass bei der Vergabe an die Bauträger die Gesamtkosten nicht ausschließlich die Mieter zahlen - das ist vielleicht auch noch ein Punkt, über den diskutiert werden sollte. Hier wurden dem Grundstückseigner eine Reihe von Kosten überbunden. Das halte ich für vernünftig. Es soll aber nicht dazu führen, dass dann diejenigen, die dort einziehen, die Rechnung zahlen. So ist Widmungsgewinn nicht zu verstehen. 

Zusammengefasst - ich brauche jetzt also die Überzeit nicht -: Wir werden dem Resolutionsantrag gerne zustimmen. Leider können wir der Flächenwidmung nicht zustimmen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Als Nächste spricht Frau StRin Dipl Ing Dr Rothauer. - Bitte.

StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist in der Tat ein bemerkenswertes Projekt, für das wir heute die Widmung beschließen: bemerkenswert im Hinblick auf die Architektur, die hier realisiert werden soll - es hat ja vorweg einen Architektenwettbewerb beziehungsweise ein Ausschreibungsverfahren gegeben -, bemerkenswert aber auch im Hinblick auf die Nutzungen, die hier dazukommen. Es handelt sich bei diesem Projekt also insgesamt um eine eindeutige und unbestreitbare Attraktivitätssteigerung des Liesinger Zentrums. 

Natürlich gibt es, wenn man Projekte in dieser Größenordnung realisiert, auch Ängste und Bedenken, subjektive Ängste und berechtigte Bedenken, und das hat auch dazu geführt, dass meine Fraktion in der Bezirksvertretung in diesem Fall dem Flächenwidmungs- und Bebauungsplan nicht zugestimmt hat. 

Begründung: Erstens einmal bestand Furcht vor der Vernichtung oder zumindest vor der Gefährdung der bestehenden Nahversorgung, denn es handelt sich ja immerhin um ein großes Einkaufszentrum, das dort untergebracht werden soll, und zweitens bestanden natürlich auch Bedenken hinsichtlich der Verkehrserregung und der Verkehrsbewältigung. Diese Bedenken waren nicht nur politischer Natur, sie wurden auch in Verkehrsgutachten bestätigt. Kollege Chorherr hat es schon erwähnt: Auch der Verkehrsplaner Rosinak hat bestätigt, dass die Verkehrssituation kritisch zu beurteilen ist, und hat sogar explizit angeführt, dass es zur Nachmittagsspitze, wie Herr Kollege Chorherr erwähnt hat, mit dem aus Richtung Stadt kommenden Verkehr bei den Rechtsabbiegern einen Stau geben könnte oder wahrscheinlich geben wird.

Gut, wir haben daher auch im Ausschuss und im Stadtsenat nicht zugestimmt, allerdings schon im Hinblick darauf beziehungsweise mit der Bemerkung, dass wir unser Stimmverhalten unter Umständen ändern können, jedenfalls aber überprüfen werden, wenn es zu einem gemeinsamen Antrag kommt, der einige oder fast alle dieser Bedenken auszuräumen imstande ist. 

Es ist also meine Fraktion auch Mitantragsteller. Ich will jetzt den Antrag, von dem Kollege Chorherr ja ohnedies einige Punkte eingehend behandelt hat, nicht noch einmal explizit erläutern. Ich möchte nur auf zwei wichtige Punkte eingehen, und zwar deshalb, weil sie die Begründung dafür sind, dass wir jetzt sowohl dem Flächenwidmungsplan - und damit dem Projekt - als auch dem Antrag zustimmen: Das ist der Umstand, dass die Erhöhung der Attraktivität des Liesinger Platzes in diesem Antrag sehr ausführlich behandelt ist, und zwar inklusive der Attraktivitätssteigerung der vorhandenen Nahversorgung, wobei schon eine Verbesserung - aus unserer Sicht - im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan Platz gegriffen hat, nämlich durch die Tatsache, dass die Lebensmittelflächen in diesem Einkaufszentrum von ursprünglich vorgesehenen 6 000 Quadratmetern auf 4 000 Quadratmeter reduziert wurden. 

Ein kleiner Wermutstropfen ist noch geblieben – diesen Punkt konnten wir im Antrag nicht unterbringen -, und zwar die Situation auf der Brücke, auf der Überführung der Bahn im Zuge der Breitenfurter Straße. Das ist ein Schwachpunkt, heute schon. Die Brücke ist in einem nicht sehr guten Zustand. Verkehrstechnisch kann sie auch nicht das leisten, was sie jetzt leisten sollte und natürlich in Zukunft wird leisten müssen. Ich habe jetzt versucht, das hineinzuverhandeln. Man hat mir glaubhaft versichert, dass dieser Versuch schon öfters unternommen worden ist. Das ist nämlich eine ÖBB-Brücke, und darüber kann die Stadt Wien daher nicht so ohne weiteres befinden. 

Da die positiven Elemente in diesem Antrag weit überwiegen, gehen wir hier gerne mit, und ich deponiere in diesem Zusammenhang hier die Bitte oder das Ersuchen, bei der Ausführung des Projekts darauf zu achten, dass man dem Ziel der Brückensanierung beziehungsweise -verbesserung oder überhaupt der Verbesserung dieser Verkehrssituation besonderes Augenmerk schenkt und zumindest verkehrstechnisch im Zuge der Realisierung alle Maßnahmen ergreift, die eine Verbesserung bringen können.

Wir stimmen daher dem Antrag - nona, wir sind schließlich Mitantragsteller - und dem Flächenwidmungs- und Bebauungsplan zu. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Reinberger. - Bitte.

GRin Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

"Sie wünschen - wir widmen." - Unter diesem Titel hat mein Kollege Dr Serles seinen Eindruck über die Vorgangsweise bei bestimmten Flächenwidmungen im Süden Wiens in der Vergangenheit zusammengefasst. Das Kontrollamt hat geprüft, es hat in der Folge dann ein Untersuchungsausschuss stattgefunden, und es zeigte sich doch, dass einige Großinvestoren beziehungsweise Grundstückseigentümer Wünsche äußern durften und dass diesen nachgekommen wurde. Anrainer und andere Betroffene durften Bedenken äußern; diese sind aber leider weitgehend übergangen worden. Auch übergeordnete politische Ziele wurden ganz einfach ins Out gestellt, zum Beispiel Stadtentwicklungspläne, Grünraumkonzepte, wenn sie nicht ins Konzept gepasst haben. 

Herr StR Schicker hat in der Untersuchungskommission und auch in der Folge Besserung und mehr Transparenz versprochen, und so bietet dieser heute diskutierte Fall natürlich die Möglichkeit zu sehen, inwieweit die Versprechen eingehalten worden sind. Man kann sich daher mit Spannung die Umsetzung bei den Brauereigründen in Liesing ansehen: Ist dies ein weiterer Fall von Bevorzugung eines Einzelinteresses vor den Interessen der Bevölkerung - oder ist es diesmal besser geworden? 

Das Areal war bisher aus zwei Gründen sehr bemerkenswert: zum einen durch den weithin sichtbaren hohen Turm und zum anderen durch die großen Grünflächen und Bäume. Irgendwie ist dieses Areal in den letzten Jahren, wo an diesem Standort wenig Betrieb war, so etwas wie die grüne Lunge des Bezirkszentrums geworden. Wie gesagt, es gibt an diesem Standort schon länger keine Produktion, es gab daher auch keinen großen Zubringer- und Abfuhrverkehr. Es war ganz einfach schön, dort in der Umgebung spazieren zu gehen. 

Nun, der Eigentümer plant einen Nutzungswechsel - das ist natürlich sein gutes Recht -: Wohnungen, Geschäfte, Büros und Freizeiteinrichtungen sollen gebaut werden, und dagegen ist auch grundsätzlich gar nichts einzuwenden. 

Nun ein näherer Blick auf die Umsetzung: Der Eigentümer hat Pläne vorgelegt – sehr interessante, von renommierten Architekten geplante Objekte - und hat in der Diskussion auch bereits festgelegt, über 100 000 Quadratmeter Bruttogeschossfläche müssten es schon sein, denn darunter sei es ganz einfach für den Eigentümer nicht interessant. Also Einkaufszentrum, Büros, Freizeiteinrichtungen und etwa 600 Wohnungen mit entsprechenden Parkplätzen dazu - das alles mit dem Liesinger Platz, das alles entlang der Breitenfurter Straße, also in einer Umgebung, wie wir heute schon gehört haben - da sind wir uns sicher alle einig -, wo schon jetzt zu Spitzenzeiten die Breitenfurter Straße hoffnungslos im Verkehr erstickt. Jetzt sollen auch noch Garagenausfahrten in die Rudolf-Waisenhorn-Gasse kommen. Das heißt, damit wird auch noch Verkehr in eine Umgebung gebracht, die bisher sehr ruhig und verkehrsberuhigt war. Es werden also zusätzliche Autokolonnen täglich durch 30-km/h-Zonen, an Schulen vorbei und durch bisher ruhiges Wohngebiet ihren Weg in Richtung Zentrum suchen. 

Trotz all dieser Konsequenzen haben es die Verantwortlichen dieser Stadt, nämlich StR Schicker, BV Wurm und die zuständige MA 21 unterlassen, ein großräumiges und umfassendes Verkehrskonzept dazu zu erstellen. Vielmehr hat man versucht, der Bevölkerung weiszumachen, dass es zu gar keiner zusätzlichen Belastung kommen wird. Es war die Rede von zwei zusätzlichen Kreuzungen für die bessere Erschließung der Wohn- und Einkaufsbereiche. Man hat auch versprochen, in der Rudolf-Waisenhorn-Gasse würden verkehrsberuhigende und verkehrsorganisatorische Maßnahmen kommen. Es hieß mit einem Wort: Wenn das alles kommt, dann hat das alles seine Ordnung, und es ist überhaupt nicht so schlimm. 

In Wirklichkeit ist das die pure Verhöhnung, denn in Wahrheit sieht es so aus, dass jedes zusätzliche Auto in diesem Areal, jede weitere Kreuzung, jede weitere Ampel noch größeres Verkehrsaufkommen und ein größeres Verkehrschaos verursachen wird als bisher. Und, wie gesagt, die Rudolf-Waisenhorn-Gasse und ihre Umgebung waren bisher verkehrsruhige Zonen. Also es kommt jetzt Verkehr dazu, den wir dann zusätzlich wieder beruhigen müssen. Es jetzt sozusagen als einen Gewinn zu versprechen, dass dort dann verkehrsberuhigende Maßnahmen kommen, scheint mir schon ein bisschen ein dickes Ei zu sein. 

Die Folgen sind also: Die Realisierung eines derart umfangreichen Großvorhabens ohne ein umfassendes Verkehrskonzept verschlechtert die Situation für einen nicht unerheblichen Teil der Bevölkerung in diesem Bezirksteil, und zwar durch zusätzliche Verkehrsstaus. Das heißt: steigende Lärmbelästigung, steigende Luftverschmutzung und ein massives Sinken der Lebensqualität für die im Umfeld lebenden Menschen. 

Neues und Besseres hinsichtlich der Lebensqualität hat uns die SPÖ versprochen: mit dem öffentlich zugänglichen Grünraum, wie sie sagt. Denn bisher war dieser ja der Öffentlichkeit nicht zugänglich: Man konnte rundherum spazieren gehen, aber man konnte natürlich nicht in das Grünareal, das ist schon richtig. In Zukunft wird ein Teil für die Öffentlichkeit zugänglich und kann dadurch noch mehr genossen werden. 

Ob dadurch jetzt wirklich ein neues Naherholungsgebiet geschaffen wird oder nicht, das hält sich auch in gewisser Weise die Waage. Tatsache ist nämlich, dass dieses Riesenprojekt auch einiges konterkariert, was die Grünlanddeklaration für die Umgebung des Liesingbaches betrifft. Denn zuerst hat man die Revitalisierung der Liesing forciert und hat den Liesingbach als Naherholungsgebiet angepriesen. Und jetzt hat man sozusagen vor diesem Naherholungsgebiet eine nahezu 400 Meter lange, einige Meter über das Aquädukt hinaus gehende "Schlange", also diesen langen Monsterbau - und dahinter, oder im Schatten dessen, könne man dann im Naherholungsgebiet spazieren gehen. - Das ist meiner Meinung nach schon ein bisschen eine Fehlinformation.

Zum Thema Fehlinformation, und weil das Wort "Aquädukt" da auch dazugehört: Man hat die Bürger informiert, man hat Einsicht gegeben in Unterlagen, und man hat auch ein Modell errichtet. Doch dann hat sich gezeigt, dass das Modell ein kleines Gebrechen hat, dass leider etwas passiert ist, eine kleine Panne: Im Modell wirkt nämlich die "Schlange", also dieses lange Gebäude, etwa so hoch wie das Aquädukt. Nun ist aber das Aquädukt der einzige wirkliche Bezugspunkt und Vergleichspunkt für die Bevölkerung, denn die Angaben in den Plänen von so und so vielen Metern über Wiener Null sind für den Laien sehr schwer vorstellbar. Also welches Bild macht sich jetzt die Bevölkerung? - Sie sagt: Aha, so hoch ist das Aquädukt, und etwa so hoch werden dann die Häuser sein. - Nur: Es stimmt eben leider nicht! Bei Nachfrage, also wenn man die Fachleute dann dort bei dieser Besichtigung gefragt hat, hat sich herausgestellt, dass da eben diese Panne passiert ist und dass das Aquädukt leider in dem Modell ein bisschen zu hoch geraten ist. Das heißt, in Wirklichkeit wird die "Schlange" im Schnitt um drei Stockwerke höher sein als das Aquädukt.

Nun sage ich: Pannen können passieren. Nur: Wäre es nicht fairer und offener gewesen, in dem Modell darauf hinzuweisen, dass es sich hier um ein Missverständnis handelt? - Irgendwo fragt man sich dann, ob das wirklich nur ein Zufall ist. Ein Schelm, der Böses dabei denkt!, aber wie gesagt: Ehrlicher wäre es gewesen, gleich darauf hinzuweisen. Aber vielleicht hat man damals auch Angst gehabt, dass die Bevölkerung gegen dieses Projekt Sturm laufen würde. Der Herr Bezirksvorsteher hat ja bei allen Veranstaltungen gesagt, dass die Bevölkerung ganz begeistert ist. - Also wir haben anderes gehört, so ganz stimmt das nicht. Ein bisschen hat er auch Informationen gegeben, die ich auch nicht so ganz für glaubwürdig halte. Der Herr Bezirksvorsteher hat beispielsweise in der Sitzung der Bezirksvertretung erklärt, man würde mit diesem Projekt ohnehin noch gut fahren, denn theoretisch hätte der Eigentümer auch die Möglichkeit, dort einen Industriebetrieb zu errichten, und so sei diese Variante die weitaus harmlosere. 

Jetzt denke ich: Wenn es so ohne weiteres möglich gewesen wäre, dort große Industriebetriebe anzusiedeln oder zu errichten, und wenn es das bessere Geschäft für den Eigentümer gewesen wäre, dann hätte er sich ein lukratives Geschäft sicherlich nicht entgehen lassen. 

Viele Bewohnerinnen und Bewohner haben daher berechtigte Einwendungen gegen das Projekt gehabt. Leider hat der Großteil von ihnen keinen Anrainerstatus, weil eben die Breitenfurter Straße zwischen ihnen und dem Brauerei-Areal liegt, also jene Straße, auf der sich der zusätzliche Verkehr abspielen wird, jener zusätzliche Verkehr, der die zusätzliche Luftverschmutzung und den weiteren Lärm verursacht, und zwar jenen Lärm, der genau an dieser 400 Meter langen und sehr hohen "Schlange", an diesem Wohngebäude, reflektiert und daher zusätzlich verstärkt wird.

Die betroffenen Bürger haben daher ein umfassendes Verkehrskonzept urgiert. Es kam leider nicht. Und sie haben lärmdämmende Maßnahmen urgiert, wie schallschluckende Fassadengestaltung, schallschluckende Straßenbeläge. Aber nichts dergleichen wurde verpflichtend vorgeschrieben. Einzig die Vorsorge für die Erhaltung beziehungsweise Neupflanzung von Baumreihen wurde in die Flächenwidmungs- und Bebauungsbestimmungen aufgenommen. Jedoch kann das auch nicht sehr genau geregelt sein; das heißt, wie viele Bäume in welchem Alter, welcher Art dann zu pflanzen sind, ist nicht geregelt - kann auch nicht geregelt sein, das ist mir schon klar. Das bleibt dann dem Bauwerber und dem Bezirk überlassen. Ob es als wirkungsvoller Lärmschutz ausreichen wird, das mag ich bezweifeln.

Es war also bis dahin für die Liesinger Bevölkerung eine äußerst unbefriedigende Situation, und ich denke, dass das auch die SPÖ erkannt hat. Fünf Minuten vor zwölf, sage ich, wurde erkannt, dass da doch noch einiges offen ist. Es ist ein Beschlussantrag verfasst worden; er soll jetzt retten, was noch zu retten ist - wenn es noch zu retten ist. 

Wir tragen diesen Beschluss- und Resolutionsantrag gerne mit, weil er auch aus unserer Sicht einige wichtige Punkte beinhaltet, zum Beispiel, wie schon gesagt wurde, eine neue Definition der Funktion und Nutzung des Liesinger Platzes, die Schaffung eines neuen Bezirkszentrums mit mehr Charakter, mit mehr Charisma, eine attraktivere Gestaltung des öffentlichen Raums. All das sind Dinge, die wir schon lange gefordert haben, die wir voll mittragen. Auch das Gebietsmanagement wurde in der Sitzung der Bezirksvertretung meines Wissens einstimmig beschlossen. 

Inwieweit jetzt viele Punkte dieses Antrags, die wir mittragen und mitgefordert haben, auch umsetzbar sind, ist eine andere Frage. Ich meine, man hätte zum Beispiel die Erhaltung der historischen Verwaltungsgebäude und des Brauereimuseums in die Flächenwidmungsbestimmungen selbst hineinnehmen sollen. Ich weiß auch nicht, inwieweit rechtlich durchsetzbar ist, wenn wir in diesem Beschlussantrag jetzt fordern, dass der Liegenschaftseigentümer beauftragt wird, einen Auftrag für die generelle Planung für die Grünanlagen und so weiter zu geben. Ich hoffe, es gelingt. 

Was natürlich fehlt, ist - auch das ist schon gesagt worden - das großräumige Verkehrskonzept. Es fehlen die Lärmschutzmaßnahmen; es sollte dann auch Messungen des Lärmpegels geben. 

Ich hoffe sehr, dass dieser Antrag vollinhaltlich umgesetzt werden kann, dass er nicht nur zu einem Versuch oder zu einer optischen Kosmetik zur Beruhigung der Bevölkerung verkommt und dass eine rechtliche Bindung des Eigentümers nach Beschluss des Flächenwidmungsplans auch noch möglich sein wird. Deshalb tragen wir, wie gesagt, diesen Antrag mit. Wir sind voll der Hoffnung, dass dies alles gelingt. 

Zum Flächenwidmungsplan selbst: Es bleibt trotzdem ein bisschen das Gefühl, dass auch dieser Fall noch einer des "Sie wünschen - wir widmen" war. Die SPÖ hat hier ein Versprechen eingehalten, nämlich das dem Bauherrn gegenüber. Er erhält weitgehend die gewünschte Widmung, seinem Einzelinteresse wurde Rechnung getragen. Die SPÖ hat mit dem Flächenwidmungsplan die vitalen Interessen vieler Liesinger und Liesingerinnen auf Schutz und Berücksichtigung ihrer Lebensqualität dennoch missachtet. Deshalb wurde der Antrag notwendig, dessen Umsetzung noch offen ist. 

Wir Freiheitlichen werden natürlich dem Antrag, den wir ja mittragen, zustimmen. Wir werden aber der Flächenwidmung zugunsten eines Einzelnen, aber zu Lasten eines ganzen Bezirksteils und der dort lebenden Menschen nicht zustimmen. Wir hoffen, dass in Zukunft all diese für ein derartig großes Vorhaben notwendigen und relevanten Punkte schon im Vorfeld und im Flächenwidmungsplan geklärt werden und dass es dann keiner nachträglichen Anträge dazu bedarf. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als nächster Redner ist Herr GR Deutsch zum Wort gemeldet. – Bitte schön. 

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Festsetzung des Flächenwidmungs- und Bebauungsplans für das Gebiet zwischen der Breitenfurter Straße, dem Aquädukt der 1. Wiener Hochquellwasserleitung, der Rudolf-Waisenhorn-Gasse und der Schartlgasse betrifft fast ausschließlich das rund 10,3 Hektar große Areal der Liesinger Brauerei, die Ende 1999 stillgelegt wurde. 

Bereits am 29. April 1999 wurde vom Gemeinderat der Beschluss gefasst, nicht nur eine zeitlich begrenzte Bausperre zu verhängen, sondern auch Lösungsvorschläge für die weitere Nutzung dieses Geländes zu erarbeiten, nämlich mit dem Ziel, einerseits Flächen für den erforderlichen Wohnraum beziehungsweise auch für Arbeitsstätten zu schaffen, andererseits aber auch öffentlich zugängliche Freiflächen zu sichern und zu errichten.

Dieses Projekt beruht auf dem Ergebnis eines städtebaulichen Wettbewerbs aus dem Jahr 2000, aus dem die Architektengruppe Coop Himmelb(l)au als Sieger hervorgegangen ist. Zentrales Thema war von Anfang an natürlich auch die verkehrliche Verträglichkeit. Das heißt, das Projekt wurde bereits mit Auflagen zu einer Weiterbearbeitung ausgelobt. Nutzungsstrukturen wurden definiert, die immer wieder auf diese verkehrliche Verträglichkeit hin überprüft wurden, sodass letztendlich das Projekt mehrfach abgeändert wurde und anschließend die Grundlage für den Entwurf des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes, wie er uns heute hier vorliegt, geschaffen wurde.

Alleine aus dieser Überarbeitung resultierte eine Nutzflächenreduktion um rund 13 500 Quadratmeter, die vor allem die Büro-, Gewerbe- und Freizeitnutzungen sowie das Einkaufszentrum betraf. Von 120 000 Quadratmetern erfolgte eine Reduktion auf 105 000 Quadratmeter, um eben diese Verkehrszunahme zu verringern.

Die Wohnbebauung wurde auf Grund der vorhandenen beziehungsweise verfügbaren sozialen Infrastruktur mit 600 Wohneinheiten festgesetzt. Die Größe des Einkaufszentrums wurde reduziert, ebenso die Büroflächen. Das heißt, es kommen damit folgende Festsetzungen zur Beschlussfassung:

Es wird eine Bebauungszone an der Breitenfurter Straße für den Gewerbe- und Dienstleistungsbereich geschaffen.

Die Fläche der einkaufszentrumsrelevanten Räume wird auf insgesamt 15 000 Quadratmeter beschränkt, wobei höchstens 4 000 Quadratmeter davon als Einkaufszentrum für Lebens- und Genussmittel der Grundversorgung genutzt werden dürfen. Das heißt, auch hier ist es wiederum zu einer Reduktion von 6 000 auf 4 000 Quadratmeter gekommen. 

Die schlangenförmige Bebauung, in der überwiegend Wohnnutzung vorgesehen ist, erstreckt sich über das gesamte Plangebiet. Es ist aber auch eine Wohnbebauung, wie bereits festgestellt wurde, entlang der Rudolf-Waisenhorn-Gasse vorgesehen.

Weil Kollegin Reinberger auch die Bürgerinitiativen, die Forderungen von Anrainern angesprochen hat, möchte ich feststellen, dass vielen dieser Forderungen auch in der Überarbeitung des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes Rechnung getragen wurde. Eine ganz zentrale, wesentliche Forderung war, dass im Hinblick auf die Berücksichtigung des Erscheinungsbildes des Aquädukts, aber auch zur Wahrung der Privatsphäre der benachbarten Wohnhausanlagen der Hauptkörper dieses Projekts, die erwähnte "Schlange", im unteren Bereich um 20 Meter und im oberen Bereich um 50 Meter vom Aquädukt abgerückt wird. Allein auf Grund dieser Maßnahme gehen weitere 1 500 Quadratmeter Bruttogeschossfläche verloren, sodass es letztendlich zu einer Gesamtreduktion des Projekts auf 103 500 Quadrat-meter gekommen ist.

Mit der Widmung "Grünland – Schutzgebiet - Parkschutzgebiet" wird aber auch ein rund 4,1 Hektar großer Grünraum, der das Projekt in Längsrichtung durchzieht, gesichert und - mit einem Netz von öffentlichen Durchgängen - erstmals auch öffentlich zugänglich gemacht. 

Kollege Chorherr hat auch die Verkehrssituation im Speziellen im Bereich des Liesinger Platzes und auch die Verkehrsuntersuchungen angeführt. Dazu hat Rosinak festgestellt, dass es an der Kreuzung am Liesinger Platz im Bereich des Rechtsabbiegers in jedem Fall – egal, welches Projekt zur Realisierung kommt - in einigen Stunden, je nach Nutzungsvariante, zu einer rechnerischen Übersättigung gekommen ist, was aber nicht bedeutet - und dieser Teil der Untersuchung wurde nicht erwähnt -, dass diese rechnerische Sättigung nicht vertretbar wäre und darüber hinaus für viele Kreuzungsbereiche auch üblich ist.

Die Lärmuntersuchung, die Kollegin Reinberger angesprochen hat, zeigt ganz andere Ergebnisse, nämlich dass die aus dem zusätzlichen Verkehr, der sich durch die geplanten Nutzungen ergibt, resultierenden Pegelerhöhungen unter 1 dBA liegen, das heißt, eigentlich nicht wahrnehmbar sind und im Bereich der Messungenauigkeit liegen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit der vorliegenden Flächenwidmung werden folgende wesentliche Zielsetzungen erreicht: eine optische und funktionelle Aufwertung des Liesinger Bezirkszentrums, neue Naherholungsflächen durch die Öffnung der Wald- und Wiesenflächen, qualitativ hochwertige Wohnungen und neue Arbeitsplätze in unmittelbarer Nähe zum Verkehrsknotenpunkt Liesing, eine Verbesserung der Nahversorgung, eine Verbesserung der fußläufigen Verbindung. Aber letztendlich wird auch der gesamte Liesinger Platz in die Gesamtplanung einbezogen.

Derzeit wird bereits im östlichen Bereich mit der Errichtung der Park & Ride-Anlage zur Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur, aber auch mit der Neugestaltung des Busbahnhofes ein Teil neu gestaltet. Für den westlichen Teil beschließen wir heute den neuen Flächenwidmungs- und Bebauungsplan. Für den mittleren Bereich soll ein Gestaltungskonzept umgesetzt werden. 

Deshalb darf ich an dieser Stelle einen von allen vier Parteien getragenen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, den wir in den letzten Wochen und Monaten gemeinsam vorbereitet haben. Mit diesem Antrag sollen die für den Bezirk und die Stadt bedeutsamen und auch im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan definierten allgemeinen öffentlichen Interessen und Qualitätsansprüche ergänzend sichergestellt und die Mitsprache des Bezirks bei der Projektverwirklichung ermöglicht werden. Der Beschluss- und Resolutionsantrag lautet daher:

"Mit der neuen Flächenwidmung, MA 21B, Plannummer 7456, für die Liesinger Brauerei-Gründe wird auch eine optische und funktionelle Aufwertung des Bezirkszentrums Liesing erreicht. Die Interessen des Bezirks und die angestrebten Zielsetzungen sollen dabei sichergestellt werden. Dabei sollen mehrere Punkte berücksichtigt werden." - Ich muss sie jetzt nicht im Einzelnen verlesen; die Anträge liegen Ihnen ohnehin vor. Aber der zentrale Punkt dabei ist die Neugestaltung des Liesinger Platzes zwischen der Breitenfurter Straße und der Lehmanngasse in Abstimmung mit der Umsetzung des Projekts Brauerei Liesing. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Investor trägt dabei auch einen großen Teil der projektbezogenen Aufwendungen, wie zum Beispiel die technische und soziale Infrastruktur; einige Vorredner sind ja auch bereits darauf eingegangen. Es liegt auch ein diesbezügliches Schreiben vor, in dem mitgeteilt wird - ich zitiere -:

"Die in der Folge angeführten Infrastruktureinrichtungen beziehungsweise -Maßnahmen werden von uns im Zuge der Bautätigkeit auf unserem Areal übernommen und hiermit ausdrücklich zugesichert." - Ende des Zitats. Dies betrifft zum Beispiel die Errichtung eines Kindertagesheims mit sechs Gruppen samt Möblierung und Freianlage. Der bestehende Wald wird öffentlich durchgänglich gemacht. Die Wege werden naturnah ausgebaut und beleuchtet. Zusätzlich sollen ein Jugend- und Kinderspielplatz sowie viele weitere Punkte auch im Bereich der Verkehrsinfrastruktur umgesetzt werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Abschließend möchte ich noch darauf hinweisen, dass gerade bei diesem Projekt eine sehr umfassende Bürgerbeteiligung stattgefunden hat, und als Liesinger Mandatar möchte ich mich hier ganz herzlich bei StR Rudolf Schicker bedanken, der diese erweiterte Form der Bürgerbeteiligung nicht nur offensiv unterstützt, sondern auch vehement vorangetrieben hat, aber auch bei allen Institutionen, Organisationen und bei den Bürgern selbst, die an dieser Bürgerbeteiligung teilgenommen haben. Bereits wenige Wochen nach der Prämierung im Jänner 2001 hat ja eine öffentliche Projektpräsentation stattgefunden, wonach in der Folge dieses Projekt - ich habe bereits darauf hingewiesen - immer wieder überarbeitet und damit auch umgebungsverträglicher gemacht wurde. Es haben viele Gespräche auch mit Anrainern und Vertretern der Bürgerinitiative stattgefunden. In einer Ausstellung, die im April dieses Jahres eine Woche lang stattgefunden hat, haben mehr als tausend Besucher diese öffentliche Projektpräsentation in Anspruch genommen. Dass eine Präsentation im Internet stattgefunden hat, ist bereits selbstverständlich. Auch im Rahmen der öffentlichen Auflage war eine Planeinsicht möglich und die Möglichkeit der Stellungnahme auch vor Ort gegeben. Bei einem Expertengespräch, konnten sich interessierte Bürgerinnen und Bürger noch vor Ablauf der öffentlichen Auflage zu den Themen Planung, Architektur, Infrastruktur und Verkehr nicht nur informieren, sondern auch ihre Positionen einbringen. 

Das heißt, mit der nun vorliegenden Bebauungsstruktur, mit dem neuen Flächenwidmungs- und Bebauungsplan wurde versucht, diesen vielfältigen Zielvorgaben für einen neuen Stadtteil gerecht zu werden - von topografischen, architektonischen, städtebaulichen, wirtschaftlichen und widmungsrechtlichen Erfordernissen bis zum Planungskonsens in der Bevölkerung selbst. In diesem Sinne ersuche ich um Ihre Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Da dazu niemand mehr zum Wort gemeldet ist, erkläre ich die Debatte für geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat auf sein Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 24 in der vorliegenden Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der Freiheitlichen und der GRÜNEN, angenommen. 

Weiters liegt der bereits öfters zitierte von allen Parteien unterstützte Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend dieses Plandokument zur Abstimmung vor. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das kann ja nur einstimmig der Fall sein. - Es wäre ein Wunder, wenn es jetzt anders gewesen wäre.

Ich darf zu dem vorher behandelten Geschäftsstück, dem Masterplan, noch einmal festhalten: Der Masterplan ist in seiner Gesamtheit nur mit den Stimmen der SPÖ mehrstimmig angenommen. Die anderen Parteien haben hier nicht mitgestimmt.

Es gelangt nun die Postnummer 25 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7535 im 1. Bezirk, KatG Innere Stadt, und im 8. Bezirk, KatG Josefstadt. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Hora, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zu dem vorgelegten Aktstück. – Danke.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Als Erste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Unterreiner. – Bitte schön.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich melde mich diesmal als Mandatarin des 1. Bezirks zum Wort, obwohl sich meine Wortmeldung in dieser Funktion hier auch ein bisschen mit der Aufgabe einer Kulturpolitikerin vermischt. Es ist mir ein Bedürfnis, zu diesem Poststück etwas zu sagen, denn dieser erste Teil der Flächenwidmung – es gibt hier ja drei Plangebiete – soll jetzt beschlossen werden, und nachdem dieses Thema bei uns im 1. Bezirk sehr lange diskutiert worden ist, wäre es, so meine ich, wichtig, dass man auch hier im Gemeinderat die Pros und Kontras, die es in diesem Zusammenhang gibt, vorträgt. 

Nur damit Sie sich ungefähr vorstellen können, um welches Gebiet es sich hierbei handelt: Es geht um die Festsetzung des Flächenwidmungsplans - ich sage jetzt nicht alles ganz genau - Universitätsviertel, Dr.-Karl-Lueger-Ring, Freyung, Michaelerplatz, Stallburggasse, Albertina, Opernring, Museumsplatz. - Das ist also der erste Teil, der heute beschlossen werden soll. 

Wir haben es sehr gut gefunden - und es sind in diesem Zusammenhang einige Ziele diskutiert worden, die wir auch sehr löblich finden -, dass jetzt der ganze Flächenwidmungsplan auf einen Stand gebracht werden soll. Bei uns im 1. Bezirk wurde ja immer sehr viel über die Höhenentwicklung diskutiert, und diese wurde jetzt festgehalten. Das heißt, jedes einzelne Haus wurde abgemessen – das war eine unglaubliche Arbeit -, das wurde festgeschrieben, und man hat sich natürlich erhofft, dass man dadurch der massiven Höhenentwicklung, die in den letzten Jahren mitunter geplant war – wenn sie auch dann nicht immer zur Gänze in dieser Form umgesetzt wurde -, Einhalt gebieten kann. Man hat damit also - und wir hoffen auch, dass das in Zukunft der Fall sein wird - den Zielsetzungen des Denkmalschutzes entsprochen. Denn, wie Sie alle wissen, es haben sich ja nicht nur im 1. Bezirk, sondern vor allem um den 1. Bezirk herum immer wieder Architekten, die ein sehr ausgeprägtes Selbstbewusstsein haben, darum bemüht, eine unglaubliche Höhenentwicklung zu planen und umzusetzen. Ich möchte nicht immer wieder das Museumsquartier als Beispiel nennen, aber Sie alle können sich auch an das Projekt Wien-Mitte erinnern. Es gab aber auch einzelne Projekte im 1. Bezirk: So war zum Beispiel, wenn ich ein bisschen zurückgehe, das Hollein-Haus ein großes Diskussionsthema oder auch - viele können sich vielleicht noch daran erinnern - das Ronacher. Da hatte Coop Himmelblau noch vor Jahren geplant, dieses wunderschöne Theater zu einer unglaublichen Theatermaschine mit monströsen Dachaufbauten zu machen - Gott sei Dank wurde das nicht umgesetzt. Man könnte hiezu viele Beispiele nennen. So diskutieren wir etwa jetzt auch über den Umbau der Albertina: Hier hat ein Architektenteam großartige Arbeit geleistet, und ganz zum Schluss wurde noch Hollein hinzugezogen. Und was ist passiert? - Leider, wie immer, wenn Hollein hinzugezogen wird, wurde selbstverständlich die Bausubstanz nicht geachtet - so wie man das eigentlich erwarten könnte -, und es wurden Bullaugen hineingesetzt, es wurde eine Rolltreppe direkt neben dem Danubius-Brunnen in diese wunderschönen Bauten hineingepflanzt. Auch dieses Flugdach wird jetzt diskutiert. - Ich muss hier nicht auf all diese Details eingehen. Auf jeden Fall war die Gefahr der Höhenentwicklung und der bewussten Zerstörung des Kulturerbes im 1. Bezirk immer wieder gegeben. Die Begehrlichkeit war offensichtlich sehr groß. 

Dass der Ist-Zustand jetzt einmal festgeschrieben wird, ist also eine positive Sache. Eine positive Sache ist auch, dass jetzt nur noch 75 Prozent der Hofbebauung zulässig sind. Das heißt, Probleme wie jene, die wir das letzte Mal im Bereich Kärntner Straße – Führichgasse hatten - wenn Sie sich erinnern können: da wurde der Hof verbaut -, wird es in Zukunft nicht mehr geben, so etwas wird nicht mehr möglich sein. 

Eine Sache ist - und da haben sich natürlich alle Parteien, muss ich sagen, im 1. Bezirk gefunden - das Problem, dass es jetzt die Wohnzone nicht mehr gibt; es gibt zwar noch die Schutzzone, aber es gibt nicht mehr die Wohnzone für das ganze Gebiet im 1. Bezirk. Das war unserer Meinung nach - und anfangs auch nach Meinung aller Parteien – in den letzten 25 Jahren eine sehr positive Sache. Das heißt, Herr Kollege Vettermann, man konnte zum Beispiel nicht aus einer Wohnung ein Büro machen. Man hat das damals, weil viele Büros eben ganz einfach in der Innenstadt sein wollten, eingeführt, damit die Bevölkerung nicht aus dem 1. Bezirk weggeht, damit dieser Bezirk weiterhin ein lebhafter Wohnbezirk ist und bleibt. Und das hat sich eigentlich bewährt - und das soll jetzt aufgehoben werden. Es haben sich eigentlich alle vier Parteien anfangs, als man das im 1. Bezirk diskutiert hat, dafür entschieden, dass diese Wohnzone aufrechterhalten bleibt. Und das ist ein Punkt, der jetzt leider aufgegeben wurde. 

Dazu muss ich vielleicht noch Folgendes erzählen: Anfangs haben alle vier Parteien Wünsche geäußert, was sie gerne hätten. Gut gefunden hat man die Festschreibung der Hausdachhöhen. Auch darüber, dass es gut ist, dass die Heldenplatz-Garage jetzt "gestorben" ist, haben sich alle geeinigt. Die 75 Prozent Bebauungsdichte habe ich schon erwähnt, ebenso die Kontras in der Diskussion zum Thema Wohnzone. Ein weiterer Punkt war, dass die generelle Einfahrtensperre jetzt nicht mehr gilt; der Bezirk war da dagegen. - Es waren also einige Punkte, über die sich alle geeinigt hatten. Es wurde ein gemeinsamer Antrag eingebracht, in dem man diese Wünsche äußern konnte. 

Es wurde dann im Ausschuss nicht darauf eingegangen, was sehr schade ist; denn man fragt sich dann natürlich, wozu dann überhaupt im Bezirk darüber diskutiert wird. Und das ist auch der Grund, warum ich hier darüber spreche: Man spricht immer davon, dass der Bezirk seine Einwände vorbringen kann - und wenn das dann der Fall ist, dann nimmt man leider nicht darauf Rücksicht. 

Und dann kam eben leider der Zeitpunkt, wo zunächst die SPÖ umgefallen ist und dann, wie ich gehört habe, auch die ÖVP im Ausschuss. Das heißt, die Betreiber, diejenigen, die immer wieder die Interessen der Innenstadt in den Vordergrund gerückt haben, also wir Freiheitlichen, werden jetzt, so wie es aussieht, die Einzigen sein, die hier nicht mitgehen. Denn die Gefahren sind sehr groß: Wir haben jetzt nur ein Plangebiet, wo wir jetzt mit diesen Festschreibungen zwar vorpreschen; die anderen zwei Plangebiete sind aber jetzt noch nicht festgelegt. Es gibt jetzt all diese Spekulationen - das Sacher wird jetzt diskutiert, Sie erinnern sich sicherlich alle daran, und auch über den Neuen Markt haben wir lange diskutiert -, und wir fürchten, dass es jetzt leider in den zwei in der Zukunft zu bestimmenden Plangebieten zu diesen Spekulationen kommen wird.

Wir werden dieses Geschäftsstück daher ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Nächster Redner ist Herr GR Vettermann. 

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

In gebotener Kürze möchte ich auf zwei, drei Argumente meiner Vorrednerin eingehen. Das eine ist - was ja von Ihnen selbst positiv vermerkt wurde -, dass wir bei der Höhenentwicklung sozusagen eine Sperre, eine Grenze eingezogen haben, dass diese Frage auch im Hinblick auf die Dachausbauten so weit geregelt wurde, dass auf Basis dieses neuen Flächenwidmungsplans in Hinkunft nicht nur weltkulturerbekonform, sondern auch weltkulturerbesichernd vorgegangen werden wird. 

Was die Aussage betreffend die Architekten betrifft, so muss ich sagen, dass ich persönlich das nicht ganz so sehe, denn ich habe durchaus auch nichts gegen spannende Architektur, wenn sie mit den Voraussetzungen für das Weltkulturerbe konform geht. Ich nehme an, Sie haben Ihre Aussage auch nicht so gemeint - es würde mich zumindest wundern. Sie schrieben da auch in Ihrer Aussendung etwas von "selbstherrlich". - Dass sich manche Architekten selbst verwirklichen, das ist zugegebenermaßen der Fall. Aber das ist dann sozusagen eine generelle Kritik am Berufsstand - andere Architekten wird man kaum finden. Und wenn Talent vorhanden ist, dann sollte man sich davor nicht allzu sehr fürchten. 

Dass Wohnungen nicht in Büros umgewandelt werden, das wollen ja nicht nur die Kolleginnen und Kollegen in der Inneren Stadt, sondern beispielsweise auch ich als Josefstädter. Das ist also durchaus ein genereller Wunsch. Und es ist ja auch so, dass es Wohnzonen immer wieder gibt - nur nicht automatisch, dass alles Wohnzone ist. Aber dort, wo gewohnt wird, ist ja auch die Widmung eine dementsprechende, es ist ja dann dort auch eine Wohnzone, sodass man dort, wo es Wohnungen gibt, auch diesen Absiedelungsdruck mit diesem Flächenwidmungsplan hintanhalten kann. Dort natürlich, wo nur Büros sind oder wo, wie zum Beispiel im Rathaus, gar keine Wohnungen vorhanden sind, wäre es aus meiner Sicht auch nicht wirklich sinnvoll, das im Rahmen der Flächenwidmung generell vorzusehen. Aber punktuell ist es geschehen. 

Bei der Einfahrtensperre sehe ich es ganz genau so wie bei der Wohnzone. Es ist so, dass die Grünentwicklung, die Innenhöfe in besonderer Weise geschützt sind und der Druck zur weiteren Begrünung und zur Sicherung bestehenden Grüns mit diesem Flächenwidmungsplan durchaus ausgebaut wird. Was die Frage einer generellen Einfahrtensperre betrifft, so verweise ich in diesem Gebiet wiederum auf das Rathaus: Das würde bedeuten, dass wir ins Rathaus nicht hinein- und herausfahren können. Das Gleiche gilt für das Parlament, und, und, und. Es macht also meiner Meinung nach keinen Sinn, das über einen Kamm zu scheren. Daher gibt es das auch, zugegebenermaßen, in dieser generellen Form nicht. 

Aus diesem Grund glaube ich, dass die Einwendungen des 1. Bezirks zwar wichtig sind, dass aber der auf Grund eingehender Überlegungen erstellte und jetzt vorliegende Flächenwidmungsplan mit Sicherheit einen Beitrag zur positiven Entwicklung des Gebiets leisten beziehungsweise die Grundlage dafür liefern wird. 

In diesem Sinne bitte ich darum, die Zustimmung dazu zu erteilen, was man auch mit gutem Gewissen tun kann. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein Schlusswort? – Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über Postnummer 25.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der Freiheitlichen und der GRÜNEN, so angenommen. 

Es ist noch nicht Punkt 16 Uhr - nach meiner Uhr ist es 15.58 Uhr. (GR Christian Oxonitsch: Abstimmen können wir noch!) Wir haben noch einige Abstimmungen durchzuführen. 

Postnummer 26: Sie betrifft das Plandokument 7287, KatG Leopoldstadt, Aspern, Kaiserebersdorf Herrschaft und Landjägermeisteramt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Postnummer 28: Radwegherstellung im 3. Bezirk, Marxergasse sowie Rasumofskygasse. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen. 

Postnummer 30: Plandokument 7519, 14. Bezirk, KatG Hütteldorf. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der GRÜNEN, angenommen. 

Zur nächsten Postnummer liegen drei Wortmeldungen vor, aber das geht sich beim besten Willen nicht mehr aus. (GR Harry Kopietz: Nach deiner Uhr ist es 16 Uhr!) - Nach meiner Uhr ist es jetzt 16 Uhr, ja. (Weiterer Zwischenruf bei der SPÖ.) Einen Schwank aus meinem Leben werde ich dir nicht erzählen. 

Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass die von den GRen Dipl Ing Martin Margulies, Freundinnen und Freunde eingebrachte und an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport gerichtete Dringliche Anfrage betreffend "Sozialabbau findet Stadt" vom Fragesteller mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfinde.

Gemäß § 37 Abs. 5 hat auf Verlangen vor der mündlichen Begründung die Verlesung der Dringlichen Anfrage zu erfolgen. 

Ich bitte daher Frau GRin Mag Ringler, mit der Verlesung zu beginnen. - Bitte schön. 

Schriftführerin GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sozialabbau findet Stadt - Stadträtin Laskas verantwortungsloser Umgang mit dem Wiener Sozialsystem. 

Begründung: 

Der Budgetvollzug für 2003 im Bereich der allgemeinen Sozialhilfe und der Behindertenhilfe beschäftigt seit Monaten sowohl die Öffentlichkeit als auch den Gemeinderat.

Hier werden seitens der zuständigen Stadträtin immer wieder Zahlen verlautbart, die nicht mit der seitens der ExpertInnen der MA 12 errechneten, notwendigen budgetären Vorsorge übereinstimmen. Die bislang erfolgten Nachdotierungen reichen demnach nicht aus, um sicherzustellen, dass die Auszahlung der Sozialhilfe sowie die vereinbarungsgemäße Abrechnung mit den im Rahmen der Behindertenhilfe für die Stadt Wien tätigen Vereinen eingehalten werden können.

Im Zuge der Budgeterstellung für 2004 wurde unter dem Titel "Paket der Grausamkeiten" ein mittlerweile von Bgm Häupl angeblich "gekübeltes" Belastungspaket in der Größenordnung von 87 Millionen EUR bekannt. In der Sitzung des Sondergemeinderates vom 23.9.2003 wurde die Genese dieses bekannt gewordenen Einsparungsplanes im Sozialressort breit diskutiert. Die Verantwortung für die Erstellung des Belastungspapiers wurde dort ebenso wie in der medialen Öffentlichkeit den in der MA 12 tätigen Beamten zugewiesen. Mittlerweile liegt den GRÜNEN eine als streng vertraulich gekennzeichnete Weisung des Bereichsdirektors Podkowicz vor –ergangen via Fax am 14.8.2003 an die MA 12 –, die nur zwei Schlüssel zulässt: Entweder hat die verantwortliche StRin Laska betreffend der Entstehungsgeschichte dieses Belastungspaketes mehrfach die Unwahrheit gesagt, oder aber sie wurde seitens ihres Bereichsdirektors in ihrer Tätigkeit als Stadträtin längst "politisch entmündigt". Diesen Sachverhalt gilt es zu klären.

Selbiges gilt für die bislang bekannt gewordenen Budgetdaten für 2004. Diese lassen angesichts weiterer von Bereichsdirektor Podkowicz ergangener Weisungen sowie angesichts der von Experten der MA 12 errechneten Prognosen im Rahmen der Sozialhilfe und der Behindertenhilfe befürchten, dass bislang erbrachte Leistungen der MA 12 für die Wiener Bevölkerung nicht beziehungsweise nicht in ausreichendem Maße zur Verfügung gestellt werden können. 

Die gefertigten Gemeinderätinnen stellen daher gemäß § 16 der Wiener Stadtverfassung und § 36 der Geschäftsordnung des Gemeinderates folgende Dringliche Anfrage:

Budgetvollzug 2003

1. Werden Sie regelmäßig über die Ergebnisse der Controllingreports gemäß § 25 der Haushaltsordnung für den Magistrat (HO 2001) Ihre Geschäftsgruppe betreffend informiert?

2. Welches Ergebnis, insbesondere betreffend die voraussichtlichen Entwicklungen der Ausgaben bis Jahresende, brachten die gemäß § 25 der Haushaltsordnung 2001 zu erstellenden Controllingreports betreffend der Ansätze 4110 und 4130 zum Stichtag 30.4., 30.6. und 31.8.2003?

3. Ab welchem Zeitpunkt war Ihnen daher bewusst, dass mit den für 2003 budgetierten Ausgaben betreffend die Ansätze 4110 und 4130 nicht das Auslangen gefunden werden kann?

4. Welche Maßnahmen haben Sie ab diesem Zeitpunkt gesetzt, um die notwendige budgetäre Vorsorge sicherzustellen?

5. Zu welchem Zeitpunkt haben Sie Bürgermeister und Finanzstadtrat darüber informiert, dass mit den für 2003 budgetierten Mitteln aus den Ansätzen 4110 und 4130 nicht das Auslangen gefunden werden kann?

6. ExpertInnen der MA 12 schätzen den Bedarf der notwendigen finanziellen Mittel im Bereich der Sozialhilfe (Ansatz 4110/768) für 2003 auf rund 132 Millionen EUR. Bislang stehen hiefür inklusive erfolgter Nachdotation vom 14.10.2003 rund 121 Millionen EUR zur Verfügung. 

Sind Sie überzeugt davon, dass mit der bislang erfolgten Nachdotierung in der Höhe von 20 Millionen EUR auf Ansatz 4110/768 das Auskommen gefunden werden kann, ohne dass eigentlich noch im Jahre 2003 fällige Zahlungen ins Folgejahr gezogen werden?

6a. Falls ja, wie erklären Sie die bestehende Differenz von rund 11 Millionen EUR?

6b. Falls nein, was gedenken Sie diesbezüglich zu unternehmen?

7. ExpertInnen in der MA 12 schätzen den Bedarf der notwendigen finanziellen Mittel im Bereich der Behindertenhilfe (Ansatz 4130) für 2003 auf rund 137 Milli-onen EUR. Laut Budgetvoranschlag stehen hiefür rund 120 Millionen EUR zur Verfügung. 

Sind Sie überzeugt davon, dass mit den im Voranschlag budgetierten Mitteln auf Ansatz 4130 das Auskommen gefunden werden kann, ohne dass eigentlich noch im Jahre 2003 fällige Zahlungen ins Folgejahr gezogen werden?

7a. Falls ja, wie erklären Sie die bestehende Differenz von rund 17 Millionen EUR? In welchen Bereichen wurden Einsparungen gegenüber dem Rechnungsabschluss 2002 vorgenommen, der Ausgaben in der Größenordnung von 140 Millionen EUR aufweist?

7b. Falls nein, was gedenken Sie diesbezüglich zu unternehmen?

8. Mit 16.10.2003 erging seitens des Bereichsdirektors Podkowicz eine Weisung, in welcher der MA 12 mitgeteilt wird, dass – ich zitiere – "betreffend der Erhöhung der Tag- und Monatssätze im Bereich der Behindertenarbeit für 2003 und 2004 angeordnet wird, keinerlei Maßnahmen zu setzen." – Zitat Ende. Diese Weisung erfolgte, obwohl schon im Jahr zuvor bei der damaligen Anpassung der Abgeltung der Realkostenerhöhung um 2 Prozent festgehalten wurde, dass diese Anpassung – Zitat – "an der Untergrenze des real erforderlichen Bedarfes liegt." – Zitat Ende. Angesichts dieser Tatsache bedeutet die Verweigerung der Realkostenanpassung für 2003 und 2004 für viele in diesem Bereich tätigen Vereine einen möglicherweise nicht überbrückbaren Liquiditätsengpass.

Erfolgte diese Weisung auf Grund Ihrer Anordnung?

8a. Falls ja, sind Sie sich der daraus ergebenden Konsequenzen für die in diesem Bereich tätigen Vereine bewusst und wie verantworten Sie diese gegenüber den betroffenen MitarbeiterInnen und KlientInnen dieser Vereine?

8b. Falls nein, hätten Sie darüber informiert werden müssen, werden Sie eine gegenteilige Weisung erteilen beziehungsweise wie wollen Sie sicherstellen, dass eine Realkostenanpassung für die betroffenen Vereine erfolgt?

9. Werden Sie ab sofort jene Budgetmittel zur Verfügung stellen, die notwendig sind, um die "Unbegleiteten Minderjährigen Flüchtlinge" den Wiener Standards entsprechend unterzubringen, zu versorgen und zu betreuen, wie es das Wiener Jugendwohlfahrtsgesetz vorsieht?

9a. Wenn ja, in welcher Höhe wird dafür – noch für 2003 – budgetäre Vorsorge getroffen?

9b. Falls nein, weshalb nicht?

Paket der Grausamkeiten 

10.  Erfolgte die im Rahmen des Budgeterstellungsprozesses 2004 vom Bereichsdirektor Podkowicz am 14.8.2003 via Fax übermittelte Weisung an die MA 12, welche die Erstellung eines Einsparungsvorschlages in der Größenordnung von 87 Millionen EUR vorsah, in Absprache mit Ihnen?

11. Für den Fall, dass die in Frage 10 angesprochene Weisung in Absprache mit Ihnen erfolgte, haben Sie bislang diesbezüglich sowohl im Gemeinderat als auch in der Öffentlichkeit die Unwahrheit gesagt. 

Weshalb?

12. Für den Fall, dass die in Frage 10 angesprochene Weisung nicht in Absprache mit Ihnen erfolgte, ergibt sich folgende Frage: 

Ist es in Ihrem Ressort üblich, dass Bereichsdirektor Podkowicz Weisungen dieser Art, welche gravierende Auswirkungen auf das Wiener Sozialsystem haben, ohne Rücksprache ist Ihnen erteilt?

12a. Falls ja, erfolgen diese in Ihrem Namen beziehungsweise fühlen Sie sich dadurch nicht politisch entmündigt?

12b. Falls nein, gibt es dienstrechtliche Konsequenzen für Ihren Bereichsdirektor, und wenn ja, welche?

13. Für den Fall, dass die in Frage 10 angesprochene Weisung nicht in Absprache mit Ihnen erfolgte, ergibt sich weiters folgende Frage: 

Wurde am 14.8.2003 in Ihrem Treffen mit Bereichsdirektor Podkowicz über die im Anschluss an dieses Treffen erfolgte Weisung gesprochen?

Soziale Sicherheit 2004

14. ExpertInnen der MA 12 rechnen auch für 2004 mit einem Anstieg der SozialhilfebezieherInnen und schätzen den Bedarf der notwendigen finanziellen Mittel im Bereich der Sozialhilfe (Ansatz 4110/768) für 2004 auf rund 147 Millionen EUR. Nach bisher bekannt gewordenen Budgetdaten für 2004 wird der gesamte Ansatz 4110 jedoch nur mit 172 Millionen EUR dotiert, was in Beachtung des Budgetvollzugs 2002 und 2003 auf eine Unterdotierung des gesamten Ansatzes 4110 von 20 Milli-onen EUR schließen lässt. 

Was gedenken Sie dagegen zu unternehmen, beziehungsweise fühlen Sie sich, da der Budgetvoranschlag das Jahr 2004 betrifft, als Stadträtin für Soziales überhaupt noch zuständig?

15. ExpertInnen der MA 12 rechnen auch für 2004 mit einem Anstieg der notwendigen finanziellen Mittel im Bereich der Behindertenhilfe (Ansatz 4130) auf rund 146 Millionen EUR. Nach bisher bekannt gewordenen Budgetdaten für 2004 wird der gesamte Ansatz 4130 jedoch nur mit 136 Millionen EUR dotiert, was in Beachtung des Budgetvollzugs 2002 und 2003 auf eine Unterdotierung des gesamten Ansatzes 4130 von 10 Milli-onen EUR schließen lässt. 

Was gedenken Sie dagegen zu unternehmen, beziehungsweise fühlen Sie sich, da der Budgetvoranschlag das Jahr 2004 betrifft, als Stadträtin für Soziales überhaupt noch zuständig?

16. Können Sie ausschließen, dass im Budgetvoranschlag 2004 auf Ansatz 4130 ausgewiesene finanzielle Mittel für eigentlich Jahr 2003 abzurechnende und zu bezahlende Leistungen verwendet werden?

17. Werden Sie für 2004 jene Budgetmittel zur Verfügung stellen, die notwendig sind, um die "Unbegleiteten Minderjährigen Flüchtlinge" den Wiener Standards entsprechend unterzubringen, zu versorgen und zu betreuen, wie es das Wiener Jugendwohlfahrtsgesetz vorsieht?

17a. Falls ja, in welcher Höhe und auf welchem Ansatz wird dafür budgetäre Vorsorge getroffen.

17b. Falls nein, weshalb nicht?

18. Sie haben angekündigt, dass allen Sozialvereinen, welche mit der Stadt Wien Leistungsverträge haben, diese im Jahr 2004 gekündigt werden. Welche namentlich zu nennenden Vereine sind davon betroffen, und welche Kündigungsfristen müssen seitens der Gemeinde Wien eingehalten werden?

19. Wurden die betroffenen Vereine über diese Absicht schon von Ihnen persönlich beziehungsweise der dafür zuständigen Abteilung informiert?

20. Auf welcher Basis (Ausschreibung, Direktvergabe und Ähnliches) erfolgt eine Neuvergabe der bislang durch die Sozialvereine für die Stadt Wien erbrachten Leistungen?

21. Wie gedenken Sie sicherzustellen, dass es nicht zu temporären Leistungsausfällen der bislang durch die Sozialvereine erbrachten Leistungen kommt?

22. Welche der bislang durch Ihre Geschäftsgruppe abgewickelten Agenden wandern 2004 in den Fonds Soziales Wien und welche Auswirkungen hat dies auf die MitarbeiterInnen der davon betroffenen Abteilungen?

Gemäß § 37 der Geschäftsordnung des Gemeinderates wird beantragt, dass die Anfrage verlesen und mündlich begründet werden kann und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfindet.

Vorsitzende Josefa Tomsik: Danke. – Für Begründung der Dringlichen Anfrage sieht die Geschäftsordnung gemäß § 37 Abs. 1 eine Redezeit von 20 Minuten vor. 

Zur Begründung der Dringlichen Anfrage erteile ich nun Herrn GR Dipl Ing Margulies das Wort.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Vorweg vielleicht eine Bemerkung: StRin Laska muss der Opposition dankbar sein, dankbar dafür, dass es eine Untersuchungskommission zu Lainz gibt und es auf Grund der Geschäftsordnung nicht möglich ist, eine zweite Untersuchungskommission einzusetzen. Denn all dies, was in den letzten Tagen, Wochen und Monaten bekannt geworden ist, würde angesichts dessen, welcher Kompetenzwirrwarr hier herrscht, welche chaotischen Zustände herrschen, welches budgetäre Herumgeschiebe da herrscht, eine Untersuchungskommission des Sozialressorts mehr als rechtfertigen. All dies noch gepaart mit einer großen Anzahl von Unwahrheiten, die in der Öffentlichkeit und im Gemeinderat von Ihnen in den letzten Wochen und Monaten zum Besten gegeben wurden.

Ich möchte einen Punkt voranstellen, damit es dann nicht immer heißt, wir schonen Schwarz-Blau. In dem Sinn gestehe ich Ihnen eines zu: Wenn Finanzminister Grasser Ihr Maßstab ist, Frau StRin Laska, dann dürften Sie bleiben, wenn Sie höhere politische Maßstäbe an sich anlegen würden, dann würden Sie nicht nur darauf warten, das Sozialressort abzugeben, sondern dann würden Sie innerhalb der nächsten Wochen zurücktreten.

Ich komme jetzt im Einzelnen auf die Punkte zurück. 

Sie haben in der Sondergemeinderatssitzung vom 23. September – da sind Sie mir genauso wie jetzt vis-à-vis gesessen – mehrfach mittels Zwischenrufen deutlich kundgetan, dass ja alles vollkommen absurd ist, was ich von dieser Stelle aus erzähle, insbesondere betreffend die Einsparungsweisung, die durch Bereichsdirektor Podkowicz ergangen ist, wozu Sie uns in Folge dann sicher einiges Nähere ausführen können. Da war der Zwischenruf: "Welche Weisung?" Dann war der Zwischenruf: "Die Weisung hätte ich gern!" Dann war der Zwischenruf: "Zeigen Sie mir die Weisung!" Und dann war der Zwischenruf: "Es gibt keine Weisung!" Das steht bei mir im wörtlichen Protokoll. 

Frau StRin Laska! Hier ist diese Weisung (der Redner hält ein Blatt Papier in die Höhe); gekennzeichnet mit "Streng vertraulich", eine Weisung, in der ganz deutlich drinnen steht: "Es wird ausdrücklich angeordnet, dass die dortige Abteilung bis spätestens 25.8. Vormittag entsprechende abändernde Entwürfe vollständig ausarbeitet und diese mit mir an diesem Tage um 14 Uhr in meinem Sitzungszimmer bespricht." 

Da geht es nicht um eine Initiative von Beamten, insbesondere von Beamten der MA 12, die sich hingesetzt hätten, weil sie erkannt haben, es geht sich mit dem Budget nicht aus, sondern es handelt sich um eine eindeutige Weisung, und Sie werden heute in der Beantwortung der Anfrage klarlegen müssen: Hat der Bereichsdirektor Podkowicz das Pouvoir – obwohl Sie sich am Vormittag noch treffen und gemeinsam unterhalten –, ohne Rücksprache mit Ihnen diese Weisung zu erteilen, dass ein Belastungspaket von 87 Millionen EUR erteilt wird, oder hat er dieses nicht?

Hat er dieses Pouvoir, Frau Stadträtin, dann frage ich mich wirklich, wozu Sie Stadträtin sind, wenn der Bereichsdirektor Podkowicz eigentlich die Politik und die Belastungspolitik in Wien macht, hat er dieses Pouvoir nicht, Frau Stadträtin, dann haben Sie – und jetzt sage ich ganz bewusst dieses Unwort – im Gemeinderat gelogen. Und das finde ich extremst bedauerlich, dass man es sich als Abgeordneter in diesem Haus gefallen lassen muss, von den StadträtInnen der Regierungsfraktion, beziehungsweise von zumindest einer Stadträtin belogen zu werden. (Beifall bei den Grünen. – GR Christian Oxonitsch: Wie kommen Sie denn darauf?)

Aber Sie werden, so wie es aussieht, sowieso als Sozialabbaustadträtin in Pension gehen. Oder haben Sie von der Weisung bezüglich der Inflationsabgeltung, die, glaube ich, zwei Monate später ergangen ist, am 16.10., auch nichts gewusst? Darin wurde ebenfalls festgehalten – Vorgeschichte –: Am 24.9. ersucht die MA 12 um Bekanntgabe, wie damit zu verfahren ist, dass eigentlich die Erhöhung der Tag- und Monatssätze im Bereich der Behindertenarbeit für 2003 ansteht? So wie in den Jahren davor. 

Im Jahr 2002 gab es noch eine 2-prozentige Erhöhung, die folgendermaßen begründet wurde: "Durch die moderaten Anpassungen der vergangenen Jahre, die mit jeweils 2 Prozent durchwegs unter der Realkostenerhöhung der Leistungserbringer gelegen waren, ist nach eingehender Prüfung für den überwiegenden Teil der Leistungen eine Anpassung der Abgeltung von 2 Prozent für das Geschäftsjahr 2002 unbedingt erforderlich. Diese Anpassung liegt an der Untergrenze des real erforderlichen Bedarfes."

Ja, hat sich die Situation für 2003 so entscheidend verbessert? Wird sich die Situation für 2004 verbessern, Frau Stadträtin? Nein! Sie wissen es, ich weiß es, dass im Bereich der Behindertenhilfe mit einem weiteren Anstieg der KlientInnen jedenfalls zu rechnen ist, dass schon jetzt für 2003 jede Menge finanzielle Mittel fehlen, aber Sie werden, denke ich, im Rahmen der Beantwortung der Anfrage ausreichend Möglichkeit haben, auf Ihre Zahlen hinzuweisen. 

Trotz dieser angespannten Lage ergeht von Ihnen beziehungsweise von Ihrem Bereichsdirektor wieder eine Weisung. Sie werden auch darauf antworten, ob Sie von dieser Weisung Kenntnis hatten oder nicht. Diese lautet: "Unter Bezugnahme auf das dortige Schreiben vom 24.9.2003 betreffend Erhöhung der Tag- und Monatssätze im Bereich der Behindertenarbeit für 2003 und 2004 wird angeordnet, dass diesbezüglich keinerlei Maßnahmen zu setzen sind." 

Eine Inflationsabgeltung, die sowieso erst im Nachhinein erfolgt, mit der die Vereine aber rechnen, muss – nur um das zu verdeutlichen – bei einem Verein mit 100 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen in der Regel zur Kündigung von zwei Personen führen, wenn nicht zusätzliche finanzielle Mittel kommen. Diese werden, da diese Vereine im Großen und Ganzen nur für die Gemeinde Wien tätig sind, nur von der Gemeinde Wien erbracht. Bleibt diese Realkostenanpassung, diese Inflationsabgeltung aus, dann müssten Personen gekündigt werden, obwohl der Bedarf nachweislich steigt. 

Sie haben auch mehrfach darauf hingewiesen, dass die Zahlen, mit denen wir agieren nicht stimmen. Ich habe gesagt, im Rahmen der MA 12 fehlen Ihnen für heuer 58 Millionen EUR. Sie wissen es, ich weiß es, bei diesen 58 Millionen EUR, die für heuer fehlen, handelt es sich im Großen und Ganzen – der Prozentsatz, bei dem es sich um vertragliche Leistungen beziehungsweise um freiwillige Leistungen handelt, liegt bei 3 bis 4 Prozent – um Pflichtleistungen, wo Sie nicht darüber hinwegkommen, diese Leistungen zu bezahlen, außer Sie planen tatsächlich, im Rahmen der Sozialhilfe im Dezember keine Sozialhilfe auszuzahlen. 

Ein schönes Bild, Frau Stadträtin: Kein Weihnachtsgeld für SozialhilfebezieherInnen! Dafür stehen Sie, zumindest haben Sie bislang noch nichts dagegen unternommen. 

Diese Politik, Frau Stadträtin, ist unverantwortlich, und diese Politik lehnen wir ab. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Christian Oxonitsch: Ist es jetzt eine Pflichtleistung oder nicht?) 

Es ist eine Pflichtleistung, Sie wissen es. (GR Christian Oxonitsch: Na also!) Entschuldigung, wollen Sie mich tatsächlich aufklären, wie die Budgeterstellung erfolgt. Eine Pflichtleistung darf, wenn alle Mittel aufgebraucht sind, nicht ausgezahlt werden, wenn nicht entweder seitens der zuständigen Stadträtin oder des Finanzstadtrates entweder mittels Weisung oder mittels Beschluss klargestellt wurde, dass diese Mittel zur Verfügung stehen. Das steht noch aus. 

Sie haben im Rahmen der Sozialhilfe 20 Millio-nen EUR nachdotiert, 20 Millionen EUR, die zum Tag der Nachdotierung schon bis auf 8 Millionen EUR verbraucht waren, 20 Millionen EUR, die genau bis Ende November reichen, und wo es für Dezember so ausschaut, als gäbe es nichts. 

Schauen wir uns noch etwas an – ein kleiner Sidestep –, was ein bezeichnendes Licht auf die Budgetgestaltung im Ressort Laska wirft. Von den 20 Mil-lionen EUR im Rahmen der Sozialhilfe kamen 15 Mil-lionen EUR aus Verstärkungsmitteln, weitere 5 Millio-nen EUR kamen von den allgemeinen Pflichtschulen, Mietzinsen. Die braucht man dort anscheinend nicht. Kein Mensch weiß, warum man sie dort nicht mehr braucht. Weist noch der Rechnungsabschluss 2002 auf dieser Post 15,9 Millionen EUR an Mietzinszahlungen auf, sind im Voranschlag 2003 nur 10,9 Millionen EUR budgetiert. Wenn man davon jetzt noch 5 Millionen EUR abzieht, heißt das, dass die Frau Stadträtin ein Wunder geschafft hat. Sie hat die Mietzinse im Rahmen der allgemeinen Pflichtschulen innerhalb eines Jahres um 10 Millionen EUR reduziert. 

Frau Stadträtin, Sie wissen, so wird es nicht laufen. Sie hoffen darauf, dass eine Nachdotierung bei den Pflichtschulen dann weniger auffällt, als wenn Sie jetzt die Sozialhilfe direkt aus den Verstärkungsmitteln noch höher dotiert hätten. 

Und selbiges Spiel funktioniert auch bei den anderen beschlossenen Erhöhungen für das KWP beziehungsweise bei den Aushilfen für die Konventionsflüchtlinge. Minderausgaben bei den Mietzinsen bei der Sportförderung um 3 Millionen EUR. Der ganze Posten war nur mit 3,6 Millionen EUR dotiert. Das heißt, Sie sagen, Sie kommen plötzlich mit 600 000 EUR bei den Mietzinsen bei der Sportförderung aus, obwohl der langjährige Durchschnitt bei 3 Millionen EUR liegt und 2002 sogar 6 Millionen EUR verwendet wurden. – Frau Stadträtin, wen wollen Sie am Schmäh halten?

Sie haben in Ihrer Rede und auch in APA-Aus-sendungen gesagt, die Bedeckung von Mehrkosten erfolgt unter anderem durch die Verwertung der Grund-stücke in der Meldemannstraße und in der Gänsbachergasse. Frau Stadträtin, wissen Sie eigentlich, dass die Verwaltung der Meldemannstraße im Dezember in die MA 69 kommt? Das hilft zwar der Obdachlosenbetreuung, Geld zu sparen, weil man nicht mehr für den Winterdienst aufkommen muss, aber es ist keinesfalls damit zu rechnen, dass 2003 auch nur ein Verwertungs-Euro aus den Grundstücksverkäufen Meldemannstraße und Gänsbachergasse im Budget seinen Niederschlag finden wird. 

Das ist traurig, Frau Stadträtin, dass Sie sich daneben unterhalten, aber ich bemerke, mit welcher Aufmerksamkeit mir insbesondere die sozialdemokratischen Abgeordneten zuhören. Ich denke, es ist auch für sie viel Überraschung dabei, auch sie wissen nicht, wie die Budgetgebarung von Frau Stadträtin Laska funktioniert, auch sie wissen nicht, wie die Budgetgebarung ihres Bereichsdirektors Podkowicz funktioniert, der Gelder hin und her schiebt, in einem für einen Menschen, der sich normalerweise nicht mit Budget beschäftigt, nicht nachvollziehbaren Ausmaß. 

Und dann kommt als eigentliche Tragödie dazu: Sie hören nicht auf Ihre Experten und Expertinnen der eigenen Magistratsabteilungen, was zur Konsequenz hat, dass jetzt für 2004 im Rechnungsabschluss sowohl im Rahmen der allgemeinen Sozialhilfe als auch im Rahmen der Behindertenhilfe sogar noch weniger finanzielle Mittel budgetiert werden, als für 2002 ausgeben werden. 

Frau Stadträtin und Herr Finanzstadtrat Rieder, weil Sie daneben sitzen, ich sage es Ihnen ganz offen, Sie budgetieren falsch, Sie budgetieren bewusst falsch, und Sie versuchen, alles mögliche zu tun, damit diese Vertuschung nicht auffällt. Wenn man den Anspruch an sich stellt, redlicher zu sein als diese blau-schwarze Bundesregierung, dann ist das meines Erachtens ein politischer Skandal. 

Ich hoffe sehr – auch wenn ich nicht daran glaube –, dass dieser Budgetvoranschlag 2004, der für heuer vorliegt, im Rahmen der gemeinsamen Sitzung von Finanzausschuss und Stadtsenat, im Rahmen der Gemeinderatsitzung mittels Abänderungsanträgen noch in einer Art und Weise verändert wird, dass insbesondere im Sozialbereich den notwendigen budgetären Vorsorgen Rechnung getragen wird. Denn es kann nicht sein, das alle ExpertInnen von einem Ansteigen der Sozialhilfe reden, es kann vor allem auch nicht sein, dass SozialhilfebezieherInnen das zweite Jahr hintereinander keine Erhöhung bekommen, dass sich der Richtsatz der Dauerleistungen immer weiter vom Ausgleichszulagenrichtsatz entfernt – und dies in einer Stadt, welche angeblich eine Stadt mit einem sozialen Gewissen ist. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Nicht nur angeblich!) Es kann nicht sein, dass Vereine, die im Bereich der Betreuung für Menschen mit Behinderungen tätig sind, die notwendige Arbeit für die Stadt Wien leisten, um ihr Geld zittern müssen, um ihre Erhöhungen zittern müssen und in Wirklichkeit auch fürchten müssen, dass ihre Abrechnungen für Leistungen, die noch im Jahr 2003 erbracht wurden und permanent erbracht werden, nicht bezahlt werden. 

Gegenwärtig ist budgetär keine Vorsorge getroffen, es fehlen 16,8 Millionen EUR im Bereich der Behindertenhilfe. Ich weiß, es gibt jetzt im kommenden Sozialausschuss eine Nachdotation über 8 Millionen EUR für die Arge Wohnplätze. Ich verweise nur darauf, dass diese Nachdotation die Nachdotation für 2003 ist, wir aber im Zuge des Jahres 2003 alleine im Finanzausschuss – StR Rieder wird mich korrigieren – rund 120 bis140 weitere Wohnplätze für das Ausbauprogramm ARGE Wohnplätze bis Ende 2003 beschlossen haben. Auch das wird zum Teil 2004 schlagend werden und findet überhaupt keinen Niederschlag im Budgetvoranschlag, der seit heute vorliegt. 

Frau Stadträtin! Wenn man diese budgetären Zahlen ernst nimmt, dann bedeutet das, dass Sie in Wien einen Sozialcrash verursachen. Betroffen davon sind die Ärmsten, betroffen davon sind Menschen mit Behinderungen, betroffen davon sind Flüchtlinge, betroffen davon sind Obdachlose. Das haben Sie zu verantworten, insbesondere, wo Sie selbst in der geplanten Ausgliederung ... (GRin Mag Sonja Wehsely: Sag, glaubst du das, was du da sagst?) Ich mache mit dir nachher gerne ein Privatissimum und zeige dir diese Sache. (GRin Mag Sonja Wehsely: Ja, aber glaubst du das alles?) Ich weiß es, ich glaube es nicht, ich weiß es. Das ist der große Unterschiede zwischen Sonja Wehsely von der Sozialdemokratie und Martin Margulies von den GRÜNEN. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Die Zahlen, die ich genannt habe, sind belegbar, und mit jeder Nachdotation, die nach und nach erfolgt, und mit jedem Strich im Budget, der nachzuvollziehen ist, wird klar, dass Susanne Jerusalem, Maria Vassilakou und ich, was die Zahlen angeht, Recht haben. Seit September 2003 haben wir Ihnen gesagt, was fehlt, Sie haben es immer bestritten, und nur dann, wenn Sie nicht mehr auskommen, dotieren Sie wieder ein Stückchen nach. 

Diese Geschäftsgebarung ist unlauter, diese Geschäftsgebarung zeichnet sich auch im Budgetvoranschlag 2004 ab, diese Geschäftsgebarung mit Ihren eigenen persönlichen Ambitionen, Sozialabbau zu betreiben, Frau Stadträtin, ist eigentlich nur eines wert: eine Rücktrittsaufforderung. 

Ich hoffe daher, dass Sie verantwortungsbewusst genug sind, die Anfragen im Sinne der Dringlichen Anfrage – auch als Instrumentarium der Opposition – ordnungsgemäß zu beantworten und nachher zu erklären, dass Sie für den Posten nicht mehr länger zur Verfügung stehen. – Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Die Begründung ist somit erledigt. 

Zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

VBgmin Grete Laska: Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Zu der Dringlichen Anfrage der GRÜNEN lassen Sie mich zuerst darauf hinweisen, dass offensichtlich schon im Titel ein Fehler steckt. Danke für den Hinweis der Frau GRin Kato. Es ist ein Rechtschreifehler, vermute ich. Es heißt nämlich nicht "Sozialabbau findet Stadt", sondern richtigerweise müsste es heißen "Sozialabbau findet Staat" – S, t, Doppel-a, hartes t –, dann wäre diese Dringliche Anfrage begründet. Denn "Stadt" findet sie sicher nicht. 

In der Stadt ist es jedenfalls so, dass ganz klar ist – ich bin Ihnen dankbar für Ihre Analyse, die Sie da jetzt gerade abgeliefert haben, auch vom Zeitablauf her –, wie Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten Entscheidungen fällen: in Erkenntnis von Notwendigkeiten, in Erkenntnis von Entwicklungen, in Erkenntnis von Auswirkungen von Maßnahmen, die von anderen Gebietskörperschaften gesetzt werden, die politische Entscheidungen treffen, die da lauten: Man kommt mit den budgetierten Mitteln nicht aus, es steigen die Zahlen der Bedürftigen in allen Bereichen – das ist hinlänglich argumentiert worden, auch wenn Sie es nicht wahrhaben wollen –, und deshalb wird nachdotiert. Verantwortungsbewusst, gemeinsam mit all denen, die dafür zuständig sind, wurde bereits nachdotiert, und das, was Sie jetzt sowohl im Ausschuss als auch hier im Haus sukzessive beschließen, das sind genau die Anträge, die diese politische Entscheidung nachvollziehen.

Wien baut nicht ab. Wien ist eine soziale Stadt, ist eine sichere Stadt im Bereich des Sozialen, weil Wien in Verantwortung für die Menschen, die hier leben, tätig ist. Und das tun wir auch weiterhin. (Beifall bei der SPÖ.)

Dass es neben der "Wahrheit" – für das Protokoll: unter Anführungszeichen – "der GRÜNEN" – Anführungszeichen geschlossen –, ihren Vermutungen und ExpertInnenberatungen – wer immer die ExpertInnen sein mögen; ich habe erwartet, dass Sie heute zu Ihrer Beratung während dieser Dringlichen Anfrage auch anwesend sein werden; nachdem Sie immer von Damen und Herren der MA 12 sprechen, hätte es auch kein Problem gegeben, sie hier heute zu der Sitzung zuzuziehen, sie sind nicht da, wer immer die eben sein mögen –, dass es also neben dieser Ihrer "Wahrheit" auch noch eine Realität gibt, das werde ich Ihnen jetzt in der Beantwortung darstellen.

Zu Punkt 1: Vorweg möchte ich klarstellen – das ist vor allem für Sie wichtig, Herr GR Margulies, da Sie sich so eingehend mit dem grünen Buch und mit allem, was Budgetvollzug und Budgeterstellung betrifft, beschäftigen, halte ich das für wichtig, damit Sie keine Fehler begehen und die dann auch noch schriftlich in Dringlichen Anfragen dokumentieren –, dass im § 25 der Haushaltsordnung für den Magistrat der Stadt Wien die Erstellung des jeweiligen Controllingberichtes – nicht, wie fälschlich angegeben, des Controllingreports (ironische Heiterkeit bei den Grünen), weil das nämlich etwas anderes ist – pro Ansatz geregelt ist und die diesbezüglichen Berichtszeiträume einheitlich festgelegt werden. Darüber hinaus ist es grundsätzlich Aufgabenstellung der Verwaltung, durch laufendes Controlling Entwicklungen zu beobachten, und es besteht die Möglichkeit für die anordnungsbefugten Dienststellen, monatliche Controllingreports gemeinsam mit der Buchhaltung zu erstellen.

Ein Controllingbericht hat weitaus mehr Angaben zu enthalten als der monatlich erstellte Controllingreport. Neben den Werten des Rechnungsabschlusses des Vorjahres und den Zahlungsrückständen ist unter anderem eine Prognose des Jahresergebnisses aus Sicht der Dienststelle zu erstellen, und diese wird der zuständigen Fachabteilung, der Magistratsabteilung 5, übermittelt. 

Gerade deshalb möchte ich noch einmal darauf hinweisen, dass bereits im September dieses Jahres bei der Beantwortung einer Anfrage an den Herrn Bürgermeister der Unterschied zwischen den Aufgaben der Politik und der Verwaltung erläutert wurde. Es ist unter anderem Aufgabe der Verwaltung, Entwicklungen zu beobachten und Berechnungen anzustellen sowie in der Folge bei Bedarf die politischen Entscheidungen einzuholen. 

Die Auswirkungen der anhaltenden Wirtschaft- und Arbeitsmarktpolitik des Bundes führten zu jenen politischen Entscheidungen, die zur Sicherung des sozialen Standards Wiens seitens der Wiener Stadtregierung nötig waren und auch so entschieden wurden.

Zu Punkt 2: Hier möchte ich anmerken, dass den AntragtragstellerInnen offensichtlich der Magistratsdirektionserlass vom 3.4.2003 betreffend die Haushaltsordnung und die damit verbundene Neufestsetzung der Berichtszeiträume entgangen ist. Festgehalten wird daher, dass im Sinne der geltenden Haushaltsordnung das zentrale Budgetcontrolling erstmals für den Zeitraum 1.1. bis 30.6.2003 vorgesehen ist und die betroffenen Stellen der Verwaltung diesen wie auch alle weiteren vier Termine im Rahmen ihrer Aufgabenstellung wahrnehmen und ihr Prognosen abgeben.

Ausgelöst durch den ersten Controllingbericht dieses Jahres wurden im Zuge der Besprechungen zum Budgetvollzug 2003 und zur Voranschlagserstellung 2004 prognostizierte Mehrerfordernisse berichtet – selbstverständlich auch mir berichtet – und in die Verhandlungen aufgenommen.

Zu den Punkten 3 bis 5: Die Vorgangsweise dazu ist ausführlich unter Punkt 1 und 2 erläutert sowie klargestellt, dass zur richtigen Zeit die entsprechenden Veranlassungen getroffen wurden. Im Hinblick auf die Beobachtung der laufenden Entwicklungen des ersten Halbjahres 2003 und im Zusammenhang mit der Voranschlagserstellung für 2004 wurden im Sommer dieses Jahres nach Erstinformation des Bürgermeisters und des Finanzstadtrates durch mich – aber der Finanzstadtrat kennt die Entwicklung schon vorab, weil seine Finanzabteilung die Controllingberichte als Erste bekommt – entsprechend über den voraussichtlichen Bedarf informiert und die notwendigen Grundsatzentscheidungen auf politischer Ebene getroffen und die Nachdotierung im Budgetjahr 2003 eingeplant. 

Zu Punkt 6, 6a und 6b: Wie in Ihrer Anfrage bereits formuliert, handelt es sich um Schätzungen. Daher wurde dem zuständigen Gemeinderatsausschuss vorerst ein Überschreitungsantrag von 20 Millionen EUR zur Beschlussfassung vorgelegt. Es werden seitens der Verwaltung die weiteren Entwicklungen beobachtet und im Sinne deren Aufgabenstellung unter Berücksichtigung der Haushaltsordnung nach Vorliegen genauerer Berechnungen und Daten allenfalls weitere Zuschusskreditanträge von der MA 12 zu erstellen sein. Jedenfalls ist meinerseits nicht vorgesehen, im heurigen Jahr fällige Zahlungen ins Folgejahr zu ziehen.

Zu Punkt 7, 7a und 7b: Im Hinblick auf den voraussichtlichen Bedarf betreffend des Ansatzes 4130 hat die MA 12 entsprechende Anträge auszuarbeiten und zur Beschlussfassung vorzulegen. Unter anderem werden daher am kommenden Mittwoch dem zuständigen Gemeinderatsausschuss zwei Zuschusskreditanträge vorgelegt, einer über 8 Millionen EUR und einer über 1,476 Millionen EUR. Des Weiteren wird auf den Punkt 6 und die von der MA 12 zu berechnenden und auszuarbeitenden Anträge verwiesen. 

Die Überschreitungsanträge werden teilweise – sinnvollerweise – erst im Zuge des Rechnungsabschlusses zur Beschlussfassung vorliegen, da sich zum Beispiel die Umsatzsteuer aus den tatsächlichen Ausgabebuchungen berechnet. 

Zu Punkt 8, 8a und 8b: Durch politische Entscheidung erfolgte die Nachdotierung zur Sicherstellung aller gesetzlichen und vertraglichen Leistungen. Maßnahmen, wie es die angesprochene Inflationsabgeltung ist, sind darin grundsätzlich nicht inkludiert. Daher bedarf es weiterer Berechnungen, die bereits von der MA 12 angefordert wurden – offensichtlich in einem Schreiben, das Ihnen nicht unmittelbar übermittelt wurde – und einer allfälligen neuen Entscheidung im Hinblick auf die Abgeltung einer Kostensteigerung. Sowohl die Berechnungen als auch die Gespräche mit den einzelnen Organisationen und Institutionen zur Vorbereitung allfälliger Entscheidungen sind im Laufen. 

Zu Punkt 9, 9a und 9b: Die Versorgung von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen ist Bestandteil der derzeit laufenden Verhandlungen betreffend die Artikel-15a-Vereinbarung über gemeinsame Maßnahmen zur vorübergehenden Grundversorgung für hilfs- und schutz-bedürftige Fremde. Der Bund verabschiedet sich jedoch zunehmend von seinen Aufgaben und schiebt diese auf Länder und Gemeinden ab, ohne dafür finanzielle Vorsorge zu treffen. 

Zurzeit laufen Verhandlungen mit dem Bund, um zum Beispiel die Beschleunigung des Verfahrens, einheitliche Standards, die Betreuungsintensität und viele weitere Punkte festzulegen. In den einzelnen Bundesländern gibt es derzeit eine höchst unterschiedliche Vorgangsweise im Bezug darauf, ob das Jugendwohlfahrtsgesetz auf die besagte Personengruppe überhaupt anzuwenden ist. 

Trotz der im Moment sehr unklaren Situation werden in Wien 20 Prozent aller zu betreuenden Personen versorgt. Mit der derzeitigen Wiener Versorgungsquote im Bereich der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge, bei deren Betreuung zwischen 2001 und 2002 eine Steigerungsrate von 30 Prozent zu verzeichnen ist, ist dieses Soll längst erfüllt. Auch für dieses Jahr ist ausreichend budgetäre Vorsorge getroffen. 

Zu Punkt 10: In Kenntnis des Schreibens vom 11.8.2003 kann ich mir nicht erklären, wieso ein Einsparungsvorschlag von einer absoluten Zahl erfolgt sein sollte. Die Autorisierung zu diesem Verlangen ergibt sich aus der dienstrechtlichen Stellung des Budgetkoordinators meiner Geschäftsgruppe, nach welcher er verpflichtet ist, alle Umstände, die für eine ordnungsgemäße Budgeterstellung herangezogen werden können, zu be-rücksichtigen. Dazu zählen auch von den einzelnen Ab-teilungen anzufragende Einsparungspotentiale. 

Wie der Herr Bürgermeister in seiner Beantwortung zur Dringlichen Anfrage vom 23.9. eindeutig angeführt hat, sind die Erfordernisse im Sozial- und Gesundheitsbereich budgetär zu erfüllen – das ist die politische Entscheidung –, damit waren die sich daraus ergebenden Vorschläge der MA 12 nicht mehr aktuell. 

Und jetzt sage ich es noch einmal und, wie ich hoffe, zum letzten Mal: Es ist mir nachvollziehbar, dass Sie das Zusammenspiel zwischen Politik und Verwaltung aus Sicht der Opposition nicht real nachvollziehen können. Sie werden vielleicht im Zuge der Regierungsbeteilung der Grünen in Oberösterreich Erfahrungen sammeln und Informationen einholen können und dann vielleicht ein bisschen nachvollziehen können, wie sich das tatsächlich abspielt. 

In einer laufenden Beratung zwischen Bediensteten des Hauses, verantwortlichen Bediensteten des Hauses, den Magistratsabteilungen und den politisch Verantwortlichen ist selbstverständlich die Vorbereitung eine Sache und die Umsetzung von politischen Entscheidungen eine andere. Das betrifft zum Beispiel auch das, was Sie, als Trophäe vor sich hertragend, als "Paket der Grauslichkeiten" bezeichnet haben, die sich in diesem Haus nie in der Realität wiedergefunden haben. Kein einziges Stück aus dieser Ihrer Trophäe ist hier zur Beschlussfassung vorgelegt worden, weil nämlich in Abwägung von Alternativen und der klaren politischen Zielsetzung eines sozialen, sicheren Wiens die klare Entscheidung gefallen ist: Wir dotieren nach. Das ist der Unterschied, den Sie zur Kenntnis nehmen müssen. (Beifall bei der SPÖ.)
Zu den Punkten 11, 12, 12a, 12b und 13: Auch hier wiederhole ich noch einmal: Das Zusammenspiel zwischen Politik und Verwaltung sowie Voranschlagserstellung und dem laufenden Budgetvollzug wurde bereits in den vorigen Antworten dargestellt. Im Rahmen des Budgeterstellungsprozesses und dem sich aus dem Vollzug ergebenden Mehrbedarf für 2003 wurde von mir ein Gespräch mit dem Budgetkoordinator der Geschäftsgruppe über Konsequenzen und Alternativen geführt. Die von Herrn Dr Podkowicz gesetzten Maßnahmen sind die logische Konsequenz zur Vorbereitung für die in der Zwischenzeit erfolgten politischen Entscheidungen. Er hatte darzustellen, welche Veränderungen zum Budgetvollzug laut Voranschlag erforderlich gewesen wären, die dann aber, wie schon gesagt, nicht erfolgt sind. Die entsprechenden Beschlussvorschläge, die jetzt vorgelegt werden, sehen ganz anders aus, und da bedarf es wirklich keiner Zurufe der Grünen. 

Zu den Punkten 14 und 15: Gemäß der geltenden Haushaltsordnung für den Magistrat der Stadt Wien sind die zu veranschlagenden Einnahmen und Ausgaben zu errechnen beziehungsweise, wenn dies nicht möglich ist, gewissenhaft zu schätzen, wobei darauf Bedacht zu nehmen ist, dass jedenfalls den gesetzlichen oder sonstigen rechtsgültigen Verpflichtungen nachgekommen werden kann. Daraus kann noch nicht geschlossen werden, dass alle Eventualitäten, Wünsche und Worst-Case-Szenarien bereits bei der Voranschlagserstellung eingeplant beziehungsweise berechnet werden. 

Dazu ist festzustellen, dass für die befürchteten negativen Auswirkungen der Bundespolitik von Wien nicht in allen Einzelbereichen Vorsorge getroffen werden kann. Vielmehr wurde, basierend auf den Schätzungen der Fachabteilung und den Erfahrungen des letzten Jahres, dem Bedarf entsprechend die Dotierung der verschiedenen Ansätze der MA 12 vorgenommen. Konkret sind im Voranschlagsentwurf 2004 auf dem Ansatz 4110 um fast 29 Millionen EUR mehr vorgesehen als 2003, und der Ansatz 4130 wurde um rund 15,5 Mil-lionen EUR höher dotiert als im heurigen Jahr. Insgesamt wurde für die Aufgabenstellungen der MA 12 der Ausgabenrahmen um mehr als 50 Millionen EUR erhöht. Darüber hinaus sind im Zusatzrahmen mit Sperre auf den Ansätzen 4110 und 4130 weitere 11,7 Millio-nen EUR im Voranschlagsentwurf der MA 12 enthalten, um allenfalls seitens der Wiener Stadtregierung entsprechende Mittel zuführen zu können. 

Darüber hinaus glaube ich, nicht gesondert festhalten zu müssen, dass ich mich als Mitglied der Stadtregierung auch weiterhin für die Politik dieser Stadt mitverantwortlich fühle und diese Verantwortung – auch wenn es Ihnen nicht passt – in vollem Umfang wahrnehmen werde. (Beifall bei der SPÖ.)
Zu Punkt 16: Wie in allen anderen Bereichen der Verwaltung ist auch bei der Verrechnung des Ansatzes 4130 entsprechend den geltenden Bestimmungen zu verrechnen, das heißt, in der Regel werden die Ausgaben eines Jahres nach ordnungsgemäßer Leistungserbringung und Rechnungsvorlage bezahlt. 

Zu Punkt 17, 17a und 17b: Ich gehe davon aus, dass die bereits zu Punkt 9 erwähnte 15a-Vereinbarung abgeschlossen sein wird. Selbstverständlich wird Wien die auf Grund dieser Vereinbarung übertragenen Aufgaben erfüllen und die dafür nötigen budgetären Mittel bereitstellen. 

Zu Punkt 18: Es ist vorgesehen, mit der Strukturreform die Finanzierung unterschiedlicher sozialer Dienstleistungen auf die Grundlage von Förderrichtlinien umzustellen. Diese Förderrichtlinien sollen in den nächsten Monaten gemeinsam mit den Vertretern der im Feld tätigen Institutionen erarbeitet werden. Es ist von einem einvernehmlichen Wechsel aus der derzeitigen oftmals gerade von den Institutionen kritisierten Vertragssituation in das zukünftige Förderwesen auszugehen. Da in manchen Bereichen, insbesondere im Bereich der ambulanten Dienste und der Pflege, Kündigungsfristen von einem Jahr vorgesehen sind, ist aus juristischen Gründen eine rechtzeitige Kündigung mit Wirksamkeit vom 31.12.2004 vorgesehen. 

Zu Punkt 19: Im Zuge der Gespräche über die geplante Umstrukturierung wurden zahlreiche Vertreter der betroffenen Institutionen sowohl aus dem Bereich Pflege als auch Behindertenhilfe von der Intention dieses bevorstehenden Schrittes insbesondere durch den Geschäftsführer des Fonds Soziales Wien informiert; dies beispielsweise etwa im Rahmen einer Diskussion im Dachverband Wiener Pflege- und Sozialdienste. 

Zu Punkt 20: Wie oben genannt, ist beabsichtigt, eine Förderungsstruktur auf der Grundlage von Förderrichtlinien einzurichten.

Zu Punkt 21: Es ist nicht beabsichtigt, durch den Wechsel der juristischen Grundlagen Versorgungsengpässe im Bereich des Wiener Sozialsystems entstehen zu lassen, ganz im Gegenteil. Die Strukturreform wird vielmehr zu mehr Sicherheit bei den Vereinen, aber vor allem zu mehr Sicherheit im Leistungsangebot führen und wird vor allem auch – im Gegensatz zu dem, was Sie, Frau Kollegin Jerusalem, am Nachmittag ausgesendet haben – zur Sicherheit von Arbeitsplätzen in diesem Bereich führen und nicht zum Gegenteil. 

Zu Punkt 22:. Bei der Neustrukturierung des gesamten Bereiches wird die Entscheidungsgrundlage für die zukünftige Aufteilung der Agenden entlang der Grundsatzentscheidung vorgenommen werden, die da lautet: Die Umstrukturierung orientiert sich an einer neuen grundlegenden Ordnung in der Kompetenzverteilung. Beim Magistrat wird in Zukunft die Planung verbunden mit allen strategischen Zielsetzungen und der finanziellen Dotierung liegen, dem Fonds Soziales Wien obliegt die Steuerung, wobei insbesondere dem Vertragsmanagement und dem Controlling besondere Bedeutung zukommen wird. Jedenfalls wird sich der zukünftige Personaleinsatz an diesen inhaltlichen Vorgaben orientieren. 

Im Übrigen weise ich darauf hin, dass die konkrete Beschlussfassung dem Wiener Gemeinderat obliegt. 

In diesem Sinne bedanke ich mich für das aufmerksame Zuhören. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke, Frau Stadträtin. 

Ich eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt. 

Zur Debatte gemeldet hat sich Frau GRin Jerusalem. Ich erteile ihr das Wort, wobei ich bemerke, dass die Redezeit mit 20 Minuten begrenzt ist. 

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin!

Ich werde an derselben Stelle beginnen, an der auch Sie begonnen haben, nämlich bei diesem Titel der heutigen Dringlichen Anfrage, wo Sie einmal mehr die ganze Schuld und Verantwortung auf den Staat schieben, und ich möchte Ihnen einmal mehr darauf antworten, dass auch wir Grünen sehen, dass die Politik des Bundes dazu führt, dass im Sozialbereich erhöhte Kosten für die Stadt entstehen. Das streiten wir nicht ab, das sehen wir auch. Was uns trennt und wo wir die Dinge anders betrachten, das ist an der Stelle, wo wir sagen, die Antwort Wiens darauf muss dezidiert eine andere sein als die des Bundes. Wenn der Bund sagt, sparen, sparen, sparen im Sozialbereich, dann muss die Antwort Wiens eindeutig heißen: Man kann im Sozialbereich nicht sparen. Wir haben die Aufgabe, den Auftrag, als Kommune für die schwächsten Menschen in dieser Stadt eindeutig zu sorgen. – Das ist die Meinung der Grünen, die wir immer wieder wiederholen und auch heute wiederholen. 

Sie haben dann gesagt, die Sozialdemokraten fällen Entscheidungen in Erkenntnis der Lage. Sie sagen damit nichts anderes, als dass Sie im Jahr 2002 und auch zu Beginn des Jahres 2003 nicht in der Lage waren, zu erkennen, wie die Politik des Bundes aussieht. Jeder hat sie erkannt, jede hat sie erkannt, nur die Wiener Sozialdemokraten sind zu diesem Zeitpunkt immer noch davon ausgegangen, dass der Bund seine Politik ändern wird, einen Kurswechsel vollziehen wird. 

Meiner Meinung nach ist auch das ein politischer Fehler, den wir Ihnen vorwerfen, denn es gab zu keinem Zeitpunkt auch nur das geringste Anzeichen dafür, dass der Bund seine Politik ändern will oder einen Kurswechsel vollziehen will. Das, was wir von Ihnen erwartet haben und was Sie zu Beginn dieser Legislaturperiode versprochen haben, war, Sie werden ein Gegenmodell zum Bund liefern. Aus diesem Gegenmodell ist nun einmal nichts geworden. (VBgmin Grete Laska: Aber Ihre Hoffnung war so groß, dass die GRÜNEN Gespräche mit der Regierung aufgenommen haben und zusammenarbeiten wollten! Hat nur nicht geklappt!) 

Die Hoffnung von uns Wiener Abgeordneten, so wie wir hier sitzen, bezieht sich immer darauf, dass die Wiener Sozialdemokraten Sozialdemokraten sind und bleiben und in ihrer Sozialpolitik, die ein Kernbereich der Sozialdemokratie war – oder noch ist, ich weiß es nicht –, Kompetenz beweist und tatsächlich Taten setzt. Das haben Sie nicht getan, und das ist es, was wir Ihnen vorwerfen. 

Denn die Erkenntnis der Lage – und das ist ja der Vorwurf an Sie – hat unserer Meinung nach genau in das "Paket der Grausamkeiten" gemündet. Die Tatsache, dass es dann vom Bürgermeister "gekübelt" wurde, dass es dann im Schredder geendet hat, war unserer Meinung nach – das ist das, was wir behaupten – darauf zurückzuführen, dass die Grünen das aufgedeckt haben, dass Journalisten das aufgedeckt haben, dass öffentlich Aufsehen und Wirbel entstanden ist und dem Bürgermeister ja überhaupt nichts anderes übriggeblieben ist, als zu schreddern und zu "kübeln", denn sonst hätte er nämlich die Kernkompetenz der Sozialdemokratie "gekübelt" und geschreddert. (VBgmin Grete Laska: Wenn das, was Sie jetzt hier gesagt haben, zu Ihrem Selbstbewusstsein beiträgt, dann wiederholen Sie es immer wieder! Das muss Ihnen sehr gut tun!) Ja, Sie haben das jetzt ganz richtig erkannt und auf den Punkt gebracht, Frau Stadträtin. 

Nach der Beschäftigung mit den Zahlen und dem Budget und mit all dem, was Sie als Nachdotierung bezeichnet haben – und was natürlich auch eine ist –, möchte ich jetzt gerne darauf eingehen, dass man das auch anders benennen kann, denn ein derartiges Budgetchaos wie in diesem Ausschuss ist schon aufsehenerregend. Es ist unglaublich, wie da mit dem Geld herumgeschoben wird und vor allem wie intransparent das abläuft. Man sollte ja erwarten und darf meiner Meinung nach auch erwarten, dass die Abgeordneten der Opposition in einer wesentlich demokratischeren und transparenteren Art und Weise über derartige Vorgänge informiert werden. Wenn nachdotiert werden muss – und das bestreiten wir auch gar nicht –, dann muss es auch Information geben, dann muss auch Demokratie stattfinden und nicht die Überheblichkeit der Absoluten. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Ich möchte auf jene zwei Punkte eingehen, die mir persönlich heute am wichtigsten sind, das sind einerseits die Vereine, um die es in der nächsten Zeit gehen wird, und das sind andererseits die unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge, denn die bleiben ja in Ihrer politischen Kompetenz und übersiedeln nicht in den Fonds Soziales Wien.

Zunächst einmal zu den Vereinen: Möglicherweise gibt es da mit meiner Aussendung auch ein Missverständnis. Ich bin nicht soweit hoffnungslos geworden, dass ich jetzt annehme, Sie machen etwas, was tatsächlich Arbeitsplätze kosten wird, sondern ich habe gesagt, es besteht jetzt auf Grund des Vergabegesetzes und auch auf Grund von GATS die Gefahr, oder es ist etwas, was wir von Ihnen wissen wollen: Stehen bereits große Firmen vor der Türe und wollen die einsteigen in den Wiener Sozialbereich? Denn dann geht es sehr wohl um Sozialdumping und dann wären tatsächlich Arbeitsplätze gefährdet. Das bedeutet dann Preisdumping und Sozialdumping. 

Ich weiß es nicht. Ich nehme an, dass sich die Juristen der Stadt Wien derzeit genau damit befassen, nämlich wie ist das mit dem Vergabegesetz und wie müssen Verträge aussehen, damit genau das nicht passiert? Wir wollen das nicht, ich nehme im Übrigen auch nicht an, dass Sie das wollen. 

Noch einmal zu den Vereinen. Was ich heftig kritisiere in Ihrem Umgang mit den Vereinen ist die Tatsache, dass viele Vereine, und ich habe mit ihnen telefoniert, gesagt haben, Sie haben aus der Zeitung davon erfahren, dass diese Verträge jetzt aufgelöst werden sollen und neue Verträge geschlossen werden sollen.

Jetzt behaupte ich einmal, das ist keine Umgangsform mit einem Vertragspartner. Das sind nicht Vereine, die irgendetwas umsonst anbieten, sondern Vereine, die die Arbeit der Stadt Wien tun und anbieten. Das ist ein Vertragspartner, mit dem hat man sehr freundlich und offen und in einer guten Verhandlungsatmosphäre umzugehen. Das verlangen wir von Ihnen, und ich hoffe, dass das auch in Zukunft der Fall sein wird.

Zweiter Punkt: Ich möchte, dass Sie sowohl die Oppositionsparteien als auch die Vereine ausführlich darüber informieren, inwieweit das Vergabegesetz zum Tragen kommen wird und inwieweit die Gefahr droht, dass große Anbieter, zum Beispiel aus Deutschland, einsteigen und hier ein Verdrängungswettbewerb stattfindet. Wir sind nämlich der Meinung, das sind Fragen, die sich die Menschen dort in den Vereinen stellen, also wäre es gut, wenn Sie diese Fragen auch tatsächlich beantworten. (VBgmin Grete Laska: Sie haben vorhin nicht zugehört!) Ja, das kann ja dann Ihre Kollegin alles machen. (VBgmin Grete Laska: Ich habe genau diese Fragen beantwortet!) Das gilt vielleicht für den Behindertenbereich. Sie wissen, dass es für andere Bereiche noch offen ist, oder es werden auch diesbezüglich wieder falsche Meinungen und falsche Informationen kolportiert. Frau Stadträtin, da kommen Sie nicht aus. Solange es nicht alle wissen und alle informiert sind, ist es Ihre Aufgabe, zu informieren.

Nunmehr zu den Förderrichtlinien. Sie haben das in Ihrer Rede schon angesprochen. Die Förderrichtlinien sollen mit den Vereinen gemeinsam erarbeitet werden. Das finde ich sehr gut, denn es ist wichtig, dass diese Vereine eingebunden werden. Genauso wichtig wäre es aber auch, dass die Vereine in den Gremien des Fonds Soziales Wien vertreten sind und dort Informationsrechte und Mitspracherechte bekommen. 

Ein Allerletztes. Ich glaube, dass man, nachdem die Gesprächsbasis zu vielen Vereinen doch relativ schwer gestört ist, sehr rasch etwas dagegen unternehmen sollte und auch diesen Inflationsausgleich sehr rasch beschließen und auszahlen sollte – aus einem einfachen Grund. Sie wissen es genauso gut wie ich: Es geht vielen dieser Vereine finanziell sehr, sehr schlecht. Zumindest jetzt höre ich keinen Widerspruch. Also da bin ich richtig froh. Wir sind also alle der Meinung, dass es diesen Vereinen teilweise sehr schlecht geht und dass es da große Ängste und großen Diskussionsbedarf gibt.

Ich möchte das Thema Vereine an dieser Stelle auch schon abschließen, damit ich noch ausreichend Zeit habe, etwas zu den unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen zu sagen.

Ich denke, Sie leugnen nicht, dass der Zustand in diesem Bereich ein absolut skandalöser ist. Und wo wir unterschiedlicher Ansicht sind, das ist bei der Umsetzung des Jugendwohlfahrtsgesetzes. 

Meiner Meinung nach ist es eindeutig so: Wenn ein unbegleiteter minderjähriger Flüchtling zur MA 11 kommt und um Schutz und Hilfe und Unterbringung bittet, weil er nichts hat, weil er kein Bett hat, weil er nichts zum Anziehen hat, weil er nichts zu Essen hat und weil er kein Geld hat, dann darf ihm die MA 11 auf Grund der gesetzlichen Lage in Wien diese Hilfe nicht verweigern. Sie verweigern aber diese Hilfe! 

Und auch diesbezüglich sind Sie sehr schlecht beraten, sich auf den Bund auszureden. Denn natürlich stimmt es, dass der Bund für die Asylwerber verantwortlich ist. Trotzdem bleibt aber Ihre Verantwortung gegenüber Menschen, die noch nicht 18 Jahre alt sind, aufrecht. Das heißt, Sie können sie nicht wegschicken und sagen, ihr kriegt bei uns ein Bett für den Fall, dass der Bund einmal zahlt, sondern es muss genau umgekehrt sein, nämlich diese Jugendlichen müssen aufgenommen werden, müssen untergebracht werden, müssen versorgt und müssen betreut werden, und wenn Sie dann mit dem Bund verhandeln, werden Sie Geld dafür zurückbekommen – oder auch nicht. Ihre Aufgabe wird es jedenfalls sein, diese jungen Menschen unterzubringen, denn dazu sind Sie nach dem Wiener Jugendwohlfahrtsgesetz verpflichtet. Man kann sich nicht aussuchen, ob man ein Gesetz vollzieht oder vielleicht doch nicht vollzieht. Sie sind dazu verpflichtet. Und Sie werden in Hinkunft keine Menschen mehr wegschicken können.

Sie haben sicher, so wie ich, auch dieses eine Beispiel gelesen, das wieder unlängst im "Falter" stand, wo ja der Herr Wallner vom Kompetenzzentrum ganz klar sagt: Der kommt da, ohne Schuhe, in der Pyjamahose. Sie haben ihn eingekleidet und dann wieder weggeschickt. Und so geschieht das mit sehr vielen jungen Menschen.

Sie kennen das Buch des Herrn Fronek. Ich habe es mehrfach hier zitiert im Gemeinderat. Es kam auch kein Widerspruch von Seiten Ihrer Partei. Es kam kein Widerspruch von Ihnen, Frau Stadträtin. Diese jungen Menschen werden weggeschickt, werden nicht versorgt, werden nicht untergebracht und fallweise dürfen sie bei einem Verein irgendwo am Boden schlafen.

Ich sage das jetzt gerne noch einmal: Für den Fall, dass Sie heute andere und bessere Nachrichten haben oder mir sagen können, dass alle untergebracht werden, werde ich mich sehr freuen.

Abschließend: Um was geht es bei der ganzen Materie im Wesentlichen? Es geht, und das verbirgt sich hinter diesen ganzen Budgetzahlen und der trockenen Materie, um Menschen, die unsere Hilfe brauchen, es geht um arme Menschen, es geht um kranke Menschen, es geht um alte Menschen, es geht um Flüchtlinge. Um diese Menschen geht es. Die sind auf unsere Hilfe angewiesen. Das kann kein Gnadenakt sein, sondern unsere Hilfe muss ein Recht dieser Menschen sein. 

Und worum es mir ganz im Speziellen geht, und ich denke, darüber werden wir uns auch in den nächsten Wochen noch oft unterhalten, das sind die Kinder der Sozialhilfeempfänger, denn auch diese Kinder müssen in einer Art und Weise versorgt und betreut werden und Zugang zu Geld und Unterhalt haben, sodass es möglich wird, dass sie am sozialen und kulturellen Leben dieser Stadt teilnehmen können, dass sie nicht ausgeschlossen werden in ihrer Schulgemeinschaft, dass sie dazugehören und dass sie den Eintritt finden in ein ganz normales Leben, das nicht das Leben eines Sozialhilfeempfängers oder einer Sozialhilfeempfängerin ist.

Ich möchte abschließend eines sagen, was ich mir bei diesen unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen immer wieder gedacht habe. Es gibt da eine Linie in der Politik, und die heißt Löschnak, Strasser, Häupl, Laska. Und das ist sicher kein Ruhmesschild für diese Stadt. Und ich hätte gern, dass Sie sich von dieser Politik verabschieden und das auch beweisen durch ein Budget, das zu erkennen gibt, dass Sie sich verabschieden von dem Gedanken des Sparens, dass Sie sich verabschieden von dem Paket der Grausamkeiten, und zwar ernsthaft, ohne dass ein anderes aus der Lade gezogen wird, und dass Rücksicht genommen wird und gesorgt wird für jene Menschen, die es brauchen und die arm sind. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste zu Wort gemeldet ist die Frau GRin Korosec. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Glaubwürdigkeit ist ein sehr wichtiger Wert. Und wenn ich nun die Glaubwürdigkeit von Ihnen, Frau Vizebürgermeisterin, so auf Grund der Antworten, die Sie heute gegeben haben, aber auch, wenn ich die Diskussion der letzten zwei Monate Revue passieren lasse, wenn ich das zu hinterfragen habe, dann, muss ich sagen, gelinde gesagt, kommen mir massive Zweifel. Und ich bin überzeugt: Ich bin nicht die Einzige hier in diesem Raum. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Vizebürgermeisterin! Obwohl es eigentlich Ihre Aufgabe war, sehr präzise Fragen präzise zu beantworten, konnten Sie es natürlich nicht verabsäumen, die Bundesregierung zu attackieren. Damit wollen Sie wieder einmal von eigenem Versagen ablenken. (Beifall bei der ÖVP.)

Nur, Frau Vizebürgermeisterin, es glaubt Ihnen niemand mehr. Das ist eine Platte, die ist ausgeleiert. Wir wollen über Wien sprechen, über die Wiener Kommunalpolitik und über den Sozialabbau – Abbau, habe ich gesagt –, den Sie, die sozialistische Alleinregierung, den Wienerinnen und Wienern zumuten möchten. Und Sie, Frau Vizebürgermeisterin, wollten, nicht irgendwelche Beamten, Sie wollten 87 Millionen EUR einsparen mit dem Katalog der Grausamkeiten. Es ist nur nicht gelungen. Der Herr Bürgermeister hat dann die Reißleine gezogen. Aber beabsichtigt, und das unterstelle ich Ihnen jetzt, beabsichtigt war es sehr wohl. (Beifall bei der ÖVP.)

Zum Beispiel mit der Kürzung der Sozialhilfe, wie vorgeschlagen um 20 Prozent. Obwohl Sie ganz genau wissen, Frau Vizebürgermeisterin, dass Wien das Schlusslicht von Österreich ist. Eine Alleinerzieherin bekommt 396 EUR Sozialhilfe. In Oberösterreich zahlt man 496 EUR, das ist um mehr als 30 Prozent mehr. Und da überlegen Sie – dass man überhaupt darauf kommt, das zu überlegen –, da überlegen Sie, ob nicht noch eine Kürzung möglich wäre. 

Frau Vizebürgermeisterin! Als Sozialstadträtin kann Sie niemand mehr in dieser Stadt bezeichnen. (Beifall bei der ÖVP.)

Sie kürzen das Sozialbudget 2002 von 450 Millio-nen EUR auf 388 Millionen EUR, also um 62 Millio-nen EUR. In anderen Ländern bezeichnet man das, so eine Politik, als verantwortungslos. 

Und apropos: die höhere Anzahl von Sozialhilfeempfängern. Auch das ist in Wien hausgemacht. Ich habe das hier schon gesagt. Ich sage es noch einmal, weil es immer wieder so dargestellt wird, dass das alles von außen kommt und man hat überhaupt keine Schuld daran. Das ist hausgemacht! Denn die Wiener sozialdemokratische Alleinregierung hat es zu verantworten, dass in Wien die höchsten Arbeitslosenzahlen Österreichs sind. (Beifall bei der ÖVP.)

Es gibt in Österreich 3 275 000 unselbständig Erwerbstätige. Herr StR Rieder, Sie wissen das sehr genau. Das ist ein Höchstwert. Das haben wir noch nie gehabt, so viele Beschäftigte. Im Jahr 1965, also vor fast 40 Jahren, haben wir 2 128 000 gehabt. Um eine Million weniger. 

In Wien waren 1965, also vor 38 Jahren, 760 000 unselbständig Beschäftigte. Und heute, im Jahr 2003, sind es immer noch nur 760 000 Beschäftigte. Herr StR Rieder, ist da nicht auch etwas hausgemacht dabei? (Beifall bei der ÖVP.) Und dafür tragen Sie, die sozialdemokratische Alleinregierung in dieser Stadt, die Verantwortung. 

Zur Behindertenpolitik. Wir haben ja das Jahr der Behinderten. Und die Bundesregierung hat natürlich "ja" gesagt zum Jahr der Behinderten mit einer Milliarde, wo ja auch Wien mitpartizipiert. Wir haben eine Behindertenkommission – die Frau Präsidentin sitzt hier –, die gute Arbeit leistet, wo konstruktive Vorschläge gemacht werden von allen Fraktionen, wo ich mich auch bedanken möchte bei allen Behindertenvertretern, die hier wirklich ein unglaublich tolles Engagement haben. Aber die sozialdemokratische Alleinregierung und die Frau Vizebürgermeisterin als Verantwortliche verschlafen die gut durchdiskutierten und gut vorbereiteten Vorschläge. 

Wo ist die Novellierung der Bauordnung, wo ist die Novellierung des Garagengesetzes, wo ist die persönliche Assistenz? 

Der Kollege Margulies hat schon gesagt: Sie überlegen oder haben vorläufig wieder einmal abgewiesen die Abgeltung der Inflation, eigentlich eine Selbstverständlichkeit, weil Sie ganz genau wissen, wie diese Vereine das nötig haben. Immerhin geht es um 1,2 Millionen EUR oder über 16 Millionen S. 

Und Wien zahlt lieber Ausgleichstaxe, 1,6 Millio-nen EUR. Frau Vizebürgermeisterin! 1,6 Millionen EUR Ausgleichszulage zahlt Wien, anstatt Behinderte einzustellen.

Meine Damen und Herren! Man könnte stundenlang hier Versäumnisse aufzählen. 

Ich möchte mich aber noch beschäftigen mit einem Bereich, der auch die soziale Kälte aufzeigt, die hier herrscht, und zwar für die Wiener Pflegefamilien. Sie wissen, wir haben hier eine Reihe von Gesprächen geführt, Frau Vizebürgermeisterin. Es gab seit 1996 ein Pilotprojekt, wo gleiche Qualität der Betreuung von Kindern bei Pflegefamilien wie bei Heimunterbringung das Ziel war. Das hat sehr gut funktioniert. Für Begleitung und Evaluierung wurde ein wissenschaftliches Begleitteam eingesetzt. Vereinbart waren beim Projektstart 10 Familien und jedes Jahr 10 Familien mehr. Nach 2 Jahren wurde das bereits gedeckelt. 

Im Jahr 2003 hat die MA 11 ein eigenes Anstellungsmodell für alle Wiener Pflegeeltern abgeschlossen. Die Entlohnung erfolgt nicht mehr wie bisher, dass je Pflegekind bezahlt wird, sondern nur mit einem Fixbetrag. Und hören und staunen Sie: Der Fixbetrag ist um 1 EUR höher als die Geringfügigkeitsgrenze, egal, wie viel Pflegekinder sie betreuen. 

Die Pflegeeltern aus dem Vorlaufmodell wurden unter Zeitdruck und mit ungeheurer sozialer Kälte einem Friss oder Stirb ausgesetzt. Und das war, Frau Vizebürgermeisterin, ein unsagbarer Zynismus gegenüber den betroffenen Pflegefamilien, aber noch viel mehr für die Pflegekinder, die davon betroffen sind, ich kann es gar nicht ausdrücken, unglaublich und eigentlich einer so genannten sozialen Stadt oder einer so genannten sozialen Stadträtin unwürdig. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Vorgangsweise, Frau Vizebürgermeisterin, widerspricht nicht nur allen arbeitsrechtlichen Nuancen, sondern ist auch in jeder Hinsicht ein Verstoß gegen die guten Sitten. 

Es stünde der Stadt eines Julius Tandler gut an, wenigstens für die fix angestellten Pflegeeltern eine angemessene Kulanzregelung zu finden. Noch dazu, wo dieses Modell, meine Damen und Herren, ein EU-Projekt ist, welches von sämtlichen Partnerstaaten und der EU-Kommission nachhaltig als bestes Modell zur Übernahme empfohlen wird. Aber Wien ist eben anders.

Das Modell wird abgeschafft. Dafür wird aber – hören und staunen Sie – eine Medienkampagne gestartet. 294 000 EUR werden jetzt investiert, ein Jahr lang, um Pflegeeltern zu suchen, Mamas und Papas für Pflegekinder. Die Geringfügigkeitsgrenze wird erhöht um 1 EUR, damit ein arbeitsrechtliches Verhältnis zustande kommt. Frau Vizebürgermeisterin, auch das ist Ihre Verantwortung. 

Und zum Drüberstreuen: Auch der Kontrollamtsbericht zeigt auf, wo politisch und fachlich Mängel in Ihrem Bereich vorhanden sind. Sie kennen den Bericht, ich bin überzeugt. Hier geht es um geschützte Werkstätten und Kuratorium Wiener Jugendwohnhäuser, Wohndrehscheibe, Verein ECHO et cetera. Es kann nicht sein, sich im Schoß der absoluten sozialistischen Mehrheit sicher zu sein, dass die aus Steuermitteln geförderten Vereine, und sie sind gefördert, schon das Richtige tun werden. Hier fehlt es an Kontrolle, hier fehlt es an Transparenz, hier fehlt es an Diskussion und an Information. Wenn das nicht vorhanden ist, dann gibt es eben Parteiwillkür und Freunderlwirtschaft. 

Und jetzt komme ich zur Information. Im Feber 2003 haben Sie uns, Frau Vizebürgermeisterin, informiert, dass mit 1.1.2004 die größte Strukturreform im Sozialbereich umgesetzt wird. Zusammensetzung breiter Teile der MA 12, der MA 47 im Fond Soziales Wien. Der Rest ist Schweigen. Es wurde dann noch eine Anfrage im Stadtsenat gemacht, wo Sie gemeint haben: Wenn es notwendig ist, noch andere Formen der Konstruktion zu führen, dann werden wir es tun. Offenbar finden Sie es aber nicht notwendig. 

In 57 Tagen, Frau Vizebürgermeisterin, soll eine Strukturreform greifen mit massiven Auswirkungen auf die Sozialpolitik dieser Stadt. Der Fond Soziales Wien wird in der geplanten strukturellen, organisatorischen und Inhaltlichen Reorganisation eine ganz zentrale Rolle spielen, insbesondere was den Dienstleistungsbereich dieser Stadt betrifft. Keine Information für die Oppositionsparteien, denn da könnte ja jeder kommen. Von einer Mitsprache, davon will ich überhaupt nicht reden. Das ist Ihr Demokratieverständnis, das ist die Arroganz der sozialdemokratischen Allmacht. Und das ist schärfstens abzulehnen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Sozialpolitik sollte das Herzstück jeder Regierung sein. Das sagt der Herr Bürgermeister Häupl. Ihr Herzensanliegen, Frau Vizebürgermeisterin, ist die Sozialpolitik nicht. In Ihrem Ressort fehlen Pläne, Konzepte, Kontrollen. Und diese Konzeptlosigkeit geht zu Lasten der Ärmsten. Diese Politik, Frau Vizebürgermeisterin, lehnen wir ganz entschieden ab. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So. Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Schmalenberg. Bitte. 

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin. Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wie ich schon anlässlich der Gemeinderatssondersitzung ausgeführt habe, erbringen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt Wien eine hervorragende Leistung, und ganz besonders im Sozialbereich. Ich denke, darüber sind wir uns einig. (Beifall bei der FPÖ.) 

Man kann im Protokoll genau nachlesen, was ich gesagt habe. Sinngemäß habe ich gemeint, dass Wien im internationalen Vergleich ein sehr hohes Ranking hat und dass dahinter Menschen stehen, die gewissenhaft und mit sehr viel Einsatz für die Wienerinnen und Wiener da sind. 

Es hat daher nicht nur mich verwundert, wie man in der MA 12 meine Wortmeldung interpretiert hat beziehungsweise wie man die Mitarbeiter darüber informiert hat. Ich möchte aus einer Aussendung der MA 12, genannt NewsFlash, zitieren, wo geschrieben wird: "Die Kritik an der Arbeit der MitarbeiterInnen der Sozialreferate und Sozialzentren ist besonders zynisch, denn diese geben tagtäglich ihr Bestes." Zitatende. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich frage mich, wer die Mitarbeiter in den Sozialreferaten kritisiert hat beziehungsweise was ist daran zynisch, wenn man feststellt, das die MitarbeiterInnen der Gemeinde Wien eine hervorragende Leistung erbringen? 

Es ist aber dieses Beispiel bezeichnend dafür, wie man mit Kritik umgeht, denn was ich kritisiert habe, waren die Wartezeiten in den Sozialreferaten, und dazu stehe ich auch. Denn wenn jemand Hilfe braucht, dann braucht er sie sofort. Wenn ein Schuldner zur Schuldnerberatung geht und er muss zehn Wochen warten, dann ist das keine Soforthilfe. Das Motto muss lauten: Wer schnell hilft, hilft doppelt. Und die Wartezeiten, die es in den Sozialreferaten gibt, sind kontraproduktiv. 

Mit solchen Aussendungen wie dieses NewsFlash hier soll aber bewusst Unruhe geschaffen werden, und es soll davon abgelenkt werden, wer tatsächlich kritisiert wurde. Denn angesichts der bekannten desaströsen Vorkommnisse in der Abteilung ist Kritik an der Leitungsebene in der MA 12 sehr wohl angebracht.

Frau Stadträtin, Sie haben diese Leitung installiert, und natürlich tragen Sie auch die politische Verantwortung für die Ereignisse in dieser Abteilung. Ich denke, darüber sind auch wir uns einig, Herr GR Margulies. 

Aber nun zum heutigen Thema der Dringlichen Anfrage der GRÜNEN. Der Herr Bürgermeister, der Herr Finanzstadtrat und die Frau Vizebürgermeisterin haben mehrfach versprochen, und das ist auch für Sie nachvollziehbar, dass die erforderlichen Nachdotierungen im Sozialbereich, im gegebenen Fall Ihrer Anfrage auf Budgetpost 4110, Allgemeine Sozialhilfe, und 4130, Behindertenhilfe, erfolgen werden.

Der Erkenntnis, dass auf diesen Budgetansätzen für das heurige Jahr eine zu geringe Budgetierung vorliegt, bedarf es wohl keiner Ihrer so genannten Experten. Und es ist auch Ihnen sicherlich das Instrument der Zuschusskredite bekannt, ein Instrument, das durchaus üblich ist, und es sind ja auch mehrere Zuschusskredite während eines Jahres möglich. Das ist eine durchaus gängige Praxis. 

Wir Freiheitlichen denken: Warten wir also ab, ob diese erfolgen werden. Wir Freiheitlichen messen nämlich nicht nur an den Daten, sondern an den erforderlichen Taten. 

Und wenn Sie, sehr geehrte Damen und Herren von den GRÜNEN, den Versprechungen des Herrn Bürgermeisters, des Vizebürgermeisters und Finanzstadtrates sowie der Vizebürgermeisterin und Sozialstadträtin nicht glauben, warum stellen Sie dann eigentlich keine Misstrauensanträge? Sie hätten diese Möglichkeit ja schon anlässlich des Sondergemeinderates bei der Frau Vizebürgermeisterin gehabt. Warum haben Sie also diese Gelegenheit, ganz im Gegensatz zum Misstrauensantrag gegen Gesundheitsstadträtin Pittermann, nicht genützt? Erklären Sie uns das bitte, Herr GR Margulies.

Und, Herr Gemeinderat, Sie sind jetzt doch schon einige Jahre im Gemeinderat. Glauben Sie ernsthaft, dass die Frau Vizebürgermeisterin sich dreinreden lässt? Glauben Sie ernsthaft, und Sie kennen Sie jetzt auch schon einige Zeit, dass sie sich politisch entmündigen lässt? Mein Eindruck ist eher, dass sie sich von niemandem etwas sagen lässt, ausgenommen vielleicht vom Bürgermeister. Für die Ereignisse im Sozialbereich trägt sie jedenfalls die alleinige politische Verantwortung.

Wie mit den Mitarbeitern der Stadt Wien – und das ist an konkreten Beispielen nachvollziehbar – umgegangen wird, interessiert Sie, Herr GR Margulies, ganz im Gegensatz zu anderen Gemeinderäten und Mitarbeitern der Stadt Wien offensichtlich nicht. 

Dass sich die Mitarbeiter der Stadt Wien bei großen Problemen auch von gewerkschaftlicher Seite nicht gut vertreten fühlen, das zeigt ein Schreiben, das mich nach der Gemeinderatssondersitzung erreicht hat. Ich darf daraus zitieren. Hier steht: 

"Wenn es noch eines letzten Beweises bedurft hätte, so haben die Aussagen unseres Genossen Hundstorfer anlässlich des Sondergemeinderates wohl allen die Augen geöffnet. Dieser Kollege vertritt nicht unsere Interessen."

Weiter heißt es in dem Schreiben: "Nunmehr lässt er uns durch sein Sekretariat mitteilen: Hundstorfer ist nicht Senatsrat. Bericht in der 'Krone' völlig aus der Luft gegriffen. Voraussetzungen für die Beförderung wären aber gegeben."

Und weiter lautet es in dem Schreiben: "Wir wussten gar nicht, dass Kollege Hundstorfer schon bis zum Oberamtsrat befördert wurde, da er die überwiegende Zeit seiner Tätigkeit dienstfreigestellt war. Was wir brauchen, ist ein Gewerkschaftsboss, der in Zeiten von Reformen, Managertum und Personaleinsparungen ausschließlich für unsere Rechte eintritt, und nicht einen, der nur über seine eigenen Möglichkeiten, dass heißt über seine Voraussetzungen zur Beförderung zum Senatsrat trotz Dienstfreistellung, Bescheid weiß." Ende des Zitates.

Dass Ihre Fraktion, Herr GR Margulies, auch nicht gerade zimperlich ist, wenn Ihnen Personen nicht genehm sind, dass zeigt eine Rede von Frau GRin Jerusalem, wobei sie eine im Saal anwesende Abteilungsleiterin so heftig attackiert hat, dass diese weinend den Saal verließ.

Aber jetzt zurück zur Frau Vizebürgermeisterin. Sie ist ja sehr bemüht, ihr Budget in den Griff zu bekommen. Sie hat vorsorglich als einzige Stadträtin, wie man im Handbuch der Stadt Wien nachlesen kann, eine Controllingstelle eingerichtet. Nur, leider erfüllt diese Controllingstelle nicht ganz den Zweck, nämlich ein ordentliches Budget kann auch so nicht erstellt werden.

Auf Budgetpost 0263 sind für die ganze Geschäftsgruppe als Gesamteinnahmen nur 11 000 EUR vorgesehen. Das entspringt offensichtlich der Idee, dann Mehreinnahmen und somit Erfolge verkünden zu können. 

In der Haushaltsordnung – Sie haben sie schon zitiert, Frau Vizebürgermeisterin – steht, dass eben die zu veranschlagenden Ausgaben und Einnahmen zu errechnen sind, weiters dass, wenn das nicht möglich ist, diese gewissenhaft zu schätzen sind. Und vielleicht, sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin, können Sie mir heute diesen Umstand erklären, warum auf Post 0263 nur 11 000 EUR budgetiert sind.

Wie ich anlässlich des Sondergemeinderates schon betont habe, sind wir Freiheitlichen für die Erhaltung des hohen Sozialstandards, den Wien erreicht hat, auch wenn es Kraft kostet. Allerdings mit der Einschränkung, dass Sozialhilfe ausschließlich nur an jene ausgegeben werden soll, die ihrer wirklich bedürfen. 

Die GRÜNEN stellen heute eine Anfrage, ich betone Anfrage, denn es wird gleichzeitig schon festgestellt, "Sozialabbau findet Stadt". Das heißt, die Frage wird also schon gleichzeitig beantwortet. 

Ich frage Sie daher, Herr GR Margulies und Freundinnen und Freunde, sagen Sie mir einmal, welche vertraglichen Leistungen genau bisher nicht eingehalten wurden. Sie stellen fest, dass der Budgetvollzug für 2003 im Bereich der Allgemeinen Sozialhilfe und der Behindertenhilfe seit Monaten die Öffentlichkeit und den Gemeinderat beschäftigt. Ich möchte feststellen, dass Sie mit Ihren immer wiederkehrenden Feststellungen die Öffentlichkeit und uns beschäftigen. Sie leisten damit einen erheblichen Beitrag zur Unruhe im Sozialbereich, und zwar nicht nur bei den Mitarbeitern, sondern auch bei den Betroffenen.

Auch ich wurde schon gefragt, ob es wirklich so ist, dass kein Geld mehr da ist. Die Betroffenen haben bis jetzt noch nichts davon bemerkt. 

Ich schlage daher vor: Warten wir ab, bis die versprochenen erforderlichen Nachdotierungen erfolgen, und wenn nicht, dann müssen wir die erforderlichen parlamentarischen Mittel ausschöpfen. (Beifall bei der FPÖ.)
Es bleibt auch Ihrer Fraktion überlassen, die Medienkampagne gegen Frau StRin Pittermann in dieser Weise fortzusetzen, und das quasi in einem laufenden Verfahren. Denn sie wurde ja noch nicht einmal einvernommen von der Untersuchungskommission. Aber Sie trommeln tagtäglich; Pittermann soll, muss und wird schließlich; glaubt Herr GR Chorherr; gehen. Ist das das Einzige was Sie wollen? 

Wir Freiheitlichen sind gegen Vorverurteilungen. Wir warten die Aussagen der Betroffenen und der Verantwortlichen ab. Erst dann werden wir uns ein Urteil bilden; und erst dann werden wir dazu Stellung nehmen. 

Unser vordringliches Interesse ist es, Verbesserungen für unsere pflegebedürftigen Wiener und für das Pflegepersonal zu erreichen. Wie ich schon ausführte und wie allseits bekannt ist, hat Wien im internationalen Vergleich ein sehr hohes Ranking erreicht. Und ich weiß, dass wir uns darüber einig sind: Wien ist eine lebenswerte und eine liebenswerte Stadt, und ich denke, dass wir stolz darauf sein können. Wir Freiheitlichen sind jedenfalls dazu da, dass das auch so bleibt. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Wehsely. Bitte schön.

GRin Mag Sonja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren!

Wien ist eine lebens- und liebenswerte Stadt. Dem kann ich mich nur voll inhaltlich anschließen, und das wird jedenfalls so bleiben, solange die Sozialdemokratie hier in Wien regiert. (Beifall bei der SPÖ.)
Zu dieser heutigen Debatte fiel mir, als ich die Dringliche Anfrage gesehen und gelesen habe, insbesondere auch bei Verfolgen dieser Debatte, vor allem der Film „Und ewig grüßt das Murmeltier“ ein. Ich weiß nicht, wer von Ihnen den kennt. Da geht es darum, dass einer so ein Wettermensch ist und Meteorologe und der Tag fängt immer wieder von neuem an und jeder kennt schon die Argumente des anderen. Das ist im Film so. Das Problem ist: Wir sind hier nicht im Film, sondern wir sind hier in der Realität und in der Wirklichkeit und es geht um die Menschen dieser Stadt. Daher ist es leider nicht ganz so lustig, dass hier diese Dinge immer noch mit vielen Falschheiten diskutiert werden.

Die Opposition ist sich in weiten Bereichen hier wieder einmal einig, was – und das möchte ich schon betonen – der Skurrilität nicht entbehrt, da ja die Grundlage für viele Probleme, die wir heute in Wien haben, bei der Bundesregierung liegt und diese Bundesregierung, wie ja, glaube ich, auch hinlänglich bekannt ist, von der Freiheitlichen Partei und der ÖVP gebildet wird und noch dazu – und das kann man ja gar nicht oft genug sagen – der Vorsitzende der Wiener ÖVP der Herr Finanzstaatssekretär Finz ist, der ganz maßgeblich verantwortlich ist dafür, was Wien für Probleme hat. Und ich möchte die ÖVP ersuchen, sich zu überlegen, ob das wirklich gut für Wien ist. Aber vielleicht geht es der Wiener ÖVP auch nicht um die Frage, was gut ist für Wien.

Was die GRÜNEN betrifft, nehme ich auch hier leider wieder zur Kenntnis, wie auch schon in der letzten Debatte, dass die wahren Verursacher dessen, was das Problem in dieser Stadt ist, nicht zur Kenntnis genommen werden. Das wird jetzt sozusagen damit umschifft, indem zu Beginn der Reden in ungefähr drei Zehntelsekunden gesagt wird, ja, ja, wir sind eh auch der Meinung, dass der Bund schuld ist, aber jetzt sprechen wir über Wien.

Das Problem ist: So einfach ist das nicht, wenn man wirklich an einer sinnvollen und sachlichen Debatte interessiert ist, diese Position einzunehmen, nämlich, ja, wir finden eh, der Bund ist schuld, aber dann muss die Stadt einspringen und dann muss die Stadt all das machen, was der Bund nicht tut. Das ist keine Politik, die gut ist für Wien, und das ist auch keine Politik, die die Realität zur Kenntnis nimmt. Das ist eine Politik der Realitätsverweigerung. (Beifall bei der SPÖ.)
Der Sozialabbau findet statt – die drei Oppositionsparteien wollen es nicht hören, aber ich werde es trotzdem sagen –, nämlich im Bund, und zwar dort flächendeckend, egal ob im Bereich der Bildung, im Bereich der Flüchtlingsbetreuung, im Bereich der Kinderbetreuung, im Sozialbereich, im Bereich der Investitionen. Hier nur ein Punkt, der schon vielleicht von Interesse sein könnte, nämlich dass der Bund in ganz Österreich weniger investiert als Wien in Wien pro Jahr, dass die Arbeitslosigkeit steigt. (Zwischenruf des GR Georg Fuchs.) Und, Herr Kollege Fuchs, ich bitte Sie, zu lauschen, weil vielleicht gelingt es Ihnen dann, ein bisschen schwierigere Zusammenhänge hier auch zu verstehen. Der Bund hat die Lehrlingsstiftungen abgeschafft, der Bund kürzt die Notstandshilfe, und die Liste ließe sich lange fortsetzen. Ich werde sie jetzt nicht fortsetzen, sondern werde mich abermals, weil ich habe das schon vor einem Monat getan, bemühen, in zwei Bereichen darzustellen, wie der Zusammenhang zwischen dem Bund und Wien ist. Herr Kollege Fuchs, ich werde das jetzt ganz besonders persönlich für Sie machen, um hier sozusagen herauszuarbeiten, wie diese beiden Gefäße zusammenhängen. 

Der erste Bereich, den ich hier ansprechen möchte, ist der Bereich der Arbeitslosigkeit. Ja, natürlich ist Wien von der Arbeitslosigkeit ganz besonders betroffen, und zwar nicht einfach deswegen (GR Georg Fuchs: Weil Wien nichts macht!) – danke, dass Sie es sagen –, nicht einfach deshalb, weil, wie Sie sagen, Wien nichts macht. Wien macht sehr, sehr viel gegen die Arbeitslosigkeit. Sie, Herr Kollege Fuchs, und die Kollegen von der ÖVP müssen auch zur Kenntnis nehmen, dass Wien zum Beispiel 150 000 Arbeitsplätze von 800 000, die es insgesamt in dieser Stadt gibt, für Menschen schafft, die nicht in Wien in leben und damit sehr viele Beschäftigungs- und Arbeitslosigkeitsprobleme der Bundesländer auch mitlöst. Oder, dass von den 16 000 Lehrlingen, die wir in Wien ausbilden, 4 000 keine Wienerinnen und Wiener sind. 

Das ist die Tatsache, und die müssen Sie hier auch zur Kenntnis nehmen. Aber dann muss man auch zur Kenntnis nehmen, ob man das jetzt will oder nicht, auf der einen Seite die Bundesregierungsparteien, auf der anderen Seite auch die grüne Opposition, dass dafür der Bund zuständig ist und dass auch hier die Politik nicht die sein kann, zu sagen, ja, das wissen wir schon, der Bund ist zuständig, aber trotzdem, ihr müsst das alles lösen. Das ist nicht möglich und auch hier in dem Bereich nicht möglich. Denn der Minister Bartenstein, der für Wirtschaft und Arbeit zuständig ist, ist für ganz Österreich zuständig und nicht für ganz Österreich außer Wien. 

Und wenn wir uns jetzt die Pläne des Herrn Ministers Bartenstein anschauen, die AMS-Mittel für 2004 zu kürzen – ich habe mir die letzten Presseaussendungen bis vor einer halben Stunde angeschaut –, dann muss ich sagen: Mir ist diesbezüglich keine Presseaussendung des Herrn ÖVP-Vorsitzenden Finz untergekommen, der das kritisiert. Ich würde Sie bitten, das zu veranlassen, weil das ein weiterer Anschlag auf Wien ist. Finz schweigt. 
Tatsache ist, dass die hohe Arbeitslosenzahl natürlich auch die Zahl der Notstandshilfebezieher erhöht. Wir haben das hier schon ausreichend, dachte ich doch, offensichtlich nicht, ich werde es daher noch einmal sagen, diskutiert. Besonders die Zahl der Richtsatzergänzungen, das sind jene Notstandshilfebezieher, die zusätzlich zur Notstandshilfe noch Sozialhilfe bekommen, weil die Notstandshilfe so gering und nicht mehr sozusagen armutsvermeidend ist, ist von 1999 auf das Jahr 2003 um 100 Prozent gestiegen. 

Und das müssen wir alles zur Kenntnis nehmen, wenn wir darüber sprechen, wie die Rahmenbedingungen sind und was Wien tun kann. 

Eine weitere Zahl, die auch wichtig ist: Im Jahr 1999 hatten wir etwas über 44 000 SozialhilfebezieherInnen, 2003 sind wir bei 80 000. 

Und jetzt möchte ich sagen, und das ist vielleicht schon auch wichtig für die Kolleginnen und Kollegen von den GRÜNEN, die sich hier also sozusagen immer bemühen, darzustellen, dass das eigentlich alles dasselbe ist, was in Wien passiert und was im Bund passiert: Was tut der Bund gegen diese Arbeitslosigkeit? Der Bund tut nichts dagegen. Er setzt überhaupt keine Maßnahmen, die zur Konjunkturbelebung beitragen könnten. 
Was tut Wien? Wien tut das Gegenteil. Wien sichert auf der einen Seite – und die Frau Vizebürgermeisterin hat es schon gesagt, heute, bei der letzten Sondersitzung, der Herr Bürgermeister hat es mehrfach gesagt –, Wien sichert die gesetzlichen und vertraglichen Leistungen im Sozialbereich, obwohl die auf Grund der Politik des Bundes exorbitant ansteigen. Und Wien macht aber nicht nur das. Wien setzt auch zusätzlich 5,5 Millio-nen EUR ein über den Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds zum Ausbau der Arbeitsstiftung und zum Ausbau von speziellen Programmen für Frauen und Jugendliche. 

Und ein zweiter Bereich, an dem ich auch exemplarisch darstellen möchte, wie das so funktioniert zwischen dem Bund und Wien, ist die Situation der Flüchtlinge in Österreich, insbesondere der Situation der minderjährigen Flüchtlinge. Da muss man sich vor Augen halten, um diese Situation und diese Problematik auch zu verstehen, wie das im Zeitablauf alles vor sich gegangen ist. 

Da gab es ab Oktober 2002, ausgehend von einem Beschluss der Landeshauptleutekonferenz, Verhandlungen zwischen den Ländern und dem Bund über ein Grundversorgungsmodell, das mehrere Parameter enthalten sollte. Ein Grundversorgungsmodell für alle Flüchtlinge, die nach Österreich kommen. Erstens sollte es für alle Flüchtlinge sein, natürlich auch für die minderjährigen Flüchtlinge. Zweitens sollte es spezielle Standards enthalten, die überall gleich sein sollen, weil es ja nicht sein kann, dass ein Flüchtling in Wien besser betreut wird als in Salzburg, sondern es soll selbstverständlich auf demselben Niveau sein. Und ein dritter wichtiger Punkt ist die Aufteilung der Betreuung auch auf alle Bundesländer. 

Was ist zeitgleich im Oktober 2002 passiert? Zeitgleich hat der Herr Bundesminister Strasser eine Liste der angeblich sicheren Drittstaaten erlassen, und das hat dann dazu geführt, dass im Oktober 2002, also quasi zu Winterbeginn, 1 000 Asylanten auf die Straße gesetzt worden sind. Und da sage ich Ihnen – die Kollegin Jerusalem ist jetzt nicht mehr da –, was der Unterschied ist zwischen dem Herrn Minister Strasser und dem Herrn Bgm Häupl, auch wenn ich weiß, dass Sie das nicht gerne hören wollen, weil es nicht in Ihr Weltbild passt. Der Herr Bundesminister Strasser setzt 1 000 Asylanten auf die Straße und die Stadt Wien nimmt von diesen 1 000 Asylanten 600 zusätzlich über den Anteil der Quote auf und investiert auf Grund einer von der Bundesregierung ausgelösten humanitären Krisensituation zusätzlich 800 000 EUR. Das ist der Unterschied zwischen Wien und dem Bund. (Beifall bei der SPÖ.)

Weiter geht diese Sache so, dass es dann – und das ist, glaube ich, bekannt – im September 2003 ein OGH-Urteil gab, aus dem ganz klar hervorgegangen ist, dass der Bund verantwortlich und zuständig ist für alle Flüchtlinge und dass der Bund auch die getätigten Aufwände, die andere bereits getätigt haben, zurückzahlen muss. Das ist dem Innenministerium egal. Es wird ein neues Asylgesetz vorgelegt und mit der Mehrheit der ÖVP und der FPÖ auch beschlossen, das aber nach Ansicht aller Experten verfassungswidrig ist und wo drinnen steht, dass der Bund wieder nicht grundsätzlich zuständig ist, sondern nur dann, wenn sie niemand anderer betreut. 

Die Verhandlungen finden weiter statt. Es gibt noch kein Ergebnis. Ich denke nur, dass es die richtige und die einzig richtige Position der Stadt Wien sein kann, den Bund aufzufordern, hier verfassungskonform zu handeln, und das werden wir auch weiterhin tun, und das ist gut und richtig so. 

Auch wenn es viele hier nicht hören wollen, weil sie sich sozusagen dieses Thema warm halten wollen, weil es ihnen offensichtlich an anderen Themen mangelt, sollte man aber vielleicht schon auch bei der Fortführung dieses Themas daran denken oder die heutigen Zeitungen anschauen, wo man sehen wird, dass es in keiner Zeitung einen Niederschlag gefunden hat. Also offensichtlich ist es ausgelutscht. Daher ein kleiner Hinweis: Ich glaube, man kann diese Debatte, wenn man sich davon insbesondere Öffentlichkeit erwartet, hier auch abschließen. 

Zum Schluss möchte ich nur das sagen, was die Wirklichkeit in dieser Stadt ist, nämlich dass Wien ein hohes Niveau im Sozialbereich hat, dass Wien für vorsätzliches Versagen des Bundes einspringt, um soziale Notwendigkeiten zu finanzieren, ob das die Sozialhilfe ist, ob das die Behindertenhilfe ist oder ob das die soziale Staffelung in vielen, vielen Bereichen ist. 

Zur Frage, die heute hier auch an die Frau Vizebürgermeisterin gestellt wurde, wer wem wann warum welche Weisungen gegeben hat, da sage ich ehrlich, Kollege Margulies: Das ist mir wurscht, weil ich bin nicht Mitarbeiterin des Magistrats der Stadt Wien, ich bin sozusagen hier auch nicht weisungsunterworfen. Die Verwaltung soll das tun, was sie zu tun hat, so wie sie glaubt, dass es richtig ist. Wichtig ist, dass wir hier die richtigen politischen Entscheidungen treffen. Und die richtigen politischen Entscheidungen sind getroffen worden und die bedeuten, dass Wien im Jahr 2003 alle gesetzlichen und vertraglichen Leistungen erfüllen wird und auch für die zukünftigen Jahre sicherstellen wird, dass Wien eine soziale Stadt bleibt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So. Herr GR Dipl Ing Margulies noch einmal.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): "Und ewig grüßt das Murmeltier." Ein Vergleich, Frau Wehsely, der eindrucksvoll zeigt, dass Sie nicht nur die Dringliche Anfrage nicht verstanden haben, sondern auch den Film nicht. Bill Murray ist die Sozialdemokratie. Und was passiert? Der Mensch wird offener, er wird freundlicher, er korrigiert seine Fehler. Es gibt keine Analogie zur Sozialdemokratie. Sie werden weder offener, Sie werden weder freundlicher noch korrigieren Sie Ihre Fehler. Ganz im Gegenteil. Sie besitzen permanent die Präpotenz, auf Ihren eigenen Fehlern herumzureiten. 

Sie ignorieren eigentlich die geschäftsordnungsmäßigen Zuständigkeiten bei einer Dringlichen Anfrage. Frau StRin Laska, unter Freunden würde ich sagen, es war keine Anfragebeantwortung, es war eine Laberrunde. Sie haben die Frage 1 nicht beantwortet, Sie haben die Frage 2 nicht beantwortet, Sie haben die Frage 3 nicht beantwortet. Frau Stadträtin, ab welchem Zeitpunkt waren Sie informiert, dass es sich auf 4110 und 4130 nicht ausgeht? So lautet die Frage. Wissen Sie die Antwort, die die Frau Stadträtin gegeben hat? Lieber Christian Oxonitsch, weißt du sie? Nein, sie hat keine Antwort gegeben. Sie hat nicht gesagt, es war im März, sie hat nicht gesagt, es war im Juni. Sie hätte viel leichter sagen können: Eigentlich habe ich es schon bei der Budgeterstellung 2003 gewusst, und wir haben ein falsches Budget erstellt. Das hätte sie eigentlich auch sagen können. Könnte ja so gewesen sein. Als Beispiel nur. 

Sie hat kein Wort darüber verloren, wann sie den Finanzstadtrat informiert hat, kein Wort verloren, wann sie den Bgm Häupl informiert hat. 

Ein wesentlicher Punkt in der Beantwortung, das ist allerdings das, was mich gefreut hat, das gebe ich ganz offen zu: Bei der Frage 6 und bei der Frage 7 wurde von StRin Laska erstmals eingestanden, im Gegensatz zu ihren früheren Aussagen wo sie sämtliche Zahlen von uns als kategorisch falsch hingestellt hat, wurde erstmals eingestanden, dass wir Recht gehabt haben, Frau StRin Laska, dass Sie permanent Schmähs erzählt haben über die fehlenden Summen. Weil ich habe genau zugehört, was Sie bei der Frage 6 und bei der Frage 7 gesagt haben. Sie haben gesagt: Wir nehmen diese Schätzungen zur Kenntnis und werden, wenn es notwendig ist, nachdotieren. 

Ich habe Ihnen genannt, dass in der MA 12 ohne Krankenanstaltenverbund 58 Millionen EUR nicht budgetiert sind. Ich wurde verhöhnt von der Sozialdemokratie, ich kann kein Budget lesen und alles mögliche. Jetzt stellt sich heraus: Ja, es stimmt. Und selbst die Frau Stadträtin gibt eindeutig zu erkennen: Ja, wenn es notwendig ist, werden wir nachdotieren. Und daher, Frau Schmalenberg, ich komme auch auf Sie dann gleich zurück. 

Eine Sache nur vorweg: Warum kein Nachtrag zum Nachdotieren in der Behindertenhilfe und in der Sozialhilfe? 

Erstens: Insbesondere in der Sozialhilfe sind 97 Prozent aller Leistungen Pflichtleistungen. Und es geht nicht darum, dass ich tatsächlich befürchte, dass die Sozialdemokratie so dumm und so dreist agieren würde, dass sie ihre gesetzlichen Verpflichtungen nicht einhält. 

Worum es mir in der Dringlichen Anfrage gegangen ist, ist, aufzuzeigen, dass es nicht ein Verwaltungsproblem ist, sondern dass die maßgeblichen politischen Entscheidungen, die zu Einsparungen im Sozialbereich führen, die zu Belastungspaketen mit 87 Millionen EUR führen, die dazu führen, dass keine Inflationsabgeltung passiert, die dazu führt, dass auch für 2004 zu gering budgetiert wird, nicht Verwaltungsagenden sind, sondern im Verantwortungsbereich der Sozialabbaustadträtin Laska liegen. Dies gilt es zu dokumentieren. 

Doch was Sie heute für eine Huldigung an die Sozialdemokratie gemacht haben, ich wusste nicht, dass Sie in Zukunft einen neuen Koalitionspartner haben werden, das ist für mich absolut nicht nach vollziehbar. Nur, Oppositionspartei sind Sie weder in Wien noch im Bund, das ist mir neu. Ich meine, Sie haben nie als Oppositionspartei agiert, aber als Steigbügelhalter der Sozialdemokratie, noch dazu, wenn die Sozialdemokratie Sozialabbau betreibt, das ist neu, das ist ein imposanter Richtungsschwank, und wir werden ihn zur Kenntnis nehmen. Aber ich bin gerne auch bereit, auf einige Ihrer Fragen zu antworten. Wären sie mir schriftlich vorgelegen, Frau Schmalenberg, ich hätte jede einzelne beantwortet. Ich habe aber leider nicht mitgeschrieben. 

Aber ich komme gerne auf die Frage des Misstrauensantrags zurück. Warum haben wir bislang keinen Misstrauensantrag gegen Frau StRin Laska gestellt? Ich sage es Ihnen ganz ehrlich: Weil man erst die GemeinderätInnen der Sozialdemokratischen Fraktion davon überzeugen muss, dass ihre Sozialstadträtin die Unwahrheit sagt, dass ihre Sozialstadträtin Sozialabbau betreibt. 

Und auch in ihrer heutigen Rede, und damit komme ich zum Schluss, hat sie eindrucksvoll bewiesen, dass sie nach wie vor nicht bereit ist, wirklich die Wahrheit zu sagen, wie es um die Entwicklung des Sozialbudgets und die geplanten Maßnahmen steht. Sie sagt nicht, seit wann sie irgendwelche Sachen weiß, sie sagt nicht, wie sie politisch agiert. 

Aber glauben Sie mir: Die Weisungen, die wir bislang präsentiert haben, und die Unterlagen, die wir bislang präsentiert haben, sind nicht die letzten. Und irgendwann wird der Zeitpunkt erreicht sein, wo hoffentlich bei Ihnen in der Fraktion die Diskussion beginnt, möglicherweise, wenn Personen Sie auf der Straße als Gemeinderat erkennen und anreden und Sie fragen: Entschuldigen, warum verteidigt ihr immer eure eigene Stadträtin, obwohl sie einfach keine Ahnung hat von Sozialpolitik und Sozialabbau betreibt? Wenn Sie selbst sich rechtfertigen müssen, dann ist der richtige Zeitpunkt für einen Misstrauensantrag, weil dann besteht trotz einer Mehrheit der Sozialdemokratie die Möglichkeit, dass Frau StRin Laska gehen muss. Und es ist höchste Zeit dazu! – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So. Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Walter Strobl. 

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Verfehlte Sozialpolitik zeigt sich auch in anderen Bereichen. Es geht um falsche Einschätzungen und um falsche Prioritätensetzungen.

Ich darf in einigen kleinen Schlaglichtern kurz darstellen, was alles noch in diesem Zusammenhang zumindest in dieser Diskussion miterwähnt werden muss.

Ich beginne einmal mit der Schulsituation in Wien: Da gibt es einen Warenkorb, der an alle Wiener Pflichtschüler großzügig und ich glaube seit fast 80 Jahren ausbezahlt wird. Dieser Warenkorb ist zur Entlastung der Familien gedacht und dient zur Unterstützung des einzelnen Schülers für seine Arbeitsmaterialien in der Schule. 

Am 1. September teilte die Frau Vizebürgermeisterin als zuständige Stadträtin allen Schülern mit, dass diese Gepflogenheit weitergeführt und das weiter ausbezahlt wird und das trotz dieser widerwärtigen Situation der Streichungen durch die Finanzpolitik des Bundes, so als ob hier ein gewisser Zusammenhang bestehen würde. Aber nichts desto trotz schickte sie am 2. September - natürlich nicht mit ihrem Namen, sondern mit dem Namen des zuständigen Abteilungsleiters der Magistratsabteilung 56 - einen ähnlichen Brief, in dem sie mitteilt, dass sie sich – und jetzt kommt es – außerstande sieht, diesen Warenkorb heuer für alle in Privatschulen im Pflichtschulbereich befindlichen Kinder auch zahlen zu können. Das ist eine Zwei-Klassen-Politik und das hat mit Sozialpolitik in dieser Stadt wirklich nichts zu tun! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ein ganz ein anderer, weiterer Bereich ist auch die Frage, wie sozial es ist, wenn ich, obwohl ich weiß, dass zirka 500 Lehrer in den Vorruhestand gehen werden und sich 170 in einen Sonderurlaub verabschiedet haben, in Wien bei den Pflichtschullehrern eine Aufnahmesperre verhänge, damit künstliche Engpässe erzeuge - es muss suppliert werden, bestimmte Stunden können gar nicht mehr gehalten werden, es herrscht also überall Aufregung - und dann einfach mit der Überschrift „Das ist die Schuld der Kürzungspolitik der Bundesregierung“ komme. Na mitnichten, sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Es ist Ihre Politik, Lehrer in Wien im Rahmen der vorgegebenen Strukturen und Zahlen anzustellen! 

Aber Sie haben es ja auch mit der Wahrheit nicht besonders genau genommen als Sie mitgeteilt haben, dass auf Grund der Stundenkürzungen im Pflichtschulbereich 170 Dienstposten verloren gegangen sind, was ja rechnerisch schon gar nicht geht. Tatsache ist, dass im Pflichtschulbereich genau aus diesen Stundenkürzungen heraus 170 Dienstposten zusätzlich zur Verfügung stehen, die zusätzlich eingesetzt werden können, weil die Lehrer für diese Tätigkeit frei sind. Also Sie verdrehen ja auch selbst diese Dinge, um mit Unwahrheiten einfach Stimmung in einem Permanenzwahlkampf zu machen, in einer neurotischen Situation. Dabei haben Sie für die Probleme, die Wien alleine lösen muss, die eigene Lösungskompetenz sozusagen vollkommen verloren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ein Beispiel, das Sie heute ja selbst in der Fragestunde angesprochen haben und wo man sieht, wie Sie sich entweder absichtlich von der Wahrheit entfernen oder vielleicht tatsächlich auch nicht auskennen, zum ganztägigen Schulbereich: Wien ist in diesem Zusammenhang angeblich eine Musterstadt und ich darf Ihnen nun die aktuellen Zahlen nennen. Wir haben in Wien 273 Volksschulen, 121 Hauptschulen, 44 Sonderschulen und 85 AHS-Standorte. Die ganztägige Betreuung war zuletzt ein Lieblingsthema der SPÖ. Man muss nur den ideologischen Hintergrund wissen, warum das ein Lieblingsthema der SPÖ geworden ist: Weil sie hier die Hoffnung hegt, über die Form der echten Ganztagsschule, die wir immer als Zwangstagsschule bezeichnet haben, die Lehrerkosten voll abgedeckt zu erhalten und nicht, so wie es die derzeitige Regelung vorsieht, den Freizeitbereich, den Betreuungsbereich im Bereich der Länder beziehungsweise der Gemeinde selbst finanzieren zu müssen. Das ist der wahre fiskalische Hintergrund und das soll man auch sagen.

Tatsache ist, liebe Frau Vizebürgermeisterin, dass es von den 273 Volksschulen in Wien nur 36 Standorte gibt, die eine ganztägige Betreuung anbieten. Das sind 
knappe 13 Prozent. Tatsache ist, dass Sie von den 121 Standorten der Hauptschulen 33 ganztägige Betreuungsformen anbieten, das sind 27,5 Prozent. Und Tatsache ist, dass Sie bei den 44 Sonderschulen in der Summe 13 Standorte ganztägig betreuen.

Wie sieht es nun mit den Bundesschulen aus, wo ja der Bund zuständig ist? Wir haben 85 Bundesschulen, 85 Gymnasien in Wien. Bis auf 5 Schulen bieten alle anderen, also 80 Standorte, ganztägige Schulbetreuung an. 

Ich gebe Ihnen einen Tipp mit: Beenden Sie Ihre Propaganda mit Unwahrheiten, handeln Sie und lösen Sie in Wien die Probleme, die vor allem Sie selbst lösen können! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ein zweiter Bereich, der auch sehr schön zeigt... Vielleicht noch etwas zitiert, damit man sieht, wie alt die Situation bei den ganztägigen Schulen eigentlich ist: Das Schulgesetz, Frau Vizebürgermeisterin, stammt aus dem Jahre 1993. Sie sollten mir jetzt zuhören, was hier im Gesetz steht, weil das für Sie im Zusammenhang mit der Festlegung der Standorte vielleicht wichtig ist: "Die Festlegung der Standorte öffentlicher ganztägiger Schulformen erfolgt unter Bedachtnahme auf den Bedarf durch die Schulbehörde erster Instanz (durch das Kollegium des Landesschulrates), wenn die personellen und räumlichen Voraussetzungen gegeben sind. Vor dieser Festlegung ist das Schulforum beziehungsweise der Schulgemeinschaftsausschuss zu hören."

Also Sie sehen, Sie alleine tragen hier in Wien die Verantwortung dafür, dass es ganztägige Schulformen, die im Gesetz seit genau zehn Jahren möglich sind, auch in Wien umgesetzt und verwirklicht werden. Ich weiß, das sind alles unangenehme Wahrheiten, die Sie nicht gerne hören.

Aber schauen wir uns einen anderen Bereich an, wenn Sie schon zu wenig Geld haben. Wie sieht es denn im Bereich der MA 44 aus? Die Bäder erwirtschaften - zumindest einmal bis jetzt - ein jährliches Defizit von 50 Millionen EUR und es gibt kein Konzept! Das heißt, es gibt ein Konzept, aber das Konzept wird nicht umgesetzt, denn das Konzept könnte ja vielleicht, wenn es nach marktwirtschaftlichen und privatwirtschaftlichen Gesichtspunkten geführt wird, eine Einsparung bringen und das Defizit würde vielleicht auf 50 Prozent, auf 25 Millionen EUR schwinden. Wir geben uns da keiner Illusion hin, dass man Bäder kostenneutral so führen kann, dass nicht eine gewisse soziale Verpflichtung der öffentlichen Hand verbleibt um hier sicherzustellen, dass alle in so ein Bad gehen können. Das wissen wir. Aber 50 Millionen EUR und das seit Jahren! Und seit zwei Jahren gibt es ein fertiges Konzept, wo Sie einen Ausschuss einberufen haben, um das zu diskutieren, und dann kommt raus, dass eigentlich nichts passiert außer dass wir dieses Defizit weiterschreiben! Das ist ein Problem, das Sie wieder einmal nicht lösen und damit ein weiteres Fass ohne Boden schaffen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ein letzter Punkt, weil ich glaube, dass er zum Sozialbereich unbedingt dazu gehört, betrifft den Sport. Der Sport hat zweifelsohne eine ganz wesentliche und wichtige Funktion, gerade im Ballungsgebiet. Sport leistet hier einen absolut wichtigen Beitrag für die Werteorientierung, für die ethische, kulturelle und soziale Erziehung vor allem junger Menschen und natürlich auch für die Gesundheit. 

Die Dachverbände, die rund 900 Vereine unter sich zusammengefasst haben und 75 Prozent des gesamten Sportangebots abdecken, sind also eigentlich, wenn man es genau nimmt, verlässliche und geradezu ideale Partner für diese Stadt. Was passiert aber in Wien? Wien macht aus den Dachverbänden Bittsteller statt Partner und lässt in einer feudalherrschaftlichen Form eher die Freunderlwirtschaft gelten. Wir haben in den letzten Jahren hier genug Beispiele aufgezeigt. Sie haben ein Konzept, das darauf hinausläuft, letztlich die Dachverbände zu vernichten und den Sport in dieser Stadt auf wenige Events zu konzentrieren, wo Sie mit Ihren Lieblingssportlern in der Öffentlichkeit auftreten. (Aufregung bei GR Friedrich Strobl.) Ich werde Ihnen dann gleich einen Akt zitieren, Herr Kollege Strobl, damit Sie morgen im Ausschuss sehen, was da von Ihrer Fraktionsmehrheit dann wahrscheinlich beschlossen wird. 

Ein Beispiel daraus: Es geht um den sogenannten ehemaligen Sportgroschen, also ein wenn man so will selbstverdientes Geld. Das Kontrollamt hat festgestellt, dass, wie im Gesetz vorgesehen, zwei Prozent zu Beginn des Jahres an die Dachverbände auszuzahlen sind. Es wird zugegeben, dass das nicht passiert, sondern es wird halt irgendwann und irgendwie abgerechnet. (GR Heinz Christian Strache: Im Dezember!) So ist es. 

Jetzt steht im Kontrollamtsbericht drinnen und das wird kritisiert, dass dieses Geld eigentlich vier Mal jährlich quartalsmäßig an die Sportverbände ausbezahlt werden sollte, tatsächlich aber zwei Mal ausbezahlt wird. Man höre die Begründung: Es findet der Sportausschuss nämlich nur zwei Mal statt.

Ich habe keine Ahnung, wer der Verfasser dieses Kontrollamtsberichts ist, aber der dürfte sich noch nicht erkundigt haben: Es gibt nämlich keinen eigenen Sportausschuss, sondern im Ressort Laska gibt es nur einen Gemeinderatsausschuss und den monatlich, also wenn man die zwei Sommermonate abzieht rund zehn Mal im Jahr. Es gibt also diese Möglichkeit. Offenbar wird hier sogar vom Kontrollamt beschönigend dargestellt, dass man gar nicht anders auszahlen kann. 

Und jetzt kommt für mich der eigentliche Aufreger: In den letzten sechs Jahren - und das zeigt der Kontrollamtsbericht - wurden den Dachverbänden und nur den Dachverbänden 455 975 EUR vorenthalten. Und wie ist das passiert? Die MA 51 teilt sich selbst diesen Sportgroschen zu. Das ist ja ein Geld, das aus Steuermitteln bei Sportveranstaltungen einbehalten wird. Dieses Geld wird von der MA 51 verteilt und wenn Lust und Laune besteht, dann erhält der eine oder andere Dachverband halt einmal um 40 000 EUR im Jahr weniger und das bleibt dann bei der MA 51 und wird natürlich von ihr ausgegeben. Also nehmen Sie zur Kenntnis: Entweder es gibt minimalste Spielregeln, aus denen ich die Wertschätzung gegenüber dem Sport, dem Breitensport, dem organisierten Sport, den Dachverbänden ablesen kann oder sagen Sie gleich, dass Sie dagegen sind und das Sportamt eigentlich ein Amt gegen den Sport und nicht für den Sport ist! 

Meine Damen und Herren! Den Dachverbänden wurden diese sogenannten Sportgroschenmittel durch Mehrheitsbeschluss der SPÖ vor wenigen Monaten von ursprünglich einmal 67 Prozent Zuteilung auf 37,5 Pro-zent gekürzt. Auch das ist Ausdruck Ihrer sozialen Verantwortung gegenüber dem Breitensport, gegenüber den Sportlern in dieser Stadt, gegenüber diesen zahlreichen und Hunderttausenden ehrenamtlich tätigen Sportfunktionären, wenn ich hier so eine Politik vom hohen Ross herunter mache. 

Lassen Sie mich mit dem Beispiel schließen, das morgen zur Verhandlung kommen wird. Der Kollege Strobl, mein Namenskollege, hat jetzt offenbar geschwind den Saal verlassen. (GR Johann Driemer: Nein, er ist da!) Ja, dann ist es in Ordnung, dann wird er mir ja auch zuhören können. 

Anstatt die Dachverbände als eine der billigsten Möglichkeiten auf Grund der zahlreichen ehrenamtlichen Mitarbeiter und von der Effizienz her, weil sie ja die Strukturen des Sportes bestens kennen und beherrschen, einzuteilen, zusammenzufassen und zu sagen: „Freunde, wir wollen in dieser Stadt ein paar Sportevents machen, wir brauchen euch dazu, wir brauchen euer Know-how!“ – nein, man gibt ihnen immer weniger Geld, lässt sie links liegen und kauft sich um teures Geld - und jetzt kommt es - Pseudovereine, die es gar nicht einmal gibt. Der morgige Sportausschuss wird sich damit beschäftigen, ob es einen sogenannten Österreichischen Drachenbootverein, Sektion Laufen, gibt. Also wir haben uns in Österreich erkundigt: Es gibt keinen Verband, der sich mit Drachenbootfahren oder was immer das sein soll beschäftigt. Wir haben uns erkundigt, ob es dazu schon Wettbewerbe gegeben hat. Es hat noch keinen einzigen Wettbewerb dazu gegeben. 

Langer Rede kurzer Sinn: Es handelt sich um eine Firma - meine Damen und Herren, wir haben das heute recherchiert – aus der Gruppe von Pius Strobl. Der Pius Strobl soll hier - und das ist dann sozusagen auch seine Vienna Eventmanagement-Firma, die dahinter steht - dieses Geld über die Hintertür eines Pseudosportvereins Sektion Laufen, den es gar nicht gibt, bekommen. (Aufregung bei der ÖVP und bei GR Ing Herbert RUDOLPH.)

Also Herr Kollege Strobl, wenn das die Sportpolitik ist, die Ihnen gefällt, dann kann ich Ihnen nicht einmal dazu gratulieren, sondern mich eigentlich nur wundern, weil Sie ja selbst im Sport an und für sich sonst ja sehr engagiert sind, auch geschäftstüchtig engagiert sind. Das ist alles kein Fehler, ist alles okay, aber diese Art von Sportpolitik in dieser Stadt, den Inlineskatemarathon mit einer Pseudofirma durchzuführen – also das nächste Mal fahren wir nach Cayman und werden schauen, ob es dort eine Postkastlfirma gibt, damit man denen Geld überweist und ich sage Ihnen auch noch die Summe. Die Summe ist 106 200 EUR, also eine Summe, über die sich jeder Dachverband ein Jahr lang gigantisch freuen würde, wenn er für seinen Bereich auch nur annähernd soviel bekommen würde. 

Wie sieht es nämlich wirklich aus? Zuletzt gab es 34,1 Millionen für Sportförderung und davon 1,8 Millio-nen EUR für 900 Vereine, die in den Dachverbänden organisiert sind! 

Eine Sozialpolitik, die zweifelsohne heute von den GRÜNEN in einer sehr großen und breiten Diskussion diesen ganz wichtigen und detailliert mit 22 Fragen dargelegten Bereich eigentlich sehr zerzaust, darf sozusagen den Randbereich des Sozialen, der noch dazu im gleichen Ressort angesiedelt ist, nicht vernachlässigen. Daher war es uns wichtig, neben den wichtigen Aspekten, die heute schon diskutiert wurden, auch diese Facette im gleichen Ressort mit dem gleichen Dilemma darzustellen und zu sagen: „Es gibt kein Geld, keine Konzepte, keine Visionen!“

Meine Damen und Herren, die Frau Vizebürgermeisterin wird sich, glaube ich, zunehmend die Frage stellen müssen, ob Sie diesem Ressort in dieser Form noch gewachsen ist! (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Ing RUDOLPH gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Bei der Erörterung dieser Dringlichen Anfrage ist es, glaube ich, gut, wenn wir diese in zwei Teile zergliedern.

Schauen wir uns zuerst einmal die Struktur an, die hinter dieser Anfrage steht und dann den Inhalt.

Es ist ja so, dass es dem politischen Beobachter hier ja sehr verborgen bleibt, dass wir in dieser Stadt eine veritable Beziehungskrise zwischen Rot/Grün miterleben können. (GRin Mag Sonja Wehsely: Wo keine Beziehung ist!) Der Hintergrund ist vielleicht auch eine durchaus klare politische Analyse, die die GRÜNEN hier angestellt haben, denn die Strategie der SPÖ, die GRÜNEN mit der einen oder anderen Vorleistung glücklich zu stimmen und hier eine ja sehr bequeme rot-grüne Koalition vorzubereiten, die sich dann als nicht notwendig herausgestellt hat, diese Strategie, glaube ich, beginnen die GRÜNEN zu kapieren und dass Sie hier nicht zum Erfolg kommen werden. Solange die SPÖ hier herinnen die absolute Mehrheit hat, werden sie nicht zum Erfolg kommen. Das haben die GRÜNEN klar für sich erkannt: Rot-grüner Kuschelkurs ist aus, totale Konfrontation ist angesagt und das erleben wir. 

Also ein Teil der heutigen Debatte ist genau die Umsetzung dieser Strategie, wenn man sagt, erst dann, wenn wir die SPÖ in eine Minderheitsposition bringen, dann sind wir wieder dort, wo wir voll mit dabei sind, dass wir hier zu einer rot-grünen Stadtregierung kommen. Das werden wir heute noch eine Zeit lang erleben. Da wäre ja an sich grundsätzlich nichts dagegen zu sagen. Das ist die Auseinandersetzung zwischen Regierung und Opposition - na das soll so sein. 

Das, was mir aber wirklich Sorge bereitet ist, mit welcher Skrupellosigkeit hier ans Werk gegangen wird. Wenn hier ein grüner Vertreter herkommt und ankündigt, das er auch in Zukunft Daten, Informationen, Schriftstücke direkt unmittelbar aus dem Bereich des Magistrats bekommen und daraus zitieren wird, dann bedeutet das, dass hier systematisch unter der Verletzung der Amtsverschwiegenheit vorgegangen wird, und das ist nicht nur eine Angelegenheit zwischen Rot und Grün, sondern das beginnt eine Dimension zu bekommen, wo sich dann der Bürger hier in dieser Stadt fragen muss: Wie sicher sind eigentlich im Umgang mit dieser Stadt meine persönlichen Informationen? Wann wird die MA 12 etwas derartig Löchriges beheben, dass jeder, der dort einigermaßen Beziehungen hin hat, alles bekommt, was er sich wünscht? 

Frau StRin Laska, ich glaube, dass das in Wahrheit Ihr politisches Problem ist, das Sie hier einen Bereich haben, den Sie nicht unter Kontrolle haben und dass hier systematisch die Amtsverschwiegenheit verletzt wird. Und das halte ich für gefährlich! (Beifall bei der FPÖ.)  

Es kann natürlich auch sein - und da bewege ich mich im Bereich der Vermutungen -, dass es gezielte Desavouierungen sind, die hier gegen Sie vorgenommen werden. Eine Systematik in der Vorgangsweise ist ja wohl nicht zu übersehen. 

Aber auf der anderen Seite, und das sei auch gesagt: Wenn das stimmt, was der Kollege Margulies hier ganz zu Beginn in seiner ersten Wortmeldung gesagt hat - er hat Ihnen immerhin vorgeworfen, dass Sie hier die Gemeinderäte des Wiener Landtags und Gemeinderats angelogen haben, das war der konkrete Vorwurf – , also wenn das stimmt, Frau Stadträtin, dann haben Sie auch die politischen Konsequenzen daraus zu ziehen! Wenn das stimmt - ich sage, das ist ein sehr starker Vorwurf -, wenn sich dieser Vorwurf bewahrheitet hat, dann haben Sie, mit aller Klarheit gesagt, auch die politischen Konsequenzen daraus zu ziehen. Das zur Struktur. 

Zum Inhalt. Also man kann natürlich nicht daran vorüber gehen, dass Sie vielleicht schon weniger Sozialstadträtin sind in Ihrem Verständnis der amtsführenden oder schon so ein bisschen üben, wie es denn so wäre, wenn man Finanzstadträtin in dieser Stadt wäre, wie es dann so ist, wenn man Leistungen kürzen muss, wenn man sich hinstellen muss - und das haben wir hier schon erlebt, und das verteidigen Sie hier immer -, wenn man sagt Heizkostenzuschuss, da kann es so kalt sein wie es will, gibt es keinen. Oder Valorisierung bei der Sozialhilfe: Da kann die Inflation noch so hoch sein, die Wertanpassung findet in Wien nicht statt. Sozialabbau findet in dieser Stadt statt und das sind Fakten, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)  

Aber Sie werden uns immer als Mitstreiter dabei finden, wenn es darum geht, ehrlich zu sagen: Der Realismus der knappen Kassen diktiert ganz einfach eine andere Politik. Wenn Sie hierher gehen und sagen: "Jawohl, ich habe falsch budgetiert, ich habe hier die Konsequenzen einer falschen Wirtschaftspolitik in dieser Stadt zu tragen. Ich habe die Konsequenzen einer falschen Standortpolitik in dieser Stadt zu tragen und diese falsche Wirtschafts- und falsche Standortpolitik in dieser Stadt beschert eben hier eine zunehmende Anzahl von Menschen, die Sozialhilfe benötigen. Ich bin quasi das Opfer meiner eigenen Politik, meiner eigenen Regierung geworden", dann werden wir sagen: „Jawohl, Frau Stadträtin, da unterstützen wir Sie.“

Aber wir werden Sie nicht dabei unterstützen, wenn es darum geht, hier ausschließlich die Schuld woanders zu suchen. Schuld, die Sie in Ihrem eigenen Bereich haben. Diese stehende Antwort, dass alle anderen Schuld sind nur nicht Sie, die glaubt Ihnen in dieser Stadt ja mittlerweile niemand mehr und nicht einmal in Ihren eigenen Reihen mehr finden Sie mit dieser Argumentation Unterstützung. Es gibt nur noch ganz wenige - Kollegin Wehsely sei hier namentlich genannt, weil sie ja noch zu jenen zählt, die hier tatsächlich versuchen, Ihre Argumentation zu verteidigen. Meine Hochachtung, aber Sie wissen ja natürlich selber, dass das falsch ist. 

Sie werden uns damals verstanden haben und es wird sich auch morgen in der Ausschusssitzung zeigen, wenn etwa von den GRÜNEN sozialpolitische Forderungen gestellt werden, die die heutige Diskussion förmlich konterkarieren, und zwar kommt morgen im Sozialausschuss ein Antrag der GRÜNEN zur Verhandlung, wo es darum geht, die Allgemeine Sozialhilfe für alle nichtösterreichischen Staatsbürger und Staatsbürgerinnen einzuführen. Auf der einen Seite stellen sich die GRÜNEN hierher und beklagen den Untergang des Sozialstaates und auf der anderen Seite stellen sie maßlose Forderungen, wo man sich überlegen müsste, ob wir hier nicht schon die Folgen einer völlig verfehlten Zuwanderungspolitik erleben, wo Menschen mit viel zu niedrigen Qualifikationen, die die ersten sind, die dann am Arbeitsmarkt von der Arbeitslosigkeit betroffen sind, ins Land gekommen sind, von Ihnen ins Land geholt wurden. Die Gewerkschaft hat dazu immer gnädig geschwiegen, weil da natürlich die Funktion des Sozial- und Lohndumpings mit dahinter gestanden ist. Aber bitte, die Gewerkschaft hat hier immer mitgemacht und es gab keine Einwendungen. Dies ist ja eine der Folgewirkungen, weswegen wir es hier im Sozialbereich durchaus schwierig haben, weil hier die Folgewirkungen genau dieser Politik zum Tragen kommen. 

Und jetzt wird hier von den GRÜNEN die völlige Gleichstellung, keine Befristung von allen in Wien lebenden Personen beantragt. In diesem steht nichts von den Staatsbürgern, aber dort, wo der Antrag zur Abhandlung kommt, steht Folgendes und das muss man sich wirklich einmal vergegenwärtigen: Die GRÜNEN wollen hier beim Bezug von Sozialhilfe die völlige Gleichstellung und keine Befristung für alle in Wien lebenden Personen. Das heißt, ab dem ersten Tag, egal ob legal oder illegal, soll jeder, der da ist, automatisch einen Rechtsanspruch auf Sozialhilfe haben, egal, ob er für diese Stadt schon irgend etwas getan hat oder eine Leistung erbracht hat - nein, lediglich dem Anspruchsdenken wird hier gefrönt. 

Aber wenn Sie, Frau Stadträtin, diesen Antrag klar und eindeutig ablehnen und nicht so wie in diesem Entwurf, der mir hier vorliegt, so – na ja, wie kann man das wienerisch bezeichnen? - ein bisschen "herumeiern", dann werden Sie unsere klare Unterstützung haben. Aber wenn Sie selber eine Politik verfolgen, die weder Fisch noch Fleisch ist, dann dürfen Sie sich nicht wundern, wenn Sie - aus welchen Überlegungen auch immer - dann von allen Seiten der Opposition Kritik bekommen. 

Aber mit dieser Politik, die Sie verfolgen, nämlich auf der einen Seite de facto zu kürzen, auf der anderen Seite es zu leugnen und dort, wo zusätzliche Ansprüche artikuliert werden, das nicht klar zurückzuweisen - mit dieser Politik werden Sie scheitern! (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Vettermann gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zu der Diskussion muss man ja sagen, Sie erinnert mich über weite Strecken an eine tibetanische Gebetsmühle, weil ständig immer wiederkehrend Dinge behauptet werden, die aber nicht eintreten, nicht passieren und daher auch zu keinerlei Erleuchtung, sondern nur zu einer Ermüdung führen, auch schon in der Öffentlichkeit, weil das, wovor Sie warnen, nicht passiert. Das Schwungrad unter dem Druck der Wirklichkeit erlahmt eben. Und ich nehme auch an, dass das heute der letzte Versuch war, mit dieser Walze immer weiter zu kommen, weil Sie, glaube ich, ja auch selbst bemerken: Es stimmt nicht, denn es ist Vorsorge getroffen worden. 

Wir haben ja das letzte Mal... (GR Dipl Ing Martin Margulies: Bis Ende des Jahres!) Ja, ja, zu dem komme ich gleich. Ich meine, arrogant ist gut und schön und das mit der Macht - also ich muss schon sagen, auch ohne Macht ist Arroganz nicht unbedingt der sympathischste Charakterzug, den du ja hie und da sozusagen bringst und spiegelst, aber es soll mich nicht stören, denn es ist ja nicht geschickt, wie du dich präsentierst. Ich selber nehme das so wahr und möchte dir das einfach einmal mit auf den Weg geben, denn es ist ja schon das letzte Mal bei der Sondersitzung diskutiert worden und bei dem war ich eigentlich, dass es Nachbudgetierungen gegeben hat, dass es morgen wieder welche geben wird und dass es, wenn es immer noch nicht langt, auch welche noch im Dezember geben kann. Das wird aber dann von der Wirklichkeit diktiert werden und nicht von deinen - sage ich einmal - apokalyptischen Warnungen. Das sind Fakten und so wird das sein und die Beschlüsse zeigen ja, dass es auch genauso läuft.

Daher möchte ich auch nicht das Gesamte, so wie wir das das letzte Mal bei der Sondersitzung besprochen haben, hier noch einmal wiederholen, sondern nur darauf hinweisen, dass wir eben - und das wurde ja positiv erwähnt - morgen noch weitere 8,47 Millionen beschließen werden und wir, wenn es genauere Zahlen gibt, auch weiter reagieren werden. Dass die Zahl der Fälle steigt ist ja auch das letzte Mal schon diskutiert worden. Das stimmt, das hängt aber mit der Wirtschaftspolitik zusammen. Und dass das hauptsächlich und eigentlich über das AMS oder über die zentrale Bundeszuständigkeit für Wirtschaftspolitik den Bund angeht, ist unbestritten. Wien macht ja mehr als viele andere Bundesländer. Wir können aber nicht verhindern, dass die Notstandshilfe in der Zahl steigt, dass immer mehr Menschen von der Notstandshilfe in die Sozialhilfe kommen und dass auch bei Leuten, die die Notstandshilfe selbst beziehen, diese immer verstärkt nicht ausreicht und unter den Grenzwert sinkt und sie daher entsprechend Sozialhilfe bekommen müssen.

Dass hier bei der Sozialhilfe im Regelfall keine Vermittlung stattfindet, dass Wien hier von sich aus über den WAFF wieder Kurse abbietet, wieder Vermittlung betreibt, wir hier neuerlich Mittel einsetzen zeigt, dass uns das Schicksal der Betroffenen nicht egal ist und dass wir versuchen gegenzusteuern. 

Es kann aber nur besser werden, wenn auch der Bund aktiv wird. Das sogenannte Konjunkturpaket, das hauptsächlich alte Beschlüsse, die es schon vor ein, zwei Jahren gegeben hat, jetzt mit anderen, einmal ein bisschen höheren, einmal ein bisschen niedrigeren Zahlen neu zusammengepackt hat, wird hier keinerlei Abhilfe bringen. Und auf den möglichen Aufschwung aus den USA zu warten ist zu wenig. 

Falls - wie ausgeführt - die grüne Sorge um die unbegleiteten Jugendlichen nicht nur scheinheilig, sondern echt ist, wäre die Unterstützung der Wiener Position, mit dem Bund zu einer 15a‑Vereinbarung zu kommen, die politisch eigentlich richtige Vorgangsweise. Ich kann sie momentan nicht erkennen, aber ich möchte das hier noch einmal gesagt haben, dass wir 600 Personen zusätzlich aufgenommen haben und im Vorjahr 800 Millio-nen EUR dazu bezahlt haben. Das wurde auch schon gesagt. Es zeigt - weil wir in Wien das von Anfang an politisch bekämpft haben -, dass wir eben auch etwas getan haben, nämlich Geld in die Hand genommen und die Mittel entsprechend sichergestellt haben. 

Jetzt noch zum Kollegen Margulies, der so unzufrieden mit der Beantwortung seiner merkwürdigen, ich will nicht sagen Psychotestfragen war. Das ist ja hier kein Verhör. Man kann die Fragen summarisch beantworten 1 bis 10, inhaltlich zusammenfassen, man muss sich nicht darauf einlassen und sagen erst a), dann b), dann c), dann 3, dann 5, dann 7, dann 9 und dann Punkt 17, wie es in diesen bunten Illustrierten eigentlich zugeht. Und wenn einen das nicht zufrieden stellt, dann muss ich sagen: Selber schuld. Dann muss man politischere Fragen stellen. Und in der Sache sind alle beantwortet worden.

Gesetzliche Verpflichtungen werden eingehalten, vertragliche ebenso. Es gibt kein Belastungspaket. Das ist schon das letzte Mal hinreichend erklärt worden und das ist ja auch politisch verantwortet. Das liegt nicht in unserer Verantwortung, sondern das liegt in der Verantwortung der Ressortchefin. Dass entsprechend die möglichen Schwierigkeiten, weil das für uns schwierig war ist klar, nicht gekommen sind, das ist unser politischer Wille, das sind unsere politischen Beschlüsse. 

Das mit der Überheblichkeit habe ich schon gesagt: Durch Überheblichkeit werden die Behauptungen auch nicht wahrer. 

Zum Kollegen Strobl und zum Sport: Das diskutieren wir morgen. Das werde ich mir aus Zeitgründen ersparen, weil ich mit Sicherheit annehme, dass die Diskussion kommt. Daher werde ich hier und heute nicht unsere Ausschussdiskussion vorweg nehmen, weil ich dich sonst aufstachle und du meldest dich dann auch noch einmal. Wir diskutieren es morgen sowieso. Aber ich meine zwei, drei Dinge, die morgen nicht direkt zur Diskussion stehen, möchte ich schon beantworten, weil sie nicht unbeantwortet im Raum stehen bleiben sollen. 

Das eine ist die Frage mit dem Warenkorb. Da ist es so, dass es eine klare Entscheidung der Frau Vizebürgermeisterin gibt, dass der Warenkorb auch für alle Privatschulen - (GR Walter Strobl: Jetzt?) Jetzt ja, ja. - bezahlt wird. Es hat von ihr auch einen Brief gegeben. Dass es möglicherweise nicht reicht, ist von der MA 56 gekommen, wie du es auch gesagt hast. Aber es gibt eine klare politische Entscheidung, die ist eben politisch verantwortet und die lautet: Der Warenkorb wird für alle Schulen ausbezahlt und daher ist die Gleichheit auch sichergestellt.

Zu den eingesparten Stunden: Dass das pädagogisch nicht sinnvoll war, glaube ich, braucht man nicht zu diskutieren. Das war unsere Hauptstossrichtung. 

Die Ganztagsschulen, die wir schon vor 80 Jahren, vor 30 Jahren gefordert haben und sie jetzt weiter fordern, fordern wir nicht, weil wir uns eine andere Form von Lehrerbezahlung erhoffen und wollen, sondern weil es einfach dieser spezielle Mix wäre, von dem ich persönlich glaube, dass das auch das pädagogisch Sinnvollste ist, weil es da eben eine Abwechslung von Freizeit und Lerninhalten gibt. Aber auch alle anderen Möglichkeiten mit dem Verein für Kinderbetreuung, die den Schulen geboten werden, sind für mich positiv. Die Ganztagsschule ist zwar die teuerste, aber die beste Methode. Die ganztägige Betreuung hat viele Formen, wir unterstützen sie. Dass die AHS mehr haben ist klar, weil die Kinder älter sind. Wenn man sagt okay, man muss den Elternverein fragen, dann ist es ein Unterschied, ob ich 6- bis 10-jährige oder bei der AHS 10- bis 18-jährige entsprechend in die Schule bringe. Das verwundert mich einmal nicht.

Zu den Bädern, privatisieren. Ich bin Mitglied im Kontrollausschuss. Da empfehle ich das Studium zum Akt „Erlebniswaldbad Penzing“. Es war in der Diskussion im Kontrollausschuss unwidersprochen, dass man daraus nur sehr schwer den Schluss ziehen kann, dass mit der Privatisierung sich irgend etwas verbessert, weil die Schwierigkeiten, die wir dort haben, die wünsche ich wirklich keinem Bäderbetreiber. Meine politische Conclusio war, dass wir uns das eigentlich nicht antun sollten, sondern die Bäder in der einen oder anderen Form bei der Stadt behalten sollen.

Zum Kollegen RUDOLPH nur so weit gesagt: Ich bin ein Freund der Amtsverschwiegenheit und sie soll sichergestellt werden. Ich fürchte nur, auch hier überschätzt sich der Kollege Margulies, dass er alle Geheimnisse oder irgendwie etwas hervorzaubern kann. Deswegen sollten wir uns da nicht fürchten. Aber ich gebe Ihnen schon Recht, dass wir Zeiten haben, wo wir uns nicht alles leisten können. Trotzdem ist und bleibt es so, dass der Hauptteil der Wirtschaftspolitik vom Bund kommt, kommen muss. Dass es hier keine Konjunkturbelebung gibt, dass es keine vorgezogene Steuerreform gibt, dass es viele, viele Impulse gibt, die wir vermissen und die uns in der Sozialpolitik in Bedrängnis bringen, das ist in dieser Beziehung zwar auch schon öfters wiederholt worden. Es ist nur die Praxis der Regierung so, dass wir es so lange wiederholen werden so lange die Regierung hier nichts tut, weil es das Mindeste ist, dass wir auch auf diese Versäumnisse entsprechend hinweisen.

Apropos Praxis. Der entscheidende Maßstab der politischen Verantwortung und Bewertung wird die gelebte Wiener Praxis sein und die zeigt in Wien trotz aller stereotypen Wiederholungen und Unwahrheiten: Wien ist und bleibt sozial! - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dipl Ing Margulies gemeldet. Er hat noch eine Restzeit von – er weiß es wahrscheinlich selber – zwölf Minuten. 

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Je länger man die Debatte verfolgt umso absurder wird sie zum Teil. Das einzige Traurige daran ist, dass die Sozialdemokratische Partei jetzt sogar Hilfe bei den Freiheitlichen sucht und diese Hilfe mit ausländerfeindlichem Gesülze gespickt wird. Das ist bedauerlich! Dass ihr diese Hilfe braucht, um StRin Laska zu verteidigen, das ist wahrlich bedauerlich.

Und Kollege RUDOLPH! Wir stehen für die Sozialhilfe für ausländische Mitbürger und das lassen wir uns von Ihnen ganz bestimmt nicht nehmen. Wir stehen dazu, dass Menschen gleich behandelt werden! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Wir hoffen, dass morgen im Sozialausschuss dieser Antrag eine Mehrheit findet, denn sonst wirft das tatsächlich auch wieder ein bezeichnendes Beispiel auf die neuen Bündnispartner Freiheitliche-Sozialdemokratie. 

Ein Satz noch zur angekündigten Angst vor der Amtsverschwiegenheit und der öffentlichen MA 12 und alles wird offen:

Punkt 1. Da redet gerade die richtige Partei. Die Partei, die vernadert hat und zwar ohne irgendwie darauf zu schauen, welche Personen das betrifft, Unterlagen außezaht hat, egal ob richtig oder falsch, wo sozusagen das Vernadern und das Herausziehen von Unterlagen und Veröffentlichen ohne Rücksicht auf Betroffene Mittel der politischen Machtergreifung war! Da redet die richtige Partei! Gewöhnen Sie sich das ab und schauen Sie sich tatsächlich einmal an, Herr RUDOLPH, um welche Unterlagen es geht. 

Es geht nicht um Unterlagen von Einzelpersonen, es geht um Unterlagen der Sozialstadträtin als politisch Verantwortliche und es geht um Unterlagen und Weisungen, die der Bereichsdirektor als anscheinend nicht Verwaltungsbeamter sondern als der wirkliche politisch Verantwortliche in diesem Bereich gibt, denn, Frau StRin Laska, Sie haben sich leider davor gedrückt. 

Aber vorher muss ich noch ein Wort zum Kollegen Vettermann sagen, weil Sie über Arroganz gesprochen haben: 

Es ist die Arroganz der Mehrheit, den GRÜNEN vorschreiben zu wollen, welche Fragen sie an die Frau StRin Laska stellen sollen, wenn die Frau StRin Laska nicht bereit ist, die Fragen der GRÜNEN zu beantworten. Am besten ist es, Sie geben für alle Fraktionen ein Formular aus wo drinnen steht, was als Dringliche Anfrage gefragt werden darf und wo in Wirklichkeit die Stadträtin prinzipiell nicht bereit ist, irgend etwas zu antworten. 

Und das Problem ist, Herr Vettermann: Genau dort, wo es um politische Verantwortung geht, gibt die Frau Stadträtin keine Antwort. Denn es ist eine entscheidende Frage der politischen Verantwortung, ab welchem Zeitpunkt sie wusste, dass mit dem Budgetvoranschlag für 2003 kein Auslangen gefunden werden kann. 

Es könnte zum Beispiel sein, dass Sie es schon bei der Budgeterstellung für 2003 wussten, vor einem Jahr, als wir den Budgetvoranschlag 2003 beschlossen haben und Sie wussten es! Das kann ja durchaus sein! Dann haben wir ganz vorsätzlich - also Sie haben, nicht wir, aber dann hat Ihre sozialdemokratische Fraktion wider besseren Wissens zumindest im Bereich der MA 12 ein falsches Budget um 58 Millionen EUR beschlossen! Da haben Sie Ihre ganze Fraktion hineingelegt und gesagt: "Stimmt’s mir zu," obwohl Sie zum Beispiel zum damaligen Zeitpunkt schon wissen haben können, dass sich das nicht ausgeht. Aber Sie verweigern die Antwort auf diese Frage oder kommen Sie jetzt raus und sagen: "Oh ja, ich habe es schon beim Budgetvoranschlag 2003 gewusst. Ich wollte es nicht sagen," - aus politischer Räson, wem auch immer gegenüber. 

Die zweite Geschichte ist, wo Sie sich im Sinne der politischen Verantwortung weigern klarzulegen, ob mittlerweile Ihr Bereichsdirektor die Geschäfte führt oder ob Sie es sind: Ein klares Dazustehen "Ja, ich habe es gewusst, diese Weisung ergeht an die MA 12." Das ist von Ihnen nicht gekommen. Sie haben nur nachher gesagt: "Es ist von dieser Weisung nichts umgesetzt geworden.“ Aber dann erklären Sie mir bitte, warum... (VBgmin Grete Laska: Es hilft nichts!) Nein, warum? Ich gehe davon aus, Sie haben es gewusst. Und ich hoffe, ich gehe richtig davon aus, (VBgmin Grete Laska: Es hilft ja nichts, wenn ich es Ihnen erkläre!) Nein, aber wenn Sie davon gewusst haben, warum erteilen Sie eine Weisung, wo drinnen steht, dass unter Hintanhaltung aller anderen Arbeiten - das heißt, es liegt ja möglichst viel Personal lahm, nur um das zu erstellen - die Weisung gegeben wird, dieses Einsparungsprogramm zu erstellen, wo Sie vorher schon gewusst haben, dass Sie dieses Einsparungsprogramm ja gar nicht umsetzen werden. Warum beschäftigen Sie dann die MitarbeiterInnen in der MA 12 damit, ein Programm zu entwickeln, wo drinnen steht, der Richtsatz der Sozialhilfe muss um 20 Prozent gesenkt werden und wo drinnen steht, den Vereinen muss der Tagsatz um 10 Prozent gekürzt werden und der Monatssatz gekürzt werden. Warum tun Sie das, Frau StRin Laska, wenn Sie von vornherein wissen, es wird nicht umgesetzt? (VBgmin Grete Laska: Aber es hilft nichts, wenn ich es Ihnen erkläre!) Sind Sie da nicht meiner Meinung, dass das ein bissel ein politischer Unsinn ist, Menschen einfach zu beschäftigen, wo gerade in der MA 12 eine ernorme Personalknappheit herrscht? Wo die MA 12 seit zwei Jahren, damit sie den Anstieg der SozialhilfebezieherInnen in den Sozialhilfezentren gescheit bewältigen kann, um 48 Personalposten ansucht und Sie genehmigen nach eineinhalb Jahren gerade 15? Und dann beschäftigen Sie die MA 12 damit, ein Programm zu erstellen, wo Sie von vornherein wissen, Sie setzen es nicht um. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen in der Sozialdemokratie! Das sind nicht wir GRÜNE, das ist Ihre Stadträtin, die eine Beschäftigungspolitik auf Kosten von SozialhilfebezieherInnen betreibt, weil die Beschäftigten der MA 12 was anderes zu tun haben. Das ist Ihre Stadträtin! Und daher, meine sehr geehrten Damen und Herren, würde ich mir wünschen, dass es tatsächlich noch Antworten auf die Frage gibt: Warum gab es diese Weisung, wenn von vornherein klar war, dass die Ergebnisse dieser Weisung nicht umgesetzt werden? 

Frau Stadträtin, Sie können sich nach mir jetzt gerne noch zum Wort melden und klarlegen, ob Bereichsdirektor Podkowicz die Geschäfte führt und Sie keine Ahnung haben, was in Ihrem Bereich eigentlich abgeht oder ob Sie selbst politisch verantwortlich sind. Seien Sie Frau genug, kommen Sie heraus und sagen Sie, wenn es so war: "Ja, es ist alles meine Idee gewesen" oder sagen Sie: "Bereichsdirektor Podkowicz hat massiv seine Kompetenzen überschritten, indem er die MA 12 angewiesen hat, dieses Belastungsprogramm zu erstellen", weil Sie von vornherein gewusst haben, es gibt keine Belastungen. Sie haben jetzt die Möglichkeit. 

Wenn Sie sie jetzt wieder nicht wahrnehmen, Frau Stadträtin, dann bleibt einfach nur übrig, dass Sie in Ihrem Ressort absolut nichts mehr zu reden haben. Ich bin überzeugt davon, noch vor Ende dieses Jahres, obwohl Sie den Sozialbereich abgeben, wird Ihnen Bgm Häupl noch das Eine oder Andere wegnehmen und es selber in seine eigenen Agenden überführen, weil auch er mittlerweile davon überzeugt ist, dass Sie nicht die Geeignete sind, um den guten Ruf der Stadt Wien tatsächlich weiter aufrecht zu erhalten. - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage ist somit beendet.

Es gelangt nunmehr Postnummer 35 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7556 im 11 Bezirk, KatG Simmering. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herr Dkfm Maurer, die Verhandlung einzuleiten.

GR Dkfm Dr Ernst Maurer: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist der Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter!

Nach der Sozialdebatte kehren wir wieder in die Niederungen der Flächenwidmung zurück. Das hat aber auch einen interessanten wiewohl auch sogar einen sozialen Aspekt, zumindest in dem Bereich, was wir heute hier diskutieren und beschließen sollen. 

Es geht um ein Plandokument im 11. Bezirk, näher bekannt vielleicht unter „Mehrwert Simmering“, ein Projekt, wo wir dem Gesamtkonzept ursprünglich zugestimmt haben, weil es darum gegangen ist, aus dem Widmungsgewinn heraus von den Bauträgern eine optimale Ausgestaltung vor allem der sozialen Infrastruktur aber auch in der Freiflächengestaltung, Erholungsgebiet, Parkflächen und so weiter zu bekommen. Jetzt stellt sich die Situation eigentlich ganz anders dar als damals angenommen. 

Ich möchte Ihnen ein Zitat von einem Stadtplaner näher bringen. Es ist einer von denen, die sich mit Stadtplanung beschäftigen, sich intensiver mit Planungsinstrumenten beschäftigen und damit zu tun haben, und die ihn kennen: Es ist der Herr Dipl Ing Strache aus München, der beim international besetzten Stadtplanungsbeirat, der 1993 in Wien getagt hat - unter anderem ging es da ums Flugfeld Aspern und um andere wesentliche stadtplanerische Entscheidungen in dieser Stadt -, gemeint hat: „Die Qualität eines Stadtteils erkennt man am Umgang mit Kindern und Jugendlichen und deren Möglichkeiten, Freiflächen zu nutzen.“ 

Damals hat es eine große Diskussion über das wohnungsnahe Grün gegeben, über die Möglichkeiten, Spiel- und Freiflächen in der Wohnhausanlage zu schaffen, in der näheren Umgebung zu schaffen und wie viel Fläche jedem einzelnen Einwohner eigentlich zur Verfügung stehen soll. Es sind zehn Jahre seit diesem bemerkenswerten Zitat ins Land gezogen und ich habe mir eigentlich gedacht, irgendwie in den zehn Jahren hat die Stadtplanung in Wien etwas dazu gelernt. 

Ich bedaure aber, hier heute stehen und sagen zu müssen: Die Stadtplanung hat überhaupt nichts dazu gelernt. Es ist eigentlich ein katastrophaler Umgang mit Freiflächen, mit den Flächen, die Kindern und Jugendlichen zur Verfügung stehen sollten und überhaupt wie mit Kindern und Jugendlichen in diesem Stadtteil bei diesem Flächenwidmungsplan hier umgegangen wird und deren Wünsche absolut nicht berücksichtigt werden. Es werden absolut falsche Prioritäten gesetzt. Es wird ausschließlich darauf gesetzt, dass eine Gewinnmaximierung für den einzelnen Bauträger, für die Errichter der frei finanzierten und geförderten Wohnungen entsteht und es wird überhaupt nicht auf das Wert gelegt, was ursprünglich im Konzept „Mehrwert Simmering“ angedacht war, nämlich Geld zu lukrieren, um die Freiflächen zu errichten und zur Verfügung zu stellen. 

Es gibt jetzt einen Eingriff in eine bestehende, gewidmete Epk-Fläche. Diese wird mehr als halbiert und interessanter Weise gibt es trotzdem keinen Platz für die Spiel- und Freiflächen innerhalb der Wohnhausanlagen. Es hat auch Stellungnahmen unter anderem der MA 42 gegeben, die ja mit der Parkgestaltung betraut ist und die einen Großteil dieser Flächen dort betreut. Bei der Stellungnahme zu diesem Flächenwidmungsplan hat sie angemerkt:

„Eine Nutzung der bereits ausgebauten öffentlichen Grünfläche wird durch die Wohnbebauung dramatisch eingeschränkt, da die Baukörper zu nahe an der Epk-Grenze situiert sind. Die für einigermaßen konfliktfreie Nutzung vorgegebenen Mindestabstände von 15 Meter zwischen Wohnungsfenster und Spielflächen wurden nicht eingehalten.“ 

Und 2.: „Im angrenzenden W3 gewidmeten Bauland ist der laut Wiener Bauordnung vorgeschriebene Spielplatz mit einer Mindestgröße von 500 Quadratmeter und Abständen von mindestens 15 Meter zu den Wohnungsfenstern nicht mehr unterzubringen. Eine Auslagerung ins Epk ÖZ ist somit die Folge.“ 

Dann geht es noch weiter, dass Grundstücke als Epk-Fläche ausgewiesen sind, die eigentlich für einen Park überhaupt nicht zur Verfügung stehen, weil dort eine private Nutzung drauf ist und dass auch durch den Höhenunterschied und auch durch verschiedene Situierung von Einbautentrassen es überhaupt nicht möglich ist, den Park ordnungsgemäß und so auszugestalten, dass er den Kindern und Jugendlichen auch tatsächlich zur Verfügung steht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, von „Mehrwert Simmering“ ist überhaupt nichts mehr zu sehen und zu hören. Wir wissen mittlerweile, dass dieses Projekt von allen Bauträgern und ich sage jetzt einmal mäßig geliebt wird. Ich glaube, das ist nicht im Sinne derer gewesen, die sich damals viele Gedanken gemacht haben, wie man dieses „Mehrwert Simmering“ positiv und realistisch umsetzen kann. 

Ich kann Ihnen nur nochmals den Ausspruch des Herrn Dipl Ing Strache aus München vor zehn Jahren in Erinnerung rufen und Sie sollten sich das jetzt vielleicht irgendwo aufschreiben und die Stadtplaner, die damit zu tun haben, sollten sich das auch immer wieder ins Gedächtnis rufen: „Die Qualität eines Stadtteils erkennt man am Umgang mit den Kindern und Jugendlichen und deren Möglichkeiten, Freiflächen zu nutzen.“

Bei diesem Plandokument ist so ziemlich alles schief gegangen und falsch gemacht worden, was eine Stadtplanung falsch machen kann und aus diesem Grund werden wir auch nicht zustimmen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Mag Neuhuber gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich fange dort an, wo der Herr Kollege Kenesei aufgehört hat: „Bei diesem Flächendokument ist so ziemlich alles schief gelaufen, was nur schief gehen konnte.“ Ich werde mich heute trotzdem etwas kurz fassen und nicht sehr tief in die Materie eindringen, weil einerseits unsere Geschäftsgruppe sowieso schon fast den ganzen Tag beansprucht hat und andererseits weil mir die Thematik des Planungsgewinns und des Umgangs der Stadt damit an sich zu wichtig ist, um sie um 19 Uhr abends abzuhandeln. Ich werde also bei anderer Gelegenheit einmal dann auf das übergeordnete Thema noch konkreter eingehen. Kommen wir aber jetzt zum Plandokument. 

Der „Mehrwert Simmering“ wurde ja im Jänner dieses Jahres hier im Gemeinderat von allen Parteien beschlossen. Wir haben also auch dafür gestimmt. Das war so eine Art Vertrauensvorschuss für den Herrn Stadtrat, weil einerseits natürlich dieses Plangebiet südlich der Gasometer, das in den nächsten Jahren - und wir sind ja jetzt am Beginn dieses Prozesses - entwickelt werden soll, wichtig ist und wichtig nicht nur für den 11. Bezirk und auch für Teile des 3. Bezirks, sondern für die ganze Stadt. Es sind ja die Gasometer schon ein Vorzeigeprojekt und dieses ganze Stadtentwicklungsgebiet könnte wirklich eine Art Vorzeige- und Paradeprojekt werden. „Könnte“, Konjunktiv. 

Der zweite wichtige Aspekt beim „Mehrwert Simmering“ für uns war: Wie geht die Stadt Wien mit den Widmungsgewinnen, mit dem Abschöpfen dieser Widmungsgewinne vor? Wir haben das ja schon öfters und speziell ich in den letzten Monaten dann von dieser Stelle aus diskutiert. Wir sind ja für eine Regelung zur Abschöpfung von Widmungsgewinnen und gleichzeitig auch zum Ausgleich von Widmungsverlusten durchaus zu haben und haben uns eigentlich erwartet, dass der Herr Stadtrat jetzt an Hand dieses „Mehrwert Simmering“ mit einem entsprechenden Modell, mit einer Regelung kommen und sagen wird: „So, wir haben jetzt das erste Plandokument zu beschließen“ - es sind ja mehrere, drei Stück, die in den „Mehrwert Simmering“ hineinfallen - “und hier ist die Regelung mit den einzelnen Bauträgern 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7. Diese privatwirtschaftlichen Verträge, Zwischenprojektanten und Gemeinde Wien, wurden abgeschlossen und diese Mehrwerte wurden berechnet.“ 

Nichts. Es ist auf weiter Flur nichts zu sehen. Ganz im Gegenteil, meine Damen und Herren. Und das ist wirklich mehr als traurig, wie der Kollege Kenesei schon ausgeführt hat. 

Das Parkgebiet wird umgewidmet. Dort sollen locker flockig dargestellt einige Wohnbauten hinkommen, fünf Riegel quer durch das Parkgebiet verstreut. Jetzt frage ich Sie, meine Damen und Herren, wer hat dort in diesem Gebiet jetzt den höchsten Widmungsgewinn? Selbstverständlich das Unternehmen, das von Epk, also von Parkgebiet auf Wohnbau umwidmen kann. Und wo ist der Ausgleich? Wo ist der Ausgleich? Wo ist die Abschöpfung? Wo ist der Mehrwert für die Stadt? Es herrscht Stille, weil es nämlich keinen gibt!

Wie wir jetzt im Zuge unserer Recherchen gehört haben, soll es für geförderten Wohnbau überhaupt keine Abschöpfung, keinen Mehrwert geben. Auf die Frage - Kollegin Rothauer und ich waren im Ressort des Herrn Stadtrats unterwegs und haben etwas nachrecherchiert, wie das laufen soll -, warum denn im geförderten Wohnbau die Planungsgewinne nicht abgeschöpft werden, wurde uns gesagt: Naja, es wäre ja paradox, denn zuerst fördert man es, dann nimmt man es ihnen wieder weg. Okay, dem kann ich was abgewinnen. Nur was wir jetzt machen ist: doppelt fördern. 

Wir widmen im Extremfall den Wohnbaugesellschaften dort Parkgebiet auf Wohngebiet um - das ist der größte Widmungsgewinn, praktisch 100 Prozent, den man überhaupt haben kann - und fördern sie dann auch noch im Rahmen des geförderten Wohnbaus der Stadt Wien. Also eine Doppelförderung! Da hätte man sich sehr, sehr viel ersparen können, meine Damen und Herren, indem man die Widmungsgewinne gegen die Förderungen, die man dort auszahlt, gegenrechnet. Das wäre zum Beispiel ein Modell gewesen. 

Das einzige Modell, das wir jetzt haben, wie Kenesei gesagt hat, ist, dass offensichtlich alle Bauträger versuchen, dort die maximale Bebauungsdichte herauszuschlagen, sei es für Wohnen, sei es für Gewerbe, sei es für Büros oder sonstige Nutzungen. Also wenn das das Mehrwertmodell ist, die Summe der Flächenmaximierung, dann haben wir auch beim Beschluss des „Mehrwert Simmering“ etwas falsch verstanden, Herr Stadtrat. Dann tut es mir heute ex post betrachtet Leid, dass wir dem überhaupt zugestimmt haben. 

Aber diesem Plandokument werden wir genau aus diesen Gründen unsere Zustimmung nicht erteilen und werden uns ganz, ganz intensiv und genau mit den nächsten Plandokumenten im Bereich dieses „Mehrwert Simmering“ beschäftigen. 

Da können Sie jetzt einmal beweisen, Herr Stadtrat, ob Sie es doch noch zusammenbringen oder nicht. Wir haben Ihnen schon öfters gesagt, dass Ihr Mauschelmodell zum Planwertausgleich zum Scheitern verurteilt ist. Das hat sich ja angekündigt, und das werden wir anhand der nächsten Dokumente, fürchte ich, auch noch in natura beweisen können. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Nächster Redner ist Herr Dr Troch. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Dass jetzt auf einmal alles ganz anders sein soll - wie der grüne Kollege vor mir betont hat -, das sehe ich überhaupt nicht so. Die Kernstücke dieses Mehrwerts Simmering, dieses Ergebnisses eines städtebaulichen Wettbewerbs, sind unverändert. An den Kernstücken, den Flaggschiffen, wie zum Beispiel der zentralen Parklandschaft, hat sich überhaupt nichts geändert. (GR Günter Kenesei: Die Größe! Halb so groß ist es!) Bevor ich allgemein zum Projekt etwas sage, weil ich glaube, dass das ganz einfach notwendig ist, möchte ich kurz darauf eingehen. (GR Günter Kenesei: Nur halb so groß ist es!) 

Sie sagen, die Qualität von städtebaulichen Projekten erkennt man an den Frei- und Grünflächen für Kinder und auch Erwachsene. Da möchte ich nur auf Folgendes verweisen: Dieses Kernstück eines großen Parks mit Seenlandschaft wird 20 000 Quadratmeter einnehmen, und von diesen 20 000 Quadratmetern geht kein Quadratmeter verloren! (GR Günter Kenesei: Stimmt ja nicht!) Auch wenn Sie dazwischenrufen - Sie können dreimal sagen, das stimmt nicht, aber das stimmt sehr wohl. Dass es in dem vorliegenden Plandokument eine Epk-Fläche gibt, die gegen Osten etwas eingeschränkt wurde, das gebe ich schon zu, aber gegen Norden (Heiterkeit bei den GRÜNEN) - in einem geringeren Umfang erweitert wurde, das sagen Sie nicht dazu. (GR Günter Kenesei: Das steht ja nicht zur Verfügung!)
Ein wesentliches Moment ist nun für diese nicht eingeschränkte 20 000 Quadratmeter große Parklandschaft mit See die Änderung in dem Plandokument, das Sie ja vor sich liegen haben. Schauen Sie es sich nur an: Mit der Änderung wird nun dieses Teilstück, das in Summe etwas verändert wurde, durch die Erweiterung gegen Norden mit dieser Park -und Seenlandschaft zusammengeführt. (Zwischenruf des GR Günter Kenesei.) Das heißt, insgesamt und geschlossen gesehen entsteht ein noch größerer Grünraum. Ich glaube, das ist ein Mehrwert an Grün, das ist ein Mehrwert an Erholungsfläche! Davor sollten Sie nicht die Augen verschließen, sondern das Dokument genau lesen, das kann ich Ihnen nur empfehlen. (Beifall bei der SPÖ. - GR Günter Kenesei: Also was die MA 42 als Stellungnahme abgegeben hat, stimmt nicht?) 

Zum Thema Gewinnmaximierung: Ich glaube, Gewinnmaximierung beim Wohnbau ist wirklich nicht unsere Linie, sondern unsere Linie zum Thema Wohnbau ist Mieterzufriedenheit und die Maximierung dieser Mieterzufriedenheit. (GR Günter Kenesei: Stimmt die Stellungnahme nicht, oder?) Das ist eine ganz wesentliche Linie sozialdemokratischer Politik in Wien und auch beim Mehrwert Simmering, wo ja das erste Wohnprojekt schon neben dieser von Ihnen zitierten Epk-Fläche entstehen wird. Dort wird es auch diese Mieterzufriedenheit geben, die wird alle Stückerln spielen, auch mit Kinderspielplätzen und so weiter. (GR Günter Kenesei: Wo denn?) Das ist eine Wohnhausanlage, die - und darauf sind wir in Simmering sehr stolz - im Wesentlichen im Grünen entstehen wird. Das wird auch mit dieser Wohnhausanlage ganz einfach passieren. (Beifall bei der SPÖ. - GR Günter Kenesei: Wo denn? Wo werden diese Kinderspielplätze entstehen?) 

Wenn ich davon spreche, dass es in Wien eine Mieterzufriedenheits-Maximierung gibt, dann wird es sicher nicht so sein, dass wir da beim Wohnungsneubau Mehrwert abschöpfen. Uns ist es ein Anliegen, dass die Wohnungen, die gebaut werden, nicht nur überdurchschnittlich guten Verdienern zugute kommen, sondern einfach dem durchschnittlichen Wiener, den Wienerinnen und Wienern, die diese Wohnungen brauchen und für die diese Wohnungen leistbar und erschwinglich sein müssen! In diesem Sinn, Herr Neuhuber, kommt eine Mehrwertabschöpfung beim sozialen Wohnbau, beim geförderten Wohnbau für uns nicht in Frage, weil das wieder nur die Mieter zahlen. Es mag die Linie der blau-schwarzen Koalition sein, den Durchschnittsmieter zu schröpfen - unsere Linie in Wien ist es nicht und wird es auch nicht werden! (Beifall bei der SPÖ.) 

Zu den 20 000 Quadratmetern Grün brauche ich, glaube ich, nichts mehr zu sagen, das Faktum spricht für sich. Ich möchte aber schon sagen - und da sind wir ja mit einigen Oppositionsparteien einer Meinung -, dass es eine Verdichtung der Baustruktur um die U-Bahn-stationen klarerweise auch in diesem Bereich geben wird, vor allem um die U-Bahnstation "Gasometer". Das ist sinnvoll, das ist stichhaltig, das ist vernünftiger Einsatz von Ressourcen. Nichtsdestoweniger wird es die Grünflächen im Wesentlichen so geben, wie es im städtebaulichen Wettbewerb vorgegeben wurde.

Ich möchte aber trotzdem ein paar grundsätzliche Überlegungen zum vorliegenden Plan vorbringen. Wenn wir diesen Flächenwidmungs- und Bebauungsplan, wie er eben hier als Dokument vorliegt, heute beschließen, so wird das eine eindeutige Signalwirkung haben, eine Signalwirkung, die sagt, dass es die Stadt ernst meint mit diesem Projekt, vor allem aber auch eine Signalwirkung an die privaten Investoren. Denn ohne die privaten Investoren werden wir dieses Projekt in dieser Vorzeigequalität ganz einfach nicht realisieren können. 

Was Mehrwert Simmering jetzt braucht, das ist Dynamik. Was Mehrwert Simmering braucht, das ist eine Initialzündung. Was Mehrwert Simmering nicht braucht, das ist ein Zögern, ein Zaudern, ein Bremsen! Das hat sich dieses Projekt nicht verdient, und das haben sich die Menschen, die dort leben und arbeiten werden, nicht verdient, weil sie einfach auch eine Steigerung ihrer Lebensqualität erwarten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zum Gebiet selbst: Wer sich die derzeit vorliegenden Widmungspläne anschaut und das Grätzel ein bisschen kennt, der weiß ganz einfach, dass wir beim Grundeigentum eine höchst unterschiedliche Struktur und unterschiedliche Rechtsverhältnisse haben. Es wäre für das Projekt einfach fahrlässig, zuzuwarten, bis einmal alle Rechtsverhältnisse geklärt sind. Daher macht diese erste Widmung, der erste Neubeschluss einer Widmung in mehreren Stufen auch Sinn. Und dies wird, hoffe ich, heute hier mit der entsprechenden Mehrheit beschlossen werden. Es gibt Beispiele wie jene aus dem 2. Bezirk - Messe, Messehotel, Stuwerviertel -, wo diese Teilwidmungen sinnvollerweise erfolgten, und das soll auch hier der Fall sein.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich kann nur sagen - vor allem denjenigen, die hier heute zaudern und zögern -, ich möchte Sie einladen, sich nicht als Bremsklötze für ein Vorzeige- und Herzeigprojekt der sozialen Stadt Wien, des Wirtschaftsstandorts Wien herzugeben, sondern mit uns gemeinsam ein Startsignal, eine Initialzündung für den Mehrwert Simmering zu setzen. Die Stadt und die Menschen werden es Ihnen danken. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Kenesei gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. Er hat noch 12 Minuten zur Verfügung.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Vorsitzende! 

Nicht zur Strafe, nur zur Übung. - Kollege Troch, ich glaube, irgendetwas haben Sie nicht so genau gelesen. Ich kann Ihnen nochmals die Stellungnahme der MA 42 zu Gehör bringen, vielleicht hilft Ihnen das, von dieser Euphoriewelle, auf der Sie hier schweben, ein bisschen herunterzukommen. Die Stellungnahme der MA 42 lautet wie folgt:

"Das ausgewiesene Bauland zwischen der Fuchsröhrenstraße Ordnungsnummer 41 und Urschenböckgasse beziehungsweise Hallergasse bedeutet einen Verlust an gewidmetem Epk. Eine Nutzung der bereits ausgebauten öffentlichen Grünfläche wird durch die Wohnbebauung eingeschränkt, da die Baukörper zu nahe an der Epk-Grenze situiert sind. Die für einigermaßen konfliktfreie Nutzung vorgegebenen Mindestabstände von 15 Metern zwischen Wohnungsfenstern und Spielflächen wurden nicht eingehalten. Im angrenzenden, W-III gewidmeten Bauland ist der laut Wiener Bauordnung vorgeschriebene Spielplatz mit einer Mindestgröße von 500 Quadrat-metern und Abständen von mindestens 15 Metern zu den Wohnungsfenstern nicht unterzubringen. Eine Auslagerung ins Epk ist daher die Folge. Für die ausgewiesene zusätzliche dreieckige Fläche im Bereich Fuchsröhrengasse Ordnungsnummer 39 und dem derzeit ausgebauten Park ist eine Nutzung wegen des großen Höhenunterschiedes von zirka zwei Metern nur unter großem technischen und daher finanziellen Aufwand möglich. Der sehr knapp an der Grenzflusslinie verlaufende Baukörper schränkt die Nutzung noch zusätzlich beträchtlich ein. Dies gilt auch für die an der Urschenböckgasse situierte Dreiecksfläche."

Sehr geehrter Herr Troch! Sie haben in Bezug auf dieses Plandokument gesagt, dass im Norden von dem derzeit bestehenden Park - würden Sie mir zuhören? -, dass dieses Eckerl nördlich der Lorenz-Reiter-Straße dazukommt. Aber das befindet sich nicht im Besitz der Stadt Wien oder der stadtnahen Institutionen, weder des Fonds noch von sonst etwas, sondern im Privatbesitz, und dieser Grundeigentümer verspürt keine Lust und Laune, diese Fläche zu verkaufen oder herzugeben, sondern er hat vor, sie für eine eigene Nutzung heranzuziehen. Jetzt hat man ihm Epk ÖZ darüber gewidmet.

Der nächste Teil, der ebenfalls mit Epk und ÖZ ausgewiesen ist, um einen Ausgleich für den Verlust dieser Flächen zumindest im Plan darzustellen, ist im Bereich der Meichlstraße/Eyzinggasse. Dort ist ein Epk ÖZ ausgewiesen, dort besteht derzeit Wohnbebauung mit Einfamilienhaus-Charakter, und keiner der Eigentümer dort hat Lust und Laune, sein Haus zu verlassen oder es herzugeben. Es wird auch keinen Ausbau hinsichtlich Epk ÖZ geben.

Wenn Sie jetzt sagen, es bleiben 20 000 Quadrat-meter übrig, dann stimmt das, nur betrug die ursprüngliche Epk-Fläche, als seinerzeit auch Mehrwert Simmering beschlossen wurde, 41 000 Quadratmeter - 41 000 Qua-dratmeter an Naherholungsfläche, die der Bevölkerung dort mit einer Blockrandbebauung zur Verfügung gestanden wären. Jetzt werden mit diesem neuen Flächenwidmungsplan fünf Einzelobjekte in diesem Epk-Bereich gewidmet, alle mit W III, 14,5 Meter höhenbeschränkt, 4 bis 5 Geschoße, 12 Meter Trakttiefe, plus ein Teil vorne mit einem W III, 14,5 Meter, und einer W-III-Widmung mit 14 Metern. Ist da von einer qualitativ hochwertigen Situation zu sprechen? Es gibt genau einen einzigen Baublock, der qualitativ hochwertig ist - der ist hinten an der Urschenböckgasse gelegen -, das ist wirklich die einzige Stelle, von der aus zumindest Sichtkontakt zu dem Park besteht und eine Möglichkeit gegeben ist, diese Parkfläche auch zu nutzen. 

Sie wissen ganz genau, dass in diesem gesamten Gebiet auch einige Schulbauten neu dazukommen und dass dafür Freiflächen gesucht werden. Sie wissen auch, dass die Kindertagesheime ebenso Freiflächen benötigen werden. Und Sie wissen ganz genau, dass auch aufgrund der Bauordnung und der Vorgaben der Wiener Stadtplanung genügend Grün- und Freiflächen als wohnungsnahes Grün - den Unterschied zwischen wohnungsnahem Grün und wohnungsbezogenem Grün werden Sie kennen, wenn Sie in der Stadtplanung tätig sind - notwendig sind. Dieses wohnungsnahe Grün ist aufgrund der jetzigen Situation, aufgrund der jetzigen Widmungspraxis nicht unterzubringen. Das wohnungsbezogene Grün ist diese Epk-Fläche, die aber auch herhalten muss, um die Spielplätze und um die Freifläche für diese neuen Wohnhausanlagen aufzunehmen. Das heißt, Sie erhöhen in diesem Gebiet den Druck auf Grünflächen, die derzeit vorhanden sind, und reduzieren jetzt von der Widmung her dieses Epk-Gebiet fast um die Hälfte. 

Es mag schon sein, dass irgendwann einmal eine Seenlandschaft oder andere Ausgestaltungsmöglichkeiten gegeben sein werden. Aber diese Ausgestaltungsmöglichkeiten sind nur dann gegeben, wenn tatsächlich das Projekt Mehrwert Simmering umgesetzt wird. Denn die MA 42 und alle anderen Dienststellen haben derzeit in ihren Budgets kein Geld dafür, diesen aufwendigen Park zu errichten, zu gestalten, geschweige denn zu erhalten, und die Bauträger haben derzeit keine Verpflichtung, beim Mehrwert Simmering tatsächlich auch nur einen einzigen Euro in die Hand zu nehmen und für die Qualität im Wohnumfeld und für das wohnungsbezogene Grün zu sorgen. Vom wohnungsnahen Grün ganz zu schweigen, denn es ist auch hier nachzulesen, dass es in diesem Wohnbauprojekt nicht mehr unterzubringen ist. 

Ich glaube, es sind alle gut beraten, sich hier nochmals Gedanken zu machen, wie dieses durchaus sinnvoll angedachte Projekt Mehrwert Simmering realisiert werden kann. So wird es nicht funktionieren. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Auch Herr GR Neuhuber hat sich noch einmal zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine Damen und Herren!

Weil ich ungern ein "Bremsklotz" bin, muss auch ich mich jetzt noch einmal melden. Herr Kollege Troch, Sie haben gesagt, alle, die nicht zustimmen, sind quasi "Bremsklötze", man braucht eine Aufschwung- und Aufbruchstimmung, es braucht eine Initialzündung, um dieses Projekt Mehrwert Simmering von der Rampe zu bringen.

So bekommen Sie es sicher nicht von der Rampe, diese Initialzündung geht nach hinten los! Wieso? - Sie haben nämlich auch gesagt, Sie brauchen private Investoren. Mit denen habe ich beruflich durchaus Kontakt, und was glauben Sie, was die sich darüber denken, dass sie laut vorliegendem Plan dort zur Zahlung der gesamten Infrastrukturkosten zwischen 13 Millionen und 17 Mil-lionen EUR herangezogen werden sollen, der geförderte Wohnbau aber nichts zahlt? 

Das ist also wirklich eine "gute" Initialzündung, das lockt wahrlich das Kapital in großen Strömen an und macht "gute" Stimmung unter den privaten Investoren! Sie stehen wirklich schon in Scharen vor der Tür - soweit, dass manche sagen: nein, ich bleibe lieber bei der alten Widmung; andere wiederum sagen: nein, eigentlich will ich gar nicht mehr bauen. Das ist also schon dabei, zu kippen. - Soweit einmal zu den "Bremsklötzen". 

Nun zum Abschöpfen des Mehrwertes für den geförderten Wohnbau: Sie haben gesagt, das kommt für Sie nicht in Frage, weil das die Mieten für die Bewohner verteuern würde. Okay, auf der Ebene können wir uns treffen. Was ist aber dort bei dieser Widmung in Parkgebiet vor sich gegangen? 

Da haben Wohnbauträger - ich weiß jetzt nicht einmal, welche - offensichtlich Gründe günstig erstanden, weil man Parkgebiet, Parkgelände, unbebaubare Flächen im Allgemeinen billiger bekommt als aufgezonte, gewidmete Flächen, und sie werden diese nun hochrangig und hochwertig verbauen. Dann schauen wir uns an, Herr Kollege Troch, wir beide und alle anderen im Gemeinderat, wenn das einmal fertig gestellt sein wird. Da bin ich wirklich neugierig - und das bringe ich hier als Beispiel -, ob dort der Mehrwert, den die Wohnbaufirma lukriert hat, weil sie den Grund für sich selbst billiger eingekauft hat, in Form von billigeren Mieten tatsächlich an die zukünftigen Mieter weitergegeben wird. Da bin ich aber wahnsinnig neugierig! Wenn dem so ist, dann verneige ich mich in Ehrfurcht vor dem ausgeklügelten Modell, dann hat es nämlich funktioniert.

Mein Verdacht ist jedoch, dass dieser Mehrwert nicht an die Mieter weitergegeben wird. Aber die Zukunft wird es weisen, wer von uns beiden Recht hat. Wir werden uns das sicher anschauen - wenn das alles dort wirklich jemals realisiert werden sollte, denn das steht ja auch noch in den Sternen. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Auch Herr Dr Troch hat sich noch einmal zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. Er hat 13 Minuten Restredezeit.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ich werde diese Restredezeit nicht ausschöpfen. 

Auf diverse Kassandrarufe, die hier laut wurden, möchte ich nicht eingehen. Trotzdem bin ich jemand, der durchaus auf die Stimme der Oppositionsparteien hört. Gerade auf die GRÜNEN und auch auf die ÖVP höre ich mitunter ganz interessiert und gern. 

Die GRÜNEN und die ÖVP haben in der Sitzung der Bezirksvertretung Simmering am 13. Juni 2003 diesem heute hier vorliegenden Flächenwidmungsplan zugestimmt - allerdings die ÖVP und die GRÜNEN Simmerings! Ich glaube, die Bezirksorganisationen haben hier das Ohr näher an der Bevölkerung, ich glaube, sie kennen die Gegend vor Ort besser. Sie sind eben Simmeringer. 

Ich halte es hier heute mit der ÖVP und den GRÜNEN Simmerings, werde in diesem Sinn stimmen und fordere auch meine Fraktion auf, diesem einstimmigen Beschluss der Bezirksvertretung Simmering ebenfalls zuzustimmen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter Dkfm Dr Ernst Maurer: Nur wenige Sätze zum Grundsätzlichen: Die Idee Mehrwert Simmering mit Abschöpfungs- und Widmungsgewinnen war von vornherein eine sehr interessante, auch wenn sie von Beginn an sehr skeptisch betrachtet worden ist. Es geht vom rein Rechtlichen bis hin zur ökonomischen Durchsetzbarkeit, bis hin zu der Frage, wer die Abschöpfung in Wirklichkeit zahlt: Zahlen sie nicht die Mieter, die dann dort einziehen sollen? - Es war also von vornherein sehr viel Skepsis mit dabei, aber immerhin ist das eine interessante Idee. 

Jetzt sagt die Opposition: Weil es beim ersten Mal nicht gleich so funktioniert, wie es uns gefällt, lehnen wir das Ganze ab. - Da sage ich, das ist der sicherste Weg, die Lust von Beamten abzutöten, irgendetwas Neues zu erfinden. Diejenigen, die das jetzt einmal gebraucht haben, werden sicher nie mehr so etwas tun. Ob das eine sehr sinnvolle Vorgangsweise der Opposition ist, wage ich zu bezweifeln.

Ich empfehle die Annahme dieses Geschäftsstücks. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen zur Abstimmung. Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die dem Antrag des Berichterstatters die Zustimmung erteilen können, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimme der GRÜNEN und der ÖVP, angenommen. (GR Kurt Wagner: Die stimmen gegen die eigenen Bezirksvertretungen!)
Es gelangt nunmehr die Postnummer 36 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7575 im 22 Bezirk, KatG Aspern und Hirschstetten. 

Hier hat sich niemand zum Wort gemeldet. Wir kommen daher gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag die Zustimmung erteilen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimme der Freiheitlichen, angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 48 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Festlegung eines tarifmäßigen Entgelts für die Aufwendungen zum Abschluss einer privatrechtlichen Einzelvereinbarung bei Aufgrabungen, Bohrungen, Minierungen, eines Vortriebs oder sonstigen, die Straßenkonstruktion beeinträchtigenden Maßnahmen von öffentlichen Verkehrsflächen, die im Eigentum oder in Verwaltung der Stadt Wien stehen. 

Auch hier hat sich niemand zum Wort gemeldet. Wir kommen daher gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen können, die Hand zu erheben. - Dies ist ohne die Stimmen der Freiheitlichen mehrheitlich angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 32 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7419 im 19. Bezirk, Katastralgemeinde Heiligenstadt.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR VALENTIN, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Erich VALENTIN: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zu dem vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing RUDOLPH. Ich erteile es ihm.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es hat ein paar Jahre gedauert, bis wir nun auch die SPÖ so weit gebracht haben, davon überzeugt zu sein, dass das, was mit dieser Flächenwidmung in weiterer Folge getan werden soll, nämlich der Bau einer Garage unter dem 12.-Februar-Platz, eine sinnvolle Tätigkeit ist. Wir hatten das im Bezirk lange diskutiert. Da gibt es sicherlich unterschiedliche Väter, die sich jetzt hier das Fähnchen an den Hut stecken werden - soll sein! Hauptsache ist, wir haben heute hier einmal diese Flächenwidmung, die es möglich macht, unter dem 12.-Februar-Platz das Garagenbauwerk zu errichten. Wir werden es, glaube ich, sogar einstimmig beschließen, was ja bei einem Garagenbau nicht so selbstverständlich ist. 

Ich darf aber bei dem Akt aus gegebenem Anlass auf einen Absatz hinweisen, der sich mit der Verkehrssituation beschäftigt. Die Verkehrssituation wird hier so beschrieben, dass es dort eine besondere Lagegunst gäbe, in diesem Bereich zu wohnen, weil er so gut mit öffentlichen Verkehrsmitteln erschlossen sei. Tatsächlich ist es so, dass das sehr viele, die dort im Karl-Marx-Hof wohnen, auch durchaus anders erleben. Das ist in den Akt durchaus richtig beschrieben, man hat hier hineingeschrieben: "Die Stellplatzsituation ist problematisch, da viele Pendler mit ihren Fahrzeugen nach Heiligenstadt fahren und diese dort abstellen." Gemeint sind die Tages- und Wochen-Einpendler, die zum größten Teil aus Niederösterreich kommen, in diesem Bereich ihr Fahrzeug abstellen und dort natürlich eine Konkurrenz darstellen für diejenigen, die dort wohnen, die ein Auto haben und dieses dort auch irgendwo untergebracht wissen möchten.

Da gibt es ein Interview, das Herr StR Schicker heute der Tageszeitung "Die Presse" gegeben hat - nein, falsch, es ist heute in der Tageszeitung "Die Presse" abgedruckt. Darin klopft er einmal so an und versucht, die Parkpickerl-Diskussion über den Gürtel hinüberzuheben. Ich sehe das durchaus als ersten Versuch an, die Form der sozialistischen Parkraumbewirtschaftung - Sie wissen, das ist das, wo man für einen Parkplatz zahlt, ohne dass man einen bekommt - auch über den Gürtel hinaus auszudehnen. 

Dazu sage ich, das ist mit Sicherheit der falsche Weg! Denn wir haben in diesem Bereich - und das werden wahrscheinlich auch andere aus entsprechenden Diskussionen im Bezirk bestätigen können - schon eine Diskussion bei den Bürgern, und da sagen sie: Na ja, eigentlich verstehen wir das nicht; wir bekommen jetzt eine Garage, gut und schön, die wollen wir haben, aber vom Grundsatz her - wir müssen für den Stellplatz zahlen, damit dann die Einpendler gratis auf der Straße stehen können - verstehen wir das eigentlich nicht.

Ich glaube, dass dann aber der Ansatz, daraus die Schlussfolgerung "Wir führen auch in Döbling das Parkpickerl ein, dann müssen alle zahlen!" zu ziehen, nicht der Ansatz ist, den sich die Menschen, die im Karl-Marx-Hof und in der Umgebung wohnen, wirklich wünschen und vorstellen. 

Ich würde daher wirklich empfehlen - und ich glaube, dass ich hier auch mit den Vertretern der anderen Fraktionen eines Sinnes bin -, dass wir kein teures Parkpickerl, auch kein billiges Parkpickerl, in Döbling wollen. Wir wollen gar kein Parkpickerl haben! Das kann es also nicht sein, dass man aus diesem Parkplatzmangel im öffentlichen Raum einen Vorwand konstruiert, um zu neuen Einnahmen zu kommen, ohne auf der anderen Seite eine Gegenleistung zu erbringen. - Das sei zum einen im Zusammenhang mit dieser Flächenwidmung gesagt.

Von diesem Gebiet aus nur einen Steinwurf weit entfernt macht die Stadt Wien etwas, was an sich im Gegensatz zu dem steht, was wir jetzt hier mit dieser Flächenwidmung beschließen, nämlich im Gegensatz zu der Möglichkeit, Parkraum zu schaffen. Wir haben derzeit - da liegt der Gründruck vor und ist zur Begutachtung ausgesandt - den Flächenwidmungsplan für die Bebauung der Hohen Warte, und da ist es ja so, dass bei der Flächenwidmung der Hohen Warte genau das gemacht wird. Es ist absehbar, was im Bereich Heiligenstadt/Karl-Marx-Hof jetzt schon große Probleme bereitet: Wir haben eine intensive Wohnbebauung - die soll dort kommen -, aber das, was es derzeit dort an Stellplatzflächen gibt, wird in Wahrheit gegen null gefahren, oder fast gegen null gefahren. 

Überdies gibt es auch noch Überlegungen, die auf Folgendes hinauslaufen: Wenn die Vienna einmal ein gut besuchtes Spiel hat und die Leute mit dem Auto zum Stadion fahren, sollen diejenigen, die in diesem Bereich bei der Hohen Warte, in dem gebaut werden soll, eine Tiefgarage haben, also dann, wenn ein Fußballspiel stattfindet - oder eigentlich, wenn ein Football-Spiel stattfindet, denn dann sind die Besucherzahlen größer als beim Fußballspiel -, ihre Garage verlassen und das Auto draußen irgendwo abstellen. Wie das funktionieren soll, dass man es draußen abstellt, obwohl dort kein Parkplatz ist, um den Besuchern die Garagen frei zu machen - das ist eine etwas problematische Logik, der sich die Bezirkspolitiker noch nicht zur Gänze angeschlossen haben und, glaube ich, auch nicht anschließen werden. Es ist auch so, dass die Menschen, die dort jetzt schon leben, sagen: Das wollen wir in der Form mit Sicherheit nicht haben! 

Ich glaube daher, dass dieser zweite Flächenwidmungsplan, der jetzt als Gründruck vorliegt, in dieser Perspektive auf alle Fälle noch einmal zu überarbeiten ist. Das ist nur eine Perspektive, wir werden uns über diesen zweiten Flächenwidmungsplan noch im Detail unterhalten. Aber ich sage nur, weil wir ja jetzt mitten in der Beurteilung, in der Begutachtung und in der Diskussion dieses Flächenwidmungsplanes sind, das wäre schon einmal ein Ansatz, hier bei der Stellplatzdiskussion zu sagen: Ziehen wir die Lehren, die wir jetzt beim Karl-Marx-Hof mit Verzögerung gezogen haben, die richtigen Lehren, die wir daraus gezogen haben, und machen wir das gleich! Versuchen wir nicht, später nachzubessern, sondern versuchen wir, den Fehler gleich zu beheben!

Ich gebe Ihnen das auf die weitere Diskussion mit und würde mich freuen, wenn wir auch dann, wenn wir zu dieser Flächenwidmung Hohe Warte kommen, schlussendlich zu einem einstimmigen Ergebnis kommen würden, so wie wir dazu hier bei der Flächenwidmung, die dem Karl-Marx-Hof gewidmet ist, und diesem Garagenbauwerk heute gekommen sind. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Es hat sich niemand mehr zum Wort gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Herr Berichterstatter, Sie haben das Schlusswort.

Berichterstatter GR Erich VALENTIN: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich habe kurz auf die Nummer des Geschäftsstückes gesehen und lese da "Postnummer 32", nachdem ich kurzfristig geglaubt habe, den nicht in der Geschäftsordnung verankerten Tagesordnungspunkt "Allfälliges aus Döbling" vorzufinden, den Kollege RUDOLPH hier mitgebracht hat. (StRin Karin Landauer: Sie sind der Berichterstatter! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Das hätte mich auch gewundert, weil ich ja in der Berichterstattung zu dem Akt hätte sagen müssen, dass hier ein Akt vorliegt, der im Ausschuss einstimmig beurteilt worden ist. Es freut natürlich auch den Berichterstatter, wenn zum Gegenstand des Aktes eine derart klare Zustimmung kommt. Das kann nur freuen und zeigt die Richtigkeit des Weges, den auch der Bezirk in einem einstimmigen Beschluss so festgelegt hat.

Zu der aufgeworfenen Frage, die ja auch - und sohin finde ich den Zusammenhang zur Berichterstattung einmal mehr - mit dem Grätzel zu tun hat, nämlich mit der Frage, wie sich dieses Projekt tatsächlich auf die Stellplatzsituation auswirken wird, und weil der Kollege Vorredner ein Interview des amtsführenden Stadtrates in diesen Zusammenhang gebracht hat, ist es meine Aufgabe (StRin Karin Landauer: Als Berichterstatter!), in der Wahrnehmung des Berichterstatters insofern richtig zu stellen, dass der Herr Stadtrat im Zusammenhang mit dem Grätzel rund um die Stadthalle gemeint und gesagt hat, dass man sich Formen der Parkraumbewirtschaftung wird überlegen müssen. Und auf die Frage des Journalisten "Was ist, wenn sich diese Vorstellungen, die rund um die Stadthalle jetzt verwirklicht werden, bewähren würden?" hat der Herr Stadtrat gemeint: "Dann würde man natürlich auch überlegen, es in anderen Teilen Wiens anzuwenden." 

Er hat aber dazugesagt - und so kann der Kollege RUDOLPH beruhigt aufatmen -, dass das nur in Zusammenarbeit mit dem Bezirk erfolgen kann und erfolgen muss. Ich denke mir, das ist eine sehr klare Aussage, eine Aussage (StRin Karin Landauer: Des Berichterstatters?), die auch im Zusammenhang steht mit dem, was wir heute beschlossen haben, nämlich dem Masterplan Verkehr. Einmal mehr zeigt sich gerade auch anhand dieses Grätzels, wie wichtig die stufige Vorgangsweise des heute beschlossenen Geschäftsstücks ist.

Insofern freut es uns, dass dieses Geschäftsstück die Zustimmung Ihrerseits gefunden hat. Wir dürfen Ihnen versichern, sofern es im Sinne der Döblingerinnen und Döblinger ist, werden wir diese Zustimmung mit Ihnen immer wieder suchen. - Danke schön.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Die Debatte ist geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für die Postnummer 32 ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Postnummern 42 und 43 - sie betreffen den Abschluss von Baurechtsverträgen und Dienstbarkeitsbestellungsverträgen in den Katastralgemeinden Neulerchenfeld und Rudolfsheim - zusammenzuziehen, die Abstimmungen aber selbstverständlich getrennt durchzuführen.

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Dies ist nicht der Fall. Ich danke schön.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Schubert, die Verhandlungen einzuleiten. (Unruhe im Saal.)
Meine Damen und Herren! Darf ich um Aufmerksamkeit ersuchen? Wir haben noch ein bisschen Volksgaragen und ein paar andere Sachen, dann sind wir fertig. - Bitte, Frau Berichterstatterin.

Berichterstatterin GRin Ingrid Schubert: Sehr verehrte Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Die Debatte ist eröffnet. 

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Professor Maresch. - Bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin!

Ja, ein bisschen Volksgaragen - aber ich möchte es kurz machen. Wir haben hier die Postnummern 42 und 43 und etwas später noch die Postnummern 44 und 45, und das möchte ich gleich "in einem Aufwaschen" machen.

Erster Punkt: Ottakring freut sich wahrscheinlich über die zweite Volksgarage, wir freuen uns nicht ganz so. Der Ludo-Hartmann-Platz ist zwar ein Platz, der möglicherweise Garagen durchaus vertragen kann, aber was die Sache mit der Volksgarage betrifft, glauben wir nach wie vor, dass die Konstruktion eine Katastrophe ist, dass nämlich ein Stellplatz sozusagen doppelt so hoch finanziert wird wie der soziale Wohnbau oder der Wohnbau insgesamt. Da gibt es ja auch soziale Kriterien. Bei der Volksgarage hingegen ist das nicht so, da kann jeder einen Volksgaragenplatz bekommen und sich darüber freuen. Die Gemeinde Wien finanziert das gerne und gut, sodass sich jeder Häuslbauer und jede Häuslbauerin freuen würde, so ein Finanzierungsdarlehen zu bekommen.

Was uns bei den 170 Stellplätzen natürlich immer fragwürdig erscheint, ist: Wo ist der Rückbau? - Das neue Verkehrskonzept der Stadt Wien, heute beschlossen, besagt ja einen Rückbau im Stadtzentrum von 1:1, an der Peripherie von zumindest 1:3. Uns ist nicht bekannt, wo in der Nähe des Ludo-Hartmann-Platzes zumindest ein Drittel der Stellplätze, das heißt ungefähr 60 bis 80, sagen wir einmal, rückgebaut werden. Aber im 16. Bezirk wird man das schon finden.

Das interessantere Geschäftsstück ist die Postnummer 43. Da geht es um einen Garagenbau in der Reichs-apfelgasse im 15. Bezirk mit 109 Stellplätzen, und zwar Volksgaragenplätzen und den Pflichtstellplätzen dazu. Die Firma Mischek baut dort ein Wohnhaus, und die STPM, von der die Gemeinde Wien einen erklecklichen Teil hält, baut die Volksgarage.

Bisher war es in allen Bezirken so, dass man zunächst eine Widmungsänderung durchgeführt hat. Bei Widmungsänderungen können, wie ja alle Leute wissen, Bürger und Bürgerinnen in ganz Wien, aber zumindest in der Umgebung Einsprüche erheben. Es kann Bürgerinitiativen geben, dann gibt es meistens ein bisschen Streiterei, und schließlich setzt sich mehr oder weniger der Eigentümer oder eventuell die Gemeinde Wien durch. 

Da haben wir im 15. Bezirk ein Novum. Der 15. Bezirk ist ja ein Agenda-Bezirk, mit Emrich und Haller als den großen Zauberherren dort, Agenda 21, sozusagen ein Bezirk, in dem es vor allem um Bürgerbeteiligung und immer wieder Bürgerbeteiligung geht. Bürgerbeteiligung wird in der Stadt Wien großgeschrieben. Aber zu unserer Überraschung hat die Stadt Wien bei diesem Projekt nicht auf Bürgerbeteiligung gesetzt, sondern auf den § 69, von dem unser Herr StR Schicker immer wieder gesagt hat, dass er nicht mehr zum Einsatz gebracht wird. Da geht es um eine unwesentliche Abweichung und um eine Bauverhandlung, bei der nicht mehr alle Bürger des 15. Bezirks und von anderswo eingeladen sind, sondern nur noch die Besitzer in einer Umgebung von, glaube ich, 20 Metern. Das ist nicht Bürgerbeteiligung, das ist Bürger-Chuzpe! Das heißt, da denkt man sich dann: Streiten wir nicht mehr herum, machen wir geschwind eine Garage! - Das ist trickreich und grenzt an Winkelzüge.

Noch einmal: Der so genannte verteufelte 69er, mit dem man in Wien schon einiges aufgeführt hat, wird da zum Einsatz gebracht, um Bürgerproteste hintanzuhalten. Da denke ich mir, das Interessante ist weniger der Beserlpark in der Nähe, der vielleicht einmal besser werden wird, sondern uns geht es darum, dass da ein Exempel statuiert wird und mit dem § 69 eine Volksgarage ermöglich wird. Das ist sicher auch ein Grund, warum wir dagegen stimmen werden. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Zentner.

GRin Brigitta Zentner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ein Tagesordnungspunkt zu Volksgaragen heißt eine Wortmeldung von den GRÜNEN beziehungsweise vom Kollegen Maresch. Ich spreche jetzt nicht nur aus eigener Erfahrung, sondern habe mich ein bisschen im Internet umgesehen und einige Punkte dazu herausgefunden, die in den letzten fünf Jahren zur Diskussion gebracht wurden.

Die Garage im 16. Bezirk wird von der dortigen Bevölkerung als äußerst positiv empfunden, da viele Stellplätze notwendig sind. Es sind dort in der Nähe der Stadthalle Stellplätze erforderlich. Die Garage am Hofferplatz ist vollständig ausgelastet.

(In Richtung GRÜNE:) Einige Punkte, die normalerweise von Ihnen zur Diskussion gebracht werden - dass Grünflächen verloren gehen, das Spielplätze verloren gehen und sonstiges -, sind im 16. Bezirk überhaupt nicht der Fall, da sich auf dem Ludo-Hartmann-Platz ein so genannter Betonkäfig befindet, wo nachher Spielplätze entstehen werden, wo Jugendliche Möglichkeiten vorfinden werden und wo es auch eine Parkbetreuung geben wird. 

Dass Stellplätze in dicht besiedelten Gebieten benötigt werden, ist etwas, was von den Wiener GRÜNEN der Bevölkerung anscheinend nicht gestattet wird. Im Umkreis eines betroffenen Gebietes zu erheben, welche Autos kein Wiener Kennzeichen tragen, oder zu schauen, um welche Besitzer es sich handelt - so wie es im 12. Bezirk stattgefunden hat -, wird von den Betroffenen dort nicht akzeptiert. Es nützt ihnen auch nichts, wenn sie trotzdem keine Stellplätze haben. Wenn Stellplätze vorhanden sind, entstehen weniger Lärm- und Abgasprobleme, als wenn stundenlang im Kreis gefahren wird oder zumindest eine halbe Stunde lang im Kreis gefahren wird. 

Bei der Garage im 15. Bezirk gibt es eine ähnliche Situation. Dass der § 69 angewendet wird, wird von der dort betroffenen Bevölkerung in diesem Fall sicherlich zustimmend zur Kenntnis genommen, da eben außer den Stellplätzen, die der Wohnbau dort erfordert, zusätzlich über 60 Stellplätze entstehen. Es werden in der Umgebung die zusätzlichen Stellplätze sicherlich positiv aufgenommen werden. 

(In Richtung GRÜNE:) Hier haben Sie wirklich eine einmalige Chance, der Garage im 15. Bezirk die Zustimmung zu geben, obwohl dort der § 69 angewendet worden ist. Sonst könnte vielleicht einmal die Wiener Bevölkerung - und das sind auch 60 Prozent Ihrer Wähler - den Eindruck haben, dass Sie generell gegen Stellplätze und damit gegen alle Autobenützer in der Stadt sind.

Ich ersuche Sie daher, im Interesse der dort wohnenden Bevölkerung den beiden Projekten die Zustimmung zu geben. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf ihr Schlusswort. 

Wir kommen zu den Abstimmungen, die wir natürlich getrennt durchführen. 

Ich lasse als Erstes über Postnummer 42 abstimmen. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die GRÜNEN, angenommen. 

Wir stimmen ab über Postnummer 43. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die GRÜNEN, angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 11 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an den Wiener Film Fonds. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Dr Vitouch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung zur Postnummer 11.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Unterreiner. Frau Gemeinderätin, Sie eröffnen die Debatte - und beschließen sie auch, wie ich annehme.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin!

Ganz kurz, Sie kennen unseren Standpunkt - seit vielen Jahren sagen wir immer wieder: Wie schade, dass so viel Geld ausgegeben wird für Filme, die erfolglos sind! Wir haben Ihnen immer wieder die Zahlen gebracht. Die eine Seite sagt, die Filme sind großartig, die Menschen sind begeistert; wir haben immer gesagt, es ist nicht so. 

Jetzt habe ich im "Falter" eine sehr interessante Annonce gefunden, darin haben die Sozialdemokraten Folgendes gefordert: "Was wir vom Kino fordern: Wir wollen keine verlogenen Filme. Edle Grafen und Hausherrensöhne, fesche Offiziere und Prinzen, die Arbeitermädchen heiraten, Millionärstöchter, die ihr Herz Proletarierjungen schenken, gibt es nicht. Diese unwahren Geschichten ekeln uns an. Wir wollen Filme, die, so fantastisch sie auch seien mögen, innerlich wahr und glaubhaft sind. Wir wollen Filme, die ehrlich sind. Wir wollen keine seichten Filme, wir wollen keine Schundfilme."

Ja, man wundert sich, und man fragt sich, wo die Sozialdemokraten sich überhaupt diese Filme anschauen - ich kann mir nur vorstellen, irgendwann einmal am Samstag Nachmittag im Fernsehen. Auf keine Fall sind in den letzten Jahren Filme gefördert worden, die solche Themen zum Inhalt gehabt hätten.

Ganz im Gegenteil: Der so hoch gelobte Haneke ist jetzt unser großer Filmemacher, der hier von allen immer wieder erwähnt wird. Ich bin mir gar nicht so sicher, wer von den Sozialdemokraten sich seine Filme angeschaut hat. (Ruf bei den GRÜNEN: Ist er ja!) Dieser Haneke hat 13 Filme gemacht, 11 waren absolute Flops, kein Mensch kennt sie. Vielleicht hat jemand "Bennys Video" gesehen, worin zwei junge Burschen eine Familie ein Wochenende lang massakrieren; die kommen um. Das andere war zum Beispiel ... (GR Mag Christoph Chorherr: Na, was?) Zum Beispiel "Die Klavierspielerin", in aller Munde - da wird das ein bisschen weiter ausgebaut. Das ist eine frustrierte Frau, ihre sexuellen Abartigkeiten werden dort breit gezeigt, sie bearbeitet sich mit Rasierklinge und so weiter. Also wo ... (GR Mag Christoph Chorherr: Pfui!) 

Nein, Herr Chorherr, sondern: Wo ist die edle Prinzessin? Das frage ich Sie. Wo ist denn der Offizier? Wo ist der Prinz? (Zwischenrufe bei der SPÖ und den GRÜNEN.) Wenn also die Sozialdemokraten sagen, wir haben hier rosaroten Schund, dann frage ich: Und was ist das andere? Wo sind diese grau-schwarzen Filme? Das sind jetzt ja wirklich die Filme, die von den Steuergeldern gemacht werden. Was ist das dann? Da kann ich genauso sagen, das ist auch Schund.

Kurz gesagt: Offensichtlich kein Mensch von den Sozialdemokraten, die diese Annonce schalten, schaut sich österreichische Filme an. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Wieso wissen Sie das?) Wenn Sie das machen würden, dann würden Sie wissen, dass diese Filme nicht gedreht werden. Es ist ja fast ein Beweis für das, was ich immer sage: Die Österreicher machen eine großen Bogen um die Filme, die jetzt gemacht werden. Die kennen sie nicht, sie gehen nicht hin. Das Geld ist umsonst ausgegeben - wie schade! Nachdem der Herr Stadtrat ... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Zwei Millionen Leute haben "Die Klavierspielerin" gesehen!)
Zwei Millionen Leute - wissen Sie, was das ist? Das sind nicht Österreicher, die in den Film gehen. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Nicht nur! - GR Mag Christoph Chorherr: Ausländer! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ und den GRÜNEN.) Nein, viele Menschen wissen gar nicht, dass das ein österreichischer Film ist! (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ab sofort nur noch österreichische Staatsbürger?) Denn Haneke ist ein Deutscher, die Schauspieler waren Franzosen - es war Isabelle Huppert -, viele Menschen glauben, es ist ein französischer Film. Und er hat seine Zuschauer meistens in Frankreich gehabt. (GR Mag Christoph Chorherr: Pfui, Franzosen!) Ich spreche jetzt von den Filmen, die auch Österreicher hier in Österreich gerne anschauen würden. 

Herr Stadtrat! Sie sind doch eigentlich ein großer Reformer, das ist ja etwas, was ich an Ihnen immer wieder lobe. Es wäre doch fein, wenn Sie sich diese ganze Film-Geschichte wirklich einmal näher ansähen. Denn wenn Sie genau beobachten, wie jetzt die Diskussion läuft, was die DIAGONALE und Gegen-DIAGONALE angeht, wie man jetzt über Morak herfällt, wenn man sagt: "Dead Man Walking" - diese Gehässigkeit ist ja etwas, was eigentlich zeigt, dass da etwas nicht stimmt. Wenn Sie sich das einmal genauer anschauen, Herr Stadtrat, dann werden Sie merken, dass wahrscheinlich nur die so genannten Filmemacher jetzt so gehässig reagieren; die Produzenten sind schon ein bisschen zurückhaltender geworden. Wenn Sie einmal mit Mrkwicka und vielleicht mit Heiduschka reden - die nehmen die Argumente, dass Filme erfolgreich sind, wenn Leute hineingehen, durchaus ernst. 

Es wäre schön, wenn wir auch eine Filmreform angehen könnten. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Ich freue mich, dass zu so später Stunde Film noch solche Emotionen hervorruft. Ich möchte jetzt nicht Haneke verteidigen, ich möchte nicht sagen, dass gerade wieder österreichische Filmer wie Ulrich Seidl Preise abräumen, nicht nur bei uns, sondern auch im Ausland. Ich bedauere es auch zum Beispiel sehr, dass man nicht einmal mehr gegen Haneke sein kann, so wie man nicht gegen Jelinek sein kann, ohne zu Law and Order und sauberer Kinderschutzwelt gezählt zu werden und ohne sofort in ein rechtes Eck gestellt zu werden. Das ist es eigentlich, was an diesem Debattenbeitrag wirklich schade ist.

Im Übrigen möchte ich meinen, dass der Film Fonds Wien eine segensreiche Einrichtung ist. Mir fällt da ein Märchen ein, den Film Fonds Wien sehe ich als so etwas wie die zwölfte Fee, die ihren Wunsch noch nicht ausgesprochen hat. Denn die dreizehnte - und Sie wissen, wen ich damit meine - hat ja dem österreichischen Film letztendlich ein Todesurteil ausgestellt, jedenfalls dem Nach-wuchs und der DIAGONALE. Aber so gesehen ist der Film Fonds Wien einer, der das zum Glück noch ein bisschen mildern kann.

Ich möchte nicht mehr als die Zustimmung zu dieser Subvention und zu diesem Poststück Nummer 11. - Danke. (Beifall bei der SPÖ) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, so angenommen. 

Wir kommen zur Postnummer 15. Sie betrifft eine Subvention an das Institut zur Erforschung und Förderung österreichischer und internationaler Literaturprozesse INST. 

Hiezu liegt keine Wortmeldung vor. Wir kommen sogleich zur Abstimmung.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, so angenommen. 

Nun gelangen wir zur Postnummer 13. Sie betrifft eine Subvention an das Sir Peter Ustinov Institut zur Erforschung und Bekämpfung von Vorurteilen. 

Frau GRin Winklbauer, ich ersuche, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die Debatte ist eröffnet. 

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher. - Bitte.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Sir Peter Ustinov: super! Kampf gegen Vorurteile: super! - Soviel zum Akt. (Demonstrativer Beifall des GR Mag Christoph Chorherr.)
Ich möchte drei kurze Anträge einbringen. Der erste passt hier, glaube ich, sehr gut dazu, weil es um den Kampf gegen Vorurteile gegen Minderheiten geht. Hier geht es um das Tanzschulgesetz, das wir demnächst im Landtag novellieren werden. Da sollte sichergestellt sein, dass es in Zukunft auch einen Anreiz für Tanzschulbesitzer gibt, dass sie ihre Tanzschulen behindertengerecht gestalten. Wir haben ja schon ähnliche Initiativen in anderen Bereichen gestartet, was den behindertengerechten Zugang zu Kulturinitiativen betrifft, daher glauben wir, dass wir das auch in diesem Bereich machen sollten.

Ich bringe daher mit meinem Kollegen Mag Alexander Neuhuber folgenden Beschlussantrag ein:

"Die Wiener TanzschulbetreiberInnen werden eingeladen, behindertengerechte Zugänge zu schaffen, bei gleichzeitiger In-Aussicht-Stellung entsprechender Förderungen, wofür im jeweiligen Jahresbudget der Stadt Wien Vorsorge zu treffen ist. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung an die Gemeinderatsausschüsse Kultur und Wissenschaft sowie Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport."

Ich möchte noch dazusagen, dass unser ehemaliger GR Franz KARL sich besonders dafür eingesetzt hat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das Zweite haben wir ohnehin schon einmal diskutiert, und hier glaube ich, dass es sinnvoll wäre. Das setzt sich auseinander mit dem sehr wichtigen Buch "Gefangene der Angst. Ein Leben im Zeichen des Widerstandes" von Ella Lingens. 

Hier ersuchen wir beziehungsweise fordern wir Frau VBgmin Grete Laska und Herrn StR Andreas Mailath-Pokorny auf, dafür Sorge zu tragen, dass das Buch "Gefangene der Angst. Ein Leben im Zeichen des Widerstandes" von Ella Lingens in einer Stückzahl von mindestens 1 000 Büchern angekauft wird. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Beim dritten Antrag geht es um die "basis wien". Das ist eine sehr wichtige Initiative, die sich mit der Archivierung der Werke von KünstlerInnen, KuratorInnen und KritikerInnen auseinandersetzt. Bei diesem konkreten Antrag geht es vor allem um EU-finanzierte Projekte. Jeder, der EU-finanzierte Projekte kennt, weiß, dass es jeweils einen bestimmten Finanzierungsanteil aus nationalen Mitteln geben muss. 

Ich sage auch gleich zum Thema Kampf gegen Vorurteile dazu, dass der Bund in diesem Fall deutlich mehr als die Stadt Wien zu diesem Projekt beiträgt und insofern der Finanzierungsanteil gesichert werden könnte und dass die Stadt Wien zwar im letzten Jahr hier 50 000 EUR gegeben hat, das aber in diesem Jahr nicht tun will, was zur Folge hätte, dass der Finanzierungsanteil, der notwendig ist, um EU-Mittel zu sichern und damit das ganze Projekt und die Initiative zu sichern, nicht gegeben wäre. Daher sind wir der Meinung, dass das erstens einen Verlust von EU-Geldern für Österreich und zweitens de facto das Ende dieser wertvollen Initiative bedeuten würde. 

Daher bringe ich mit meiner Kollegin Marie Ringler und meinem Kollegen Alexander Neuhuber folgenden Beschlussantrag ein:

"Der Gemeinderat beschließt, der 'basis wien' im Jahre 2003 eine Projektsubvention zur nationalen Kofinanzierung des europaweit top-gerankten 'vector - European Contemporary Art Archives'-Projekt in Höhe von zumindest 30 000 EUR zu gewähren. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt." (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine bekannt hervorragenden Kontakte zu den Sozialdemokraten haben mir signalisiert, dass hier noch nicht zu allen Anträgen das vollste Verständnis vorhanden ist. Ich nehme aber an, dass ich jetzt so überzeugend gesprochen haben, dass für Ihre Zustimmung ein näherer und intensiverer Redebeitrag gar nicht notwendig ist (GR Franz Ekkamp: Nein! - Weitere "Nein!"-Rufe bei der SPÖ), sodass Sie von den drei Anträgen einfach so überzeugt sind, dass Sie jetzt spontan zustimmen werden. - Danke. (Beifall bei der ÖVP. - GR Franz Ekkamp: Ich bin nicht überzeugt!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Das Schlusswort hat die Berichterstatterin, Frau GRin Winklbauer. - Bitte. 

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Damit die Spannung für Herrn Kollegen Salcher ganz kurz ist, gehe ich gleich auf die drei Anträge ein. Zum eigentlichen Geschäftsstück besteht ja ohnehin Klarheit. 

Zum Tanzschulgesetz: Das seit 1. 3. 1997 in Kraft befindliche Tanzschulgesetz berücksichtigt ja, was die Behindertengerechtigkeit betrifft, dass für alle Betriebsstätten die behindertengerechte Zugänglichkeit vorzusehen ist. Das steht also jetzt schon im Gesetz, und das ist damals im Einvernehmen mit den Tanzschulen so gemacht worden. Daher sehen wir eigentlich keinen Grund, diesem Antrag zuzustimmen. 

Ich weise auch darauf hin, dass es natürlich ein bisschen schwierig ist, wenn man bei privaten Unternehmen - und die Tanzschulen sind private Unternehmen - sozusagen in den freien Markt eingreift und die Behindertengerechtigkeit fördert. Fängt man da an, dann wird man das bei allen anderen privaten Betrieben auch machen müssen. Das ist, glaube ich, nicht im Sinne des Erfinders. 

Ich empfehle auch bei den beiden anderen Anträgen, die zur sofortigen Abstimmung vorgesehen sind, die Ablehnung. 

Was die "basis wien" anbelangt, möchte ich dazusagen, dass es selbstverständlich mit der MA 7 und der "basis wien" Gespräche gibt und dass diese auch von Erfolg gekrönt sein werden. Es bedarf also keines Antrags der Kolleginnen und Kollegen, sondern die "basis wien" wird Geld bekommen, wenn wir das in einem der nächsten Ausschüsse beschließen. Es ist daher nicht notwendig, dazu einen Antrag zu stellen. 

Im Übrigen bitte ich um Zustimmung zu dem Akt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Somit ist die Debatte geschlossen, und wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 13 in der vorliegenden Fassung ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die drei Anträge. 

Der erste Antrag betrifft die Förderung behindertengerechter Zugänge zu den Wiener Tanzschulen. Hier wird die Zuweisung an die beiden Gemeinderatsausschüsse wie vorgelesen beantragt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nicht die erforderliche Mehrheit, der Antrag ist somit abgelehnt. 

Der zweite Antrag betrifft den Buchankauf "Gefangene der Angst" von Ella Lingens. Hiezu wird sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls nicht die erforderliche Mehrheit, der Antrag ist somit abgelehnt.

Der dritte Antrag betrifft Kunst "basis wien". 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Postnummer 2. Sie betrifft den Entwurf für eine Änderung der Geschäftsordnung für den Magistrat der Stadt Wien. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Dr Stürzenbecher, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die Debatte ist eröffnet.

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Margulies. - Bitte.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Gemeinderat neigt sich dem Ende zu. Ich ersuche für ein bis zwei Minuten um Ihre Aufmerksamkeit. 

Unsere Gespräche mit den zuständigen Beamten der Magistratsabteilung haben dazu geführt, dass wir prinzipiell der Geschäftsordnung zustimmen werden, nachdem uns zugesichert worden ist, dass im unumgänglichen Ausmaß für alle Bediensteten der Stadt Wien die Möglichkeit besteht, Online Banking zu verwenden. Dennoch erscheint es in unseren Augen etwas absurd, die ausdrückliche Erlaubnis des Online Bankings für DienstnehmerInnen der Stadt Wien davon abhängig zu machen, dass irgendwelche Banken mit der Stadt Wien einen Vertrag abgeschlossen haben. Letztendlich kann es sich der Dienstnehmer nicht aussuchen, ob seine Bank zufälligerweise mit der Stadt Wien einen Vertrag abgeschlossen hat, und das widerspricht unseres Erachtens schon einer gleichberechtigten Möglichkeit von DienstnehmerInnen der Stadt Wien, am Online Banking generell teilzunehmen.

Was alles immer wieder vorgebracht worden ist über Fürsorgepflicht der Stadt Wien, erachte ich insofern für vernachlässigbar, als das Online Banking bei einer Bank sowieso nur dann wahrgenommen werden kann, wenn der jeweilige Dienstnehmer schon ein Konto bei dieser Bank hat. Das heißt, insofern trifft es meines Erachtens nicht zu, von der Fürsorgepflicht gegenüber dem Dienstnehmer zu sprechen, was das Online-Konto betrifft. 

Wir werden dennoch der Geschäftsordnung zustimmen, bringen jedoch den Abänderungsantrag ein, dass es im Art. 1 Z 24 folgendermaßen heißt:

"Im Art. 1 Z 24 lautet § 57 Abs. 2 folgendermaßen: Die Inanspruchnahme von mit dem eigenen Gehaltskonto zusammenhängenden Bankdienstleistungen durch Bedienstete im Wege des elektronischen Zahlungsverkehrs Online Banking ist gestattet."

Damit wäre gesichert, dass für alle Bediensteten der Zugang gleichberechtigt hergestellt wird.

Ich ersuche um Zustimmung zum Abänderungsantrag. - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die Debatte ist geschlossen. 

Das Schlusswort hat der Berichterstatter, Herr GR Stürzenbecher. 

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Nach der gegenständlichen Bestimmung der neuen Geschäftsordnung des Magistrats sollen mit verschiedenen Bankinstituten Sponsoring-Verträge abgeschlossen wer-den. Zweck dieser Verträge ist es, dass die Bediensteten im Wege ihrer Dienst-PCs ihre privaten Bankgeschäfte über ihr Gehaltskonto erledigen können, diese aber nur mit jenen Bankinstituten möglich sind, die zu diesen Sponsoring-Verträgen mit der Gemeinde Wien finden, also solche abschließen. Das ist sachlich durchaus gerechtfertigt. 

Die Fürsorgepflicht würde ich nicht ganz so vom Tisch wischen. Man muss ja auch bedenken, dass es jugendliche Bedienstete gibt und dass hier natürlich wirklich eine Fürsorgepflicht gegeben ist. 

Außerdem ist es so, dass schon mit mehreren Banken Gespräche stattfinden. Nicht jetzt von meinem Vorredner, aber durchaus im Ausschuss ist auch gesagt worden, dass hier für eine einzelne Bank ein Privileg geschaffen würde. Das stimmt überhaupt nicht.

Es werden derzeit sogar mit drei Banken, wo der ganz große Teil der Bediensteten ihr Konto haben, ganz konkrete Gespräche geführt, und diese sind auch schon relativ weit gediehen. Auch andere Banken können natürlich hier zum Zug kommen, wenn sie die Voraussetzungen erfüllen. 

Grundsätzlich ist es also, glaube ich, eine sehr gute Sache, die sowohl den Bediensteten nützt als auch der Stadt Wien nützt, weil eben bei diesen Sponsoring-Verträgen etwas Sinnvolles und Positives herausschaut. Insbesondere müssen wir bedenken, dass Lehrlingsprojekte und Gesundheitsförderung auch für Dienstnehmer etwas Positives sind, und wir freuen uns natürlich darüber, wenn wir diesbezüglich auch auf diesem Weg etwas bewirken können. Und letztlich ist es auch für die Banken günstig. 

An sich ist das also eine Win-win-Situation, und ich 

ersuche deshalb um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich lasse als Erstes über den Abänderungsantrag abstimmen.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über das Geschäftsstück in der vorliegenden Fassung.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Postnummer 23: Die Einführung einer Schutzimpfung gegen Meningokokkenmeningitis Typ C mittels eines konjugierten Impfstoffs für Kinder, Jugendliche und Erwachsene und die Einführung einer Schutzimpfung gegen Hepatitis A und Typhus mittels eines Kombinationsimpfstoffs für Jugendliche ab dem vollendeten 15. Le-bensjahr sowie für Erwachsene und Festsetzung der Unkostenbeiträge. –

Hiezu gibt es keine Wortmeldungen mehr.

Ich darf das Geschäftsstück zur Abstimmung bringen.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit Mehrheit, ohne ÖVP und ohne Freiheitliche, so angenommen.

Zu den Geschäftsstücken 44 und 45 liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Ich komme sogleich zur Abstimmung. 

Wer für Postnummer 44 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Wer für Postnummer 45 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Wir kommen nun zur 8. Gemeinderatssubventions-liste, Geschäftsstück 47. Hier wird eine getrennte Abstimmung vorgenommen.

Ich lasse als Erstes abstimmen: Pensionistenverband Österreichs, Landesorganisation Wien.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ohne die Stimmen der Freiheitlichen und der GRÜNEN so angenommen.

Ich lasse als Zweites abstimmen: Wiener Seniorenbund.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ohne die Stimmen der Freiheitlichen und der GRÜNEN so angenommen.

Ich lasse jetzt über den Rest der Subventionsliste abstimmen.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Somit ist die öffentliche Sitzung beendet.

(Schluss um 20.02 Uhr.)
